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1. Vorbemerkung 

Der meinem Tätigkeitsbericht für das Jahr 1982 vorange- 

stellte Überblick stand unter der Überschrift „Fünf Jahre 

Datenschutz in Bayern“. Er stellte das Ende der Aufbaupha- 

se und bemerkenswerte Veränderungen auf dem Arbeits- 

feld nicht nur des bayerischen Datenschutzes fest: 

_ die technische Entwicklung zu immer mehr mittleren und 

kleineren Rechnern neben den Großrechenanlagen 

- die Testphase und Einführung neuer Medien. 

Das Ende der Aufbauphase in vorangegangenen Jahren 

mußte für 1983 den Blick auf Richtpunkte für die Zukunft 

wenden. Die angesprochenen technischen Entwicklungen 

mußten in diese Überlegungen mit einbezogen werden. 

Dies führte zu folgenden Gedanken: 

1. Es ist Aufgabe des Datenschutzes, die nach Art.2 

Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG gewährleistete 

Privatsphäre zu schützen. Dies ist durch die Entschei- 

dung des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezem- 

ber 1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 bestätigt wor- 

den, das aus diesen Verfassungsbestimmungen das 

Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung abge- 

leitet hat. Dieses Grundrecht erfaßt aber den Schutz der 

Persönlichkeit schlechthin. Die durch öffentliche Stellen 

von Burgern erhobenen Daten bedurfen daher des 

Schutzes ohne Rücksicht darauf, ob diese Daten auto- 

matisiert gespeichert, auf Karteikarten vermerkt oder ın 

Akten festgehalten sind. Aus diesem Grunde erscheint 

es überprüfungsbedürftig, wenn in den Datenschutzge- 

setzen nur auf die in Dateien - automatisierten wie her- 

kömmlichen - erithaltenen Daten abgestellt wird. Da 

grundsätzlich kein datenschutzfreier Raum besteht, muß 

deshalb auch für die in Akten festgehaltenen Daten auf 

die tragenden Bestimmungen der Verfassung zum 

Schutz der Persönlichkeit zurückgegriffen werden. 

Dies entspricht der von mir schon bisher vertretenen 

Auffassung. 

Auch der Begriff „Datenschutz“, von dem auch die Ge- 

setze ‚zum Schutz vor Mißbrauch personenbezogener 

Daten bei der Datenverarbeitung“ ausgehen, erweist 

sıch nicht selten als wenig hilfreich. Er führt immer wie- 

der zu der unzutreffenden Meinung, Sinn und Grenze 

meiner Aufgabe bestehe darin, bloße Daten zu schützen. 

Nicht deutlich genug bringt der Begriff „Datenschutz“ 

zum Ausdruck, daß sein Sinn allein darin bestehen kann, 

das vom Bundesverfassungsgericht aus dem Grundge- 

setz abgeleitete informationelle Selbstbestimmungs- 

recht des Bürgers zu schützen. Die Berücksichtigung 

des ganzen informationszusammenhangs, in dem ein 

Datum erscheint, habe ich beı der Prüfung datenschutz- 

rechtlicher Fragen stets als meine Aufgabe verstanden. 

2. Die Verfassungsbeschwerden gegen das Volkszählungs- 

gesetz, das Verfahren und die anschließenden Verhand- 

lungen vor dem Bundesverfassungsgericht und schließ- 

lich die beiden Entscheidungen vom 13. April und 

15. Dezember 1983 bedürfen, wie ich glaube, der beson- 

deren Beachtung auch unter den folgenden Gesichts- 

punkten’ 

a) Das Bundesverfassungsgesetz hat im vierten Leitsatz 

seines Urteils vom 15. Dezember 1983 festgestellt: 

„Das Erhebungsprogramm des Volkszählungsgeset- 

Zes 1983 führt nicht zu einer mit der Würde des Men-   

schen unvereinbaren Registrierung und Katalogisie- 

rung der Persönlichkeit; es entspricht auch den Ge- 

boten der Normenklarheit und der Verhältnismäßig- 

keit. Indessen bedarf es zur Sicherung des Rechts 

auf informationelle Selbstbestimmung ergänzender 

verfahrensrechtlicher Vorkehrungen für Durchfüh- 

rung und Organisation der Datenerhebung.“ 

Das Gericht hat demnach die im Volkszählungsge- 

setz vorgesehene Datenerhebung für statistische 

Zwecke - im Gegensatz zur Weitergabe der erhobe- 

nen Eınzeldaten, die sich auf bestimmte Personen 

beziehen - für verfassungskonform erachtet, wenn 

das Erhebungsverfahren entsprechend den Anforde- 

rungen des Urteils verbessert würde. 

Für meine Arbeit ziehe ich daraus den Schluß, nicht 

nur auf die Probleme und Gefährdungen durch auto- 

matisierte Datenverarbeitung hinweisen, sondern 

auch übertriebenen Ängsten und Befürchtungen 

steuern zu müssen — bei gleichzeitiger Gewähr für 

gesetzesgetreue Datenverarbeitung und -verwaltung. 

b Für die Verwaltung ergibt sich aus den Ausführungen 

des Bundesverfassungsgerichts die Verpflichtung, ihr 

Handein für den Bürger transparenter zu machen und 

ihn stärker als bisher über Erforderlichkeit und Ver- 

fahrensweise der Erfassung und Verarbeitung der 

von ihm zu fordernden Angaben hinzuweisen. Dies 

wird in manchen Fällen mehr als bisher der Unterstüt- 

zung durch die Presse bedürfen, der auch im Sinne 

positiver Bürgeraufklärung im demokratischen Staat 

eine besondere Aufgabe zukommt. 

c) Das Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

ergab aber auch für Regierungen und Parteien be- 

achtenswerte Aspekte. Sicherlich ist Datenschutz 

wegen seiner schwierigen Aufgabe, zwischen wider- 

streitenden Interessen einen verfassungskonformen 

Ausgleich zu bewirken, praktisch oft nur schwer „in 

Griff zu bekommen“. Aber nicht nur meine persönli- 

chen Erfahrungen, sondern der Eindruck der Ver- 

handlungen vor dem Bundesverfassungsgericht las- 

sen erkennen, daß im politischen Bereich in seiner 

Breite ganz allgemein - ohne Bezug auf einzelne Par- 

teien - nicht immer genügend differenzierte Einblicke 

in die Probleme der Bewältigung des Schutzes der 

Persönlichkeit des Bürgers bestehen. 

Zusammenfassend kann ich feststellen, daß die Ereignis- 

se im Berichtsjahr 1983, die weithin durch das bundes- 

verfassungsgerichtliche Beschwerdeverfahren bestimmt 

waren, wesentliche Perspektiven für die künftige Arbeit 

des Bayerischen Landesbeauftragten für den Daten- 

schutz ergeben haben. 

Zu den Tätigkeitsberichten 

Die Herausgabe des jährlichen Tätigkeitsberichts ist jedes- 

mal für meine Mitarbeiter und für mich ein schweres Stück 

Arbeit - nach Umfang wie Inhalt; die Arbeit nimmt mehrere 

Wochen in Anspruch, nicht zuletzt dabei die Wochenenden. 

Da das Gesetz nur die Notwendigkeit seiner Erstattung, 

sonst aber nichts über Form und Darstellung des Tätig- 

keitsberichts festlegt, machen wir uns über sie verständ- 

licherweise Jahr für Jahr Gedanken. So ist zu sagen: 

Die tägliche Arbeit aller Bereiche der Bayer. Verwaltung 

wirft unzählige Fragen auf, von denen zwar eine recht statt-
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liche Anzahl in den Gerichten verhandeit wird, aber nur die- 
bedeutendsten Ergebnisse in den Entscheidungssammlun- 
gen der Gerichte oder in Fachzeitschriften veröffentlicht 

und damit einer daran interessierten Öffentlichkeit zugäng- 
lich gemacht werden. Dies genügt auch, da sie die in jahr- 
zehntelanger Verwaltungsarbeit gewonnenen Erfahrungen 

nur zu ergänzen brauchen. 

Für den Datenschutz fehlen entsprechend langjährige Er- 
fahrungen. Auch Vollzugsbekanntmachungen und Erläute- 

rungswerke können nur selten auf Detailfragen eingehen. 
Dies mag auch ein Grund dafür sein, daß der Gesetzgeber 
des Datenschutzgesetzes mit der „Verordnung“ von Tätig- 
keitsberichten eine Publizität des Datenschutzes im Be- 
reich der öffentlichen Verwaltung und darüber hinaus ge- 
wollt hat. Sie bewirkt möglicherweise, daß die korrekte Ein- 
haltung von Datenschutzregeln und die rechtzeitige Klärung 
von offenen Datenschutzfragen von der Verwaltung mit 
mehr Aufmerksamkeit betrieben werden. Außerdem hat der 
Bericht die Aufgabe, in der Öffentlichkeit die Präsenz der 
unabhängigen Datenschutzkontrolle bewußt zu machen. 
Dies hat freilich auch zur Folge, daß aus dem Bereich des 
Datenschutzes bei öffentlichen Verwaltungsbehörden mehr 
Probleme bekannt werden, als aus vielen anderen Verwal- 
tungssachgebieten. 

Ich bitte, dies bei Durchsicht des Berichts zu bedenken und 
nicht den meist unzutreffenden Schluß zu ziehen, im Be- 
reich des Vollzuges von Datenschutzvorschriften würden 

nur der Zahl nach um ein vielfaches mehr Fragen und Pro- 
bleme entstehen, als in allen anderen Bereichen der Verwal- 
tung, z. B. bei Umweltschutz, Bauen im Außenbereich oder 
der Planung von Straßentrassen. 

Sinn und Notwendigkeit der Herausgabe ausführlicher Tä- 
tigkeitsberichte des Datenschutzes sehe ich auch darin, 
daß die Informationsverarbeitung allgemein in stürmischem 
Fortschritt begriffen ist und deshalb ihre Wirkungen, soweit 
sie Einschränkungen oder Beschränkungen des allgemei- 
nen Persönlichkeitsrechts verursachen können, besonders 

beobachtet werden müssen. Ein Abstellen nur auf die mög- 
licherweise problematischen Wirkungen automatisierter In- 
formationsverarbeitung würde die Tätigkeitsberichte zwar 
von einer Vielzahl einzelner Datenschutzfälle und -fragen 
entlasten, aber letztlich als „Mängel-Liste*, die sich über- 
wiegend an den Normgeber, also Parlamente und Staatsre- 
gierung (als Verordnungsgeber), wendet, dem unmittelba- 

ren Verwaltungsvollzug wenig Nutzen stiften. 

So interessant eine solche Beschränkung aus der Sicht der 
Technologie-Folgen-Bewältigung sein könnte, so wenig wä- 
re dies mit dem Auftrag an den Datenschutzbeauftragten, 
„über seine Tätigkeit“ zu berichten, vereinbar (Art. 28 

Abs.4 Satz 1 BayDSG). Denn die Tätigkeit des Daten- 
schutzbeauftragten und seiner Mitarbeiter ist im rechtlichen 
Bereich zu einem erheblichen Teil durch Bürgereingaben 
und Behördenanfragen bestimmt, die sich auf die Anwen- 
dung des schon bisher geltenden Rechts auf konkrete Da- 
tenschutz-Einzelfragen beziehen. Daß Bürgeranfragen un- 
mittelbar beantwortet werden müssen, bedarf keiner Be- 
gründung. Dies gilt aber im Regelfall auch für die Anfragen 
von Behörden. Wenn diese sich vor einer eventuellen Bean- 
standung durch den Datenschutzbeauftragten nach dessen 
Beurteilung eines konkreten Falles erkundigen - z.B. we- 
gen einer von Dritten erbetenen Datenübermittlung - muß 
meine Dienststelle Anfragen selbst beantworten und kann 
sie nicht der jeweiligen Aufsichtbehörde zur ausschließ- 

lichen Beantwortung abgeben. Zum Schutz des informatio- 
nellen Selbstbestimmungsrechts der betroffenen Bürger 
muß nach meiner Überzeugung der Datenschutzbeauftrag- 

te mögliche Verletzungen bereits im Vorfeld vermeiden hel- 
ten. Die hierbei gesammelten Erfahrungen suche ich - so- 
weit geeignet — durch die Mitteilung in den Tätigkeitsbe- 
richten auch anderen Verwaltungsstellen zugänglich zu ma- 

chen. Im übrigen erzeugt die Zahl der Behördenanfragen 
beim Landesbeauftragten für den Datenschutz zwar für die 
sehr kleine Geschäftsstelle sehr viel Arbeit, sie ist aber ob- 

jektiv gesehen gering, im Verhältnis zur Zahl der über 2000 
bayerischen Gemeinden und der übrigen staatlichen und 
nichtstaatlichen bayerischen Behörden und damit im Ver- 

hältnis zur Gesamtheit der auftretenden Datenschutz-Fra- 
gen. Im Ergebnis kann davon ausgegangen werden, daß die 

Fälle, die mir von Behörden vorgetragen werden, meist 
Sonderfälle sind, die zur vorsorglichen Abwendung einer 
sonst möglichen Beanstandung im Sinne eines „vorgezoge- 
nen“ Rechtsschutzes durch „rechtzeitige“ Vorkehrungen 
geklärt werden sollten, Diesen hält das Bundesverfassungs- 
gericht in seinem Volkszählungsurteil als effektiven Schutz 
des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung (ll 2 a, 

a.E.) für geboten. Da diese Praxis auch im vorliegenden Tä- 

tigkeitsbericht ihren Niederschlag findet, war m.E. an dieser 
Stelle hierüber zu berichten. 

Für Gesetzentwürfe rege ich darüber hinaus erneut an, im 
„Vorblatt‘“ des Gesetzentwurfs nicht nur die Frage nach Ko- 
sten und Alternativen der vorgesehenen Regelungen anzu- 

sprechen, sondern auch kurz auf die Auswirkungen des 

Gesetzvorhabens auf Erhebung und Nutzung personenbe- 
zogener Daten einzugehen (siehe 5. Tätigkeitsbericht Ziff. 
1.3 Seite 6, a.E.). 

1.1. Der Beirat 

Einrichtung und Aufgaben des gem. Art. 29 BayDSG beim 
Landesbeauftragten für den Datenschutz gebildeten Bei- 
rats habe ich in den früheren Tätigkeitsberichten eingehend 
dargestellt. 

Die dem Landtag angehörenden Mitglieder des Beirats wer- 
den jeweils für die Wahldauer des Landtags bestellt, die üb- 
rigen Mitglieder jeweils für 4 Jahre. Nach der Landtagswahl 
im Herbst 1982 sind die Mitglieder des Beirats neu bestellt 
worden. Mitglieder des Beirats und ihre Steilvertreter sind 
danach gegenwärtig: 

Die Landtagsabgeordneten: 

Hermann Regensburger Dr. Paul Wilhelm   Franz Josef Brosch Manfred Humbs 
Wolfgang Dandorfer Johann Böhm 
Franz Gruber Konrad Kobler 
Klaus Warnecke Rolf Langenberger 
Alfred Münch Heinz Mehrlich 

Die Senatoren: 

Wolfgang Burnhauser 

Für die Staatsregierung: 

Dr. Friedrich Giehl 
Ministerialdirigent im 

Bayer. Staatsministerium 

Otto Neukum 

Dr. Werner Böhme 
Ministerialrat im 

Bayer. Staatsministerium 
des Innern der Finanzen
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Für die Kommunalen Spitzenverbände: 

Dr. Georg Wilhelm 
Geschäftsleitender Direktor 

der Anstalt für Kommunale 

Datenverarbeitung 

ın Bayern 

Klaus Eichhorn 
Ltd. Verwaltungsdirektor 

der Anstalt für Kommunale 

Datenverarbeitung 

in Bayern 

Für die Sozialversicherungsträger: 

Herbert Schmaus 
Verwaltungsdirektor beim 

Landesverband der Orts- 

krankenkassen in Bayern 

Franz-Martin Fehn 
Erster Direktor 

der Landesversicherungs- 

anstalt Oberfranken und 

Mittelfranken 

Für den Verband der Freien Berufe in Bayern e.V.: 

Winfried Wachter 
Präsıdiumsmitglied des 

Verbandes Freier Berufe 

in Bayern e.V. 

Dr. med. H. Braun 
Präsident des Verbandes 

Freier Berufe ın Bayern e.V. 

Im Berichtsjahr tagte der Beirat viermal, nämlich am 25. Ja- 

nuar, 26. April, 12. Juli und 25. Oktober 1983. Er befaßte 

sich in seinen Sitzungen mit folgenden Punkten: 

_ Datenschutzrechtliche Beanstandungen bei Bayer. Be- 

hörden, 

- Bericht über den Entwurf zum Staatsvertrag „Bildschirm- 

text“, 

_ Bericht über die Novellierung des Bundesdatenschutz- 

gesetzes, 

- Bericht zum Stand und über das Ergebnis des Gesetz- 

gebungsverfahrens zum Landesmeldegesetz, 

- Unterrichtung über die datenschutzrechtlichen Probleme 

der Durchführung des Volkszählungsgesetzes, 

_ Bericht über datenschutzrechtliche Kontrollen im Polizei- 

bereich, 

- Bericht über datenschutzrechtliche Kontrollen im tech- 

nischorganisatorischen Bereich, 

- Vorberatung des Tätigkeitsberichts 1982 des Landesbe- 

auftragten für den Datenschutz gem. Art. 28 Abs.6 

BayDSG, 

- Bericht über die mündliche Verhandlung im Verfahren 

über die Verfassungsbeschwerden gegen das Volkszäh- 

lungsgesetz, 

- Unterrichtung über den Sachstand im Bereich „Neuer 

Medien“, 

- Bericht über das bisherige Verfahren der Auswertung 

der für die Wanderungsstatistik an das Bayer. Landes- 

amt für Statistik und Datenverarbeitung übermitteiten 

Meldedaten, 

- Unterrichtung über den Beschluß der DSB-Konferenz 

und die DSBPressemitteilung zum Personalausweisge- 

setz, 

- Bericht über den Stand der Überlegungen zu einem Bay- 

er. Archivgesetz, 

- Bericht über einen Modellversuch zur computerge- 

steuerten Wirtschaftslichkeitsprüfung bei gesetzlichen 

Krankenkassen. 

Zur Tätigkeit des Beirats siehe im übrigen in den Tätig- 

keitsberichten | unter 1.4, Il unter 1.3, HI unter 1.2.1, IV 

unter 1.5 und V unter 2.1. 
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1.2. Behandlung des 5. Tätigkeitsberichts im Parlament 

Der Tätigkeitsbericht für das Jahr 1982 wurde am 26. Okto- 

ber 1983 im Ausschuß für Verfassungs-, Recht- und Kom- 

munalfragen des Bayerischen Landtags und am 30. Novem- 

ber 1983 im Rechts- und Verfassungsausschuß des Bayeri- 

schen Senats beraten. 

1. Im Bayerischen Landtag erklärte der Berichterstatter, 

Abgeordneter Hermann Regensburger, nach der Vor- 

stellung wesentlicher Punkte des Tätigkeitsberichts 

durch den Landesbeauftragten, daß in Bayern Daten- 

schutz mit Augenmaß betrieben werde; d. h. daß Daten- 

schutzbelange dort durchgesetzt würden, wo dies not- 

wendig sei. Bestandteil des erfolgreichen Bayerischen 

Konzepts sei die rechtzeitige Einschaltung des Daten- 

schutzbeauftragten bereits im Vorfeld des Erlasses von 

Gesetzen oder sonstigen Vorschriften. Er wies auf die 

Bedeutung der damit möglichen frühzeitigen Berück- 

sichtigung von Datenschutzbelangen hin. Das Bundes- 

verfassungsgericht bestätigte im übrigen in seinem 

Volkszählungsurteil vom Dezember 1983 die Notwendig- 

keit vorbeugenden Rechtsschutzes durch rechtzeitige 

Einschaltung der Datenschutzbeauftragten. 

Als besondere Aufgabe des Beirats sah der Berichter- 

statter die Erörterung von Probiemen an, in denen Da- 

tenschutzbelange wegen unterschiedlicher Interessenla- 

gen nicht sofort im erforderlichen Umfange berücksich- 

tigt würden. Gerade die Beratungen zum Meldegesetz 

hätten gezeigt, wie sinnvoll die Vorberatung des Regie- 

rungsentwurfs im Beirat gewesen sei. Zur Volkszählung 

teilte der Berichterstatter die Sorge des Landesbeauf- 

tragten für den Datenschutz, ein Ersatz der Voikszäh- 

lung könne in der Zusammenführung und Nutzung vor- 

handener Daten aus verschiedensten Verwaltungsberei- 

chen gesucht werden. Eine solche Konzentration von 

personenbezogen Daten sei problematisch. Es sei gera- 

de das Anliegen des Datenschutzes die Entstehung von 

Persönlichkeitsprofilen zu vermeiden. Mit einem Bayeri- 

schen Ausführungsgesetz zum Personalausweisgesetz 

werde sich der Beirat befassen, sobald es vorliege. 

MdL Regensburger verwies besonders auf die Daten- 

schutzprobleme, die im Bereich der Neuen Medien zu lö- 

sen sind und hob die Bemühungen Bayerns um die Erar- 

beitung der nötigen bereichsspezifischen Datenvor- 

schriften hervor. Der Berichterstatter ging dann auf die 

Arbeiten an einem Archivgesetz sowie auf Fragen eines 

Krebsregistergesetzes ein. Er kritisierte die Erschwe- 

rung der Datenschutzkontrolle ausgerechnet aufgrund 

der Vorschriften über das Steuergeheimnis in der Abga- 

benordnung und hielt eine gesetzliche Regelung für 

wünschenswert. Aus dem Arbeitsbereich des Landtags 

berichtete MdL Regensburger über die Neuregelung des 

Petitionsrechts, bei der auch beträchtliche Fortschritte 

für den Datenschutz erzielt worden seien. Die Ge- 

schäftsordnung des Bayerischen Landtags sei, auch auf 

Grund der Beratung durch den Datenschutzbeauftrag- 

ten, so geändert worden, daß einerseits der Persönlich- 

keitsschutz und die Intimssphäre des Petenten bei der 

Behandlung seiner Eingaben gewährleistet sei, anderer- 

seits der Grundsatz der Öffentlichkeit der Ausschußsit- 

zungen nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt werde.
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Der Berichterstatter stellte schließlich fest, daß der Tätig- 
keitsbericht keine Hınweise auf schwerwiegende Verstöße 
gegen Datenschutzbestimmungen oder Datenschutzskan- 

dale enthalte und kleinere Verstöße nicht auf Vorsatz beruh- 

ten. In einigen Bereichen seien die Bediensteten auch noch 
nicht genügend sensibilisiert. Zur Schärfung des Daten- 
schutzbewußtseins der Bevölkerung und Verwaltung trage 

nicht zuletzt auch die Debatte im Landtagsausschuß bei. 

Mitberichterstatter MdL Klaus Warnecke bestätigte, daß in 

Bayern keine größeren Datenschutzskandale stattgefunden 
hätten. Bayern befinde sich jedoch keineswegs in einer da- 

tenschützerischen Idylle, wie die schwierigen Erörterungen 

zum Meldegesetz mit der Einführung des Ordnungsmerk- 
mals und der Speicherung der Seriennummer des Personal- 
ausweises ausweisen würden. Der Rückblick auf die ver- 

gangenen fünf Jahre Datenschutz in Bayern gestatte die 
Feststellung, daß ohne Datenschutzbeauftragten sicherlich 
einige handfeste und spektakuläre Auseinandersetzungen 

um Einzelfälle oder Datenschutzstrukturen stattgefunden 
hätten. Er hob die Stellung des Datenschutzes im Zielkon- 
flıkt zwischen Verwaltungszielen und Freiheitsbewußtsein 

der Bürger hervor und betonte die Notwendigkeit Daten- 
schutz konkret auf den technologischen Wandel zu bezie- 

hen. Dieser erzeuge immer wieder neue Datenschutzpro- 

bleme. Dabei habe sich gezeigt, daß es schwierig sein kön- 

ne, Datenschutzbelange rechtzeitig in gesetzliche Normie- 

rungen von Verwaltungsabläufen einzubringen. 

MdL Warnecke betonte die Notwendigkeit, aus der Sicht 
des Datenschutzes den Neuen Medien - insbesondere 
dem Medium „Kabel“ - große Aufmerksamkeit zu widmen, 
da im Zusammenhang mit der Abrechnung Daten zu spei- 
chern seien. 

Der Mitberichterstatter vertrat die Ansicht, die Daten- 
schutzberichte sollten der Verwaltung als eine Art Lexikon 

dienen. Manche Kapitel seien deshalb ganz bewußt im Stil 
praxisbezogener Anleitungen gehalten. In diesem Zusam- 
menhang hob er auch die Notwendigkeit der Datenschutz- 

kontrolle ım technischen und organisatorischen Bereich 
hervor. Die Bürger hätten Anspruch darauf, daß die Verwal- 
tung ihre Daten gegen unerlaubte Einsicht und Zugriffe si- 
chere. 

Der Ausschuß erörterte anschließend nochmals die Serien- 

nummer des Personalausweises und deren evil. Verwen- 
dung in anderen Verwaltungsbereichen, sowie Daten- 
schutzfragen, die sich aus einer Vermehrung von polızeili- 

chen Kontrollen mit Hilfe eines maschineniesbaren Perso- 
nalausweises ergeben könnten. 

2. Im Bayerischen Senat wurde nach der Vorstellung des 
Tätigkeitsberichts durch den Landesbeauftragten für 
den Datenschutz im Rechts- und Verfassungsausschuß 
die Frage der Löschung von Eintragungen über Jugend- 
strafen in Datenbanken und im Zusammenhang damit 
die Anordnung über „Mitteilungen in Strafsachen“ ange- 
sprochen. Eıne ausführlichere Diskussion entspann sich 

um das Thema „Computerkriminalität“ und die Frage, wie 
wahrscheinlich die Ausbreitung dieses Phänomens im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung generell sei. Außer- 

dem wurden die Datenweitergabe an kirchliche Einrich- 
tungen zum Zwecke der Berechnung der Kirchensteuer, 
die Aufbewahrung von Karteikästen in Gemeinden, in   

Räumen die dem Publikumsverkehr zugänglich sind, so- 

wie der Zugang der Polizei zu Kraftfahrzeug- oder Mel- 
deregistern außerhalb der Dienstzeit der Behörden, mit 

Hilfe eines eigenen Schlüssels, angesprochen. 

1.3. Arbeitsbedingungen der Geschäftsstelle 

Unter dieser Überschrift habe ich im 5 Tätigkeitsbericht 
darüber berichtet, daß der angestrebte Personalstand der 

Geschäftsstelle fast erreicht sei und eine weitere Stellen- 

vermehrung nıcht angestrebt werde, da bei normalem Ar- 

beitsablauf die Arbeit mit den vorhandenen bzw. damals 
noch zu erwartenden Mitarbeitern bewältigt werden könne. 

Ich habe allerdings angemerkt, daß Sonderaktionen wie die 
jährliche Abfassung des Tätigkeitsberichts oder Stellung- 
nahmen für das Bundesverfassungsgericht zum Volkszäh- 

lungsgesetz oft einen Arbeitseinsatz von den Mitarbeitern 

erforderten, der weit auch über die bei obersten Dienstbe- 
hörden üblichen Dienststunden hinausgeht. Ich habe mit 

Hinblick auf die generell angespannte Haushaltslage ge- 

glaubt, dies in Kauf nehmen zu sollen (s.a. in den Tätigkeits- 
berichten IV Nr. 1.4, III Nr. 1.2.2 und II Nr. 1.4). 

Seit der im Jahr 1983 begonnenen Diskussion zum Volks- 
zählungsgesetz und, in geringerem Umfang, auch zum Ge- 
setz über einen neuen Bundespersonalausweis, und seit 

Erlaß des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum 

Volkszählungsgesetz hat sich die Situation nun drastisch 
verschlechtert: 

Meine Geschäftsstelle hatte bisher mit der Personal-Grund- 
ausstattung gearbeitet, die mir aufgrund meines 1979/80 
gestellten Antrags im Haushalt 1981/82 zugestanden wor- 
den war Daß ıch im Personalbereich immer sehr zurück- 
haltend war und von Stellen-Ausschöpfungsmöglichkeiten 

stets nur mit äußerster Sparsamkeit Gebrauch machte, 

kann ich jederzeit belegen und ergibt sich auch aus meinen 
Tätigkeitsberichten. 

Seit der Zeit, in der die Grundausstattung damals festgelegt 
wurde, hat sich der Arbeitsanfall jedoch vervielfacht. Erheb- 

liche Überstunden sind die tägliche Regel, in bestimmten 
Arbeitsbereichen ist auch an Wochenenden Mehrarbeit zu 
leisten. Trotzdem ist die Flut der Eingaben von Bürgern und 
der Bitten um Stellungnahmen zu behördlichen Problemen 

‚| mit den wenigen Mitarbeitern nicht mehr ausreichend zu 
bearbeiten. Kontrollen des Datenschutzes, die vom Landes- 
beauftragten selbst eingeleitet werden, also ohne eine Ein- 

gabe oder Anfrage Dritter, sind im rechtlichen Bereich fast 

nicht möglich, obwohl auch dies eine gesetzliche Aufgabe 

ist (Art. 28 Abs. 1 BayDSG) Es entsteht immer häufiger dıe 

Situation, daß zwar bei Behörden die technisch-organisato- 
rische Seite des Datenschutzes, also die notwendigen Da- 
tensicherungsmaßnahmen, überprüft werden, daß aber die 
rechtliche Vorfrage, ob alle so gesicherten Daten überhaupt 
gespeichert oder in einem Online-Verfahren zur Verfügung 
gestelit werden dürften, mangels Personalkapazität nicht 
geprüft werden kann. 

In letzter Zeit ist ein weiteres Anschwellen der Arbeitsmen- 
ge zu beobachten: Sie ist in erster Linie auf dıe Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichtes zum Volkszählungs- 

gesetz zurückzuführen. Sie führt zu einer anhaltenden er- 
höhten Belastung, denn zahlreiche ADV-Verfahren und die 
ihnen zugrundeliegenden Rechtsnormen müssen nun über- 
prüft und teilweise auch geändert werden. Auch die Basis 

des Datenschutzes und die Tätigkeit des Beauftragten, 
nämlich die Datenschutzgesetze selbst, bedürfen einer
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Überarbeitung. Sich mit diesen Aufgaben intensiv zu befas- 

sen, ist vorrangige Aufgabe. Da die Entscheidung des Bun- 

desverfassungsgerichts auch für den Vollzug zahlreicher 

Gesetze Probleme aufwirft und sich das Datenschutzbe- 

wußtsein verstärkt hat, sind zunehmend auch Fragen zur 

Anwendung des Datenschutzrechts in Behördenbereich zu 

klären. In gleichem Maße ist die Anzahl der Bürgeranfragen 

gestiegen, seit Oktober 1983 hat sich der durchschnittliche 

monatliche Eingang von neu zu bearbeitenden Fällen — un- 

abhängig vom Einlauf zu schon in Arbeit befindlichen Fällen 

- etwa verdoppelt. Mit dem aufgrund der vorhandenen Stel- 

len verfügbaren Personal ist diese Arbeit nicht mehr zu lei- 

sten. 

Die öffentliche Diskussion zu den „Neuen Medien“ gebietet 

eine wirksame Datenschutzkontrolle in diesem Bereich - 

nicht zuletzt im Interesse des Vertrauens der Bevölkerung. 

Dem trägt die Zuweisung dieser Aufgabe an den Daten- 

schutzbeauftragten in Art.1 Abs. 2, Art. 2 des Ausfüh- 

rungsgesetzes zum Bildschirmtext-Staatsvertrag Rech- 

nung. Gleiches gilt für die weitere umfangreiche Aufgaben- 

zuweisung (Kontrollkompetenz auch für den nichtöffentli- 

chen Bereich) durch Art. 19 Abs. 2, 31 Abs. 4, 32 Abs. 2 

und 33 Abs. 4 des Entwurfes des Medienerprobungs- und 

-entwicklungsgesetzes. Im Interesse einer sachgerechten 

Kontrolle der neuen Medien bin ich der Ansicht, daß diese 

Übertragung der gesamten Kontrolle auf den unabhängigen 

Datenschutzbeauftragten sehr sinnvoll ist. Dies setzt vor- 

aus, daß im Bereich der neuen Medien ein Datenschutzkon- 

troll-System erstmals aufgebaut wird. Diese zusätzliche Ar- 

beitsfülle läßt sich allerdings mit dem vorhandenen Personal 

nicht bewältigen. Ich habe daher eine, angesichts der an- 

stehenden Aufgaben sehr bescheidene, Erweiterung um 

drei Personalstellen sowie die Schaffung einer weiteren 

Prüfbereichsleiterstelle zum Haushalt 1985/86 beantragt. 

Ich erhoffe die Unterstützung von Landtag und Staatsregie- 

rung hierzu. Ohne Personalmehrung werde ich der erhebli- 

chen Bedeutung, die das Bundesverfassungsgericht einer 

„vorgezogenen Rechtsschutz“ durch „die Beteiligung unab- 

hängiger Datenschutzbeauftragter* für einen effektiven 

Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung 

zugemessen hat, nicht hinreichend gerecht werden können 

(Ziff. 11 2 a, a.E., des Urteils). 

1.4. Konferenz der Datenschutzbeauftragten 

Die Datenschutzbeauftragten der Länder und des Bundes 

und die Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz haben im 

Berichtsjahr in vier Tagungen gemeinsam interessierende 

Fragen erörtert. Beispielhaft seien genannt die Erarbeitung 

einer gemeinsamen Entschließung zur Volkszählung 1983 

(abgedruckt im Anhang zum 5. Tätigkeitsbericht), die Frage 

von Datenschutzkontrolle und Geheimhaltungsvorschriften, 

der Umfang der Prüfungskompetenz beim Verfassungs- 

schutz, Sozialberichte bei Abhängigkeitskranken, Stand der 

Gesetzgebung zum Personalausweisgesetz, datenschutz- 

rechtliche Anforderungen an den fälschungssicheren und 

maschinenlesbaren Personalausweis bzw. Paß, Ausfüh- 

rungsgesetze der Länder zum Bildschirmtext-Staatsvertrag, 

Datenschutzregelungen im Bereich von Sicherheitsbehör- 

den, Datenerhebung im Zusammenhang mit Anträgen auf 

Kindergeld, Meldewesen, wissenschaftliche Untersuchun- 

gen im Bereich des psychiatrischen Maßregeivolizugs, klini- 

sche Krebsregister in Tumorzentren (abgedruckt als An- 

hang Nr. 7 zu diesem Bericht), Gesetzentwurf über die Si- 

cherung und Nutzung von Archivgut, Beschluß einer ge- 

meinsamen Stellungnahme zum Referentenentwurf für eine 
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Novelle zum Bundesdatenschutzgesetz (die Erklärung ist ın 

Anhang Nr. 4 zu diesem Bericht abgedruckt). 

1.5. Berücksichtigung des Datenschutzrechts im Vorbe- 

reitungsdienst der Rechtsreferendare 

Nachdem im Rahmen der Ausbildung der Beamten des ge- 

hobenen Dienstes eine eingehende Unterrichtung über Da- 

tenschutzrecht durchgeführt wird und neuerdings darüber 

hinaus auch Fortbildungsseminare über Datenschutz ange- 

boten werden, hatte ich dem Bayerischen Staatsministe- 

rium des Innern vorgeschlagen, auch Rechtsreferendare im 

Rahmen ihres Vorbereitungsdienstes über Datenschutz- 

recht zu ınformieren. Das Ministerium hat die Regierungen, 

die hierfür zuständig sind, auf mein Angebot aufmerksam 

gemacht. Zusätzlich habe ich den Regierungen meine Mit- 

arbeit bei dieser Unterrichtung angeboten. Inzwischen wur- 

den Informationsveranstaltungen über Datenschutz durch 

eine juristische Mitarbeiterin meiner Geschäftsstelle bei 

den Regierungen von Schwaben und der Oberpfalz durch- 

geführt. Mit den Regierungen von Unterfranken und Ober- 

franken wurden Termine für eine Informationsveranstaltung 

festgelegt Als Folge des Erlasses des Volkszählungsurteils 

durch das Bundesverfassungsgerichts ergibt sich meines 

Erachtens verstärkt die Notwendigkeit, auch in der Juristen- 

ausbildung Datenschutzrecht zu berücksichtigen. 

2. Zur Auswirkung des Urteils des Bundesverfassungs- 

gerichts zum Volkszählungsgesetz 1983 auf den 

Datenschutz 

Die Auswirkungen des Volkszählungsurteils sind zur Zeit 

Gegenstand vieler Überlegungen {Leitsätze des Urteils s. 

Anlage Nr. 1). Die Datenschutzbeauftragten der Länder und 

des Bundes und die Datenschutzkommission Rheinland- 

Pfalz haben zu den Auswirkungen eine Entschließung ge- 

faßt, die als Anhang Nr. 3 diesem Bericht beigefügt ist. Der 

nachfolgende Beitrag erhebt keinen Anspruch auf vollstan- 

dige Durchleuchtung dieser komplizierten Materie. Ich hoffe 

jedoch, daß er einige Punkte klarer herauszuarbeiten hilft. 

2.1. Wesentliche Aussagen des Urteils zum Datenschutz 

Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, daß im 

Rahmen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Art. 2 

Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG das Recht auf 

„informationelle Selbstbestimmung“ als Grundrecht zu be- 

achten ist. Es umfaßt unter den Bedingungen der modernen 

Datenverarbeitung den Schutz des Einzelnen gegen „unbe- 

grenzte* Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weiter- 

gabe seiner persönlichen Daten und gewährleistet insoweit 

die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst über die 

Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu 

bestimmen (Leitsatz 1). 

Einschränkungen dieses Rechts sind nur im überwiegen- 

den Allgemeininteresse zulässig. Sie bedürfen einer verfas- 

sungsgemäßen gesetzlichen Grundiage, die dem rechts- 

staatlichen Gebot der Normenklarheit entsprechen muß. 

Bei seinen Regelungen hat der Gesetzgeber ferner den 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Auch hat 

er organisatorische und verfahrensrechtliche Vorkehrungen 

zu treffen, welche der Gefahr einer Verletzung des Persön- 

lichkeitsrechts entgegenwirken (Leitsatz 2 des Urteils). In 

den Leitsätzen 3-5 ist die Anwendung der vorgenannten 

Grundsätze auf die Erhebung und Verarbeitung personen- 

bezogener Daten für statistische Zwecke zusammengefaßt. 

Dem Urteil ist also zu entnehmen, daß zumindest im Be- 

reich automatisierter Verarbeitung zwangsweise erhobener
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Daten vom Gesetzgeber Grenzen festgelegt werden müs- 

sen: 

- für Datenerhebung - das Gericht spricht u.a. von der 

Beschränkung auf das für die Erreichung des Zieles er- 
forderliche Minimum, 

— für Datenspeicherung -— das Gericht spricht in den Grün- 

den von der Unzulässigkeit der Vorrats-Datensammlung, 

— für die Verwendung - hier ist eine Begrenzung auf den 
gesetzlich bestimmten Zweck erforderlich - und 

- für dıe Weitergabe von personenbezogenen Daten - 
hierzu fordert das Gericht Schutz vor Zweckentfrem- 

dung durch Weitergabe- und Verwertungsverbote. 

Die Pflicht zur Begrenzung der Datenverarbeitung muß aber 

wohl auch für Fälle freiwilliger Angabe von Daten hinsicht- 
lich der angegebenen Verwendungszwecke gelten, sowie in 
Fällen, in denen wichtige Leistungen für Betroffene von der 
Angabe von Daten abhängen und bei geheimer Beobach- 

tung von Personen. 

Die Begrenzung der Datenverarbeitung muß so weit er- 
streckt werden, weil für die verschiedensten Verwaltungs- 

bereiche mittlerweile so viele verschiedene Daten über den 
Bürger erhoben werden, daß ihre unbegrenzte Nutzung 

bzw. ihr unbegrenzter Austausch tendenziell zu den vom 

Gericht für unzulässig erklärten Abbildern der Person füh- 
ren könnte. 

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung wirkt als 

Freiheitsrecht direkt gegenüber staatlicher Datenverarbei- 
tungs-Tätigkeit. Es hat insofern eine Abwehrfunktion zum 
Schutze des jeweiligen Betroffenen. Seine Umsetzung 
durch Gesetzgeber und Verwaltung bewirkt aber auch eine 
Verteilung oder Zuteilung von Informationen, die einer 

freien Entscheidung von Behörden über die Verwendung 

personenbezogener Daten (z.B. im Rahmen von Daten- 

übermittlungen), oder einer Zusammenfassung verschiede- 
ner Informationen über eine Person entgegensteht. Diese 
Wirkung könnte auch als Gewaltenteilungsfunktion des 
„Rechts auf informationelle Selbstbestimmung“ bezeichnet 
werden, die der Vorstellung vom Staat als informationeller 
Einheit Grenzen setzt. Das Gericht erwähnt den Begriff der 
„informatıonellen Gewaltenteilung“ selbst und zwar im Zu- 

sammenhang mit der erforderlichen Trennung der Kommu- 

nalstatistik von anderen Aufgaben der Gemeinden (IV 4b). 
Durch die Forderung nach grundrechtssichernden Ab- 

schottungsmaßnahmen verdeutlicht das Gericht die aus 
dem Grundrecht abgeleitete Notwendigkeit einer Struktu- 
rierung der dem Staat bzw. den Behörden über die Bürger 
zur Verfügung stehenden Informationsmenge. Demgegen- 
über wurde bisher, soweit keine Verschwiegenheitspflich- 

ten oder besondere Regelungen über die Informationsver- 
teilung bestanden, tendenziell eher ein organisatorischer 

Freiraum der Behörden angenommen. 

Zu klären ist nun, wie weit die Pflichten von Gesetzgeber 
und Verwaltung gehen, Datenerhebung, Informationsmen- 
gen, Nutzung und Datenflüsse durch allgemeine Regelun- 
gen, bzw. durch Rücksichtnahmen im Einzelfall des Ver- 
waltungsvollzugs, dem Anspruch des Art.2 Abs. 1, 1 

Abs. 1 GG anzupassen. Djes wird auf Jahre hinaus eine 
Aufgabe für Wissenschaft und Verwaltung, für Parlamente 

und Gerichte und nicht zuletzt auch für die Datenschutzbe- 
auftragten sein. Gegenwärtig ist noch keine endgültige 

Klarheit — insbesondere keine einheitliche Meinung - in 

dieser Frage zu erkennen.   

2.2. Folgerungen für den Gesetzgeber 

2.2.1. Was darf oder muß der Gesetzgeber regeln? 

Aus dem Urteil und seiner Begründung sind meines Erach- 
tens drei voneinander unterscheidbare Bereiche zu erken- 
nen, zu denen sich aus dem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung Forderungen ableiten lassen’ 

2.2.1.1 Der Bereich der Unzulässigkeit gesetzlicher Daten- 
verarbeitungsregelungen wegen Verstoßes gegen 

das Persönlichkeitsrecht. 

2.2.1.2 Der Bereich, in dem verfassungsgemäße gesetzli- 
che Einschränkungen des Rechts auf informationel- 
le Selbstbestimmung grundsätzlich möglich sind. 

2.2.1.3 Der Bereich, in dem keine Einschränkungen des 

Rechts auf informationelle Selbstbestimmung fest- 
stellbar wären. 

Zu 2.2.1.1: 

Bereich der Unzulässigkeit gesetzlicher Datenverarbei- 
tungsregelungen wegen Verstoßes gegen das Persönlich- 
Keitsrecht: 

a) Gesetze durfen keine unzulässigen Verwendungszwek- 
ke zulassen: 

Dem Urteil kann entnommen werden, daß eine Be- 
schränkung der Datennutzung auf bestimmte Verwen- 
dungszwecke geboten sein kann Die Verwendung be- 
stimmter Daten für andere als diese Zwecke wäre dann 

gesetzlich auszuschließen. Dem Gesetzgeber wird damit 
auch eine allzu weite Festlegung der Verwendungszwek- 
ke von Verfassungs wegen versagt sein. 

Deutlich zeigt sich dies an dem vom Gericht entschiede- 
nen Fall der gesetzlich vorgesehenen Nutzung von Ein- 

zeldaten der Volkszählung für solche Zwecke der Ver- 
waltung, die nicht strikt gesetzlich auf Statistik oder ab- 
strakte Planung beschränkt waren. Soweit hätte der Ge- 
setzgeber die Nutzbarkeit der Statistik-Daten nicht aus- 
dehnen dürfen. 

Aus dem entschiedenen Fall ist zu schließen, daß ent- 
sprechendes für andere Statistiken gilt. Der Gesetzge- 

ber ist gehalten, ın anderen Statistikgesetzen, soweit sie 

sich im grundgesetzlich unzulässigen Bereich bewegen, 

die Datennutzung zu begrenzen. Bereiche unzulässiger, 

auch durch Gesetz nicht in verfassungsmäßiger Weise 
regelbarer Datenverarbeitung sind aber auch außerhalb 
des Statistikbereichs zu erkennen: 

Als Kriterium für die Zulässigkeit gesetzlicher Verwen- 

dungsregelungen wird vom Bundesverfassungsgericht 
immer wieder der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als 
Ausdruck des allgemeinen Freiheitsanspruches der Bür- 
ger gegenüber dem Staat genannt (z.B. II 16 a E). Ein- 
schränkungen des Grundrechts sind nur möglich, soweit 
sie zum Schutze öffentlicher Interessen unerläßlich sind. 
Diese Interessenabwägung führt nach dem Urteil zu 
dem Schluß, daß jegliche Datenverarbeitung auf die Ver- 
wendungszwecke bestimmter Verwaltungsbereiche be- 
grenzt bleiben müsse. 

Als Ergebnis sei — mit aller Vorsicht - der Schluß gezo- 
gen, daß der Gesetzgeber keine Verwendungszwecke 
von Daten zulassen darf, die tendenziell zu einer Vermi- 

schung von Daten aus Bereichen führen könnten, die ih- 
rer Art nach abgeschottet sind (z.B. Sozialdaten, medizi- 
nische Daten, Steuerdaten). Dabei spielt für das Gericht



DRUCKSACHE 10/4383 Bayerischer Landtag - 10.Wahlperiode Seite 11 
  

b 

c) 

d 

eine wichtige Rolle auch die Frage der Transparenz der 
Datenverarbeitung für die Bürger bzw. der „Undurch- 

sichtigkeit der Speicherung und Verwendung von Daten 

unter den Bedingungen der ADV*. Eine Datenweiterga- 
be alleine unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit 

zur Aufgabenerfüllung des Datenempfängers kann in 

diesen Fällen nicht alleiniges Zulässigkeitskriterium sein. 

Gesetze dürfen keine unbeschränkte Datenerhebung 
vorsehen: 

Das Bundesverfassungsgericht verweist darauf, daß 

schon bislang anerkannt sei, daß die zwangsweise Erhe- 
bung personenbezogener Daten nicht unbeschränkt 

statthaft sei, „namentlich dann, wenn solche Daten für 
den Verwaltungsvollzug (etwa bei der Besteuerung oder 

der Gewährung von Sozialleistungen) verwendet werden 

sollen.“ (ll 2a). 

Gesetze dürfen keine umfassende Registrierung bewir- 

ken: 

Der Gesetzgeber darf keine umfassende Registrierung 
und Katalogisierung der Persönlichkeit durch Zusam- 

menführung einzelner Lebens- und Personaldaten zur 
Erstellung von Persönlichkeitsprofiten der Bürger zulas- 

sen. Interessanterweise erstreckt das Gericht diese 

Aussage auf „Teilabbilder*“, die mit der Würde des Men- 
schen nicht vereinbar sind (Ill, 1 a). Dies festzuhalten er- 

scheint wichtig, weil die Wahrscheinlichkeit der Entste- 

hung von Totalabbildern geringer ist. Teilabbilder je- 
doch, die unter Umständen auch besonders sensitive 
Informationen in Teilprofilen der Persönlichkeit zusam- 

menführen oder entstehen lassen, sind eher denkbar. 

Ohne eine endgültige Aussage treffen zu wollen, denke 

ıch hier z.B. an die Zusammenführung der Kenntnisse 
der verschiedenen Sparten einer Großstadtverwaltung 
über einen Bürger in einem einzigen Informationszusam- 

menhang. Hier schließt sich dıe interessante Frage an, 
ob eine derart zusammengeführte Datenbasis allein 

durch die Verteilung von Zugriffsberechtigungen ver- 

schiedener Dienststellen auf verschiedenen Untermen- 
gen der Gesamtinformation wieder unbedenklich würde. 

Gesetze dürfen keine Datenerhebungen vorsehen, die 
zu Verzicht auf Grundrechtsausübung führen: 

Das Gericht führt (unter I 1 a) aus: „Wer damit rechnet, 

daß etwa die Teilnanme an einer Versammlung oder 

einer Bürgerinitiative behördlich registriert wird und daß 

ihm dadurch Risiken entstehen können, wird möglicher- 

weise auf eine Ausübung seiner entsprechenden Grund- 

rechte (Art.8, 9 GG) verzichten. Dies würde nicht nur die 

individuelien Entfaltungschancen des Einzelnen beein- 
trächtigen, sondern auch das Gemeinwohl, weil Selbst- 

bestimmung eine elementare Funktionsbedingung eines 
auf Handlungs- und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger 
gegründeten freiheitlichen demokratischen Gemeinwe- 

sens ıst.“ 

Dieser Aussage geht die Feststellung des Gerichtes 
voraus: 

„Mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung 

wäre eine Gesellschaftsordnung und eine diese ermög- 
lichende Rechtsordnung nicht vereinbar, in der Bürger 
nicht mehr wissen können, wer was wann und bei wel- 
cher Gelegenheit über sie weiß. Wer unsicher ist, ob ab- 
weichende Verhaltensweisen jederzeit notiert und als In- 

formation dauerhaft gespeichert, verwendet oder weiter-   

gegeben werden, wird versuchen, nicht durch solche 
Verhaltensweisen aufzufallen.“ 

Dem Gesetzgeber ist demnach mit Rücksicht auf das 

Recht auf ınformationelle Selbstbestimmung verwehrt, 
Datenerhebungen und Nutzungen anzuordnen, die mög- 
licherweise zum Verzicht auf Grundrechtsausübungen 

führen. Ich halte diesen Hinweis des Gerichts besonders 
im Hinblick auf umfangreichere Datensammlungen für 
bedeutsam, von denen über den „psychischen Druck öf- 

fentliicher Anteilnahme“ (Mikrozensusurteil) indirekt 

Auswirkungen in Richtung auf Normierung des Verhal- 
tens oder der registrierbaren Lebensäußerungen ausge- 

hen können. So könnten etwa größere Krankheitsregi- 

ster Bedenken in dieser Richtung auslösen, da sie Bür- 
ger möglicherweise veranlassen würden, sich so zu ver- 

halten, daß über sie nichts vermeintlich Negatives ge- 

speichert würde. 

Gesetze dürfen keine unzumutbaren Angaben fordern: 

Unzumutbare intime Angaben und Selbstbezichtigungen 
können nach den Ausführungen des Gerichts nicht Ge- 
genstand gesetzlicher Regelungen von Datenerhebung, 

verarbeitung und -nutzung sein (ll 2 a). 

Zu 2.2.1.2. 

Bereich, ın dem verfassungsmäßige gesetzliche Einschrän- 
kungen des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung 

grundsätzlich möglich sind: 

e) 

a) allgemeine Anforderungen an gesetzliche Regelungen: 

„Einschränkungen“ oder „Beschränkungen“ des Rechts 
auf informationelle Selbstbestimmung (so die Terminolo- 

gie des Gerichts) sınd zulässig aufgrund einer verfas- 
sungsmäßigen gesetzlichen Grundlage. Die Frage der 

Verfassungsmäßigkeit ist nach dem Urteil besonders an 
den Grundsätzen der Normenklarheit und der Verhältnis- 
mäßigkeit zu prüfen. Angesichts der vom Gericht festge- 

stellten möglichen Gefährdungen durch Nutzung der 
ADV hat der Gesetzgeber dabei mehr als früher auch or- 
ganisatorische und verfahrensrechtliche Vorkehrungen 
zu treffen, die der Gefahr einer Verletzung des Persön- 
lichkeitsrechts entgegenwirken. 

Statistikgesetze: 

Als Beispiel für eine zulässige Einschränkung oder Be- 
schränkung wäre nach dem Urteil eine Volkszählung der 
im VZG 1983 vorgesehenen Art zu nennen, allerdings 

ohne die Datenübermittlungen nach $ 9 Abs. 1 - 3 VZG 
83 und verbessert durch organisatorische und verfah- 
rensrechtliche Maßnahmen, die im Urteil im einzelnen 
angesprochen sind. Diese wirken grundsätzlich in Rich- 
tung Aufrechterhaltung der ausschließlich statistischen 
Nutzung der erhobenen Daten durch Abschottung ge- 
gen das Risiko anderweitiger Nutzung. 

Dementsprechend wären auch andere Statistiken bei 

entsprechenden flankierenden grundrechtssichernden 

Maßnahmen gesetzlich regelbar. Voraussetzung wäre, 
daß bei ihnen keine Gefahr unzulässiger Vermischung 
von Statistik und Verwaltungsvollzug, keine Gefahr des 
Verzichts auf Grundrechtsausübung, sowie keine Ge- 
fahr der Entstehung von Teilabbildern der Person gege- 

ben ist und unzumutbare Angaben nicht gefordert wer- 
den. Eine Schwierigkeit liegt aber zweifellos darin, die 

erforderliche Genauigkeit zu bestimmen, mit der die Da- 
ten, das Verfahren und die Verwendungszwecke im Ge- 
setz anzugeben sind (ll 2 und IV 3 am Ende). Dabei sind 

b
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c) 

nach dem Urteil die Anforderungen an die Festlegung 
der statistischen Verwendungszwecke im Gesetz ver- 
hältnismäßig gering. 

Überlegungen des Gerichts zu Art und Notwendigkeit 
gesetzlicher Regelungen: 

Weitere Schlüsse hinsichtlich der Art der gebotenen ge- 
setzlichen Regelungen läßt der Hinweis des Gerichts zu, 
daß beispielsweise die Regelungen in den Datenschutz- 

gesetzen des Bundes und der Länder, die $$ 30, 31 der 
Abgabenordnung und 8 35 i.V.m. 8867 - 86 SGB X, 
was die erforderlichen „Maßnahmen zum Schutze der 

Betroffenen” betrifft „in die verfassungsrechtlich gebo- 
tene Richtung weisen‘ (Il 2. a). 

Die Regelungen im Steuer- wie auch Sozialbereich ha- 
ben im wesentlichen gemein, daß personenbezogene 
Daten aus diesem Bereich nach außen nur in eng be- 
grenztem Maße, aufgrund relatıv detaillierter Vorschrif- 

ten ubermitteit bzw. offenbart werden dürfen. Man kann 
die Entstehung dieser Bereiche als Umsetzung des Ge- 

dankens der informationellen Gewaltenteilung betrach- 
ten. 

In den Regelungen der Datenschutzgesetze des Bundes 

und der Länder finden sich Ansätze in dieser Richtung in 

Vorschriften über die Erstreckung von besonderen 

Schweigepflichten auf Datenempfänger. Die Regelungen 
über Rechte des Betroffenen dienen dem Recht auf ın- 
formationelle Selbstbestimmung unmittelbar. Unsicher 
erscheint dagegen, ob die allgemeinen Zulässigkeitsre- 
geln der Datenschutzgesetze für den öffentlichen Be- 
reich hier vom Bundesverfassungsgericht gemeint wa- 

ren, da Änderungen des Verwendungszwecks der Da- 

ten, jedenfalls dem Wortlaut nach, nicht die Zulässigkeit 
beeinflussen. 

Besonders interessant ist, in wieweit das Gericht über- 

haupt die Notwendigkeit zu gesetzlichen Regelungen 
sieht. Unmittelbar im Anschluß an das vorgenannte Zitat 
des Gerichts von AO, SGB X und Datenschutzgesetzen 

steht in den Urteilsgründen die Aussage: 

„Wie weit das Recht auf informationelle Selbststimmung 

und im Zusammenhang damıt der Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit sowie die Pflicht zu verfahrensrechtli- 

chen Vorkehrungen den Gesetzgeber zu diesen Rege- 

lungen von Verfassungs wegen zwingen hängt von Art, 

Umfang und denkbaren Verwendungen der erhobenen 

Daten sowie der Gefahr des Mißbrauchs ab.“ 

Aus diesem Satz kann entweder geschlossen werden, 

daß nur die Tiefe einer im übrigen stets erforderlichen 
Regelung von Art, Umfang und denkbarer Verwendung 
der erhoben Daten etc. abhängig sei. Die Frage „ob“ von 
Verfassungs wegen eine gesetzliche Regelung über- 

haupt erforderlich sei, stelle sich dagegen nicht. Es kann 
aus dem zitierten Satz aber wohl auch abgeleitet wer- 
den, daß nach Art, Umfang und denkbaren Verwendun- 

gen der erhobenen Daten etc. auch Bereiche erkennbar 
sein könnten, in denen der Gesetzgeber von Verfas- 

sungs wegen zu Regelungen nicht gezwungen wäre. 
Zwei im Anschluß an den zitierten Satz vom Bundesver- 

fassungsgericht selbst zitierte frühere Entscheidungen 
des Gerichts können hierzu einen Hinweis geben.   

BVerfGE 49, 89 (142) 
„.. dies wird am deutlichsten in Art. 1 Abs. 1 Satz2 GG 
ausgesprochen, wonach es Verpflichtung aller staatli- 

chen Gewalten ist, die Würde des Menschen zu achten 

und zu schützen. Daraus können sich verfassungsrecht- 
liche Schutzpflichten ergeben, die es gebieten, rechtli- 

che Regelungen so auszugestalten, daß auch die Gefahr 
von Grundrechtsverletzungen eingedämmt bleibt. Ob, 
wann und mit welchem Inhalt sich eine solche Ausge- 

staltung von Verfassungs wegen gebietet, hängt von der 

Art, der Nähe und dem Ausmaß möglicher Gefahren, der 
Art und dem Rang des verfassungsrechtlich geschützen 

Rechtsguts sowie von den schon vorhandenen Regelun- 

gen ab.“ 

BVerfGE 53, 30 (61): 
„..3. Der Streitfall nötigt nicht zu der Prüfung, ob und in- 
wieweit die verfassungsrechtliche Schutzpflicht und Mit- 
verantwortung des Staates zum Erlaß von Regelungen 
der geschilderten Art zwingen ...“ 

Da in beiden Fällen auch das „ob“ einer gesetzlichen 

Regelung angesprochen ist, gehe ich jedenfalls zu- 

nächst davon aus, daß das obige Zitat aus der Begrün- 
dung des Volkszählungsurteils so zu lesen ist, daß von 

Art, Umfang und denkbaren Verwendungen der erhobe- 

nen Daten, sowie der Gefahr ihres Mißbrauchs auch ab- 

hängt, „ob“ überhaupt eine gesetzliche Regelung er- 

forderlich ist — umgekehrt gesagt, daß gesetzliche Re- 

gelungen nicht in allen Fällen erforderlich sein dürften. 

Zu 2.2.13: 

Der Bereich in dem keine Einschränkungen oder Beschran- 
kungen des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung 
feststellbar wären, in dem also ohnehin der verfassungs- 

rechtliche Gesetzesvorbehalt entfiele: 

Da eine klare Definition von Fallen, in denen Einschränkun- 

gen oder Beschränkungen des Rechts nicht vorliegen, sehr 

schwierig ist, wird teilweise dahin argumentiert, daß grund- 

sätzlich jeder Umgang mit personenbezogenen Daten, we- 
gen einer damit verbundenen, wenn auch noch so schwa- 
chen Einschränkung des Rechts, gesetzlich zu regeln sei. 

Bei besonders schwachen Einschränkungen müsse eben 
die gesetzliche Rechtsfolge entsprechend zurückhaltend 

ausfallen. 

Ich halte für möglich, daß eine endgültige Klärung der Fra- 

ge, in welchen Fällen eine gesetzliche Regelung nicht er- 
forderlich ıst, nicht notwendig wird, wenn nämlich in einem 

allgemeinen Datenschutzgesetz eine entsprechend weitge- 

faßte Erlaubnis zur Datenverarbeitung enthalten wäre. Da- 
mit ist aber auch die Frage nach der rechtlichen Bedeutung 

einer die gesamte Datenverarbeitung umfassenden Rege- 

lung im Datenschutzgesetz gestellt. 

2.2.2. Bereichsspezifische oder allgemeine Datenschutz- 
regelungen? 

Die Anwendung des Volkszählungsurteils ist mit Sicherheit 
schwierig in dem vorgenannten zweiten Bereich, in dem 

nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts nunmehr 
ausreichende gesetzliche verfassungskonforme Regelun- 
gen vorhanden sein müssen, damit Datenerhebung, -verar- 

beitung und -nutzung und die Änderung von Nutzungen der 
Daten mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung 

in Einklang stehen. Dieser zweite Bereich kann m.E. wieder- 
um unterteilt werden in einen Teil, in dem die Notwendigkeit 
einer besonderen gesetzlichen Regelung wegen schwer- 

wiegender Wirkungen gegenüber dem Betroffenen klarer
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erscheint und einen zweiten Teil, in dem diese Klarheit nicht 
besteht, sei es wegen tatsächlicher Unklarheiten oder we- 

gen Meinungsverschiedenheiten über Nutzungszwecke von 

Daten, oder über deren Auswirkungen auf den Betroffenen 
oder über etwaige Gefahren des Mißbrauchs. Im ersteren 
Teıl hielte ıch bereichsspezifische Datenschutzregelungen 

für angemessen, im zweiten Teil scheint sich mir aus meh- 
reren Gründen eine pragmatische Verfahrensweise anzu- 
bieten: 

a) zu Teil 1, Bereich schwerwiegender Wirkungen für Be- 
troffene: 

Beispiel für schwerwiegende Wirkungen von Datenverar- 

beitung im Bereich der öffentlichen Verwaltung sind we- 

sentliche Teile der Datenerhebung, -verwendung und 

-weitergabe durch Sicherheitsbehörden, weıl die betrof- 
fenen Personen mit rechtswidrigem Verhalten in Zusam- 
menhang gebracht werden. Dies kann sich grundsätzlich 
auf alle Arten von Entfaltungschancen des Betroffenen 
negativ auswirken, und zwar unabhängig davon, ob er 
diese Wırkung selbst verursacht hat, oder ob der Infor- 

matıonszusammenhang u.U. ohne eigene Unkorrektheit 

zustande kam, was bei beobachtender Fahndung, oder 
auch bei Beobachtung durch Nachrichtendienste grund- 

sätziıch möglich ist. 

Ähnlich schwerwiegende Wirkungen könnten grundsätz- 
lich von der Verarbeitung von Personaldaten durch den 

Arbeitgeber ausgehen, da sie sıch unmittelbar auf die 

Lebensgrundlage, nämlich das Arbeitsverhältnis auswir- 
ken können. 

Ein weiteres Beispiel wäre die Erhebung und Verarbei- 
tung medizinischer Daten außerhalb des durch die ärztli- 
che Schweigepflicht beim behandelnden Arzt geschütz- 

ten Bereiches. 

Wegen der weitreichenden Wirkungen völlig neuer Art 
hebt sich außerdem der Bereich der Neuen Medien aus 
der Verarbeitung personenbezogener Daten heraus. 

Die genannten vier Bereiche sind nicht als abschließen- 
de Aufzählung gedacht. 

In diesen Fällen erscheint mir die Notwendigkeit einer 
bereichsspezifischen gesetzlichen Regelung der Daten- 

verarbeitung gegeben. Auch die Intensität einer gesetzli- 
chen Regelung wird, wegen der gravierenden Auswir- 
kungen die diese Datenverarbeitung haben kann, relativ 

groß sein mussen. 

Zu Teil 2, Bereich einer pragmatischen Vorgehensweise: 

Neben den vorgenannten Datenverarbeitungsbereichen 

mit gravierenderen Auswirkungen dürfte es eine kaum 
abschließend aufzählbare Zahl von Verwaltungsberei- 
chen geben, deren Datenverarbeitung an Stelle von be- 
reichspezifischen Regelungen auch durch allgemeinere 
Vorschriften in einem Bundes- bzw. Landesdaten- 

schutzgesetz im Verhältnis zum Recht auf informationel- 
le Selbstbestimmung ausreichend gesetzlich abgesi- 
chert werden könnte. Über den Umfang dieses Bereichs 

und die Möglichkeit, ihn durch allgemeines Datenschutz- 

recht abzudecken, bestehen derzeit wohl Meinungsver- 
schiedenheiten. Unabhängig davon halte ich es jedoch 

für effektiver - von der Vorgehensweise her gedacht — 
zunächst zu prüfen, ob hier allgemeine Datenschutzre- 

gelungen ausreichen könnten, denn für die große Zahl 
von Verwaltungsbereichen, in denen personenbezogene 

Daten erhoben und verwendet werden, würde allein die 
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Schaffung der bereichsspezifischen Regelungen sehr 
lange dauern. Bis dahin müßte aber bereits ein dem Ur- 

teil entsprechender Zustand hergestellt werden. Die Be- 

reitschaft der Parlamente, eine Vielzahl von bereichs- 
spezifischen Datenschutzregelungen zu erlassen, darf 
außerdem nicht überschätzt werden. 

Als Vorgehensweise bietet sich meines Erachtens also an, 
zunächst gleichzeitig 

- in den Verwaltungsbereichen, in denen besonders gra- 
vierend in das Recht auf informationelle Selbstbestim- 
mung eingegriffen werden muß, durch bereichsspezifi- 

sche Regelungen und 

- durch Novellierung des Bundes- und der Landesdaten- 

schutzgesetze zu versuchen, die Anforderungen des 

Volkszählungsurteils umzusetzen. Im Zuge der Erarbei- 
tung der notwendigen Änderungen der Bundes- und der 

Landesdatenschutzgesetze wird sich ergeben, welche 

weiteren speziellen Bereiche - trotz aller Bemühungen 

- nicht in einer dem Volkszählungsurteil angemessenen 
Weise im allgemeinen Datenschutzrecht geregelt werden 
können. Auf diese Weise ließe sich bald eine Übersicht 

über die verbleibenden noch bereichsspezifisch gesetz- 
lich zu regeinden Datenverarbeitungsbereiche entwik- 

keln. 

2.3. Folgerungen für den Verwaltungsvollzug 

Für die Vollzugsbehörden ist durch das Volkszählungsurteil 
eine schwierige Situation entstanden. Zwar hat die Verwal- 
tung nicht das Verwerfungsrecht. Sie kann also nicht beste- 
hende Gesetze wegen angenommener Verfassungswidrig- 

keit außer acht lassen. Gleichwohl besteht m.E. im Rahmen 
der bestehenden Gesetze die Notwendigkeit, Grundsätze 
des Bundesverfassungsgerichtsurteils zum Volkszählungs- 

gesetz durch verfassungskonforme Auslegung bereits jetzt 
im Verwaltungsvollzug zur Geltung zu bringen - noch be- 
vor die einschlägigen Gesetze daraufhin überprüft worden 

sind, ob sie angepaßt werden müssen. Aus dem Urteil erge- 
ben sich für eine solche verfassungskonforme Auslegung 
auch Anhaltspunkte. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit 
möchte ich dazu folgende Vorschläge unterbreiten: 

2.3.1. Verfassungskonforme Auslegung im Vollzug 

Zunächst sind die oben dargesteliten Forderungen an den 
Gesetzgeber daraufhin zu überprüfen, ob sie schon vor et- 
waıgen Gesetzesänderungen im Verwaltungsvollzug be- 
rücksichtigt werden müßten: 

- Die Übermittlung von Einzeldaten aus statistischen Erhe- 
bungen wäre wohl einzuschränken, soweit eine nur stati- 
stische bzw. abstrakt planerische Nutzung beim Daten- 
empfäanger nicht sichergestellt erscheint, vielmehr eine 

Vermischung mit Vollzugszwecken anzunehmen ist. Ggf. 
wäre an eine Vorlage zur gerichtlichen Klärung der Ver- 
fassungsmäßigkeit zu denken. 

— Eine Beschränkung der Datennutzung auf den Erhe- 
bungszweck verursacht dagegen in vielen anderen Fäl- 
len - außerhalb des Statistikbereichs - mehr Schwierig- 
keiten. 

Einmal ist der Erhebungszweck in manchen Fällen ge- 
setzlich nicht so deutlich festgelegt, daß eine Datennut- 
zung daran zuverlässig gemessen werden könnte. Ande- 

rerseits war nicht nur die Pflicht zur Verwendungsbe- 
grenzung - soweit keine besonderen Verschwiegen- 

heits- oder Geheimhaltungspflichten bestanden - bisher 
nicht bewußt, sondern Vorschriften wie Art. 17 Abs. 1
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BayDSG legten eine entgegengesetzte Verfahrensweise 

nahe. Hierauf gehe ich im folgenden noch näher ein {s.a. 

3.2} 

- Umfassende Registrierungen personenbezogener Da- 

ten, wie etwa in einem „Mitgliederverzeichnis“ nach 
8 319a RVO, sollten keinesfalls ohne genaue Prüfung, 
ggf. erst nach Konkretisierung der Rechtsgrundiage 

durch den Gesetzgeber, in Angriff genommen werden. 

— Jede Datenerhebung ist im Rahmen der Erforderlich- 

keitsprüfung darauf zu untersuchen, ob sie möglicher- 
weise den Verzicht von Bürgern auf Grundrechtsaus- 

übungen bewirken kann. Gegebenenfalls muß diese Wir- 

kung am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gemessen wer- 
den. Dies kann im Einzelfall auch das Unterlassen einer 
Datenerhebung notwendig machen - zumindest dann, 

wenn das Gesetz diese nicht ausdrücklich vorsieht. 

- Bei Datenerhebung ist auch zu prüfen, ob unzumutbare 

intime Angaben, oder Selbstbezichtigungen gefordert 

werden. Ggf. ist die Erhebung zu modifizieren. 

2.3.2. Transparenz und Rechtmäßigkeit von Datenüber- 

mittlungen 

Ein wichtiges Anliegen des Urteils ist es, durch die Rechts- 

ordnung möglichst weitgehend sicherzustellen, daß die 

Bürger wissen, „wer was wann und bei welcher Gelegenheit 

über sie weiß“ (ll 1 a). Hieraus könnte für den Vollzug die 

Folgerung gezogen werden, die gegenwärtig bereits nach 

Art. 16 Abs. 2 BayDSG gebotene Information über den Ver- 
wendungszweck der erhobenen Daten möglichst deutlich 
zu gestalten. Im Rahmen dieser Information sollte auch auf 
vorgesehene Datenübermittlungen hingewiesen werden, 
insbesondere wenn sie Änderungen des Nutzungszwecks 
der Daten bewirken. Das Gericht hat dies, so meine ich, im 
Zusarnmenhang mit den Erörterungen über die Weitergabe 
der für die Volkszählung zu erhebenden Daten angedeutet 
(IV 1 am Ende): 

„Anders als beı Datenerhebungen zu ausschließ- 
lich statistischen Zwecken ist hier eine enge und 
konkrete Zweckbindung der weitergeleiteten Da- 
ten unerläßlich... zudem ist das Gebot der Nor- 
menklarheit von besonderer Bedeutung. Der Bür- 
ger muß aus der gesetzlichen Regelung klar er- 
kennen können, daß seine Daten nicht alleın zu 
statistischen Zwecken verwendet werden, für wel- 

che konkreten Zwecke des Verwaltungsvollzugs 
seine personenbezogenen Daten bestimmt und 

erforderlich sind und daß ihre Verwertung unter 
Schutz gegen Seibstbezichtigungen auf diesen 
Zweck begrenzt bleibt.“ 

Wenn diese Aussage auch auf die Klarheit einer gesetzli- 
chen Regelung abzieit, so wäre der Verwaltung doch im 
Rahmen des Art. 16 Abs. 2 BayDSG in vielen Fällen mög- 
lich, einstweilen im Verwaltungsvollzug durch Aufklärung 
beim Betroffenen Klarheit zu schaffen. 

Mit der Bekanntgabe der Empfänger von Datenübermittlun- 
gen und der Verwendungszwecke auch der übermittelten 
Daten würde die Behörde allerdings sich und die empfan- 

gende Behörde an die Einhaltung der genannten Zwecke 
weitgehend binden. Es ist aber die Frage - je nach Art der 
Daten - ob eine solche Bindung an einen für den Betroffe- 
nen erkennbaren Zweck nach Erlaß des Urteils nicht ohne- 
hin in vielen Fällen angenommen werden muß. Es dürfte ge- 
boten sein, eine Zweckänderung, die mit einer Datenüber-   

mitttung verbunden wäre, unter dem Gesichtspunkt der 

Verhältnısmäßigkeit ihrer Auswirkungen auf den Betroffe- 
nen zu überprüfen. Die Pflicht zur Prüfung nach diesem 
Grundsatz könnte schon jetzt beispielsweise bei Übermitt- 

lungen nach Art. 17 Abs. 1 BayDSG im Rahmen der Prü- 
fung, ob die Daten zur „rechtmäßigen“ Erfüllung „erforder- 
lich“ sind, im Wege der Auslegung angenommen werden. 

Zu prüfen wäre, ob eine Benachrichtigung des Betroffenen 
erfolgen soltte, wenn mit einer Übermittlung eine Änderung 
des Nutzungszwecks der Daten verbunden ist, die, gemes- 
sen am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, problematisch sein 

könnte. Dies würde zwar der Forderung des Gerichts, daß 
die Bürger wissen müßten, wer was über sie weiß, entge- 

genkommen. Wegen des großen Verwaltungsaufwands 
muß aber wohl eher überlegt werden, ob eine unter dem 

Gesichtspunkt des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes pro- 

blematische Datenübermittlung nicht zu unterlassen wäre 
(es sei denn sie wäre zwingend vorgeschrieben) und die 

datenanfordernde Behörde die Daten bei Betroffenen 
selbst zu erheben hätte. Eine solche Verfahrensweise ist 
z.B. vom Grundsatz her in $ 93 (1)3 AO vorgesehen. 

2.3.3. Abschottung von Datenverarbeitungsbereichen 

Zur Abschottung von Datenverarbeitungsbereichen vonein- 

ander durch organisatorische und verfahrensrechtliche Vor- 

kehrungen. 

a) Zur Notwendigkeit der Abschottung: 

Die Verwaltung muß z. B. den Hınweis auf die Notwen- 
digkeit der Abschottung der Kommunalstatistik-Daten 
von Daten für andere Verwaltungsaufgaben der Kommu- 
ne beachten (IV 4 b). 

Ähnliche Unvereinbarkeiten wie zwischen Statistik und 
allgemeinen Verwaltungsdaten bestehen möglicherwei- 
se auch zwischen anderen Datenbereichen der Verwal- 
tung. So wäre die Notwendigkeit der Abschottung zwi- 
schen Patienten-Daten und sonstigen Kommunalver- 
waltungsdaten, Sozialdaten und anderen Verwaltungs- 
daten und Daten der Sicherheitsbehörden gegenüber 
Daten anderer Behörden naheliegend: Teilweise besteht 
eine solche Abschottung ja bereits. 

Ein weiterer Maßstab für konkrete Maßnahmen der infor- 
mationellen Gewaltenteilung könnte sein, daß innerhalb 
von Bereichen, die nach außen hin abgeschottet sind, 
nicht soviele Informationen über einen Betroffenen vor- 

handen sein dürften, daß die Datenmenge den proble- 
matischen „Teilabbildern“, also Persönlichkeitsprofilen, 

nahe käme. Als weiterer Schritt wäre zu überlegen, in- 
wieweit innerhalb solcher Bereiche Verknüpfungen von 
Daten verschiedener Verwaltungsbereiche oder gemein- 
same Datennutzungen in ihren Wirkungen unverhältnis- 
mäßig sein könnten und daher unterbleiben müßten und 
weiche die angemessenen Mittel wären, sie zu verhin- 
dern. 

Zur Art der Abschottung: 

Für die Beantwortung der Frage, ob gemeinsam im au- 
tomatisierten Verfahren gespeicherte Datenbestände 

verschiedener Behörden unter dem Gesichtspunkt der 
Verhinderung unzulässiger Nutzungsänderungen als 
voneinander hinreichend abgeschottet angesehen wer- 

den können, ist von Bedeutung, für wie zuverlässig ein- 
mal eingerichtete Zugriffsberechtigungen oder -sperren 
zu halten sind. Hierbei spielt auch der Aufwand eine Rol- 

b
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le, der erforderlich ist, um eingerichtete Zugriffsberech- 
tigungen oder -sperren abzuändern oder aufzuheben. 

Beı der rechtlichen Einordnung dieses Sachverhalts 

stellt sich die Frage, ob die datenschutzrechtliche For- 
derung der Herstellung und besonders der Erhaltung 

der korrekten Zugriffsberechtigungen lediglich auf der 

Forderung des Art.15 BayDSG (entsprechend $6 
BDSG mit Anlage) beruht, die erforderlichen techni- 

schen und organisatorischen Maßnahmen der Datensi- 

cherung durchzuführen, oder ob hier auch Vorgaben auf 
Grund des Rechts auf informationelle Selbstbestim- 

mung anzunehmen waren. Von Bedeutung ist dabei, daß 

die Verpflichtung zur Datensicherung aus Art. 15 

BayDSG unter dem generellen Vorbehalt des Art. 15 
Abs. 1 Satz 2 steht („erforderlich sind Maßnahmen nur, 

wenn ihr Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem angestrebten Schutzzweck steht‘). Schutzzweck 

könnte nach der neuesten Rechtsprechung des Bun- 

desverfassungsgerichts auch der Schutz vor eıner Än- 
derung des Nutzungszwecks der Daten als Folge ihrer 
Inanspruchnahme durch eine andere Dienststelle sein. 

Aus Art. 15 Abs. 1 S.2 BayDSG ergibt sich aber, daß 
Maßnahmen, die beispielsweise finanziell nicht in einem 

angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutz- 

zweck stehen würden, nicht erforderlich wären. 

Nach dem Volkszählungsurteil ist davon auszugehen, 
daß Nutzungsänderungen, z.B. im Zuge des Zugriffs 
Dritter auf Daten, Einschränkungen des Persönlichkeits- 
rechts darstellen können. In diesem Falle müssen sie, 
soweit sie nicht bereits verfassungs- rechtlich bedenk- 

lich sind, durch Gesetz erlaubt sein und dürfen nur im 
Rahmen der gesetzlichen Zulassung vollzogen werden. 

Dem muß auch die Organisation der Datenverarbeitung 
Rechnung tragen. Das Bundesverfassungsgericht 

selbst hat organisatorische und verfahrensrechtliche 
Vorkehrungen gefordert, die der Gefahr einer Verlet- 
zung des Persönlichkeitsrechts entgegenwirken (Leit- 
satz 2). 

Die Verarbeitung besonders schutzwürdiger Daten zu- 
sammen mit Daten aus dem Vollzug anderer Verwal- 

tungsaufgaben (für andere Dienststellen) auf ein und 
derselben ADV-Aniage kann rechtlich daher nur als zu- 
lässig angesehen werden, wenn der Einsatz der verfüg- 

baren organisatorischen und verfahrensmäßigen Mittel 

die Gefahr einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts 

durch anderweite Nutzung hinreichend sicher aus- 

schließt. Auf die Verfahrensvorschrift des Art. 26 Abs. 3 
BayDSG sei in diesem Zusammenhang hingewiesen. Da- 
nach bedarf die Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten aus verschiedenen Verwaltungszweigen auf einer 
ADV-Anlage der Zustimmung der beteiligten obersten 
Dienstbehörden. 

Schon bisher war davon auszugehen, daß eine gemein- 
same Verarbeitung von Daten unterschiedlicher Verwal- 
tungsbereiche auf einer ADV-Anlage ohne jeden Zu- 
griffsschutz unzulässig ist. Zu einer Abwägung zwischen 
Aufwand von Schutzmaßnahmen (Zugriffsschutz) und 

angestrebtem Schutzzweck im Rahmen von Art. 15 
Abs. 1 Satz 2 BayDSG war insoweit nach dem Stand der 
Technik bereits kein Raum mehr. 

Darüber hinaus ist aber zu klären, ob z.B. die gemeinsa- 
me Verarbeitung von Patientendaten (die der ärztlichen   

Schweigepflicht unterliegen) und sonstigen Verwal- 
tungsdaten einer anderen Behörde auf derselben ADV- 
Anlage, oder auf verbundenen Rechnern, unter Einsatz 

von - u.U. abgestuftem - Paßwortschutz als hinrei- 

chend voneinander abgeschottet anzusehen ist. Hierbei 
ist auch der jeweilige Aufwand für eine Änderung oder 

Aufhebung des Paßwortschutzes zu bedenken. Ist er 
gering, und wäre eine Änderung nachträglich nicht fest- 
stellbar, könnte eine ausreichend zuverlässige Abschot- 

tung durch ADV-technische Maßnahmen kaum ange- 

nommen werden. Die Abschottung entspräche eher der 
Wirkung einer innerdienstlichen Weisung an das Perso- 

nal, bestimmte Datenarten nicht gemeinsam zu nutzen, 

die durch - ansich zu Gebote stehende - ADV-Maßnah- 
men kaum unterstützt wäre. Mehr Sicherheit könnte im 

Einzelfall dagegen wohl die Verarbeitung der zu trennen- 

den Datenbereiche (also z.B. Patienten- und sonstige 

Verwaltungsdaten) auf völlig getrennten Rechnern bie- 
ten, die keine hardwaremäßige Verbindung aufweisen. 

Ein anderes Beispiel für Datenbereiche, die nach dem 
Volkszählungsurteil besonders sorgfältig getrennt zu 

verarbeiten wären, sind, wie oben erwähnt, Datenmen- 

gen, die bei gemeinsamer Verarbeitung verfassungs- 
rechtlich unzulässige Bilder bzw. Teilabbilder der Person 

darstellen würden. 

Dieser Überlegung kann wohl nicht in jedem Falle das 

Argument des Art. 15 Abs. 1 Satz 2 BayDSG entgegen- 
gesetzt werden, daß nämlich die Aufteilung von Daten- 
bestanden auf hardwaremäßig getrennte Rechner we- 
gen des finanziellen und organisatorischen Aufwands 
nicht in einem angemessenen Verhältnis zu dem ange- 

strebten Schutzzweck stehe. Möglicherweise kann im 
Einzelfall der verfassungsrechtlichen Forderung, unzu- 

lässige Teilabbilder nicht herzustellen bzw. besonders 
sensitive Datenbestände gegen unzulässige Änderun- 
gen des Nutzungszwecks sicher abzuschirmen, keine 

andere Maßnahme aus dem Katalog des Art. 15 Abs. 2 
hinreichend genügen. 

3. Fortentwicklung des allgemeinen Datenschutzrechts 
(BDSG und BayDSG) 

Auf den Referentenentwurf eines Änderungsgesetzes zum 

Bundesdatenschutzgesetz einzugehen, der meine Ge- 
schäftsstelle im Berichtsjahr beschäftigt hat, halte ich in 
diesem Tätigkeitsbericht nicht mehr für erforderlich. Das ım 
Dezember ergangene Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts zum Volkszählungsgesetz 1983 führt gerade auch für 
die Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes zu neu- 
en Überlegungen, die in einem neuen Gesetzentwurf ihren 
Niederschlag finden sollen. Die Datenschutzbeauftragten 

der Länder und des Bundes und die Datenschutzkommis- 
sion Rheinland-Pfalz hatten zu dem Referentenentwurf eine 
Stellungnahme ausgearbeitet, deren wesentliche Punkte 
gleichwohl von allgemeinem Interesse sein dürften. Die 
Stellungnahme vom 4.11.1983 ist als Anhang Nr. 4 zu die- 
sem Bericht abgedruckt. 

Meine zu dem Referentenentwurf gegenüber dem Bayer. 
Staatsministerium des Innern abgegebene Stellungnahme 
beschränkte sich auf einen mir wichtig erscheinenden 
Punkt, der in der Novellierungsdiskussion bisher nur eine 
Nebenrolle gespielt hatte, nämlich die Anpassung der Kon- 
zeption des Bundesdatenschutzgesetzes an die bereits 
eingetretene und zu erwartende Entwicklung der ADV- 
Technik.
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Das Datenschutzgesetz hat die Aufgabe, Probleme, die 

durch moderne Datenverarbeitungstechniken für den 

Schutz der Persönlichkeit entstehen können, praktikabel zu 

lösen; so sollen auch die neuesten Formen der Datenverar- 

beitung grundsätzlich zum allgemeinen Nutzen in Privatwirt- 
schaft und öffentlicher Verwaltung eingesetzt werden kön- 

nen. Es kann nicht Aufgabe des Datenschutzrechts sein, 
Fortschritt auf diesem Gebiet zu unterbinden, andererseits 

muß der Datenschutz als Korrelat zur Datenverarbeitung er- 

kannt werden. 

Gemessen an den vielfältigen Verwendungsmöglichkeiten 

der automatisierten Datenverarbeitung erscheint das ge- 

genwärtige Bundesdatenschutzgesetz - auch die im Be- 
richtsjahr vorgelegte Novelle hätte daran im Prinzip nicht 
viel geändert - überholt. Das BDSG geht von der Vorstel- 
lung aus, daß mit rechtlichen Regelungen über die Zulässig- 
keit der Speicherung und Übermittlung bestimmter einzel- 
ner Daten einzelner betroffener Personen ein wirksamer 

und angemessener Schutz vor unerwünschten Folgen der 

Anwendung automatisierter Datenverarbeitung möglich sei. 

Dies traf Anfang der siebziger Jahre, als die Konzeption des 

BDSG entstand, wohl zu. Das Wesen automatisierter Da- 
tenverarbeitung ist seither aber deutlicher geworden. Es 

besteht gerade nicht nur im Ermöglichen der Speicherung 
und Übermittlung einzeiner Daten einzelner Betroffener; 

diese Möglichkeit bestand schon vor der Automatisierung, 

in manuellen Verfahren. Charakteristisch für automatisierte | 
Datenverarbeitung einschließlich neuer Kommunikationswe- 
ge, die durch „Neue Medien“ eröffnet werden, ist dagegen 
die Möglichkeit, sehr große Mengen von Daten 

- zu speichern, nach bestimmten Merkmalen abzugleichen 
und zu sortieren, 

- zu übermitteln, zu verknüpfen, zusammenzuführen, zen- 

tral verfügbar und selektiert abrufbar zu halten. 

Die Massendatenverarbeitung, die Bewältigung riesiger In- 
formationsmengen ist das typische Merkmal der ADV. Hier- 
an knüpft das Datenschutzgesetz jedoch Rechtsfolgen in 
nıcht genügendem Maße. Dies gilt vor allem für die Zuläs- 

sigkeitsbestimmungen. Die Vorschriften über die erforderli- 

chen technischen und organisatorischen Maßnahmen set- 

zen jeweils die rechtliche Befugnis, zum Beispiel zur Benüt- 
zung von DV-Systemen, zum Zugriff auf Daten oder zu ihrer 
Kenntnisnahme, Veränderung oder Löschung voraus. Sie 
setzen sich jedoch nicht damit auseinander, daß die auto- 

matisierte Datenverarbeitung 

- die Nutzbarkeit personenbezogener Daten für andere 

Verwendungszwecke als den ursprünglichen Zweck 
durch die verfügbaren Abgleichs-, Sortier-, Verknüp- 
fungs- und Übermittlungstechniken und die Abrufbarkeit 
im Direktzugriff stark erhöht wird, daß dadurch ausge- 

löst, 

- der „psychische Druck öffentlicher Anteilnahme“, der die 

freie Entfaltung der Persönlichkeit zu hemmen vermag, 
weil Betroffene sich zunehmend so verhalten werden, 
daß große Datensammlungen nur (vermeintlich) Positi- 

ves über sie enthalten, verstärkt wird und daß 

- die Möglichkeiten, viele Informationen zu nutzen, Immer 

ungleichmäßiger verteilt werden, weil relativ wenige, die 
den Zugang zu großen EDV-Systemen besitzen, immer 
mehr über erhebliche Teile der Bevölkerung wissen und 
nutzen können. 

In den nächsten Jahren werden außerdem Entwicklungen 
eintreten, auf die das Bundesdatenschutzgesetz aus der   

Sicht des Persönlichkeitsschutzes, aber auch der Praktika- 

bilität seiner Regelungen, angemessen reagieren müßte: 

- Beim Medium „Bildschirmtext“ hat sich bereits gezeigt, 

daß das Datenschutzgesetz keine zutreffenden Anknüp- 

fungspunkte und Rechtsfolgen enthielt, so daß im 

Staatsvertrag und den Ausführungsgesetzen Spezialre- 
gelungen erforderlich waren. Weitere Kommunikations- 
formen, deren Entwicklung zum Teil bereits weit gedie- 
hen ist, werden zusätzliche Reaktionen des Gesetzge- 

bers erfordern. Auch hier sollte meines Erachtens der 

Versuch unternommen werden, im allgemeinen Daten- 

schutzrecht grundsätzliche rechtliche Positionen als not- 
wendige Korrektive festzuschreiben. 

- Die Ausbreitung der „personal computer“ oder „home 
computer“ wird so stark zunehmen, daß die Regelungen 

des BDSG, die nach dem Wortlaut des Gesetzes auch 

für diese Geräte gelten, beispielsweise über die Benach- 
richtigung der Personen, über die Daten gespeichert 
sind, nicht mehr vollziehbar sein werden. Auch könnte 
die Datenschutzkontrolle über diese im privaten und ge- 
werblichen Bereich verwendeten kleinen ADV-Anlagen 

kaum noch effektiv sein. 

— Die Weiterentwicklung der Groß-EDV wird zu nahezu un- 
begrenzten Speicherkapazitäten und zu stark vereinfach- 

tem Umgang mit den Computern führen. Über die sog. 

Mustererkennung werden Möglichkeiten entstehen, Bil- 

der maschinell auszuwerten. Es können bei vertretbarem 

finanziellem Aufwand immer noch größere personenbe- 

zogene Datensammlungen entstehen. Dabei kann die 

Quantität der Daten unter Berücksichtigung der besse- 
ren Auswertungsmöäglichkeiten zu einer so starken Ver- 
besserung des Informationsinhaltes führen, daß die 
Quantität in eine neue Qualität umschlägt. 

Gerade durch die Weiterentwicklung der Datenbank-Soft- 
ware wird eın bisher schon zu beobachtendes Phänomen 

verstärkt: Personenbezogene Daten werden immer leichter 
technisch und organisatorisch beliebig verbindbar gespei- 
chert, so daß bestehende rechtliche Zuständigkeitsgrenzen 
nicht mehr identische und ausschließliche Kenntnisnahme- 
und Nutzungsmöglichkeiten über die erforderlichen Infor- 

mationen entsprächen, wie zu der Zeit, als die jeweiligen 
Gesetze über die Zuständigkeiten erlassen wurden. Eine 
Organisation der Daten und ihrer Zuordnung zu Dienststel- 

ien, die der rechtlich vorgegebenen Zuständigkeit völlig wı- 
derspräche, würde nicht mehr Aufwand erfordern, als die 

Organisation der rechtmäßigen Nutzung. Die gesamte Men- 
ge der für die verschiedenen, mit einer ADV-Anlage unter- 
stützten Behörden zu speichernden Daten könnte u.U. zu 
jedem Betroffenen gemeinsam gespeichert werden. Sie 
würde dann nur noch durch die Generierung der entspre- 
chenden Zugriffsberechtigungen und -beschränkungen 
strukturiert. Die „informationelle Gewaltenteilung“ auch zwi- 

schen Behördenbereichen, die durch feste Zuteilung von 

Zuständigkeiten und auch von Informationen an die ver- 
schiedenen Behörden gesichert war, könnte dadurch an 

Wirkung erheblich verlieren. Die Struktur der Behörden 

selbst könnte sich außerdem von der Informationsbasis her 

stark verändern, ohne daß dies notwendig dem Nichtfach- 
mann oder gar dem Bürger frühzeitig erkennbar würde. An- 

gesichts der für ADV-Anlagen, Software und Personal auf- 
gewandten Mittel ist nicht sicher, daß die erforderliche An- 
passung zwischen rechtlichen Vorgaben und tatsächlicher 
Organisation zu Änderungen im ADV-Bereich führen würde. 
Der Gesetzgeber sähe sich wohl in der Rolle des Notars 
bereits „programmierter“ Strukturen.



DRUCKSACHE 10/4383 Bayerischer Landtag - 10 Wahlperiode Seite 17 

  

All dies würde die „Undurchsichtigkeit der Speicherung und 

Verwendung von Daten unter den Bedingungen der auto- 

matisierten Datenverarbeitung“ (BVerfG) beı der Mehrheit 

der Bevölkerung erhöhen. Ich halte es daher für eine Aufga- 

be des Bundesdatenschutzgesetzes, jedenfalls der jetzt 

schon erkennbaren Entwicklung der automatisierten Daten- 

verarbeitung soweit Rechnung zu tragen, daß sich die Dis- 

kussion um automatisierte Verwaltungsverfahren wieder 

der Einhaltung der Datenschutzgesetze zuwendet und die 

Frage nach der Verfassungsmäßigkeit von DV-Verfahren 

und damit der Verfassungsmäßigkeit des Handelns von Be- 

hörden in diesem Bereich nicht mehr gestellt zu werden 

braucht. 

In meiner Stellungnahme habe ıch zu bedenken gegeben, 

daß auch die Einführung von Prüfverfahren für größere 

ADV-Verfahren im Bundesdatenschutzgesetz zu einer 

rechtzeitigen Klärung möglicher Folgen des Verfahrens füh- 

ren und Emotionen abbauen könnte. Eine gründliche, syste- 

matische Erörterung der Risiken größerer ADV-Systeme 

wird gegenwärtig vor deren Einführung meines Wissens 

nicht durchgeführt. Ein bemerkenswerter Ansatz in dieser 

Richtung ist allerdings in Art. 26 Abs.2 und 4 des Bayer. 

Datenschutzgesetzes enthalten. Dort ist eine besondere 

datenschutzrechtliche Freigabe und deren Mitteilung an 

den Landesbeauftragten für den Datenschutz vorgesehen. 

Allerdings ist auch dieses Verfahren, nicht zuletzt ange- 

sichts der beschränkten Personalkapazität des Landesbe- 

auftragten für den Datenschutz, kein hinreichender Ersatz 

für eine gründliche Abklärung der Folgen größerer neuer 

ADV-Verfahren im Sinne einer Diskussion von Technologie- 

Folgen. 

Ich habe ın meiner Stellungnahme vorgeschlagen, umge- 

hend eine umfassende Bestandsaufnahme der zum BDSG 

zu lösenden spezifischen, durch die technische Entwick- 

lung bedingten ADV-Probleme zu erstellen, die notwendi- 

gen Gutachten in Auftrag zu geben und Anhörungen mög- 

lichst bald zu beginnen. Ich habe auch die Sorge geäußert, 

daß ein kurzfristig vorgelegter Novellierungsvorschlag be- 

wirken könnte, daß in absehbarer Zeit nıcht mehr damit zu 

rechnen sei, daß die Vorarbeiten für die notwendige Anpas- 

sung des BDSG an die fortgeschrittene Technik in einem 

weiteren Gesetzentwurf in Angriff genommen würde 

Hierzu hat sich allerdings durch das Urteil des Bundesver- 

fassungsgerichts zum Volkszählungsgesetz teilweise eine 

neue Situation ergeben. Es muß jetzt möglichst bald ge- 

prüft werden, inwieweit insbesondere die bisherigen Zuläs- 

sigkeitsvorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes den 

Anforderungen des Urteils noch entsprechen. 

4. Bericht zur Datenschutzkontrolle im rechtlichen Bereich 

4.1. Neue Medien 

Unter dem Stichwort „Neue Medien“ verbirgt sich ein stän- 

dig wachsendes Bündel neuer Kommunikationstechniken. 

Neben Bildschirmtext und Kabelrundfunk sind inzwischen 

auch die Fernwirkdienste von der Diskussion in einer brei- 

teren Öffentlichkeit erfaßt. Daneben sind noch Satelliten- 

Fernsehen, Videotext und weitere von der Dt. Bundespost 

in der Entwicklung befindliche Nutzungsformen, insbeson- 

dere der Aufbau eines digitalisierten Fernmeldenetzes, von 

Bedeutung. Aus datenschutzrechtiicher Sicht habe ich 

mich vorrangig mit Bildschirmtext, dem Kabelpilotprojekt   

München und den Fernwirkdiensten auseinandergesetzt, 

weil hier teilweise sensible personenbezogene Daten anfal- 

len und dıe Einführung bzw. Erprobung dieser Medien un- 

mittelbar bevorsteht. 

Auf meine Ausführungen im 4. und 5 Tätigkeitsbericht neh- 

me ich Bezug. 

4.1.1. Bildschirmtext 

4.1.1.1. Gesetzliche Regelungen 

Bildschirmtext gestattet umfangreiche Nutzungsmöglich- 

keiten durch Abruf von Informationsangeboten aus den 

Bildschirmtextzentralen und durch die Kommunikation mit 

externen Rechnern sowie mit der Möglichkeit, Mitteilungen 

an andere zu übersenden. Weil alle bei dieser Kommunika- 

tion anfallenden personenbezogenen Informationen über 

die technischen Einrichtungen fließen, die zur Nutzung von 

Bildschirmtext bereitgestellt werden, mit diesen dort ange- 

tallenen Daten die Gebühren abgerechnet werden und so- 

mit bei diesen Einrichtungen ein umfangreiches personen- 

bezogenes Datenpotential entstehen kann, ist dem Schutz 

dieser Daten besonderes Augenmerk zu schenken. Die Mi- 

nisterpräsidenten der Länder haben dieses Problem er- 

kannt und im Bildschirmtext-Staatsvertrag, den sie am 18. 

März 1983 unterzeichnet haben, eine bereichsspezifische 

Datenschutzregelung aufgenommen. Diese Bestimmung 

setzt der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 

den Betreiber der Bildschirmtextzentrale sowie durch die 

Anbieter enge Grenzen. Zu Einzelheiten verweise ich insbe- 

sondere auf Art. 9 Bildschirmtext-Staatsvertrag sowie mel- 

ne Ausfuhrungen im 5. Tätigkeitsbericht (S. 10 ff.). 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat bei Stimmenthal- 

tung der SPD-Fraktion mit Beschluß vom 19. Juli 1983 dem 

Staatsvertrag über Bildschirmtext zugestimmt In Kraft ge- 

treten ist der Staatsvertrag nach seinen Art 16 Abs. 2 am 

1. September 1983 in den Ländern Bayern, Berlin, Hessen, 

Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. Zwischenzeit- 

lich haben alle Länder dem Staatsvertrag zugestimmt. 

Ebenfalls am 1. September 1983 ist das Gesetz zur Ausfüh- 

rung des Staatsvertrages über Bildschirmtext in Kraft getre- 

ten. Dieses Gesetz regelt die Zuständigkeiten zur Überwa- 

chung der wesentlichen Bestimmungen des Bildschirmtext- 

Staatsvertrages und legt die Pflichten der Anbieter und Be- 

treiber gegenüber den Kontrollinstanzen fest. Während zur 

zuständigen Verwaltungsbehörde im Sinne von Art. 13 des 

Bildschirmtext-Staatsvertrages die Regierungen bestimmt 

worden sind - dies entspricht der Regelung hinsichtlich 

der Datenschutzkontrollen über nichtöffentliche Stellen 

nach dem Bundesdatenschutzgesetz - überwacht bei den 

bayerischen öffentlichen Stellen die Einhaltung der Daten- 

schutzvorschriften des Bildschirmtext-Staatsvertrages der 

Bayer Landesbeauftragte für den Datenschutz. Weil beim 

Einsatz des Mediums „Bildschirmtext* im öffentlichen wie 

im nichtöffentlichen Bereich im wesentlichen die gleichen 

Probleme auftreten, verlangt das Ausführungsgesetz eine 

enge Zusammenarbeit zwischen den Regierungen und dem 

Landesbeauftragten für den Datenschutz, die über die ver- 

gleichbare Regelung im Bayer. Datenschutzgesetz (Art. 31 

Abs. 3) hinausgeht. 

4.1.1.2. Betriebsaufnahme von Bildschirmtext 

Die bundesweite Einführung von Bildschirmtext nach dem 

neuen CEPT-Standard, die ursprünglich für September 

1983 geplant war, ist auf Juli 1984 verschoben worden.
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Stattdessen hat die Bundespost eine Übergangstechnik auf 

der Basıs der Versuchstechnik zur Verfügung gestellt, die 

aber zumindest schon teilweise den Leistungsumfang der 

neuen Technik aufweist. Seit September 1983 können etwa 

5.000 neue Teilnehmer den Anschluß an die Datenbank der 

Berliner Bildschirmtextzentrale erhalten. Großsammelans- 

chlüsse, die den Zugang nach Berlin eröffnen, sınd in einer 

Reihe deutscher Städte eingerichtet worden. Damit kann 

von diesen Städten aus mit dem Bildschirmtext-Rechner in 

Berlin zur Ortsgebühr verkehrt werden. Im größeren Um- 

fang können neue Anbieter und neue Teilnehmer erst nach 

der endgültigen Inbetriebnahme ab Juli 1984 angeschlos- 

sen werden. Bis dahin bleiben auch die für die Pilotprojekte 

in Berlin und Düsseldorf eingesetzten Bildschirmtextzentra- 

len ın Betrieb, die noch mit der alten Technik nach dem sog 

PRESTEL-Standard arbeiten. 

Neben diesen technischen Schwierigkeiten der Einführung 

des bundesweiten Bildschirmtext-Betriebes waren auch 

rechtliche Probleme in der Übergangsphase vom Versuch- 

zum Echtbetrieb zu beachten. Mit dem Inkrafttreten des 

Bildschirmtext-Staatsvertrages in den Ländern Berlin und 

Nordrhein-Westfalen sind die dortigen Versuchsgesetze au- 

Ber Kraft getreten. Damit änderte sich auch die zuständige 

Verwaltungsbehörde, die für die Überwachung der Einhal- 

tung der Rechtsvorschriften bei Bildschirmtext zuständig 

ist. Für die in Berlin und Düsseldorf angeschlossenen An- 

bieter war nach dem 1.9.1983 nicht mehr die nach den dortı- 

gen Versuchsgesetzen zuständige Behörde für jeweils alle 

dort angeschlossenen Anbieter zuständig, sondern ent- 

sprechend der Regelung des Staatsvertrages die jeweilige 

Sitzbehörde des Anbieters. Das bedeutet, daß nach diesem 

Stichtag ein Teil der Anbieter, die ihren Sitz in Ländern ha- 

ben, in denen der Staatsvertrag noch nicht verabschiedet 

und eın Bildschirmtext-Ausführungsgesetz noch nicht er- 

lassen war, von keiner bereichsspezifischen Bildschirmtext- 

Regelung erfaßt gewesen ist. Für Bayern hat es eine solche 

Rechtslücke allerdings nicht gegeben, weil, wie erwähnt, 

auch in Bayern der Bildschirmtext-Staatsvertrag bereits 

zum 1.9.1983 in Kraft getreten ist. 

41.1.3. Probleme der Umsetzung der Datenschutzrege- 

lung im Staatsvertrag durch die Dt. Bundespost 

Hinsichtlich der Frage, ob die Datenschutzbestimmung des 

Bildschirmtext-Staatsvertrages auch für die Dt. Bundespost 

in ihrer Funktion als Betreiber gilt, bestanden zwischen den 

Ministerprasidenten und der Dt. Bundespost von Anfang an 

Meinungsverschiedenheiten. Die Dt. Bundespost ist der 

Auffassung, daß sie durch den Staatsvertrag aus kompe- 

tenz-rechtlichen Gründen nicht verpflichtet werden kann. 

Demgegenüber halten die Länder die Post in ihrer Funktion 

als Betreiber durch Art.9 Bildschirmtext-Staatsvertrag 

(Btx-StV) für gebunden. Bei der Formulierung der Daten- 

schutzbestimmung im Staatsvertrag waren sie davon aus- 

gegangen, daß die Dt. Bundespost jedenfalls nach den in 

Art. 9 enthaltenen Grundsätzen verfahren und für ihren Be- 

reich entsprechende Vorschriften erlassen werde. Die Dt. 

Bundespost hat hierzu den Ländern schriftlich mitgeteilt, 

daß sie „nach den in Art. 9 enthaltenen Grundsätzen verfah- 

ren und für ihren Bereich entsprechende Vorschriften“ vor- 

sehen werde. 

Regelungsdefizit 

Zwar hat die Dt. Bundespost zwischenzeitlich in die Fern- 

meldeordnung in der Fassung der 22. Änderungsverord-   

nung einige Regelungen zu Bildschirmtext aufgenommen. 

Ein Vergleich dieser Regelungen mit der Datenschutzvor- 

schrift des Bildschirmtext-Staatsvertrages macht jedoch 

Defizite der Postregelung deutlich: 

Während beispielsweise nach Art.9 Abs. 3 Satz 1 Bix-StV 

die Speicherung der Abrechungsdaten darauf angelegt sein 

muß, daß „Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt und Häufigkeit be- 

stimmter, von den einzelnen Teilnehmern in Anspruch ge- 

nommener Angebote nicht erkennbar sınd“, bestimmt 813 

Abs 12 Satz4 Fernmeldeordnung, daß zu den Abrech- 

nungsdaten (Vergütungsdaten) „weder die Nummer noch 

der Inhalt einer abgerufenen Bildschirmtextseite gehören‘. 

Damit wird zumindest durch die Fernmeldeordung nicht 

ausgeschlossen, daß Zeitpunkt, Dauer und Häufigkeit be- 

stimmter, entgeltpflichtiger in Anspruch genommener An- 

gebote von der Dt. Bundespost als Betreiber gespeichert 

werden dürfen. Art und Umfang der Speicherung der Ab- 

rechnungsdaten sind aus datenschutzrechtlicher Sicht des- 

halb von besonderer Bedeutung, weıl aus Ihnen möglicher- 

weise Rückschlüsse auf das Benutzerverhalten des einzel- 

nen Teilnehmers gezogen werden können. 

Weiterhin fehlt eine eindeutige Bestimmung in der Fernmel- 

deordnung, welche Abrechnungsdaten im Streitfalle dem 

Anbieter übermittelt werden. Die jetzige Formulierung, wo- 

nach „die rückständigen Vergütungen sowie die für die 

Durchsetzung des Anspruchs erforderlichen Vergütungs- 

daten .... im Rahmen der technischen und betrieblichen 

Möglichkeiten der Dt. Bundespost den jeweiligen Anbietern 

oder deren Empfangsbevollmächtigten ($ 10 Abs. 8) mitge- 

teilt“ werden, ist viel zu allgemein, um die Datenschutzbe- 

lange der betroffenen Teilnehmer ausreichend zu gewähr- 

leisten. 

Die Dt. Bundespost hat auf die Forderung der Datenschutz- 

beauftragten, ausreichende Rechtsvorschriften zu erlassen, 

erklärt, daß es offengeblieben seı, ob sie die materiellen An- 

forderungen des Art. 9 Btx-StV durch verordnungsmäßige 

Regelung, Verwaltungsanweisungen oder durch bloße Vor- 

kehrungen im technisch-betrieblichen System zu gewährlei- 

sten habe. Hierzu ist jedoch folgendes festzuhalten: 

Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 

Angesichts der durch den Betrieb des Bildschirmtextsy- 

sterns möglichen Gefährdungen für die Privatsphäre der 

Bürger sınd nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 

sungerichts durch Gesetz diejenigen organisatorischen 

und verfahrensrechtiichen Vorkehrungen zu treffen, weiche 

diesen Gefahren einer Verletzung des Persönlichkeits- 

rechts entgegenwirken. Daher ist es auch den übrigen Lan- 

desbeauftragten für den Datenschutz schwer verständlich, 

daß die Dt. Bundespost derzeit offenbar nicht bereit ist, 

entweder den Staatsvertrag für sich gelten zu lassen oder 

entsprechende gesetzliche Regelungen zu schaffen. Späte- 

stens seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 

Volkszählung ist die vorgenannte schriftliche Erklärung der 

Dt. Bundespost, daß sie neben Verwaltungsanweisungen 

auch Vorschriften erlassen werde, in verfassungskonformer 

Weise nur als Verpflichtung zu verstehen, Rechtsnormen zu 

schaffen. Weil die Dt. Bundespost den Staatsvertrag aber 

nicht unmittelbar für sich gelten läßt, bestehen nun Rege- 

lungslücken im Bundesrecht. Offensichtlich würdigt die Dt. 

Bundespost nicht im ausreichenden Maße, daß die Minister- 

präsidenten mit der verschärften Datenschutzregelung im 

Staatsvertrag den erhöhten Gefahren begegnen und den
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eventuell vorhandenen Ängsten der Bevölkerung Rechung 

tragen wollten. 

Ich betone deshalb ausdrücklich, daß eine Regelung des 

Datenschutzes bei Bildschirmtext sich nicht in einer einsei- 

tigen Verpflichtungserklärung der Dt. Bundespost gegen- 

über den Ländern, in Verwaltungsanweisungen oder in Vor- 

kehrungen im technisch-betrieblichen System erschöpfen 

kann. Selbst das Fernmeldegeheimnis, dessen Reichweite 

auf Bildschirmtext ohnehin nicht unbestritten ist, befreit 

nicht von der Notwendigkeit, zusätzliche grundrechtssi- 

chernde gesetzliche Regelungen zu schaffen, die den be- 

sonderen Gefahren von Bildschirmtext begegnen. 

Bei der Diskussion des Bildschirmtext-Staatsvertrages und 

des Ausführungsgesetzes in den Ausschüssen des Bayer. 

Landtages sowie des Bayer. Senates habe ich auf entspre- 

chende Fragen die Datenschutzregelung im Bildschirmtext- 

Staatsvertrag als grundsätzlich ausreichend bezeichnet. Bei 

diesen Erklärungen hatte ich darauf vertraut, daß die Dt. 

Bundespost die den Ministerpräsidenten gegenüber abge- 

gebene Verpflichtung einhält und ungeachtet kompetenz- 

rechtlicher Meinungsverschiedenheiten alles tut, was für 

eine effektive Umsetzung der Bestimmungen des Staats- 

vertrages notwendig ist. Durch diese Erklärungen und mei- 

ne Mitwirkung beı der Schaffung der Datenschutzvorschrift 

ım Staatsvertrag habe ich gegenüber Regierung. Landtag 

und Senat eine Verantwortung für eine ausreichende Be- 

rücksichtigung des Persönlichkeitsschutzes bei Einführung 

von Bildschirmtext übernommen. Angesichts dieser Verant- 

wortung habe ich auch den Bayer. Ministerpräsidenten erst 

kürzlich schriftlich gebeten, mich insbesondere in der For- 

derung nach ausreichenden rechtlichen Regelungen für 

den Betrieb von Bildschirmtext durch die Dt. Bundespost 

zu unterstützen. 

4.1.1.4. Datenschutzfragen beim technischen System- 

Konzept der Dt. Bundespost 

Aus der eben genannten Verantwortung und der Zuständig- 

keit für die Überwachung der Einhaltung der Datenschutz- 

bestimmungen bei Anwendung des Bildschirmtextes in 

Bayern, habe ich mich auch um Informationen über das 

technische System-Konzept von Bildschirmtext bemüht. 

Nachdem die Dt. Bundespost mit Informationen gegenüber 

den Landesbeauftragten für den Datenschutz zunächst 

sehr zurückhaltend gewesen war, hat sie zwischenzeitlich 

auf einer besonderen Informationsveranstaltung das Sy- 

stem-Konzept mündlich erörtert und einige Unterlagen aus- 

gehändigt. Allerdings stehen noch einige Materialien aus, 

die erst eine abschließende datenschutzrechtliche Bewer- 

tung des System-Konzepts der Dt. Bundespost gestatten 

würden. 

Ganz ohne Zweifel ist anzuerkennen, daß sich aus dem bis- 

her bekanntgewordenen System-Konzept der Dt. Bundes- 

post ergibt, daß die Post gewilit ıst, die Datenschutzbelan- 

ge der Teilnehmer und Anbieter zu berücksichtigen. So hat 

die Bundespost beispielsweise Maßnahmen ergriffen, die 

verhindern sollen, daß der Teilnehmer seine Identität unbe- 

absichtigt an den Anbieter preisgibt. Der Anbieter könnte 

nämlich die von der Dt. Bundespost eingeblendeten perso- 

nenbezogenen Daten des Teilnehmers auf dessen Bild- 

schirm für den Teilnehmer unlesbar machen, indem er den 

Hintergrund des Bildschirms in gleicher Farbe wie die ein- 

geblendeten Teilnehmerdaten gestaltet. Um ein solches 

Vorgehen des Anbieters nach Möglichkeit auszuschließen, 
  

hat die Bundespost vorgesehen, daß Seıten, dıe personen- 

bezogene Daten enthalten, grundsätzlich nur mit „19° abge- 

sandt werden können. Für den Teilnehmer ist es ın diesem 

Zusammenhang also wichtig ZU wissen, daß bei einem Ab- 

senden mit „19* personenbezogene Daten übermittelt wer- 

den können Weiter blendet die Bundespost den Buchsta- 

ben ‚P* auf den Bildschirm ein, wenn die Dt. Bundespost 

personenbezogene Daten auf dem Bildschirm einstellt. Die- 

ses Zeichen „P* ist durch den Anbieter nıcht verdeckbar. 

Außerdem hat die Dt. Bundespost vorgeschrieben, daß 

sämtliche Endgeräte eine sogenannte „weiße Taste“ besit- 

zen müssen, deren Betätigung dazu führt, daß der Bild- 

schirm in Schwarz-WeißDarstellung erscheint. In dieser 

Darstellung ist es aber dem Anbieter nicht möglich, einge- 

blendete personenbezogene Daten unlesbar zu machen. 

Allerdings hat die bisherige Systemgestaltung eın nicht 

unerhebliches Datenschutzproblem aufgeworfen: Wie oben 

bemerkt, muß nach Art 9 Abs. 3 die Speicherung der Ab- 

rechnungsdaten so angelegt sein, daß Zeitpunkt, Dauer, 

Art, Inhalt und Häufigkeit bestimmter von den einzelnen 

Teilnehmern in Anspruch genommenen Angebote nicht er- 

kennbar sind. Tatsächlich speichert die Dt Bundespost bei 

entgeitpflichtigem Seitenabruf auch nicht die Tatsache, daß 

eine bestimmte entgeltpflichtige Seite abgerufen worden 

ist. Aber die Dt. Bundespost speichert in ihrem „Entgelt- 

satz‘ neben dem Zeitpunkt der „Sitzung“ (Verbindung mit 

der Bildschirmtextzentrale oder Bildschirmtextvermittlungs- 

stelle) auch die Leitserte, unter der eine entgeltpflichtige 

Seite abgerufen worden ist. Dies mag zunächst daten- 

schutzrechtlich nicht von Belang sein, da eine Leitseite kei- 

nen unmittelbaren Rückschluß auf die tatsächlich abgerufe- 

ne Einzelseite zulassen muß. Dabei muß man jedoch wis- 

sen, daß der einzelne Anbieter sein Angebot schon heute 

unter 30 Leitseiten aufteilen kann. Nach einer weiteren Aus- 

baustufe soll nach Angaben der Dt. Bundespost die Anzahl 

der möglichen Leitseiten pro Anbieter auf über 60 erhöht 

werden. Damit besteht aber die Möglichkeit, daß der einzel- 

ne Anbieter bestimmte Angebotsgruppen jeweils unter 

einer Leitseite zusammenfaßt. Geschieht dies, kann sich 

bereits aus der Speicherung der Leitseite eın Rückschluß 

auf „Art“ oder „Inhalt“ bestimmter von den Teilnehmern in 

Anspruch genommenen Angebote ergeben. Zwar übermit- 

teit die Dt. Bundespost selbst bei Nichtzahlung der Entgel- 

te durch den Teilnehmer dem Anbieter nur Namen, An- 

schrift des Teilnehmers und den ausstehenden Geldbetrag, 

nicht aber die Leitseite, doch ist dies zum einen, wie oben 

bemerkt, durch die derzeitige Fassung der Fernmeideord- 

nung nicht festgeschrieben. Außerdem wären zumindest 

durch Auswertung der Daten bei der Bundespost entspre- 

chende Rückschlüsse auf das Teilnehmerverhalten mög- 

lich. Wenn ich auch der Dt. Bundespost nicht unterstelle, 

daß sie ıhrerseits die entsprechenden Daten auswertet, SO 

ist doch weiter zu bedenken, daß ein privater Betreiber - 

solche sind nach dem Bildschirmtext-Staatsvertrag grund- 

sätzlich denkbar - nach dem gleichen System-Konzept der 

Dt. Bundespost verfahren und seinerseits entsprechende 

Auswertungen vornehmen könnte. Würde ım Hinblick auf 

Art. 9 Abs. 3 Btx-StV die Dt. Bundespost insoweit nicht be- 

anstandet, könnte wohl auch einem privaten Betreiber, der 

das gleiche System-Konzept verwendet, diese Bestimmung 

nicht entgegengehalten werden. 

Neben dieser Datenschutzproblematik sind noch weitere 

Punkte des System-Konzepts aus der Sicht des Daten-
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schutzes zumindest dıskus- sionsbedürftig. Ich hoffe, daß 
die Dt. Bundespost mich über die technischen Komponen- 
ten des Bildschirmtextsystems fortlaufend und umfassend 

informiert. Dies verlangt schon die enge Verflechtung von 

Netz- und Nutzungsbereich. Auch in diesem Zusammen- 

hang ist zu berücksichtigen, daß nach Ansicht des Bundes- 

verfassungsgerichts die Kontrolle der Datenverarbeitung 

durch unabhängige Datenschutzinstanzen wesentliche Vor- 
aussetzung eines wirksamen Grundrechtsschutzes ist. 

Als Resümee der derzeitigen Umsetzung der Datenschutz- 
vorschriften des Bildschirmtext-Staatsvertrages durch die 

Dt. Bundespost läßt sich also zweierlei festhalten: Auch im 

Bundesbereich sind ausreichende Rechtsvorschriften zu 
schaffen, die den materiellen Anforderungen des Art. 9 Btx- 
StV zumindest entsprechen. Weiterhin ist auch das System- 

Konzept der Dt. Bundespost so zu gestalten, daß die Da- 
tenschutzanforderungen verwirklicht werden. 

4 1.15. Erste Prüferfahrungen bei Bildschirmtext 

- Ein Versandhaus hatte vom Teilnehmer verlangt, seine 
Personalien bereits abzusenden, bevor er in den eigentli- 

chen Bestelldienst eingetreten war. Das Versandhaus 
hatte hier die Ansicht vertreten, daß es selbst über die 

Dialog-Struktur bei Bestelldiensten bestimmen können 

müsse. Mit dem Versandhaus wurde vereinbart, daß der 
Teilnehmer erst bei Beginn des Bestelldienstes zur Über- 

sendung seiner Personalien aufgefordert werden dürfe 
und daß die Personalien des Teilnehmers unmittelbar ge- 
löscht werden, wenn der Dialog zwischen Teilnehmer 
und Versandhaus ohne Bestellung abgeschlossen wird. 

- Eine bayerische Fremdenverkehrsgerneinde, die ein Ge- 

winnspiel über Bildschirmtext veranstaltet hatte, hatte 
die Gewinner dieses Gewinnspiels, ohne diese um ihre 
Einwilligung zu befragen, in ihr Bildschirmtextangebot 
aufgenommen. Die Fremdenverkehrsgemeinde hat zwi- 
schenzeitlich meinen Bedenken Rechnung getragen. 

- Im Bildschirmtextangebot eines Universitäts-Instituts wa- 
ren nicht nur dessen Leiter, sondern auch die Sekretärin- 
nen und wissenschaftliche Mitarbeiter namentlich aufge- 
nommen, wobei bei letzteren noch deren Arbeitsschwer- 

punkt genannt war. Ich habe deutlich gemacht, daß der- 
artige Angaben über Mitarbeiter nur mit deren ausdrück- 

licher Einwilligung in Bildschirmtext eingestellt werden 
dürfen. 

— Noch ungeklärte Datenschutzfragen treten auf, wenn 

Sparkassen ihre Dienste über Bildschirmtext anbieten. 

Diskussionsbedürftige Fragen sind hier der Umfang der 

Datenerhebung, die Angabe des Überweisungszweckes 
auf dem Bildschirmtextformular, die Erhebung der Sy- 
stem-Nummer auf der Antwortseite der Sparkasse und 
die Tatsache, daß über ein zentrales Rechenzentrum der 
Sparkassen in Duisburg - also bei einem weiteren Re- 
chenzentrum - ein paralleler Datensatz über den Teil- 
nehmer geführt wird. Dabei ist zu bemerken, daß dieser 
Bildschirmtextbetrieb der Sparkasse noch weitgehend 
Versuchscharakter hat. 

— Im übrigen ist mir bekanntgeworden, daß Probleme 
hauptsächlich bei sog. „Kleinanbietern* auftreten. Teil- 

weise beschimpfen sich Anbieter gegenseitig über Bild- 
schirmtext und stellen beleidigende Briefe in ihr Angebot 
ein, so daß sie jedem Teilnehmer zugänglich sind. Man- 
che Anbieter wollen sich der Verantwortung möglicher- 

weise dadurch entziehen, daß sie sich als „Unteranbie-   

ter“ bezeichnen und hinsichtlich rechtlicher Konsequen- 

zen auf „einen Oberanbieter“ verweisen. 

— Bisher nıcht aus Bayern, jedoch aus einem anderen Bun- 

desland sind mir Probleme bekanntgeworden, die durch 
die Verwendung von Kleinrechnern als Bildschirmtext- 
Endgeräte auftreten können. Hier gibt es offensichtlich 

Möglichkeiten, gegen den Willen eines Teilnehmers Da- 
ten abzurufen oder diesen unbewußt zum Abruf entgelt- 
pflichtiger Seiten zu veranlassen. 

Im Zusammenhang mit der Kontrolltätigkeit möchte ich 
noch auf ein weiteres Problem aufmerksam machen. Die 

Kontrolitätigkeit durch den Bayer. Datenschutzbeauftragten 

- gleiches gılt für alle anderen Überwachungsinstanzen - 

kann zu nicht unerheblichen Kosten allein dadurch führen, 

daß neben den zu bezahlenden Fernmeldegebühren auch 
das Entgelt für die zu Prüfungszwecken abgerufenen ent- 
geitpflichtigen Seiten gezahlt werden muß. Dies unterschei- 

det sich von der sonstigen Überwachungstätigkeit der Be- 

hörden. Weil es jedem Anbieter möglich ist, pro Seite ein 
Entgelt von 9,99 DM zu verlangen, könnte eine effektive 

Überwachung schnell an Kostenproblemen scheitern. 

4.1.2. Kabelkommunikation 

4.1.2.1. Kabelpilotprojekt 

Zum 1. April 1984 hat die Münchner Pilot-Gesellschaft für 

Kabel-Kommunikation mbH (MPK) den Sendebetrieb aufge- 

nommen, Über Breitbandkabel bietet die MPK derzeit ne- 
ben den ortsüblichen Programmen (ARD, ZDF, BR Ill, ORF 

I, ORF Il) die herangeführten Programme des Dritten Pro- 
gramms der Sendekette Südwest-Funk, Süddeutscher 
Rundfunk, Saarländischer Rundfunk sowie der Schweizer 
Rundfunkgesellschaft (1. Programm) und 4 Satellitenpro- 
gramme an Außerdem werden 6 neue Programme, darun- 
ter Kabelitext/Telezeitung als neue Programme angeboten. 

Im Horfunkbereich sind 21 Programme zu empfangen. Wei- 
tere Programme sind in Kürze zu erwarten, so auch ein sog. 
„Spieifilmkanal“. Außerdem werden gegen zusätzliches Ent- 

gelt Telespiele, Videospiele und ein sog. „Tele-Club“ ange- 
boten. Auch dıe Zahl der Textangebote wird steigen. 

Zum Kabelpilotprojekt und den datenschutzrechtlichen Fra- 

gen verweise ich auf meinen 4. und 5. Tätigkeitsbericht. 

4.1.2.2. Neue Risiken 

Zum Teil wiederholend und zum Teil ergänzend zu meinen 

Ausführungen im 4. und 5. Tätigkeitsbericht darf ich zu den 
Datenschutzaspekten der Kabelkommunikation noch fol- 

gendes vortragen: 

Die Benutzung der Kabelmedien durch den Bürger weist im 
Vergleich zur Kommunikation über die herkömmlichen Me- 
dien die (schon bei Bildschirmtext festgestellte) Besonder- 

heit auf, daß die Tatsache des Kommunikationsvorganges 

und teilweise auch der Inhalt der Kommunikation jedenfalls 

während der Dauer des Kommunikationsvorganges auf 
technischen Einrichtungen festgehalten sind. Die neuen 
Gefahren für die Privatsphäre, denen der Datenschutz sein 
Augenmerk zuwenden muß, liegen demnach in erster Linie 
in der technisch grundsätzlich möglichen umfassenden 
Sammlung personenbezogener Daten in den technischen 
Einrichtungen, welche zur Vermittlung von Rundfunksen- 
dungen und zur Nutzung von anderen Kabeldiensten, wie 

etwa von Textdiensten, bereit gestellt werden. Über diese 
technischen Einrichtungen werden die Rundfunksendun-
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gen vermittelt und wird die vollständige Kommunikation zwi- 
schen den Anbietern von Diensten und den diese nutzen- 

den Teilnehmern abgewickelt. Des weiteren gehen uber 
technische Einrichtungen alle über die anderen Kabeldien- 

ste abzuwickelnde Angebotsforderungen und fließen nach 
Verwirklichung des Rückkanals alle zwischen Teilnehmer 

und Anbieter ausgetauschten Daten. Zumindest teilweise 

fallen über diese Einrichtungen auch die für die Gebühre- 
nabrechnung notwendigen Informationen an. Technisch wä- 

re es zumindest möglıch, aus diesen dabei angefallenen Da- 
ten Rückschlüsse auf dıe Interessengebiete des einzelnen 

Teilnehmers zu ziehen. Dies konnte zu einer verfassungs- 

rechtlich bedenklichen Profilbildung führen. Schließlich 

könnte z.B. festgestellt werden, zu welchen Zeiten der ein- 

zeine Teilnehmer Dienste genutzt hat, also wann er be- 

stimmte Interessen nach Rundfunksendungen oder ande- 

ren Diensten geäußert hat und demnach auch in seiner 
Wohnung gewesen ist. Insbesondere über das Angebot 

von Telespielen könnte selbst die Geschicklichkeit des ein- 

zeinen Teilnehmers registriert und entsprechend ausge- 

wertet werden, mit der er den Anforderungen des Spiels 

entsprochen hat. 

Blieben diese technischen Möglichkeiten rechtlich ungezü- 
gelt, wären mit ıhnen nicht unerhebliche Rısiken für die 

durch Art.2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz ge- 

schützte Privatsphäre und das daraus abgeleitete Grund- 

recht auf informationelle Selbstbestimmung verbunden. 

Denn die Auswirkungen neuer Kabelmedien lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 

- Die Nutzung der Kabelmedien kann, wie dies bereits bei 
Bildschirmtext der Fall ist, zu einer stärkeren Individuali- 
sierung bisher anonym gebliebener Lebenssachverhalte 

und zu einer zumindest kurzfristigen Speicherung derar- 

tiger Lebensäußerungen auf einem elektronischen Me- 
dium führen. 

- Werden die während der Nutzung der Kabeimedien in 

den technischen Einrichtungen angefallenen personen- 

bezogenen Daten nıcht sofort nach Ende der jeweiligen 
Sendung oder des Abrufs des einzelnen Dienstes ge- 
löscht, sondern über einen längeren Zeitraum gespei- 

chert und vielleicht noch mit anderen Daten über einen 
Betroffenen zusammengeführt, ließen sich daraus Per- 
sönlichkeitsprofile über die einzelnen Bürger bilden. 

- Bisherige Erfahrungen zeigen, daß personenbezogene 

Daten, die von ihrem Inhalt her interessante Rückschlus- 

se auf die Lebensweise der eınzeinen Bürger erlauben, 

dem besonderen Risiko einer Zweckänderung unterlie- 
gen, weil sie für Wirtschaft und öffentliche Verwaltung 
von Interesse sein könnten 

— Aus der Auswertung der bei den verschiedenen Kommu- 

nikationsvorgängen bei den neuen Medien angefallenen 
Daten könnte zumindest rein theoretisch in Verbindung 
mit den im Wege der Fernwirkdienste erlangten Informa- 
tionen eine weitgehende Verhaltenskontrolle der Bürger 
aufgebaut werden. Gerade weil eine solche Verhaltens- 
kontrolle heute niemand wünscht, sind die rechtlichen 
und die technischen Vorkehrungen zu schaffen, die 

einen entsprechenden Mißbrauch der Daten verhindern. 

4.123 Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung zum 
Datenschutz 

Wegen des mit der Einführung der Kabelmedien verbunde- 
nen Risikos für die verfassungsrechtlich geschützte Privat-   

sphäre der Bürger bedarf die Einführung solcher Kabelme- 
dien nicht allein zur Sicherstellung der Ausgewogenheit der 

Programme, sondern auch aus dem Gesichtspunkt des Da- 

tenschutzes eines Gesetzes. Diese von mir schon früher 

vertretene Ansicht ist zuletzt, wenn auch nur mittelbar, 
durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Volkszählungsgesetz 1983 bestätigt worden. 

In diesem Zusammenhang scheinen mir folgende Sätze aus 

der Entscheidungsbegründung wesentlich: „Individuelle 

Selbstbestimmung setzt aber - auch unter den Bedingun- 
gen moderner Informationstechnologien — voraus, daß dem 

Einzelnen Entscheidungsfreiheit über vorzunehmende oder 

zu unterlassende Handlungen einschtießlich der Möglichkeit 
gegeben ist, sich auch entsprechend dieser Entscheidung 

tatsächlich zu verhalten. Wer nicht mit hinreichender Si- 
cherheit überschauen kann, welche ihn betreffende Infor- 
mationen in bestimmten Bereichen seiner sozialen Umwelt 

bekannt sind und wer das Wissen möglicher Kommunika- 
tionspartner nicht einigermaßen abzuschätzen vermag, 

kann in seiner Freiheit wesentlich gehemmt werden, aus ei- 
gener Selbstbestimmung zu planen oder zu entscheiden“. 
Das Bundesverfassungsgericht führt weiter aus, daß die 

freie Entfaltung der Persönlichkeit unter den modernen Be- 

dingungen der Datenverarbeitung den Schutz des Einzel- 

nen gegen „unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwen- 

dung und Weitergabe seiner persönlichen Daten“ voraus- 

setzt. Wenngleich das vom Bundesverfassungsgericht aus 

Art. 2 Abs. 1 1.V.m Art. 1 Abs. 1 GG abgeleitete Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung nicht schrankenios 
gewährleistet ist, bedürfen Beschränkungen dieses Rechts 
doch einer verfassungsmäßigen gesetzlichen Grundlage. 
Dabei hängt die Frage, wie weit das Recht auf informatio- 
nelle Selbstbestimmung den Gesetzgeber bereits von Ver- 

fassung wegen zu Regelungen zwingt, von Art, Umfang und 
denkbaren Verwendungen der Daten sowie der Gefahr ih- 

res Mißbrauchs ab. Das Bundesverfassungsgericht hat in 
diesem Zusammenhang weiter deutlich gemacht, daß die 
Sammlung von Daten auf das erforderliche Minimum zu be- 
schränken ist, das zum Erreichen des mit ihnen verfolgten 
Zweckes notwendig ist. Die Verwendung der Daten ist auf 
den gesetzlich bestimmten Zweck begrenzt. Gegen Zweck- 
entfremdung ist ein amtshilfefester Schutz durch Weiterga- 
be- und Verwertungsverbote erforderlich. Schließlich ist 
nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts auch im In- 
teresse eines vorgezogenen Rechtsschutzes „die Beteili- 

gung unabhängiger Datenschutzbeauftragter von erhebli- 

cher Bedeutung für einen effektiven Schutz des Rechts auf 

informationelle Selbstbestimmung*. 

Gerade wegen der möglichen Verunsicherung der Bevölke- 
rung kommt dem Datenschutz bei den neuen Medien eine 
weitere wichtige Funktion zu. Meines Erachtens kann das 
Vorhandensein eines wirkungsvollen Datenschutzes verhin- 
dern, daß die bestehenden Risiken zu einer Beunruhigung 
weiterer Bevölkerungskreise führen. Dazu muß der Daten- 
schutz aber zweierlei gewährleisten: 

— Eine eindeutige materielle Regelung muß den bei Nut- 
zung der neuen Medien möglichen Gefahren wirkungs- 

voll begegnen. 

— Zur Gewährleistung einer effektiven Umsetzung dieser 
materiellen Regelung bedarf es einer wirkungsvollen, 
auch in der Bevölkerung anerkannten unabhängigen Da- 

tenschutzkontrolle.
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Die Datenschutzbeauftragten haben entsprechend ıhrer 
Forderung, daß zur Sicherung des Datenschutzes bei den 
neuen Medien eine gesetzliche Regelung erforderlich ist, 

vorbehaltlich der beı den einzelnen Projekten ın den Län- 

dern entstehenden Gestaltungsunterschiede nach dem ge- 
genwärtigen Erkenntnisstand eine Musterregelung vorge- 
schlagen. Diese ist im Anhang (Nr. 5) wiedergegeben. 

4.1.2.4. Entwurf eines Medıenentwicklungs- und -erpro- 

bungsgesetzes 

Der von der Staatsregierung vorgelegte Entwurf eines Ge- 
setzes über die Erprobung und Entwicklung neuer Rund- 

funkangebote und anderer Mediendienste in Bayern (Me- 

dienerprobungs- und -entwickiungsgesetz - MEG) enthält 
neben einer sehr ausführlichen Datenschutzbestimmung in 

seinem Art. 19 noch bei den sog. „anderen Diensten“ Da- 

tenschutzregelungen. Ich begrüße es, daß die Bayer. 
Staatsregierung den Datenschutz bei den neuen Medien 
berücksichtigt hat. Ohne auf Einzelheiten dieser Bestim- 
mungen einzugehen - über Einzelheiten des materiellen In- 
halts der Vorschriften wird in den entsprechenden Gremien 

zu sprechen sein - möchte ich auf einen Punkt besonders 

hinweisen. 

Die Überwachung des Datenschutzes ist gem. Art. 19 

Abs. 2 und 3 Entwurf des MEG dem Landesbeauftragten für 
den Datenschutz übertragen worden. Damit soll der Lan- 

desbeauftragte für den Datenschutz nicht nur die Landes- 
zentrale, sondern auch die Kabelgesellschaft und die Be- 
treiber von Kabelanlagen überwachen. Durch die Erweite- 

rung der Überwachungstätigkeit des Datenschutzbeauf- 

tragten von öffentlichen auch auf die privaten Stellen wird 

dem verfassungsrechtlichen Erfordernis einer ausreichen- 

den Datenschutzkontrolle in erfreulicher Weise Rechnung 
getragen. Eine Zersplitterung der Datenschutzkontrolle, wie 

sıe ım sonstigen Datenschutzrecht üblich ist, hätte be- 
fürchten lassen, daß in diesem eng zusammengehörigen 
Aufgabenbereich der Medienerprobung und -entwicklung 
eine wirklich effektive Datenschutzkontrolle nicht möglich 
gewesen wäre. Mit diesem Schritt zur „Datenschutzkontrol- 
le in einer Hand“ ist die Bayer. Staatsregierung richtungs- 
weisend in der deutschen Mediengesetzgebung. Ich halte 
diese Entscheidung im Entwurf auch aus einem anderen 
Grund für wichtig. Eine wirksame Datenschutzkontrolle 
kann das Vertrauen in den sachgerechten Umgang der bei 

Einführung von neuen Medien anfallenden personenbezo- 

genen Daten stärken und damit die Akzeptanz der neuen 

Medien bei den Bürgern erhöhen. Die Übertragung der ex- 

ternen Kontrolle auf den unabhängigen Datenschutzbeauf- 

tragten ist hierbei ein wichtiger Beitrag. 

4.1.3 Fernwirkdienste 

4.1.3.1. Übersicht 

Als ich in meinem !etzten Tätigkeitsbericht zu den daten- 
schutzrechtlichen Fragen der Fernwirk- und Fernmelde- 
dienste Stellung bezogen hatte, war ich noch davon ausge- 
gangen, daß diese Dienste erst im Endzustand der Erpro- 
bung breitbandiger Dienste beim Kabelpilotprojekt in Mün- 
chen zur Verfügung stehen könnten. Zwischenzeitlich ist 
jedoch bekanntgeworden, daß die Deutsche Bundespost 
zur Zeit auf dem schmalbandigen Telefonnetz ein Fernwirk- 
system erprobt. Nach den mir vorliegenden Informationen 

beabsichtigt die Deutsche Bundespost Im Bereich der dig!- 
talen Dienste die Einführung einiger neuer Dienstleistungs-   

angebote. Neben der Dienstleistung „Telebox“ ıst auch der 

Dienst „Ternex“ geplant. Unter „Temex“ versteht die Post 
das Dienstleistungsangebot, Fernwirksignale unter Mitbe- 
nutzung der Fernsprech-Anschlußleitung zu ubertragen. 

Dabei werden Fernwirksignale zwischen privaten Endstellen 
und privaten Leitstellen über ein spezielles postalisches 
Fernwirkübermittlungssystem gesendet. Temex benutzt 

hierbei das Fernsprechnetz und die bestehenden Datennet- 

ze. 

Folgende Anwendungsgebiete des Dienstes „Fernwirken“ 

sind vorgesehen: 

- „Fernmessen“, als das Ablesen von Geräten und Zahlen, 

beispielsweise bei Wasser, Gas, Strom und Öl; 

- „Fernanzeigen“, hiermit kann eine Außenstelle über Not- 

situationen unterrichtet weden, etwa bei der Altenhilfe, 

Patientenversorgung, beim Ausfallen von Haushaltsein- 

richtungen und bei Feuer; 

- „Fernschalten“, von außerhalb der Wohnung kann die 

Heizung oder die Beleuchtung eingeschaltet werden, bei 
Alarmsituationen werden Sirenen betätigt und das Per- 

sonal alarmiert sowie 

- „Ferneinstellen“, hierunter ist das Lenken von Versor- 

gungsgütern, wie Gas, Wärme, Strom zu verstehen oder 

die Information von Verkehrsteilnehmern an Autostraßen 

oder Haltestellen. 

Nach Ansicht der Bundespost bietet sich hier insbesondere 
für Kommunen eine Dienstleistung, die für die Stadtwerke, 

für Umweltschutzämter, für das Gesundheitswesen, die So- 
zialhilfe und die Feuerwehr interessant sei. Auch Polizei, Si- 
cherheitsdienste, Wohngesellschaften und Krankendienste 
sind potentielle Anwender. Die Zahl der Haushalte, die nach 
Ansicht der Deutschen Bundespost an Temex mit der Mög- 

lichkeit des Anzeigens von Notsituationen interessiert 

seien, wird auf etwa 2,5 Millionen Wohneinheiten geschätzt. 

Bei der Einführung dieses Dienstes will die Deutsche Bun- 
despost schrittweise vorgehen, so soll noch im 2. Halbjahr 

1984 in München und in Darmstadt mit dem Systemversuch 
begonnen werden. 

4.1.3.2. Regelungsbedarf 

Weil Fernwirksysteme erlauben, von außen in eıner Woh- 

nung Wirkungen auszulösen, Messungen vorzunehmen und 

Beobachtungen anzustellen, berühren sie maßgeblich die 
durch Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 2 Grund- 

gesetz geschützte Privatsphäre und das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Grundgesetz). Des- 
halb hatte ich bereits im letzten Tätigkeitsbericht eine Reihe 
von Bedingungen genannt, die meines Erachtens erfüllt 
sein müssen, um nachteilige Folgen derartiger Dienste für 
den Bürger zu vermeiden. Dabei hatte ich insbesondere 
deutlich gemacht, daß Fernwirkdienste nicht zur Kontrolle 
der Betroffenen führen dürfen. Außerdem muß meines 
Erachtens der Betroffene über Art, Umfang und Häufigkeit 
der jeweiligen Fernwirkung unterrichtet sein. Gegen den 
Willen des Bürgers darf er Fernmessungen und Fernwirkun- 
gen überhaupt nicht ausgesetzt werden. Ich hatte daher 

bereits im letzten Jahr wegen der möglichen Auswirkungen 
derartiger „Fernwirkdienste“ auf die Grundrechtspositionen 
der Bürger gefordert, rechtzeitig vor Einführung dieser 
Dienste eine gesetzliche Regelung zu schaffen, die die vor- 
genannten Forderungen berücksichtigt. in diesem Anliegen 
bin ich zwischenzeitlich von der Konferenz der Daten-
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schutzbeauftragten des Bundes und der Länder unterstützt 
worden, die anläßlich ihrer Sitzung am 6./7. Juni 1984 fol- 
gendes gefordert hat: 

„Um eine Verletzung dieser Grundrechte auszuschließen 
und ausreichenden Datenschutz zu gewährleisten, müssen 
vor Einführung von Fernwirkdiensten daher eindeutige ge- 

setzliche Regelungen geschaffen werden, die auch die von 
der Verfassung vorgesehene Kompetenzverteilung zwi- 

schen Ländern und Bund berücksichtigt. Solange derartige 

bereichsspezifische Regelungen fehlen, darf die Deutsche 
Bundespost Telefon-Fernwirkdienste nicht einführen.“ Der 

vollständige Beschiuß ist im Anhang (Nr. 5a) wıedergege- 

ben. 

Eine Arbeitsgruppe der Datenschutzbeauftragten hatte da- 

her auch den Vorschlag für eine gesetzliche Regelung erar- 

beitet, der im Anhang 8 Nr. 5) wiedergegeben ist. 

Die Bayerische Staatsregierung hat mein Anliegen ebenfalls 

aufgegriffen und in dem Gesetzentwurf zum Medienent- 
wıcklungs- und -erprobungsgesetz eine Regelung über 
Fernwirkdienste aufgenommen. Ich begrüße es außeror- 

dentlich, daß die Bayer. Staatsregierung meine Anregun- 

gen, für Fernwirkdienste rechtzeitig eine gesetzliche Rege- 

lung zu schaffen, aufgegriffen hat und die Geltung dieser 
Regelungen auch auf schmalbandige Netze erstreckt hat. 

Weil dıe Kompetenzfrage hinsichtlich der Nutzung solcher 

neuen Dienste nicht gänzlich unbestritten ist, hat die Bayer. 
Staatsregierung damit rechtzeitig Position bezogen. Diese 
Bestimmung reicht in ihrem Regelungsgehalt allerdings 
nicht so weit, wie die vorgenannte von den Datenschutzbe- 

auftragten erarbeitete Musterregelung. Die im Entwurf vor- 

gesehene Bestimmung verlangt jedoch, daß der Teilnehmer 

vor Einsatz von Fernwirkdiensten über deren Verwendungs- 

zweck und Wirkungsweise unterrichtet wird, und setzt dıe 
Einwilligung des Teilnehmers voraus. Außerdem werden 

von der Vorschrift gerade die Fernwirkdienste erfaßt, bei 
denen eine besondere Gefährdung für das Persönlichkeits- 
recht des Teilnehmers besteht. Angesichts der Tatsache, 
daß das Medienentwicklungs- und -erprobungsgesetz gera- 

de der Erprobung neuer Dienste dienen soll und spätestens 
1992 außer Kraft treten soll, habe ich gegen diese Regelung 
letztlich keine durchgreifenden datenschutzrechtlichen Be- 
denken geltend gemacht. 

4.1.4. Grenzüberschreitender Datenverkehr bei den 

„Neuen Medien“ 

Die Einführung neuer Medien wırd aller Voraussicht nach 

den zwischenstaatlichen Datenverkehr erweitern. Die tech- 

nischen Möglichkeiten von Bildschirmtext, über Telefonlei- 
tungen Verbindungen herzustellen, gestattet es einerseits 
von Deutschland aus beispielsweise in das britische Pre- 
stel-System zu gelangen und erlaubt andererseits Auslän- 
dern, das deutsche Bildschirmtextsystem zu benutzen. Au- 

Berdem sind im deutschen Bildschirmtextsystem auch aus- 

ländische Anbieter zugelassen. Es ıst davon auszugehen, 
daß die von diesen Anbietern erhobenen Daten zumindest 
zu einem Teil in das Ausland übermittelt werden. 

Dem Bürger, dessen personenbezogene Daten über Gren- 
zen hinweg übermittelt werden, muß deutlich gemacht wer- 

den, wie weıt deutsches Datenschutzrecht reicht und inwie- 
weit seine Daten im Ausland benützt werden können. Dar- 

über hinaus muß sichergestellt werden, daß grenzüber- 

schreitender Datenverkehr mit personenbezogenen Daten   

nicht dazu mißbraucht wird, die jeweiligen nationalen Daten- 

schutzbestimmungen zu umgehen. Deshalb sind zum einen 
die Gesetzgeber aufgefordert, Regelungen für den grenz- 

überschreitenden Datenverkehr bei neuen Medien zu 

schaffen. Außerdem ist eine internationale Zusammenarbeit 
der jeweiligen nationalen Kontrollinstitutionen für den Da- 
tenschutz bei der Überwachung neuer Medien geboten. 

Mit diesen Problemen der neuen Medien hat sich die „Ar- 
beitsgruppe Massenmedien der internationalen Konferenz 

der Datenschutzbeauftragten“ in ihrer Sitzung in Berlin am 
5./6. September 1983 befaßt. Die Arbeitsgruppe, an der 
auch ich teilgenommen habe, hat für die 5. Sitzung der In- 

ternationalen Konferenz der Datenschutzbeauftragten zur 
Gewährleistung des Datenschutzes bei neuen Medien 
einen Beschlußvorschlag erarbeitet. Die internationale Kon- 
ferenz hat einen entsprechenden Beschluß am 18. Oktober 

1983 gefaßt. Er ist im Anhang (Nr. 6) abgedruckt. Die inter- 
nationale Konferenz fordert darin angesichts der mıt Einfüh- 

rung neuer Medien verbundenen Risiken rechtliche sowie 
technisch-organisatorische Maßnahmen, die den Persön- 
lichkeitsschutz der Bürger sichern. Die Datenschutzbeauf- 
tragten erwarten, daß der Mindeststandard der Richtlinien 
über den Datenschutz und den grenzüberschreitenden Ver- 
kehr mit personenbezogenen Daten der OECD vom 293. 
September 1980 sowıe der Datenschutzkonvention des Eu- 
roparates vom 28. Januar 1981 auch bei der Nutzung neuer 

Medien gewährleistet sein sollte. Außerdem hält die Konfe- 
renz eine internationale Zusammenarbeit der Kontrollinsti- 
tutionen für den Datenschutz bei der Überwachung neuer 
Medien für geboten. 

4.2. Rechtspflege 

Schwerpunkte meiner Tätigkeit im Bereich der Rechtspfle- 
ge waren die Anordnung über Mitteilungen in Zivilsachen 
(MiZi) und die Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen 
(MiStra). Aufgrund dieser Anordnungen haben Gerichte 

und Staatsanwaltschaften in einer Vielzahl von Fällen an an- 
dere Behörden und Institutionen Mitteilungen über Straf- 
und Zivilverfahren sowie über Erkenntnisse zu machen, die 

im Laufe von Verfahren gewonnen worden sind. Viele dieser 
Mitteilungen enthalten für den davon Betroffenen sehr sen- 

sible Daten, weshalb dem Persönlichkeitsschutz bei diesen 
Anordnungen besonderes Augenmerk zu widmen ist. Be- 
züglich der Einzelheiten verweise ich auf die nachstehen- 

den Ausführungen. 

Nicht nur bei diesen Anordnungen, sondern auch bei dem 

sonstigen sehr umfangreichen Umgang der Justiz mit per- 

sonenbezogenen Daten sind die vom Bundesverfassungs- 

gericht in seiner Entscheidung zum Volkszählungsgesetz 
1983 entwickelten Grundsätze von maßgeblicher Bedeu- 
tung. Es wird zu prüfen sein, inwieweit bestehende Vor- 
schriften überarbeitet und insbesondere konkretisiert (z.B. 

& 163 Strafprozeßordnung) und inwieweit überhaupt neue 
Rechtsvorschriften für den Umgang der Justiz mit perso- 
nenbezogenen Daten (z.B. MiStra, MiZi) geschaffen werden 

müssen. Daneben werden die tragenden Grundsätze die- 
ses Urteils gerade auch bei den ausschließlich in Akten ver- 
arbeiteten Daten zu beachten sein. Es dürfte nunmehr end- 
gültig keine Zweifel geben, daß dem Persönlichkeitsschutz 
auch im gerichtlichen und staatsanwaltschaft!ichen Verfah- 
ren hohes Augenmerk gewidmet werden muß. 

Neben den mehr grundlegenden Ausführungen zu MiStra 
und MiZi schildere ich nachfolgend noch eine Reihe von
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Einzelfällen aus dem Justizbereich. Im Berichtszeitraum ha- 

be ich grundsätzlich keine gravierenden Verstöße gegen 
das Datenschutzrecht festgestellt. Mit der Schilderung die- 
ser Einzelfälle will ich erreichen, das Bewußtsein der Justiz- 

bediensteten für den Persönlichkeitsschutz im alltäglichen 
Umgang mit personenbezogenen Daten zu schärfen. 

An dieser Stelle will ich auch vermerken, daß ich die Bereit- 

schaft ım Staatsministerium der Justiz, Datenschutzbelange 
zu berücksichtigen, außerordentlich begrüße. 

4.2.1. Anordnung über Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi) 

Die Anordnung über Mitteilungen ın Zivilsachen wurde in 
bundeseinheitlicher Fassung zwischen den Landesjustiz- 
verwaltungen und dem Bundesminister der Justiz verein- 
bart. Aufgrund dieser Anordnung, die teilweise nur gesetzli- 

che Mitteilungspflichten wiedergibt, haben im Verfahren der 
streitigen Zivilgerichtsbarkeit und der freiwilligen Gerichts- 
barkeit die Gerichte von Amts wegen Mitteilungen nach die- 

ser Anordnung zu machen. Hierbei sind vor allem mitzutei- 

len gerichtliche Entscheidungen, gerichtliche Urkunden und 
Eintragungen in das Grundbuch oder in ein Register. Die 
Bandbreite der in der Anordnung über Mitteilungen in Zivil- 

sachen enthaltenen Mitteilungspflichten ist groß. Sie reicht 
z.B. von Mitteilungen zur Herbeiführung einer Tätigkeit des 
Vormundschaftsgerichts über Mitteilungen zur Veranlas- 
sung von Entmündigungsverfahren, Mitteilungen über 
Grenzstreitigkeiten, Mitteilungen über die Anordnung oder 
Fortdauer einer Freiheitsentziehung, Mitteilungen über die 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt und über die 
Beurlaubung eines Untergebrachten, Mitteilungen über die 
Beurkundung von Schenkungen, Mitteilungen über Klagen 
auf Räumung von Wohnraum bei Zahlungsverzugs des Mie- 
ters, Mitteilungen über Klagen und über Anträge auf Bewilli- 
gung der Prozeßkostenhilfe bei Vorhandensein von Kindern 
bıs zu Mitteilungen über Todeserklärungen und Feststeilun- 
gen der Todeszeit. Sie betreffen also insbesondere Mittei- 
tungen in Mietsachen, ın Unterhaltssachen, in Entmün- 
dungssachen, in Ehesachen, in Kindschaftssachen sowie in 
einer Reihe von Vollstreckungsverfahren. Ob die Anord- 
nung über Mitteilungen in Zivilsachen vom 1. Oktober 1967 
mit ihren späteren Änderungen und Ergänzungen Belange 
des verfassungsrechtlich garantierten Persönlichkeits- 
schutzes in ausreichendem Maße berücksichtigt, muß ge- 
prüft werden. Für eine Reihe von Mitteilungen dürfte jeden- 
falls eine ausreichende gesetzliche Grundlage fehlen. 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
haben die Notwendigkeit einer Überprüfung der MiZi unter 

dem Gesichtspunkt des Datenschutzes erörtert und sich 

auf ihrer Konferenz am 6./7. Juni 1984 auf folgende gemein- 
same Stellungnahme geeinigt: 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
halten eine alsbaldige grundlegende Überprüfung der bun- 
deseinheitlichen Anordnung über Mitteilungen in Zivilsa- 
chen {MiZi) durch die Justizverwaltung in Bund und Län- 

dern für erforderlich: 

1. Die MiZi sieht in einer Vielzahl von Verfahren die Über- 

mittlung personenbezogener Daten von den Gerichten 
der streitigen Zivilgerichtsbarkeit und der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit an Finanzbehörden, Sozialbehörden, 
Staatsanwaltschaften, Standesämter und andere öffentli- 
che Stellen vor. Mitteilungen dieser Art stellen in aller 
Regel einen Eingriff in das nach Artikel 2 Abs. 1 i.V. mit   

Artikel 1 Abs. 1 GG geschützte Recht auf informationelle 

Selbstbestimmung dar und bedürfen deshalb einer ver- 
fassungsgemäßen gesetzlichen Grundlage, die den 
rechtsstaatlichen Geboten der Normenklarheit und Ver- 
hältnismäßigkeit entsprechen muß. Ein Teil der Mittei- 

lungspflichten läßt sich auf Rechtsvorschriften zurück- 
führen. Für andere Mitteilungspflichten ist eine Rechts- 

grundlage nicht ersichtlich. 

Eine Überprüfung der Rechtsgrundlagen der Mittei- 
lungspflichten muß mit einer Überprüfung der Erforder- 

lichkeit der Mitteilungen Hand in Hand gehen. Es wird zu 
prüfen sein, ob nicht manche Mitteilungen angesichts 
eines veränderten gesellschaftlichen Umfeldes und 

eines Wandels der Verwaltungsaufgaben ihren Sinn ver- 
loren haben. Soweit Mitteilungen für erforderlich gehal- 
ten werden, müssen ihre Voraussetzungen und ihr Um- 

fang durch Rechtsvorschrift festgelegt werden. 

2. Die bestehende Generalklausel, daß Mitteilungen im Ein- 
zelfall auch dann zu machen sind, wenn sie zwar nicht 

ausdrücklich vorgeschrieben, aber durch ein besonde- 
res öffentliches Interesse geboten sind, bedarf der Über- 
prüfung. Eine solche Klausel darf nicht dazu führen, daß 

die auf den Einzelfall bezogenen Regelungen und die 
dort vorgesehenen Beschränkungen umgangen werden. 

Soweit auf eine Generalklausel nicht verzichtet werden 

kann, muß auch sie den oben genannten verfassungs- 

rechtlichen Anforderungen Rechnung tragen. 

3. Grundsätzlich sollte sich die Übermittlung auf den Tenor 
der Entscheidung beschränken. Die Übermittlung von 
Entscheidungsgründen ist nur zuzulassen, wenn deren 
Kenntnis für die Aufgabenerfüllung der zu benachrichti- 
genden Behörde erforderlich ist. Insoweit ist zu prüfen, 
ob nicht die Übermittlung von Entscheidungsgründen — 
in Umkehrung des bisher praktizierten Regel-Ausnah- 

me-Verhältnisses — auf ausdrücklich geregelte Aus- 

nahmefälle begrenzt werden kann. Wo eine Abwägung 
im Einzelfall vorgesehen werden muß, sollte sie durch 
den Richter oder im Rahmen der ihm nach dem Rechts- 
pflegergesetz übertragenen Aufgaben durch den 
Rechtspfleger erfolgen. 

4. Außerdem sollte besonders darauf geachtet werden, daß 

— Datenübermittlungen den betroffenen Bürgern im Hin- 
blick auf Inhalt, Adressat und zugrundeliegende 
Rechtsgrundlage transparent zu machen sind, 

übermittelte Daten nur im Rahmen des Zwecks, zu 
dem sie über-mittelt wurden, genutzt werden dürfen 
(Zweckbindung), 

- die notwendigen technisch-organisatorischen Maß- 
nahmen der Da- tensicherung vorzusehen sind und 

—- die Aufbewahrungsdauer, unter Berücksichtigung 
auch der Belange der Betroffenen, auf das erforderli- 
che Maß zu beschränken ist. 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
gehen davon aus, daß sie an den weiteren Überlegungen 
der Justizverwaltungen rechtzeitig beteiligt werden. 

4.2.2. Schuldnerverzeichnis 

Nach $ 915 Zivilorozeßordnung (ZPO) hat das Amtsgericht 
— Vollstreckungsgericht das Schuldnerverzeichnis zu füh- 
ren. In das Schuldnerverzeichnis werden die Personen ein- 

getragen, die die eidesstattliche Versicherung über ihr Ver-
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mögen abgegeben haben oder gegen die wegen Nichtab- 

gabe der eidesstattlichen Versicherung Haft angeordnet 

worden ıst, sowie unter bestimmten Voraussetzungen die 

Haftvollstreckung. 

4.2.2.1. Abschriften aus dem Schuldnerverzeichnis 

Bereits ın meinem 3. Tätigkeitsbericht hatte ich darauf hın- 

gewiesen, daß eıne nicht unerhebliche Zahl von Institutio- 

nen und Personen Abschriften aus dem Schuldnerverzeich- 

nis erhält. Weil die Beachtung der Löschungsfrist nach 

8915 Abs. 2 ZPO bei den Empfängern der Abschriften in 

der Praxis vielfach nicht gewährleistet ist, hatte ich die bis- 

herıge Handhabung der Verteilung von Abschriften aus 

dem Schuldnerverzeichnis als dringend änderungsbedürftig 

bezeichnet. Zwar hatte auf ensprechende Anregungen der 

Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder der 

Bundesminister der Justiz im Dezember 1980 einen Entwurf 

einer „Verordnung über Abschriften aus den Schuldnerver- 

zeichnissen“ erarbeitet, doch ist zu meinem Bedauern bis 

heute eıne entsprechende Verordnung noch nicht erlassen 

worden. Ich habe das Bayerische Staatsministerium der Ju- 

stiz gebeten, sich beim Bundesminister der Justiz mit 

Nachdruck für eine Beschleunigung der Vorarbeiten an 

einer Neugestaltung einer entsprechenden Regelung einzu- 

setzen. 

4.2.2.2. Löschung der Eintragungen 

Mit den praktischen Erfahrungen der in $ 915 Abs. 2 ZPO 

geregelten Löschungspflicht fur das Schuldnerverzeichnis 

hatte ich mich im 5. Tätigkeitsbericht auseinandergesetzt. 

in diesem Zusammenhang hatte ich berichtet, daß ich bei 

einer Prüfung in einem großen bayerischen Amtsgericht 

festgestellt hatte, daß die Löschung der Eintragungen nicht 

sachgerecht vorgenommen worden war. Bereits im damali- 

gen Berichtszeitraum hatte das betroffene Amtsgericht auf 

meine Vorstellungen hin angeordnet, daß die Löschung im 

Schuldnerverzeichnis auf den Karteikarten deutlich und 

vollständig vollzogen wird. Ich habe mich bei einer Nachprü- 

fung davon überzeugt, daß nun entsprechend den Vor- 

schriften verfahren wird. In diesem Zusammenhang hatte 

ich auch das Bayer. Staatsministerium der Justiz einge- 

schaltet. Dieses hatte mir mitgeteilt, es beabsichtige, für 

das Schuldnerverzeichnis einen einheitlichen Kartenvor- 

druck einzuführen. An der Neugestaltung der Karteikarte 

bin ich nicht beteiligt worden. 

4.2.2.3. Personenverwechslung 

Mit der Praxis des Schuldnerverzeichnisses hatte ich mich 

auch aufgrund einer Bürgereingabe erneut zu befassen: 

Ein Petent hatte bei dem zuständigen Gewerbeamt die Er- 

laubnis für die Tätigkeit als Immobilienmakler beantragt. Ihm 

wurde jedoch bedeutet, daß eine Gewerbeerlaubnis nicht 

erteilt werden könne, weil über ihn ein Eintrag im Schuld- 

nerverzeichnis beim Amtsgericht vorliege. Die Einsichtnah- 

me in das Schuldnerverzeichnis zeigte ihm, daß tatsächlıch 

ein Eintrag über eine namensgleiche Person vorhanden 

war. Weitere eindeutige identifizierende Angaben wie Ge- 

burtsdatum oder Geburtsort waren nicht eingetragen. 

Wie oben bereits angesprochen, erhalten eine nicht uner- 

hebliche Zahl von Institutionen und Personen Abschriften 

aus den Schuldnerverzeichnissen. Sind nun die Eintragun- 

gen im Schuldnerverzeichnis mangels hinreichender Identi- 

fizierung des eınzeinen Schuldners nicht eindeutig, besteht   

die Gefahr, daß unbeteiligte Dritte mit dem Schuldner ver- 

wechselt werden und entsprechende Nachteile erleiden. Ich 

habe mich deshalb über den konkreten Fall hinaus mit der 

Angelegenheit befaßt und untersucht, wie das betroffene 

Amtsgericht Eintragungen im Schuldnerverzeichnis im all- 

gemeinen handhabt. Meine Ermittlungen hatten folgendes 

ergeben: 

Eintragungen im Schuldnerverzeichnis umfassen neben Na- 

me, Vorname und Anschrift des Schuldners ın einer Vielzahl 

von Fällen auch den Beruf und das Geburtsdatum. Letzte- 

res ist z.B. dann der Fall, wenn die Eintragung auf der Ab- 

gabe der eidesstattlichen Versicherung beruht, aus der das 

Geburtsdatum des Schuldners ersichtlich ıst Wie mir die 

mit der Eintragung befaßten Justizbediensteten sowie der 

für die Aufsicht über das Vollstreckungsgericht zuständige 

Richter versichert haben, wird das Geburtsdatum, soweit 

es bekannt ist, auch immer eingetragen. Tatsächlich wurde 

bei der an Ort und Stelle durchgeführten Überprüfung keine 

Eintragung gefunden, bei der etwa anders verfahren wor- 

den wäre. Allerdings gıbt es daneben Fälle, in denen das 

Vollstreckungsgericht das Geburtsdatum des Schuldners 

nicht kennt und dieses deshalb auch nicht eintragen kann. 

Auch in solchen Fällen - es handelt sich hierbei regelmäßig 

um Haftanordnungen auf Antrag des Gläubigers - ist das 

Amtsgericht-Vollstreckungsgericht nach $ 915 ZPO zur Ein- 

tragung des Schuldners verpflichtet; das Vollstreckungsge- 

richt darf die Eintragung nicht etwa deshalb ablehnen, weil 

sich aus den zur Verfügung stehenden Unterlagen kein Ge- 

burtsdatum oder ein anderes zusätzliches Identifikations- 

merkmal ergibt. Es hat auch keine rechtliche Möglichkeit, 

etwa vom Gläubiger, der die Haftanordnung beantragt, die 

Angabe des Geburtsdatums des Schuldners zu verlangen. 

Es liegt auf der Hand, daß bei identischem Namen dıe An- 

schrift, die sıch jederzeit ändern kann, allein kein sicheres 

Identifikations- bzw. Unterscheidungsmerkmal ist. Um die 

sich hieraus ergebenden Verwechsiungsgefahren mög- 

lichst auszuschalten, sollte das Amtsgericht-Vollstrek- 

kungsgericht jedoch bei Auskünften zumindest auf etwa 

abweichende Anschriften oder fehlende !dentifikations- 

merkmale hinweisen. Erhält die anfragende Stelle entspre- 

chende Hinweise, so ist sie gehalten, sich besonders sorg- 

fältig über die Identität der Person, über die angefragt wird, 

mit der namensgleichen aber unter anderer Anschrift einge- 

tragenen Person zu vergewissern. 

In dem konkreten Fall hätte es bei gewissenhafter Beach- 

tung dieses Verfahrens nicht zu der bedauerlichen Ver- 

wechslung kommen dürfen. Warum sie gleichwohl gesche- 

hen ist, konnte sich leider nicht mehr aufklären lassen. Ich 

hatte mich jedoch davon überzeugt, daß der Fehler jeden- 

falls nicht auf eıner fehlerhaften oder gar nachlässigen Ein- 

tragungspraxis des Amtsgerichts beruhte. 

Auch dieser Vorgang zeigt, daß es dringend erforderlich ist, 

eine Regelung zu schaffen, die die Erteilung von Abschrif- 

ten und Auskünften aus dem Schuldnerverzeichnis und de- 

ren Behandlung bei den Empfängern eindeutig regelt. 

4.2.3. Prozeßkostenhilfe 

Fragen der Prozeßkostenhilfe hatte ich in meinem 3. Tätig- 

keitsbericht angesprochen. Dabei hatte ich darauf hinge- 

wiesen, daß derjenige, der Prozeßkostenhilfe beantragt, 

eine Erklärung abgeben muß über seine persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere Familienverhält-
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nisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten, sowie 
dem Antrag entsprechende Belege beizufügen hat. Wegen 
der möglichen Sensibilität dieser Angaben kann der Antrag- 

steller eın erhebliches Interesse daran haben, daß seine An- 

gaben anderen Personen möglichst nicht bekannt werden. 
Diesen, auch von den Datenschutzbeauftragten unterstütz- 
ten Anliegen haben die Landesjustizverwaltungen zumin- 
dest insoweit Rechnung getragen, als sie in den entspre- 
chenden Durchführungsbestimmungen festgelegt haben, 

daß die bei Durchführung der Prozeßkostenhilfe angefalle- 
nen Unterlagen getrennt vom Hauptakt in einem Beiheft 
aufzubewahren sind. 

Offengeblieben und bislang in der Rechtsprechung auch 

nicht abschießend entschieden war die Frage, inwieweit im 
Prozeßkostenhilfeverfahren der Gegner des Antragsstellers 

Einsicht in diese Unterlagen nehmen kann. In erfreulicher 
Weise hat nun der Bundesgerichtshof in seinem Beschluß 
vom 15.11.1983 (Az.: VI ZR 100/83, NJW 1984, S. 740) fest- 
gestellt, daß in Prozeßkostenhilfeverfahren der Gegner des 
Antragstellers kein Anhörungsrecht zu den Angaben über 
die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse und in- 

soweit auch kein Recht auf Einsicht in die diese Angaben 
enthaltenen Aktenteile hat. Der Bundesgerichtshof hat hier- 
zu ausgeführt, daß gesetzlich ein solches Anhörungs- und 
damit ein Einsichtsrecht ($ 299 ZPO) nicht vorgeschrieben 
sei. Soweit nämlich über die persönlichen und wirtschaftlı- 

chen Voraussetzungen der Gewährung von Prozeßkosten- 
hilfe zu entscheiden sei, sei der Gegner nicht Verfahrensbe- 
teiligter. Das Gesetz sehe eine Mitwirkung des Prozeßgeg- 
ners bei der Ermittlung der persönlichen und wirtschaftli- 

chen Voraussetzungen für die Gewährung der Prozeßko- 
stenhilfe gerade nicht vor. Die Prüfung dieser Vorausset- 
zungen beim Antragsteller sei allein Sache des Gerichts. Da 
also mithin kein Anhörungsrecht des Gegners zu den vom 
Antragsteller gemachten Angaben zu seinen persönlichen 

und wirtschaftlichen Verhältnissen bestünde und der Geg- 
ner insoweit auch nicht Verfahrensbeteiligter sei, habe er 
auch nicht nach $ 299 Abs. 1 ZPO ein Recht auf Einsicht- 

nahme in den diese Angaben enthaltenden, im übrigen ge- 
sondert geführten Teil der Prozeßakten. 

4.2.4 Testamentseröffnung 

Der nachfolgende Vorgang zeigt meines Erachtens, daß Be- 
stimmungen zum Schutz der persönlichen Sphäre - hierzu 

gehören auch grundsätzlich die Vermögensverhältnisse, 

wie sie oftmals aus einem Testament ersichtlich sind — 

schon lange vor jeder Datenschutzdiskussion gesetzlich 
verankert gewesen sind. Er zeigt aber außerdem, daß in der 

alltäglichen Praxis die schützenswerte Privatsphäre der 
Bürger nicht immer ausreichend beachtet wird. 

Nach $ 2262 BGB hat das Nachlaßgericht die Beteiligten, al- 
so z.B. Erben und Vermächtnisnehmer, welche bei der Er- 
öffnung des Testaments nicht zugegen gewesen sind, von 
dem sie betreffenden Inhalt des Testaments in Kenntnis zu 

setzen 

Ein Burger hat mir nun vorgetragen, daß ein Nachlaßgericht 
die Vermächtnisnehmer nicht nur von der sie betreffenden 
Bestimmung des Testaments unterrichte, sondern sie vom 

Inhalt des gesamten Testaments in Kenntnis setze. Auf mei- 
nen Vorhalt, daß diese Praxis nicht der in $ 2262 BGB ent- 
haltenen ausdrücklichen Regelung entspreche, hat das be- 
troffene Nachlaßgericht erklärt, daß diese Verfahrensweise 
seıt geraumer Zeit praktiziert werde und daß an dieser Be-   

rechtigung keinerlei Zweifel bestünden. Vielmehr ziele diese 
Verfahrensweise auf die Gleichbehandlung aller Verfahrens- 
beteiligten ab, unabhängig davon, ob sie bei dem Termin 

zur Eröffnung des Testaments anwesend seien oder nicht. 

Diese Argumente, die ein Festhalten an der bisherigen Pra- 
xis rechtfertigen sollten, konnten mich nicht überzeugen. 

Insbesondere konnte ich keine unzulässige Ungleichbe- 
handlung erkennen, wenn der Vermächtnisnehmer im Eröff- 

nungstermin nicht anwesend ist und im nachhinein nur den 

ihn betreffenden Inhalt des Testaments erfährt. Die Bestim- 
mung des 8 2262 BGB entspricht nämlich dem Daten- 
schutzgrundsatz, daß nur dıe Daten übermittelt werden sol- 

len, die im jeweiligen Falle erforderlich sind. 

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz hatte mir mit- 

geteilt, daß es sich im vorliegenden Falle ersichtlich um eine 

auf den Bezirk eines Amtsgerichts beschränkte Praxıs des 
dortigen Nachlaßgerichts handle. Die Nachlaßrechtspfleger 
des Amtsgerichts würden im Wege der Dienstaufsicht zur 
künftigen Beachtung des $ 2262 BGB angehalten, die Ein- 
haltung der Anordnung werde überpruft. 

4.2.5. Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) 

4.2.5.1. Neufassung der Anordnung 

Gerichte und Staatsanwaltschaften unterrichten nach der 
Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen {(MiStra} be- 
stimmte andere öffentliche Stellen über die Einleitung eines 

Ermittlungsverfahrens bzw. die Erhebung der öffentlichen 
Klage und den jeweiligen Ausgang des Verfahrens. Hierzu 
hatte ich bereits in den letzten Tätigkeitsberichten Stellung 

genommen. Bereits 1980 hatten die Landesbeauftragten 

und der Bundesbeauftragte für den Datenschutz sowie die 
Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz in einem Beschluß 
gefordert, die MiStra so zu überarbeiten, daß nur noch die 
Vorschriften bestehen bleiben, für die eine gesetzliche 
Rechtsgrundlage besteht, oder andernfalls eine eindeutige 

gesetzliche Grundlage zu schaffen. Dabei sollte auch der 
Umfang der bisherigen Mitteilungspflichten entsprechend 

dem zwischenzeitlich eingetretenen Verständnis des Per- 
sönlichkeitsschutzes verringert werden. 

Der von der Justizministerkonferenz in dieser Angelegen- 
heit eingesetzte Unterausschuß hatte die Anordnung über 
Mitteilungen ın Strafsachen einer Überprüfung unterzogen 

und einen Entwurf für die Überarbeitung der MiStra vorge- 
legt. 

So sehr ich einerseits begrüße, daß dieser Entwurf wenig- 

stens den Wegfall einiger Mitteilungspflichten und eine 
Überarbeitung einzelner Bestimmungen unter Datenschutz- 

gesichtspunkten vorsieht, so habe ich doch mit Bedauern 
festgestellt, daß die im Beschluß der Datenschutzbeauftrag- 
ten genannten Forderungen und Anregungen nur zu einem 

geringen Teil aufgegriffen worden sind. Überrascht hat mich 
hierbei inbesondere, daß der Entwurf offensichtlich an der 
bisherigen Rechtsqualität der MiStra als Verwaltungsvor- 

schrift festhält, obwohl der Unterausschuß der Justizmini- 
sterkonferenz selbst sich für die Schaffung einer Rechts- 
norm ausgesprochen hatte. Mit allen Landesbeauftragten 

für den Datenschutz (vgl. Anhang Nr. 11) bin ich mir einig, 
daß die MiStra einer eindeutigen Rechtsgrundlage bedarf, 
weil derartige Mitteilungen für die Betroffenen einen Eingriff 
darstellen. Bei einer meines Erachtens dringend erforderli- 

chen erneuten Überarbeitung der MiStra sollten folgende 
Gesichtspunkte besonders beachtet werden:
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4.2.5.2. Grundsätze für die MiStra 

- Die Zahl der Mitteilungsfälle muß weiter eingeschränkt 

werden. Auch ist der bekannte Datenschutzgrundsatz zu 

berücksichtigen, daß nur die Daten übermittelt werden 

dürfen, die andere Stellen zu ihrer gesetzlich zugewiese- 

nen Aufgabenerfüllung unbedingt benötigen. Hierbei ist 

ein strenger Maßstab anzuwenden. Mit diesem Grund- 

satz ıst es nıcht zu vereinbaren, daß der vorliegende Ent- 

wurf neben einer Vielzahl von einzelnen Mitteilungsvor- 

gängen noch zusätzlich weitere generalklauselartig for- 

mulierte Bestimmungen enthält, die weitere Mittellungen 

ermöglichen. Wenn Mitteilungen etwa auch dann vorge- 

nommen werden dürfen, wenn sie zwar nicht ausdrück- 

lich vorgeschrieben, aber „durch ein besonderes öffentli- 

ches Interesse geboten“ sind oder sie auf jedes Ersu- 

chen einer Behörde erfolgen, soweit nicht „erhebliche 

Bedenken entgegenstehen“, so liegt darin die Gefahr, 

daß die im übrigen auf den Einzelfall bezogenen Rege- 

lungen und deren bewußte Beschränkungen umgangen 

werden. Damit wäre aber der Sinn der Einzelregelungen 

der MiStra gefährdet, nämlich die mögliche Beeinträchti- 

gung der durch Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG ge- 

schützte Persönlichkeitsphäre des Betroffenen zu be- 

grenzen. 

Eine Einschränkung der Mitteilungen ist darüber hinaus 

beispielsweise auch bei fahrlässig begangenen Strafta- 

ten notwendig. Die fahrlässige Begehung weist grund- 

sätzlich auf ein geringeres Maß an strafrechtlicher Vor- 

werfbarkeit hin. Verfahren, die Fahrlässigkeitstaten be- 

treffen, sollten daher grundsätzlich nicht mitgeteilt wer- 

den. Dies gilt im besonderen Maße bei fahrlässig began- 

genen Verkehrsstraftaten. Nur bei engem Bezug zur be- 

ruflichen Tätigkeit des von der Mitteilung Betroffenen 

und be: besonderem Gewicht des verletzten Rechtsguts 

könnten Ausnahmen zugelassen werden. 

- Wegen der Auswirkungen, die die Mitteilungen für den 

Betroffenen haben können, sollten diese im Regelfall 

vom Richter oder Staatsanwalt veraniaßt werden. Nur in 

den Fällen, in denen nach den Einzelregelungen der Mi- 

Stra keinerlei Entscheidungsspielraum besteht, sollte die 

Geschäftsstelle zur Anordnung der Mitteilung befugt 

sein. Diese Umkehrung des im Entwurf von der gelten- 

den Fassung der MiStra enthaltenen Regel- und Aus- 

nahmeverhältnisses erscheint dringend erforderlich. 

- Entgegen der bisherigen Regelung und Praxis sollten die 

Mitteilungen in Strafsachen möglichst erst nach rechts- 

kräftigem Abschluß der Strafverfahren vorgenommen 

werden. Die Mitteilung in Strafsachen sollen die zu be- 

nachrichtigenden Behörden in Kenntnis von den Vorgän- 

gen setzen, auf die sie im Rahmen des ihnen zugewiese- 

nen gesetzlichen Aufgabenbereichs zu reagieren haben. 

Ein strafrechtlich relevanter Sachverhalt läßt sich jedoch 

abschließend erst nach Abschiuß des Strafverfahrens 

beurteilen. Ausnahmen hinsichtlich einer vorzeitigen Mit- 

teilung müssen auf die Fälle beschränkt werden, in de- 

nen wegen der Bedeutung des möglichlicherweise ver- 

letzten Rechtsgutes die begründete Annahme besteht, 

daß vorzeitige Maßnahmen veranlaßt sind. Auch soweit 

derartige Ausnahmen berechtigt sind, dürfen Mitteilun- 

gen grundsätzlich erst zum Zeitpunkt der Erhebung der 

öffentlichen Klage gemacht werden. Denn erst zu die- 

sem Zeitpunkt ist bereits eine gewisse Erfolgsaussicht 

der Klage nach der Beurteilung des Staatsanwalts anzu-   

nehmen. Mitteilungen bereits bei der Einleitung des Er- 

mittlungsverfahrens könnten allenfalls auf die wenigen 

Ausnahmefälle beschränkt sein, ın denen begründete 

Anhaltspunkte vorliegen, daß die zu benachrichtigende 

Behörde sofortige Maßnahmen einleiten muß. 

Des weiteren ıst auch der Inhalt der Mitteilungen auf das 

im Einzelfall wirklich notwendige Mindestmaß zu be- 

schränken. Das bedeutet, daß im Regelfall die Mitteilung 

der Tatsache einer Verurteilung unter Angabe der Straf- 

tat genügen wird. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 

Urteilsgründe vielfach Angaben zu weiteren Personen 

wie etwa Zeugen, Hinweisgebern oder Mittätern enthal- 

ten, deren Persönlichkeitsrechte durch eine Mitteilung 

an andere öffentliche Stellen beeinträchtigt werden 

könnten. Eine Mitteilung des vollständigen Urteils muß 

meines Erachtens auf die Fälle beschränkt sein, in denen 

die zu benachrichtigende Behörde nur aufgrund umfas- 

senderer Kenntnis des dem Strafverfahren zugrundelie- 

genden Sachverhalts geeignete Maßnahmen treffen 

kann. 

Ein weiterer Gesichtspunkt, der bei der Diskussion um 

die Mitteilungen ın Strafsachen teilweise übersehen wird, 

ist die Verwendung und weitere Aufbewahrung dieser 

Mitteilungen bei den empfangenden Behörden. Wegen 

der Sensibilität der aufgrund der MiStra mitgeteilten Da- 

ten haben die empfangenden Behörden den Grundsatz 

der Zweckbindung besonders zu beachten. Die strenge 

Zweckbindung soll dabei verhindern, daß Daten für ande- 

re als die ursprünglich vorgesehenen Zwecke Verwen- 

dung finden oder gar an andere Stellen gelangen. Durch 

eine Beschränkung der Aufbewahrungsdauer muß über- 

dies sichergestellt werden, daß die Bürger nicht über 

das Institut der Mitteilungen in Strafsachen mit einer 

strafrechtlichen Verurteilung länger konfrontiert werden 

dürfen, als dies nach dem Bundeszentralregistergesetz 

statthaft wäre. 

Das informationelle Selbstbestimmungsrecht, das 

selbstverständlich auch dem Straftäter zusteht, setzt 

grundsätzlich voraus, daß der Betroffene über die zu sei- 

ner Person vorliegenden Daten und - das ist hier das 

wesentlichste — auch darüber unterrichtet wird, an wel- 

che Stellen seine Daten weitergeleitet worden sind. Da- 

her ist der Betroffene grundsätzlich davon zu benach- 

richtigen, welche Stellen Mitteilungen nach der MiStra 

erhalten haben. Dem Betroffenen ist es dann möglich zu 

entscheiden, ob er ggf. selbst die aufgrund der MiStra 

unterrichteten Stellen über den dem Strafverfahren zu- 

grundeliegenden Sachverhalt aus seiner Sicht informiert 

und so der empfangenden Behörde eine umfassendere 

Beurteilung der Straftat ermöglicht. Die im Entwurf vor- 

gesehene Unterrichtung des Betroffenen sollte daher so 

erweitert werden, daß der Betroffene generell von Mittei- 

lungen Kenntnis erlangt. Von der Benachrichtigung darf 

meines Erachtens nur dann abgesehen werden, wenn 

schwerwiegende Bedenken in der Person des Betroffe- 

nen entgegenstehen. 

Schließlich ein auf den ersten Blick nur marginaler Ge- 

sichtspunkt, dem in der Praxis jedoch größere Bedeu- 

tung zukommt: Die Mitteilungen müssen so eindeutig 

adressiert sein, daß sichergestellt ist, daB von diesen 

Mitteilungen nur die Personen in den zu benachrichti- 

genden Behörden Kenntnis erlangen, welche diese 

Kenntnis zu ihrer Aufgabenerfüllung benötigen. Dies
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werden im Regelfall nur die Personalsachbearbeiter sein. 

Außerdem sind derartige Mitteilungen in jedem Fall ver- 
schlossen zu versenden. Ein mir bekanntgewordener 

Fall beweist, daß dies derzeit nicht in allen Fällen gewähr- 

leistet ist. 

4.2.5.3. Verstoß gegen Nr. 15 MiStra 

So hatte eine Staatsanwaltschaft entsprechend der Mittei- 
lungspflicht nach Nr. 15 MiStra eine Behörde von einem ge- 

gen einen Angehörigen dieses Amtes gerichteten Strafbe- 

fehl unterrichtet. Die Mitteilung war weder an den Leiter der 
Behörde oder an seinen Vertreter adressiert, noch war sie 

als „vertrauliche Personalsache“ gekennzeichnet. Dies hat- 

te zur Folge, daß diese Mitteilung im normalen Posteinlauf 
geöffnet und bearbeitet worden war. Diese Sachbehand- 

lung stand im Widerspruch zur geltenden Regelung in 

Nr. 15 Abs. 3 Satz 2 MiStra. Sie war geeignet, den Betroffe- 
nen in seinen schutzwürdigen Belangen zu beeinträchtigen. 

Der Leiter der Staatsanwaltschaft hat mir mitgeteilt, daß es 
sıch im vorliegenden Fall um eine einmalige Fehlleistung 

eines erfahrenen und zuverlässigen Beamten gehandelt ha- 
ben dürfte. Er werde aber dieses Vorkommnis zum Anlaß 

nehmen, seine Mitarbeiter wiederholt und nachdrücklich auf 
die Einhaltung der entsprechenden Bestimmung der MiStra 

hinzuweisen. 

4.2.5.4 Verwirklichung des Datenschutzes 

Die Aussichten, daß die Datenschutzbelange bei einer 
Überarbeitung der Mitteilungen in Strafsachen in Bayern 
nachhaltig berücksichtigt werden, sind meines Erachtens 

sehr günstig. So hat der beim Landesbeauftragten für den 
Datenschutz gebildete Beirat auf seiner Sitzung am 
21.2.1984 nach einer ausführlichen Erörterung der Daten- 
schutzprobleme der MiStra folgenden Beschluß gefaßt: 

1. Der Beirat unterstützt im Grundsatz die Stellungnahme 
der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Län- 
der zum Entwurf der MiStra. 

2. Der Beirat hält eine Überprüfung der MiStra und des Ent- 
wurfs der Justizverwaltungen anhand der Grundsätze 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum Volks- 
zäahlungsgesetz 1983 für notwendig. 

3. Der Beirat bittet die Staatsregierung darauf hinzuwirken, 
daß 

a) eine Rechtsgrundlage für die MiStra geschaffen wird, 

soweit eine solche nicht schon besteht; 

b) die Beachtung der Zweckbindung in allen Mitteilungs- 
fällen sichergestellt wird; 

c) in den Fällen, in denen ein Entscheidungsspielraum 
besteht, die Entscheidung durch einen Richter oder 
Staatsanwalt erfolgt; 

d) Mitteilungen grundsätzlich erst nach rechtskräftigem 
Abschluß des Strafverfahrens erfolgen und 

e) der Betroffene grundsätzlich von Mitteilungen be- 
nachrichtigt wird. 

Besonders erfreulich waren die Ausführungen des Bayer. 

Staatsministers der Justiz im Ausschuß für Verfassungs-, 
Rechts- und Kommunalfragen des Bayer. Landtags am 

28.3.1984. Er hatte hierbei ausdrücklich erklärt, daß das 
Staatsministerium der Justiz bei den weiteren Überlegun- 
gen von folgenden Grundsätzen ausgehen wird:   

1. Die Mitteilungen in Strafsachen müssen so geregelt wer- 

den, daß den Anforderungen, die das Bundesverfas- 
sungsgericht im Urteil zum Volkszählungsgesetz entwik- 

keit hat, voll entsprochen wird. Wir wollen nicht, daß die 

Tätigkeit der Justiz in diesem Bereich verfassungsrecht- 
lichen Zweifeln unterliegt. 

2. Den berechtigten Mitteilungsbedürfnissen der anderen 
Verwaltungen muß Rechnung getragen werden. 

3. Im Interesse der Betroffenen und im Interesse der uber- 

lasteten Strafrechtspflege muß bei der Notwendigkeit 

von Mitteilungen jedoch ein strenger Maßstab angelegt 

werden. Es ist notwendig, die Justiz auch in diesem Be- 

reich zu entlasten. Die Mitteilungspflichten müssen ge- 
genüber dem gegenwärtigen Stand eingeschränkt wer- 

den. 

4. Die Regelung über dıe Mitteiiungspflicht muß für die Ju- 
stizbehorden einfach anzuwenden sein. Eine Entschei- 

dung durch den Richter oder Staatsanwalt darf nur in 

Ausnahmefällen notwendig sein. Der Betroffene muß be- 

reits aus der abstrakten Regelung entnehmen können, in 

welchen Fällen und an weiche Stelle eine Mitteilung ge- 
macht wird. 

5. Im Bereich der Empfänger-Behörden muß bestimmt wer- 

den, daß die Mitteilungen nur zweckgebunden verwertet 

werden dürfen und wie lange eine Verwertung möglich 

ist. 

Ich begrüße diese klare Stellungnahme, die die wesentli- 
chen Anforderungen des Datenschutzes berucksichtigt. 

Hinsichtlich des weiteren Fortgangs bei der Überarbeitung 

der MiStra hat mir das Bayer. Staatsministerıum der Justiz 
mitgeteilt, daß noch vor der parlamentarischen Sommer- 
pause eine Äußerung des Bundesjustizministeriums — ıns- 
besondere auch zum weiteren zeitlichen Vorgehen - zu er- 
warten sei. Unabhängig von der Überarbeitung oder Neu- 
fassung der MiStra wird zu prüfen sein, ın welchem Umfang 
in der Übergangszeit bis zur Schaffung einer Rechtsgrund- 
lage Mitteilungen gemacht werden. 

4.2.5.5. Mitteilungen an die Polizei (Nr. 11 MiStra) 

Nach Nr. 11 MiStra hat die Staatsanwaltschaft die Polizei 
über den Ausgang eınes Strafverfahrens zu unterrichten, 
wenn die Polizei durch Übersendung eines entsprechenden 

Vordrucks darum gebeten hat. Aniaßlich datenschutzrecht- 

licher Überprüfungen bei Polizeibehörden ist mir bekannt 

geworden, daß dieser nach Nr. 11 vorgesehene Informa- 
tionsrückfluß aus dem Justizbereich zur Polizei in vielen Fäl- 
len nicht stattfindet. Die Kenntnis vom Ausgang eines Ver- 
fahrens ist jedoch für die polizeiliche Arbeit insbesondere 
im Hinblick auf die Führung und Bewertung der kriminalpoli- 
zeilichen personenbezogenen Sammlungen (KpS) von maß- 
geblicher Bedeutung. 

So können die Polizeibehörden den Regelungen zur Aufbe- 
wahrungsdauer in den KpS-Richtlinien vielfach nur dann 

pflichtgemäß nachkommen, wenn sie die Mitteilung über 
den Ausgang eines Verfahrens erhalten haben. Die Aufbe- 

wahrung polizeilicher Unterlagen ist nach Nr. 6 der KpS- 
Richtlinien nur solange zulässig, wie es zur rechtmäßigen 
Erfüllung der in der Zuständigkeit der aufbewahrenden Stel- 
le llıegenden Aufgaben erforderlich ist. Die in Nr. 6.1 der 
KpS-Richtlinien enthaltende Abwägungspflicht zwischen 
dem öffentlichen Interesse, auf polizeiliche Kenntnisse zu-
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rückgreifen zu können, und dem Grundrecht auf freie Ent- 
faltung der Persönlichkeit kann sachgerecht nur vollzogen 
werden, wenn die abschließende Wertung der dem Be- 

schuldigten zur Last gelegten Handlung bekannt ist. Nr. 
6.4.3 der KpS-Richtlinien enthält eine Aussonderungs- 
Pflicht, wenn die Ermittlungen oder eine der Polizei bekann- 
te Entscheidung der Staatsanwaltschaft oder eines Gerich- 
tes ergeben, daß die Gründe, die zur Aufnahme in die KpS 
geführt haben, nicht zutreffen. Nach Nr. 6.2.2 der KpS- 
Richtlinien ıst in den Fällen von geringerer Bedeutung nach 

kürzerer Frist als in den nach Nr 6 2.1 genannten Regelffri- 
sten auszusondern. Diese Richtlinien können nicht vollzo- 

gen werden, wenn eine Mitteilung über den Ausgang des 

Verfahrens unterbleibt, dıe möglicherweise auch eıne Aus- 
sage zur „geringen Bedeutung“ enthält oder ausweist, daß 

den Betroffenen kein Tatvorwurf trıfft. 

Daher habe ich beim Bayer. Staatsministerium der Justiz 
angeregt, die meldepflichtigen Stellen seines Geschäftsbe- 
reichs an die Beachtung von Nr. 11 MiStra zu erinnern. Zu 

meiner Überraschung hat mir das Bayer. Staatsmintsterıum 
der Justiz nun mitgeteilt, daß das Staatsministerium des In- 

nern ihm berichtet habe, daß lediglich in wenigen Einzelfäl- 
len entgegen Nr. 11 Abs. 1 MiStra die übermittelten Vor- 
drucke seitens der Justizbehörden nıcht ausgefüllt zurück- 

gesandt worden seien und ım allgemeinen von einem kor- 

rekt funktionierenden Informationsfluß ausgegangen wer- 

den könne. Das Staatsministerium der Justiz hat es im Hin- 

blıck auf diese Feststellungen nicht für erforderlich gehal- 
ten, meiner Anregung zu folgen, die Praxis seines Ge- 

schäftsbereichs an die Beachtung der Nr. 11 MiStra zu erin- 

nern. Allerdings steht dieser Bericht des Staatsministe- 

riums des Innern im Widerspruch zu meinen oben ange- 

merkten Erfahrungen bei der Polizei. 

Das Bayer. Staatsministerium des Innern hat mich aller- 

dings zwischenzeitlich davon unterrichtet, daß der Arbeits- 

kreis I’ „Öffentliche Sicherheit und Ordnung“ der Arbeitsge- 
meinschaft der Innenministerien der Länder ın seiner Sit- 
zung am 26./27. Semptember 1983 beschlossen habe, 
einen Auschuß mit der Erarbeitung eines einheitlichen 

Formblattes für die Unterrichtung der Polizei durch die Ju- 
stizstellen über den Ausgang des Strafverfahrens zu beauf- 
tragen. Dies begrüße ich. 

Ich würde es ferner begrüßen, wenn das von diesem Ar- 
beitskreis erarbeitete Formblatt im wesentlichen dem in Ba- 

den-Württemberg kürzlich eingeführten Mitteilungsvor- 

druck entsprechen würde. Auf diesem kann die Justiz der 
Polizei detailliert mitteilen, weshalb eın Angeklagter verur- 

teilt, weshalb ein Verfahren eingestellt oder ob der Ange- 
klagte freigesprochen und dabei ggf. der Grundsatz „in du- 
bio pro reo" angewandt worden ist. Hierzu hatte das Justiz- 
ministerium des Landes Baden-Württemberg mit Allgemein- 
verfügung eine erfreulich klare Anordnung getroffen, aus 
der sich der Umfang der Mitteilungen nach Nr. 11 bei Ein- 
stellungen und bei freisprechenden Urteilen sowie Verurtei- 
lungen deutlich ergibt. 

4.2.6. Richtlinien für das Strafverfahren 

Die Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren 
(RiStBV) geben dem Staatsanwalt Anleitungen für die Ab- 

wicklung von Strafverfahren. Einige Hinweise dieser Richtli- 
nien wenden sich auch an den Richter. In Nr. 185 und 185 a 
wird die Gewährung der Akteneinsicht geregelt. 
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Im 5. Tätigkeitsbericht hatte ich berichtet, daß diese Richtli- 
nien geringfügig novelliert worden waren, hierbei eine Än- 
derung der Richtlinien in dem von mir vorgeschlagenen Sin- 

ne jedoch nicht vorgenommen worden war. Ich hatte daher 
die Erwartung ausgesprochen, daß bei Anwendung der Vor- 

schriften in Nr. 185 und 185 a RıStBV bei der Gewährung 
des Akteneinsichtsrechts gleichwohl die von mir als not- 
wendig erachtete Güterabwägung vorgenommen wird und 
daß die Einsichtnehmenden auf die Zweckbindung der Da- 

ten hingewiesen und ihnen ggf. Auflagen gemacht werden. 
Zwischenzeitlich hat das Bayer. Staatsministerium der Ju- 
stiz die staatsanwaltschaftliche und gerichtliche Praxis in 

Bayern auf meine Anregungen hingewiesen und zum Aus- 

druck gebracht, daß meinem Anliegen bereits jetzt bei der 

Anwendung der geltenden Regelungen der RiStBV ange- 
messen Rechnung getragen werden soll. Dies begrüße ich. 
Es wird nun darauf ankommen, ob meine Vorstellungen in 
der praktischen Handhabung der Regelungen tatsächlich 
hinreichend berücksichtigt werden. Die diesbezügliche Pra- 
xis werde ich aufmerksam beobachten. 

4.2.7. Beschlagnahme von Akten 

Als die Leiche eines neugeborenen Säuglings gefunden 

worden war, bat die zuständige Kriminalpolizeiinspektion 

die Allgemeine Ortskrankenkasse um Amtshilfe zur Aufklä- 
rung der Tat. Die Polizei begründete ıhr Ersuchen damit, 
daß es zur Identifizierung des unbekannten Säuglings ge- 
boten sei, bei den Sozialversicherungsträgern festzustellen, 
welche Frauen in einem bestimmten Zeitraum Mutter- 
schaftshilfe oder ähnliche Leistungen in Anspruch genom- 
men hätten. Die Allgemeine Ortskrankenkasse wies die Po- 
lizei darauf hin, daß eine Offenbarung der gewünschten Da- 
ten nach 8 73 Nr. 1 Sozialgesetzbuch 10. Teil nur zulässig 
sei, soweit sie aufgrund richterlicher Anordnung erforder- 

lich sei. Daraufhin wurde durch Beschluß des zuständigen 
Amtsgerichts die Durchsuchung der Geschäftsräume der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse „nach kassenärztlichen Be- 
handlungsscheinen der im jeweiligen Bezirk ansässigen 
Frauenärzte“ für einen bestimmten Zeitraum angeordnet. 

Datenschutzrechtlich von Bedeutung ist nun, daß nachfol- 
gend die zuständige Polizeidienststelle mit der betroffenen 
AOK vereinbarte, daß für die polizeilichen Ermittlungen nur 
bestimmte nun näher bezeichnete Offenbarungen erforder- 
lich seien. Damit blieb diese Vereinbarung zwischen Polizei 
und AOK bezüglich des Umfangs der erforderlichen Daten 
sowohl hinter dem ursprünglichen Offenbarungsersuchen 

der Kriminalpolizeiinspektion als auch hinter dem richterli- 

chen Beschluß zurück. 

In Anbetracht der durch Art. 97 Abs. 1 Grundgesetz und 
Art.85 Bayer. Verfassung garantierten richterlichen Unab- 
hängigkeit kann ich den vorstehenden richterlichen Be- 
schluß nicht bewerten. Ich habe allerdings dem Bayer. 
Staatsministerium der Justiz mitgeteilt, daß die Staatsan- 
waltschaft bei ihrer auf einen richterlichen Beschluß hinzie- 
tenden Antragsstellung dem Verfassungsgrundsatz der 
Verhältnismäßigkeit in ausreichendem Maße Rechnung tra- 
gen muß. Dies bedeutet z.B., daß ein Antrag der Staatsan- 
waltschaft, der auf Beschlagnahme sensibler Daten abzielt, 
möglichst eng gefaßt und auf das erforderliche Minimum 
beschränkt sein muß. Im übrigen ist die Offenbarung perso- 
nenbezogener Daten, wie oben bemerkt, nach $ 73 SGB X 
nur zulässig, soweit sie auf richterliche Anordnung hin „er- 

forderlich* ist. Das Gebot zur Beachtung des Grundsatzes
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der Verhältnismäßigkeit gilt aber nicht nur für die richterli- 

che Anordnung im Sinne des & 73 SGB X, sondern bereits 

für den Antrag der Staatsanwaltschaft. $ 162 Abs. 1 StPO 

setzt voraus, daß die Staatsanwaltschaft die Vornahme 

einer bestimmten richterlichen Untersuchungshandlung für 

erforderlich hält. Darüber hinaus ist die Staatsanwaltschaft 

nach Nr. 4 der Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfah- 

ren zur besonderen Berücksichtigung des Verhältnismäßig- 

keitsgrundsatzes verpflichtet. 

Das Bayer. Staatsministerium der Justiz hat mir mitgeteilt, 

daß die Frage der Antragsstellung der Staatsanwaltschaft 

im Vollzug des 8 73 SGB X anläßlich einer Dienstbespre- 

chung mit den Leitern der Staatsanwaltschaften erörtert 

wird. 

4.2.8. Persönlichkeitsschutz der Zeugen im Strafprozeß 

Mit dem Schutz der Zeugen im Strafprozeß hatte ich mich 

bereits kurz in meinem 4. und 5. Tätigkeitsbericht befaßt. 

Dabei hatte ich darauf hingewiesen, daß im Hinblick auf den 

Bedeutungswandel des Öffentlichkeitsgrundsatzes der 

Hauptverhandlung, nämlich von der öffentlichen Kontrolle 

zum Schutz gegen Willkür zur Stillung des Informationsin- 

teresses der Allgemeinheit, nun der verfassungsrechtlich 

garantierte Schutz der Persönlichkeit des Angeklagten und 

der anderen Verfahrensbeteiligten verstärkt berücksichtigt 

werden müßte. 

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz hat nun am 8. 

Juni 1983 eine Verwaltungsvorschrift erlassen, die dem Per- 

sönlichkeitsschutz der Zeugen im Strafprozeß stärker zur 

Geltung verhelfen soll. Darüber hinaus werden auf Vor- 

schlag Bayerns die Regelungen dieser Verwaltungsvor- 

schrift und einer weiteren gemeinsamen Bekanntmachung 

betreffend den Opferschutz im Strafverfahren im wesentli- 

chen in die bundeseinheitlichen Richtlinien für das Strafver- 

fahren und das Bußgeldverfahren übernommen. Dagegen 

fand ein Antrag der Bayerischen Staatsregierung im Bun- 

desrat keine Mehrheit, in $ 172 GVG für die Opfer von Straf- 

taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung ein Antrags- 

recht vorzusehen. Jedoch hat der Bundesrat die Bundesre- 

gierung aufgefordert zu prüfen, wie die Privatsphäre der 

von einem Strafverfahren Betroffenen besser als bisher ge- 

schutzt werden kann. 

Obzwar diese Fragen nicht zum Datenschutzbereich im en- 

geren Sinne gehören und ich insoweit von meinem mir 

durch Artikel 28 Abs.4 Satz 2 BayDSG eingeräumten 

Recht Gebrauch mache, Verbesserungen des Datenschut- 

zes anzuregen, messe ich dem Schutz der Zeugen im Straf- 

prozeß besondere Bedeutung bei und werde die Angele- 

genheit weiter aufmerksam verfolgen und gegebenenfalls 

eigene Vorschläge entwickeln. 

4.29. Zustellungen 

Ein Bürger, der Adressat einer von einem Amtsgericht ver- 

anlaßten Zustellung war, hat sich bei mir darüber be- 

schwert, daß im Anschriftenfeld sein Geburtsdatum offen 

angegeben war. Wie der Petent weiter ausführte, würde laut 

einer ihm fernmündlich gegebenen Auskunft bei diesem 

Amtsgericht regelmäßig so verfahren. Wenn es sich auch 

aus meiner Sicht bei dieser Frage um kein Datenschutzpro- 

blem von grundlegender Bedeutung handelt, so bestehen 

gegen eine solche generelle Handhabung datenschutz- 

rechtliche Bedenken. Angaben, die für die Zustellung nicht 

unbedingt erforderlich sind, sollten im Anschriftenfeld be-   

hördlicher Schreiben nıcht erscheinen. Diese Auffassung 

hatte ich auch schon anderen Behörden vorgetragen mit 

dem Erfolg, daß die behördliche Praxis daraufhin meiner 

Auffassung jeweils Rechnung getragen hat. 

Dabei verkenne ich nicht, daß es im Einzelfall, insbesondere 

in ländlichen Gebieten, vorkommen kann, daß verschiedene 

Personen gleichen Vor- und Nachnamens im selben Anwe- 

sen wohnen. Die Notwendigkeit der Angabe des Geburts- 

datums ist auch damit begründet worden, daß es in der Ver- 

gangenheit diesbezüglich zu Falschzustellungen gekom- 

men sei. Zur Vermeidung solcher für die Betroffenen im 

Einzelfall peinlichen Falschzustellungen habe man auf die 

Angabe des Geburtsdatums als zusätzliches Unterschei- 

dungsmerkmal zurückgegriffen. Es ist sicherlich einzuräu- 

men, daß eine Falschzustellung die Betroffenen in weit 

schwerwiegenderem Maße belasten kann als die Angabe 

des Geburtsdatums. Gleichwohl können die wenigen Fälle 

der Falschzustellungen meines Erachtens die generelle An- 

gabe des Geburtsdatums nicht rechtfertigen. 

Das Bayer. Staatsministerium der Justiz, dem ich von dem 

Vorgang Kenntnis gegeben hatte, hat darauf hin die Gerich- 

te und Staatsanwaltschaften seines Zuständigkeitsbereichs 

gebeten, „das Geburtsdatum des Adressaten künftig nur in 

den Fällen in die Postanschrift aufzunehmen, in denen An- 

haltspunkte dafür bestehen, daß dies zur Vermeidung von 

Fehlzustellungen geboten ist“. Diese klare und daten- 

schutzfreundliche Weisung begrüße ich; sıe ist eine sach- 

gerechte und ausgewogene Lösung. 

4.2.10. Strafvollzug 

Aus den unterschiedlichen Eingaben von Strafgefangenen 

wird das Anliegen deutlich, daß Außenstehende möglichst 

nicht Kenntnis von der Inhaftierung erhalten. Für dieses An- 

liegen habe ich grundsätzlich Verständnis, denn eine Kennt- 

nisnahme Dritter kann im Einzelfall die Wiedereingliederung 

des Straftäters in die Gesellschaft gefährden. Dabei ist zu 

berücksichtigen, daß die Erkenntnis von der Bedeutung der 

Resozialisierung sıch in den letzten Jahrzehnten im Straf- 

recht zunehmend durchgesetzt hat und nach allgemeiner 

Auffassung die Resozialisierung neben dem Schutz der All- 

gemeinheit vor weiteren Straftaten als eines der herausra- 

genden Ziele, namentlich des Vollzugs von Freiheitsstrafen 

angesehen wird (BVerfGE 35, 202/235). Dabei ist auch zu 

bedenken, daß nıcht nur der Straffällige auf dıe Rückkehr in 

die freie menschliche Gesellschaft vorbereitet werden muß, 

diese muß ihrerseits bereit sein, ihn wieder aufzunehmen. 

Nach den Erfahrungen der Praxis scheitert die Resozialisie- 

rung aber in vielen Fällen an der Ablehnung, mit der die Um- 

welt dem Entlassenen begegnet. Daher muß es im Interes- 

se eines auf Resozialisierung ausgerichteten Strafvollzuges 

liegen, die Kenntnis von der Inhaftierung des Strafgefange- 

nen auf einen möglichst kleinen Kreis zu beschränken (zum 

besonderen Problem bei Untersuchungsgefangenen vgl. 

BVerG E 34, 369/382). 

4.2.10.1. Haftraumbeschilderung 

Ein Strafgefangener hat sich darüber beklagt, daß Besucher 

der Justizvollzugsanstalt, die teilweise in größeren Gruppen 

zur Besichtigung durch die Zellentrakte geführt werden, 

von den an den Hafträumen der Strafgefangenen vermerk- 

ten Daten Kenntnis nehmen. Die sog. „Haftraumschilder“ 

enthalten den Namen des Gefangenen, dessen Gefange- 

nen-Buchnurnmer, die Zugehörigkeit zu einem bestimmten



DRUCKSACHE 10/4383 Bayerischer Landtag - 10. Wahlperiode 
Seite 31 

  

Betriebsteil der Justizvollzugsanstalt, die besondere Kost- 

form, die Konfession, Teilnahme an bestimmten Kursen, so- 

wie Art der Arbeit oder etwaige Arbeitslosigkeit. 

Hinsichtlich der auf den Haftraumschildern enthaltenen in- 

formationen ist grundsätzlich ein schutzwürdiges Interesse 

der Strafgefangenen anzuerkennen, daß Besucher nicht 

von ihren persönlichen Verhältnissen Kenntnis nehmen 

können. Auch insoweit hat eıne Abwägung zu erfolgen, die 

einerseits die Belange des Betroffenen berücksichtigt und 

auf der anderen Seite auch die Interessen der Allgemeinheit 

sowie Belange des geordneten Strafvollzugs in Betracht zu 

ziehen hat. Wie mir die Justizverwaltung mitgeteilt hat, wer- 

den zu Besichtigungen der betroffenen Justizvollzugsan- 

stalt nur solche Personenkreise zugelassen, bei denen ein 

beruflicher Bezug oder ein berücksichtigungswurdiges 

staatsbürgerliches Interesse besteht. Hierbei werde auch 

das Ziel verfolgt, bei diesen Gruppen Verständnis für den 

Strafvollzug und die Gefangenenarbeit zu wecken und auf 

diese Weise die Resozialisierung der Gefangenen zu för- 

dern. Eıne Vielzahl von Arbeitsvermittiungen nach der Ent- 

lassung habe ihren Ursprung ın derartigen Besichtigungen. 

Ich bin daher der Auffassung, daß zur Wahrung der schutz- 

würdigen Belange der Strafgefangenen die Einstellung jegli- 

cher Führungen aus den genannten Gründen auch unter 

Berücksichtigung der berechtigten Interessen der Gefange- 

nen in der Tat nicht gefordert werden kann. Auch ein völli- 

ger Verzicht auf die Haftraumbeschitderung in der Justiz- 

vollzugsanstalt dürfte kaum in Betracht kommen. Die Haft- 

raumbeschilderung ist eine wohl sinnvolle und auch erfor- 

derliche Maßnahme der Vollzugsorganisation. Zum Informa- 

tionsinhalt der Haftraumschilder haben meine Erkundigun- 

gen im übrigen ergeben, daß Besucher zumindest die Re- 

ligioenszugehörigkeit der Gefangenen aus den Angaben aus 

den Haftraumschildern wohl nur in den seltensten Fällen 

entnehmen können, weil die Schilder insoweit nur farbige 

Streifen enthalten, deren Bedeutung den Besuchern nicht 

bekannt seın dürfte. Ferner wird auch die Arbeitslosigkeit 

nur durch eine Abkürzung wiedergegeben. 

Die Berücksichtigung der schutzwürdigen Belange muß 

deshalb von den Justizvollzugsanstalten auf andere Weise 

sichergestellt werden. Wie dem Tätigkeitsbericht des Ham- 

burgischen Datenschutzbeauftragten für 1983 zu entneh- 

men ist, wurde das Problem in der dortigen Justizvollzugs- 

anstalt Vierlande dadurch gelöst, daß die Namensschilder 

für die Dauer der Besichtigung entfernt werden. Ich verken- 

ne nicht, daß diese Lösung zumindest bei größeren Anstal- 

ten einen Verwaltungsaufwand erfordern würde, der die 

Grenze des Vertretbaren zu überschreiten droht. Grund- 

sätzlich sollte diese Lösungsmöglichkeit jedoch im Auge 

behalten werden. Meines Erachtens müssen auch in bayeri- 

schen Justizvoilzugsanstalten Lösungen denkbar sein, in 

denen durch einfache, nur geringen Aufwand erfordernde 

organısatorısche Maßnahmen einer möglichen Beeinträchti- 

gung der Persönlichkeitsrechte von Gefangenen vorge- 

beugt werden kann. Solche sich bietende Möglichkeiten 

müssen von den Justizvollzugsanstalten genützt werden. 

Das Argument, das der Vorstand der betroffenen Justizvoll- 

zugsanstalt vertreten hat, die Offenbarung des Namens 

eines Gefangenen könne diesen schon deshalb nicht in sei- 

nen Rechten verletzen, weıl gegen ihn öffentlich verhandelt 

und hierüber in der Presse berichtet worden sei, kann ich 

jedenfalls nicht gelten lassen.   

4.2.10.2. Nachsendeanschrift 

Ein Strafgefangener hat gerügt, daß die ihm nach seiner 

Verlegung von einer in eine andere bayerische Justizvoll- 

zugsanstalt nachgesandte Post als Nachsendeanschrift den 

Vermerk „JVA" trage. Dadurch könnten Dritte von der Tat- 

sache seines Aufenthalts in einer Justizvollzugsanstalt 

Kenntnis erlangen, wodurch er in seinen schutzwurdigen 

Belangen beeinträchtigt werde. 

Dem Interesse des Strafgefangenen, daß beim Nachsenden 

oder Rücksenden von Post seine Gefangenschaft nıcht er- 

kennbar wird, trägt Nr. 40 Abs. 2 Vollzugsgeschäftsordnung 

(VGO) Rechnung. Dieser lautet wie folgt: 

„Beim Nachsenden und Rücksenden von Post ist durch ge- 

eignete Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, daß die Gefan- 

genschaft des Adressaten nicht erkennbar ist. Bei Bedarf 

ist ein Deckumschlag zu verwenden.“ 

Die Vollzugsbehörde ist grundsätzlich gehalten, sich nach 

dieser Vorschrift zu richten. 

Nach meinen Ermittlungen ist von einer Justizvollzugsan- 

stalt Nr. 40 Abs. 2 VGO nicht immer beachtet worden. Der 

Vorstand dieser JVA hat allerdings versichert, daß er die 

Bediensteten zwischenzeitlich erneut und eindringlich be- 

lehrt und auf die Einhaltung dieser Vorschrift hingewiesen 

habe. Meine Ermittlungen haben aber auch ergeben, daß 

wohl nicht ganz ausgeschlossen werden kann, daß man- 

chen Verlagen, Warenhäusern und ähnlichen Einrichtungen 

die Anschriften der Justizvollzugsanstalten ohnehin nicht 

ganz unbekannt sind. Weil umadressierte Briefe teilweise 

durch die Post an den Absender zurückgeleitet werden, 

können jene von der geänderten Anschrift Kenntnis neh- 

men. In diesen Fällen wird ggf. von den Justizvollzugsan- 

stalten zu prüfen sein, entsprechend der Regelung in Nr. 40 

Abs. 2 Satz 2 VGO Deckumschläge zu verwenden. 

4.2.10.3. Briefüberwachung 

Die ın meinem 5. Tätigkeitsbericht angesprochene Frage 

der Briefüberwachung und die im Rahmen der Briefüberwa- 

chung auf der ausgehenden Post angebrachten Sichtver- 

merke haben mich erneut beschäftigt. Nach wie vor halte 

ich die Anbringung eines Sichtvermerks nicht für schlecht- 

hin unzulässig. Denn nach $ 29 Abs. 3 Strafvollzugsgasetz 

darf der Schriftwechsel der Strafgefangenen aus Gründen 

der Behandlung oder Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 

überwacht werden. Die einschlägige Verwaitungsvorschrift 

sieht insoweit ausdrücklich vor, daß ein Sichtvermerk ange- 

bracht werden kann. Allerdings ist nach meiner Auffassung 

das hinter der Kontrolle stehende Interesse der Justizvoll- 

zugsanstalt an der Aufrechterhaltung der Sicherheit und 

Ordnung der Anstalt abzuwägen mit den schutzwürdigen 

Interessen des Strafgefangenen an der Geheimhaltung sei- 

nes derzeitigen Aufenthalts. In dem Fall, mit dem ich mich 

auseinanderzusetzen hatte, hatte ich zu berücksichtigen, 

daß es sich um eine Justizvollzugsanstalt mit dem höchsten 

Sicherheitsgrad handelt. Der bei der Abwägung anzulegen- 

de Maßstab hat dem besonderen Sicherheitsbedürfnis 

einer solchen Anstalt Rechnung zu tragen und läßt daher 

die Anbringung von Sichtvermerken von vorneherein eher 

gerechtfertigt erscheinen als etwa in Anstalten mit geringe- 

rem Sicherheitsgrad. 

Allerdings gelten diese Überlegungen jedoch nicht für 

Schul- und Prüfungsbescheinigungen und ähnliche Urkun- 

den. Mit der betroffenen Justizvolizugsanstalt bin ich mir ei- 

nig, daß auf diese Bescheinigungen grundsätzlich kein
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Sichtvermerk angebracht werden darf. Die Ermittlungen 

hatten ergeben, daß lediglich in einem einzigen Fall in der 
jüngeren Vergangenheit auf einer derartigen Urkunde ver- 
sehentlich ein Sichtvermerk angebracht worden ist. Dieser 

Vorgang ist nach Auskunft der JVA dienstaufsichtlich ge- 

rügt und zum Anlaß für eine nochmalige diesbezügliche Be- 
lehrung der Bediensteten genommen worden. 

4.2.10.4. Paketmarken 

Die Verwendung von Paketmarken in Justizvollzugsanstal- 

ten ist ein weıteres Problem, das an mich herangetragen 

worden ist. Zum Verständnis ist hierzu zunächst folgendes 
zu sagen: 

Nach 8 33 Abs. 1 Strafvollzugsgesetz darf der Gefangene 
dreimal jährlich Pakete mit Nahrungs- und Genußmitteln 
empfangen. Der Empfang weiterer Pakete oder solcher mit 
anderem Inhalt bedarf der Erlaubnis der Vollzugsbehörde. 
Damit besteht für die Vollzugsbehörde das Recht und die 
Pflicht, den Empfang von Paketen zu überwachen und nicht 

genehmigte Pakete an den Absender zurückzusenden. Zu 
diesem Zweck bestimmt Nr. 4 Satz 2 der Verwaltungsvor- 
schriften zu $ 33 Strafvollzugsgesetz, daß die Verwendung 
einer von der Anstalt ausgegebenen Paketmarke vorge- 
schrieben werden kann. Diese Paketmarke hat der Strafge- 
fangene zunächst dem Absender eines Paketes zuzuleiten, 

damit dieser sie auf dem an den Gefangenen gerichteten 
Paket anbringt. Diese Regelung hält die Rechtsprechung 
zur Verringerung des Verwaltungsaufwandes und zur Er- 

leichterung der Kontrolle für zulässig. Auch das Bundesver- 
fassungsgericht hat keine verfassungsrechtlichen Beden- 
ken gegen die Verwendung einer neutral gehaltenen Paket- 

marke (BVerfG E 34, S. 369/382). Allerdings ist zu berück- 

sichtigen, daß durch Verwendung von Paketmarken Dritte 
Kenntnis vom Aufenthaltsort des Gefangenen erhalten kön- 
nen. In Anbetracht der oben geschilderten Bedeutung der 
Wiedereingliederung der Strafgefangenen in die Gesell- 
schaft, die durch die Kenntnis der Tatsache der Inhaftierung 
im Einzelfall erschwert werden kann, sollte von Paketmar- 

ken in möglichst schonender Weise und nur im erforderlı- 
chen Umfang Gebrauch gemacht werden. Keinesfalls darf 
für alle möglichen Sendungen die Verwendung von Paket- 
marken verlangt werden. 

4.2.10.5. Aufbewahrung der Gefangenenpersonalakten 

Durch Berichte in den Medien wurde ich darauf aufmerk- 

sam, daß ein entlassener Strafgefangener in seinem Privat- 

keller Unterlagen des Sozialdienstes einer Justizvollzugsan- 
stalt gefunden hat. Dabei hat es sich um Schriftstücke aus 
abgeschlossenen Vorgängen aus den Jahren 1970/71 - 
1980 gehandelt. Diese Unterlagen waren versehentlich der 
sichergestellten Habe eines Gefangenen zugerechnet wor- 
den. Meine Ermittlungen haben ergeben, daß es sich hier 
um einen wohl einmaligen bedauerlichen Vorfall gehandelt 
hatte. Der Leiter der betroffenen Justizvollzugsanstalt hat in 
einer erfreulich deutlichen Dienstanweisung die einschläg!- 
gen Bestimmungen allen Bediensteten nochmals in Erinne- 
rung gebracht. Das Bayer. Staatsministerium der Justiz hat 
zugesichert, den Themenkreis verstärkt in die Fortbildung 

der Justizvollzugsbediensteten einzubeziehen. 

4.2.11. Handbuch der Justiz 

Der Deutsche Richterbund gibt periodisch das „Handbuch 
der Justiz“ heraus, in dem Name, Dienststellung, Beförde- 

rungsdatum und Geburtsdatum der in der Bundesrepublik 
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Deutschland tätigen Richter, Staatsanwälte und Justizmini- 

sterialbeamten (höherer Dienst) wiedergeben sind. Die Her- 

ausgeber dieses Handbuchs erhalten die notwendigen Da- 
ten von den jeweiligen Landesjustizverwaltungen und dem 

Bundesminister der Justiz. Seit Jahren wird die Frage erör- 

tert, inwieweit für diese Datenübermittlung an den Heraus- 
geber des Handbuches die Einwilligung der Betroffenen er- 

forderlich ist. Für die Beurteilung dieser Frage lassen sich 

der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes zum 
Volkszählungsgesetz 1983 neue Gesichtspunkte entneh- 

men. 

Das Handbuch der Justiz hat eine lange Tradition. Es er- 
laubt dem einzelnen Justizangehörigen sich über die Beför- 

derungspraxis der personalverwaltenden Stellen zu infor- 
mieren und die eigene berufliche Situation innerhalb der 
Justiz zu bewerten. Diese Offenlegung kann allerdings auch 
zur Folge haben, daß sıch ältere, nicht beförderte Justizan- 
gehörige durch diese Offenlegung im Handbuch der Justiz 
bloßgestellt fühlen Neben dieser „inneren Transparenz“ 

vermittelt das Handbuch auch Außenstehenden einen Über- 
blick über Justizangehörige. Hieran kann im Einzelfall insbe- 
sondere für Rechtsanwälte eın Interesse bestehen. Ande- 
rerseits ermöglicht die Veröffentlichung dieser Daten Drit- 
ten, diese Daten für andere Zwecke zu verwerten, beispiels- 
weise für Werbemaßnahmen oder den Adreßhandel. 

Zur rechtlichen Bewertung der Datenübermittlung von den 
Justizverwaltungen an die Herausgeber des Handbuchs der 

Justiz ist folgendes festzustellen’ 

Soweit Daten aus Personalakten entnommen werden, be- 
mißt sich die Zulässigkeit einer Datenübermittlung zunächst 
nach dem Personalaktenrecht. Das Bundesverwaltungsge- 
richt hat in ständiger Rechtsprechung Grundsätze für den 
besonderen Schutz der Personalakten entwickelt. Danach 

dürfen Personalakten ohne Einwilligung des Beamten 

grundsätzlich nur von einem eng begrenzten Personenkreis 

mit besonderer dienstlicher Verantwortung eingesehen 
werden. Sie genießen sowohl im dienstlichen Interesse als 
auch im schutzwürdigen persönlich-privaten Interesse des 
Beamten einen besonderen Vertrauensschutz. Sie gehören 
zu den Vorgängen, die ihrem Wesen nach geheimgehalten 
werden müssen. Auskünfte aus den Personalakten sind 
nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
nur zulässig, wenn nach den Umständen des Einzelfalles 
dem schutzwürdigen Interesse der Beamten an der Ge- 
heimhaltung ein überwiegendes schutzwürdiges Interesse 

der Allgemeinheit oder eines Dritten an der Auskunftsertei- 

lung gegenübersteht. 

Soweit Personaldaten der Justizangehörigen in Dateien ge- 
führt werden, sind grundsätzlich die jeweils einschlägigen 
Landesdatenschutzgesetze oder das Bundesdatenschutz- 
gesetz für die Justizangehörigen des Bundes anwendbar. 
Diese Regelungen in den Datenschutzgesetzen werden 
durch das sog. „Personalaktengeheimnis“, das von der 
Rechtsprechung, wie bemerkt, entwickelt worden ist, nicht 
verdrängt. Den Datenschutzgesetzen gehen grundsätzlich 
nur „besondere Rechtsvorschriften‘“ vor. Eine solche 
Rechtsvorschrift oder Vorschrift über den Datenschutz 
fehlt hinsichtlich des Personalaktengeheimnisses. Während 
für die Übermittlung von Daten der Justizangehörigen des 

Bundes die Datenübermittlung nach $ 7 Abs. 3 i.V.m. $ 24 

BDSG zu beurteilen wäre, gelten für die Justizangehörigen 
der Länder 1.d.R. die jeweiligen Vorschriften der Landesda-
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tenschutzgesetze bezüglich der Datenübermittlung von 
Stellen des öffentlichen Bereichs an Stellen außerhalb die- 
ses Bereichs. Nach Art. 18 Abs 1 BayDSG wäre zu prüfen, 

inwieweit die Herausgeber des Handbuchs der Justiz ein 

berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu übermittein- 
den Daten glaubhaft machen und ob durch eine derartige 
Datenübermittlung schutzwürdige Belange der Justizange- 

hörigen beeinträchtigt würden. Diese Abwägung entspricht 
weitgehend derjenigen, die das Bundesverwaltungsgericht 
im Rahmen der Grundsätze zum Personalaktengeheimnis 

entwickeit hat. Bei beiden Abwägungen, also Datenüber- 
mittlungen aus Akten oder aus Dateien, sind nun die vom 
Bundesverfassungsgericht entwickelten Grundsätze zum 

Recht auf informationelle Selbstbestimmung heranzuzie- 
hen. Dieses Grundrecht gewährleistet „die Befugnis des 

Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Ver- 

wendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen“. „Die 
Verwendung der {von öffentlichen Stellen erhobenen) Da- 

ten ist auf den gesetzlich bestimmten Zweck begrenzt“. Die 
Zweckbindung ist damit eine wesentliche Voraussetzung 
für den zulässigen Umgang mit personenbezogenen Daten. 

Eine Weitergabe personenbezogener für Zwecke der Per- 

sonalverwaltung erhobener Daten an nichtöffentliche Stel- 
len ist damıt eine Zweckänderung und greift in das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung ein. Bei dieser Beur- 
teilung kann grundsätzlich nicht zwischen den einzelnen 
von den personalverwaltenden Stellen an die Herausgeber 

des Handbuchs der Justiz übermittelten Daten unterschie- 
den werden. Denn unter den Bedingungen der automati- 

schen Datenverarbeitung, von denen auch dann auszuge- 

hen ist, wenn in einem Einzelfall die übermittelten Daten 
zunächst manuell weiterverarbeitet werden, gibt es nach 

Ansicht des Bundesverfassungsgerichts „kein belangloses 
Datum“ mehr. Dies ist bei der Beurteilung einer Datenüber- 
mittiung nach dem Personalaktengeheimnis wie nach den 

jeweiligen Datenschutzgesetzen entsprechend zu berück- 
sichtigen. Das hat zur Folge, daß eine Übermittiung der Da- 
ten über Justizangehörige von den personalverwaltenden 

Stellen an die Herausgeber des Handbuchs der Justiz we- 
gen der damit gegebenen Zweckänderung der Daten einen 
Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
darstellt und somit mangels eıner gesetzlichen Regelung 
der Einwilligung der Betroffenen bedarf. 

Bei der Frage, ın welcher Form eine Einwilligung im Einzel- 

fall zu erteilen und wie weitgehend im Einzelfall die Aufklä- 
rung über Zweck, Reichweite und Auswirkungen der Einwil- 

ligung zu erfolgen hat, ist auf den jeweils betroffenen Per- 

sonenkreis abzustellen. Während im Regelfall an dıe Aufklä- 
rung über dıe Bedeutung der Einwilligung hohe Anforderun- 
gen zu stellen sind und zu verlangen ist, daß der Betroffene 
die Einwilligung ausdrücklich erklärt, kann von dem durch 
die Datenübermittlung an das Handbuch der Justiz betrof- 
fenen Personenkreis — dies sind grundsätzlich nur Volljuri- 
sten — angenommen werden, daß er ohne nähere Aufklä- 
rung die Wirkung einer Einwilligung erkennt und diese bei- 
spielsweise auch durch „Schweigen“ erklären kann. Ich bin 
daher der Ansicht, daß die betroffenen Justizangehörigen 
vor jeder Datenübermittlung von den personalverwaltenden 

Stellen an die Herausgeber des Handbuchs der Justiz unter 

Angabe über den jeweiligen Datenumfang zu unterrichten 
sind, daß aber die Einwilligung von Angehörigen dieses Per- 
sonenkreises auch durch Schweigen, also konkludent, er- 
teilt werden kann. Eine wirksame konkludente Einwilligung 
setzt allerdings voraus, daß die Betroffenen durch geeigne-   

te Maßnahmen der Justizverwaltung tatsächlich von der be- 

absichtigten Datenübermittiung Kenntnis erlangen und au- 
Berdem wissen, daß ıhr Schweigen als Zustimmung gewer- 

tet wird. 

4.3. Sicherheitsbereich 

4.3.1. Neue Qualität der Datenverarbeitung 

Wie in nahezu allen Lebensbereichen wächst auch im Be- 

reich der Sicherheitsbehörden die Automatisierung. Die An- 

wendung von Spurendokumentationssystemen und die Ein- 
führung der Datei „Kriminalaktennachweis‘ mögen Belege 

aus jüngster Zeit sein. Daneben nehmen auch die Möglich- 

keiten zu, über bei den Polizeibehörden installierte Daten- 
sichtgeräte Daten aus Datenbanken abzurufen, die bei an- 

deren Behörden eingerichet sind. Statt einer Auskunftser- 

teilung auf begründetes Auskunftsersuchen durch die da- 
tenführende Stelle können nun Polizeibeamte im Rahmen 
des eröffneten Datenzugangs selbst Daten abrufen Zu- 
gang zu den Melderegistern, zu den Daten der Kfz-Zulas- 
sungsstellen und der Anschluß an das Zentrale Verkehrsin- 

formationssystem sind Beispiele hierfür. 

Aus dem Gesichtspunkt eines Persönlichkeitsschutzes, der 

bei aller Anerkennung der Notwendigkeit eines ausreichen- 
den Datenzugangs durch die Polizei gewährleistet sein 
muß, sind dıe Erforderlichkeit jeder neuen Automation und 
der Zugang zu Datenbanken anderer Stellen bezüglich je- 
des einzelnen Datums auf ihre strikte Erforderlichkeit zur 
gesetzlichen Aufgabenerfüllung zu prüfen. Dabei ıst auch 
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. So 
kann eın Online-Anschluß an eine Datenbank einer anderen 

Behörde dann nicht gerechtfertigt sein, wenn in vergleichs- 

weise wenigen Fällen bestimmte personenbezogene Daten 

von der Polizei benötigt werden. Statt eines Online-An- 
schlusses sind hier gegebenenfalls andere organisatori- 

sche Maßnahmen zu wählen, dıe den Bedürfnissen der Po- 
lizei nach Datenübermittlung im Einzelfall gerecht werden. 

Bei jedem neuen Automationsvorhaben und bei jedem An- 
schluß an Datenbanken anderer Behörden wird die Polizei 
auch zu bedenken haben, wie diese zunehmende Automati- 

sierung von den Bürgern aufgenommen und bewertet wird. 

Bei dem beachtenswerten Bestreben der Polizei, die Erfül- 

lung der ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben der Gefah- 

renabwehr und der Aufklärung von Straftaten zur Sicherheit 

der Bürger zu verbessern, wird die Polizei alles vermeiden 

müssen, was auch in solchen Teilen der Bevölkerung, die 

als loyale Staatsbürger die Rechte und Pflichten der Sicher- 
heitsbehörden respektieren, die Befürchtung auslösen 

kann, die Gefährdungen durch die Automation könnten den 
persönlichen Sicherheitsgewinn übersteigen. 

Daneben muß es aber auch gelingen, das Bewußtsein bei 
den einzelnen Polizeibeamten zu schärfen, daß Speiche- 
rung, Übermittlung und sonstige Verwendung personenbe- 
zogener Daten auf ein Minimum beschränkt sein müssen. 
Gerade im Hinblick auf eine zunehmende Automatisierung 
ist dieser Grundsatz der „Beschränkung auf das Minimum“ 
auch bei der Aufnahme von Daten in Akten zu berücksichti- 

gen. In den Akten sind vielfach die Grundlagen, aus denen 
Daten in automatisierte Dateien oder Datenbanken über- 
nommen werden. Der einzelne Beamte muß erkennen, daß 
die Automatisierung bisher verstreuter und zum Teil schwer 

zugänglicher Daten eine neue Qualität der Datenverarbei- 
tung bedeutet und damit neue Auswirkungen für den Per-
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sönlichkeitsschutz der Bürger mit sıch bringt. So konnte et- 

wa ein Bürger die lange Aufbewahrung der polizeilichen Er- 

mittlungsakten wegen einer „Jugendsünde“ relativ gelassen 

hinnehmen, solange er sicher sein konnte, daß diese Daten 

lediglich ım Aktenraum einer Polizeidienststelle nur den 

dort tätigen Polizeibeamten zugänglich waren. Wären diese 

Daten oder ein Hinweis darauf jedoch landesweit zugäng- 

lich, kann eıne lange Aufbewahrung dieser Daten den Bür- 

ger uber Gebühr belasten. 

Gerade auch im Hinblick auf diese verschärften Auswirkun- 

gen der polizeilichen Datenverarbeitung für die Persönlich- 

keitssphäre des Bürgers ist es nun dringend erforderlich, 

daß für die polizeiliche Datenverarbeitung eindeutige ge- 

setzliche Grundlagen geschaffen werden. 

4.3.2. Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 

Über die allgemeinen Ausführungen zum Urteil des Bun- 

desverfassungsgerichts zum Volkszählungsgesetz hinaus 

nehme ich im folgenden unter Berücksichtigung dieses Ur- 

teils zur Frage der Erforderlichkeit einer bereichsspezifi- 

schen polizeilichen Datenschutzregelung kurz Stellung. 

Die Frage wurde bislang kontrovers diskutiert, inwieweit 

über die derzeit bestehenden Regelungen ın den, die Po- 

lizei oder den Verfassungsschutz berührenden, Gesetzen 

hinaus für die Datenverarbeitung durch Sicherheitsbehör- 

den eine besondere Regelung erforderlich ist. Hierzu hat 

das Bundesverfassungsgericht durch die Definition des aus 

Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz abgeleiteten 

Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung in einı- 

gen wichtigen Punkten eine Klärung gebracht. Polizeiliche 

Datenverarbeitung bedarf nunmehr grundsätzlich einer aus- 

drücklichen Rechtsgrundlage, weil sıe in der Regel das 

Recht auf informationelle Selbstbestimmung berührt. 

Dieses Recht auf informationelle Selbstbestimmung enthält 

die „Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst zu ent- 

scheiden, wann und innerhalb welcher Grenzen persönliche 

Lebenssachverhalte offenbart werden.“ Darin eingeschlos- 

sen ist „die Befugnis des Einzeinen, grundsätzlich selbst 

über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen 

Daten zu bestimmen“. Diese Befugnis sieht das Bundesver- 

fassungsgericht „vor allem deshalb gefährdet, weil bei Ent- 

scheidungsprozessen nicht mehr wie früher auf manuell zu- 

sammengetragene Karteien und Akten zurückgegriffen wer- 

den muß, vielmehr heute mit Hilfe der automatisierten Da- 

tenverarbeitung Einzelangaben über persönliche oder sach- 

liche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren 

Person technisch gesehen unbegrenzt speicherbar und je- 

derzeit ohne Rücksicht auf Entfernungen in Sekunden- 

schnelle abrufbar sind.“ Andererseits wäre mit dem Recht 

auf informationelle Selbstbestimmung eine Rechtsordnung 

nicht vereinbar „in der Bürger nıcht mehr wissen können, 

wer was wann und bei welcher Gelegenheit über sie weiß. 

Wer unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen jeder- 

zeit notiert und als Information dauerhaft gespeichert, ver- 

wendet oder weitergegeben werden“, wird „möglicherweise 

auf eine Ausübung seiner entsprechenden Grundrechte 

verzichten‘. Dies würde jedoch die individuellen Entfal- 

tungschancen des Einzelnen beeinträchtigen. Selbstver- 

ständlich ist dieses Grundrecht nicht schrankenios gewähr- 

leistet. Eingriffe bedürfen allerdings eines Gesetzes. 

Bezüglich der Datenerhebung stellt das Bundesverfas- 

sungsgericht fest, daß bei der Bewertung der Tragweite   

eines Eingriffs „nicht alleın auf die Art der Angaben abge- 

stellt werden“ kann, sondern daß entscheidend „ihre Nutz- 

barkeit und Verwendungsmöglichkeit“ seien. Dies wieder- 

um hänge von dem Zweck, dem die Erhebung dient, und 

von den technischen Möglichkeiten der Datenverarbeitung 

ab. Daraus ıst jedenfalls der Schluß zu ziehen, daß 

„zwangsweise“ Datenerhebungen durch die Polizei eines 

Gesetzes bedürfen. Solche Datenerhebungen liegen immer 

dann vor, wenn der Bürger auf Grund eines Gesetzes zu 

Angaben verpflichtet ist. Auf eine besondere gesetzliche 

Regelung der Datenerhebung kann nur dann verzichtet 

werden, wenn diese wirklich freiwillig erfolgt, also mit ent- 

sprechender Aufklärung der Betroffenen. Kann die Polizei 

den Betroffenen über Grund und Zweck der Befragung aus 

polizeitaktischen oder sonstigen Gründen nicht aufklären, 

stehen derartige Datenerhebungen ebenfalls unter einem 

Gesetzesvorbehalt. Denn solche Datenerhebungen können 

sehr wohl zur Folge haben, daß der Betroffene sich ın sei- 

ner Handlungsfreiheit beeinträchtigt sıeht. Soweit die Po- 

lizeı Daten über einen Betroffenen dadurch erlangt, daß sie 

Dritte befragt, bedarf sie hierfür ebenfalls eines Gesetzes. 

Denn auch diese Form der Informationserhebung kann die 

Entscheidungsfreiheit des Betroffenen beeinträchtigen. 

Gleiches dürfte auch für die Fälle gelten, in denen die Po- 

lizei den Bürger in der Öffentlichkeit mit der Absicht beob- 

achtet, hieraus Daten zu gewinnen oder auf dieser Grundla- 

ge polizeiliche Maßnahmen zu ergreifen. Dies kann eine 

entsprechende Beobachtung der Verhaltensweisen im Stra- 

Benverkehr oder das Fotografieren von Bürgern sein. 

Wegen der Auswirkungen auf das Grundrecht auf informa- 

tionelle Selbstbestimmung, also „die Befugnis des Einzel- 

nen, grundsätzlich seibst über die Preisgabe und die Ver- 

wendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen“, ıst aus 

den gleichen Gründen auch für die übrige polizeiliche Da- 

tenverarbeitung, also insbesondere das Speichern und 

Übermitteln personenbezogener Daten durch die Polizei, 

ein Gesetz erforderlich. 

Die bisherigen Regelungen in den Polizeigesetzen - dies 

gilt erst recht für die entsprechenden Rechtsgrundlagen für 

die Tätigkeit des Bayer. Landesamtes für Verfassungs- 

schutz -, welche Befugnisse für bestimmte polizeiliche Ein- 

griffe enthalten, genügen für Eingriffe durch polizeiliche Da- 

tenverarbeitung grundsätzlich nıcht. Im Hinblick auf die vom 

Bundesverfassungsgericht entwickelten Grundsätze der 

Normenklarheit ist eine spezielle bereichsspezifische ge- 

setzliche Regelung für die Erhebung und Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten durch die Polizei und die Ver- 

fassungsschutzbehörden erforderlich. Weil eine pauschale 

Generalermächtigung hierfür nicht genügt, werden Datener- 

hebung, Datenverarbeitung und die in diesem Zusammen- 

hang durch das Bundesverfassungsgericht dem Bürger zu- 

stehenden Aufklärungs- und Auskunftsrechte im einzelnen 

geregelt werden müssen. 

4.3.3. Prüfungen bei Polizeibehörden 

Im Berichtszeitraum habe ich datenschutzrechtliche Prü- 

fungen beim Präsidium der Bayer. Grenzpolizei, dem Poli- 

zeipräsidium Unterfranken, 5 Polizeidirektionen, 11 Polizei- 

bzw. Kriminalpolizeiinspektionen und einer Wasserschutz- 

polizeistation durchgeführt. Diese im Regelfall nur kurzen 

Besuche bei den einzelnen Polizeibehörden dienten neben 

der Feststellung, ob die Datenschutzvorschriften beachtet 

werden, auch der persönlichen Kontaktaufnahme. Ich habe
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die Erfahrung gemacht, daß das zwischen Datenschutz und 

Polizei manchmal bestehende Spannungsverhältnis durch 

persönliches Kennenlernen und Gespräche am besten ab- 

gebaut werden kann. Schwerpunkte der Kontrollen und der 

dabei geführten Gespräche waren 

- der Datenverkehr zwischen der Polizei und anderen Be- 

horden, 

dıe Führung der kriminalpolizeilichen Sammlungen, hier- 

bei insbesondere die Einhaltung der Aussonderungsfri- 

sten, 

- die Regelungen über den Zugriff auf Karteıen/Dateien 

außerhaib der normalen Dienstzeit und 

der polizeiliche Fahndungsabgleich. 

In nahezu allen Fällen verliefen die Gespräche und die Prü- 

fungen in einer sehr erfreulichen Atmosphäre. In keinem 

Fall wurde meinen Mitarbeitern der Zutritt zu Raumen ver- 

weigert oder die Einsichtnahme in Akten oder Karteien un- 

tersagt. Dies begrüße ich. Schwerwiegende Verstöße ge- 

gen Datenschutzvorschriften habe ich in keinem Falle fest- 

gestellt. Verschiedentlich habe ich kritisiert, daß dıe Füh- 

rung der kriminalpolizeilichen Sammlung und der entspre- 

chenden Suchkarten nicht in allen Punkten den Kp$-Richtli- 

nien entspricht. Insbesondere mangelte es an der richtigen 

Eintragung der Aussonderungsfristen und ın einigen Fällen 

auch an deren Beachtung. In diesem Zusammenhang habe 

ich auch immer wieder festgestellt, daß als Aussonderungs- 

frısten schematisch die Regelfristen nach den KpS-Richtii- 

nien eingetragen worden sind, obwohl in einer Reihe von 

Fallen das Setzen von kürzeren Fristen veranlaßt gewesen 

wäre. Dieses Verhalten war teilweise darauf zurückzufüh- 

ren, daß mit dieser Aufgabe Hilfskräfte betraut waren. Im 

ubrigen konnte in einer Reihe von Fällen eine sachgerechte 

Führung der Kriminalakten schon deswegen nicht garantiert 

werden, weıl den Polizeibehörden der Ausgang des Verfah- 

rens nicht bekannt war. Allerdings habe ich auch festge- 

stellt, daß selbst dann, wenn die Staatsanwaltschaft bei- 

spielsweise Verfahrenseinstellungen nach 8 170 Abs. 2 

StPO oder Freisprüche mitgeteilt hatte, die Regelfristen un- 

verändert geblieben und die Akten nicht ausgesondert wor- 

den waren. Doch waren dies letztlich einzelne Fälle. 

Ich habe allerdings den Eindruck gewonnen, daß über den 

genauen Umfang der in Akten oder Karteien aufzunehmen- 

den Daten Unsicherheit herrscht. Das Beispiel eıner Staats- 

schutzkartei, die bei einer Kriminalpolizeiinspektion geführt 

wird und in der Daten enthalten waren, die jedenfalls zur 

polizeilichen Aufgabenerfüllung nicht erforderlich waren, 

zeigt, daß immer wieder nach dem Grundsatz verfahren 

wird, im Zweifel für die Aufnahme. Auffällig ist auch, daß die 

Aufbewahrungsdauer sonstiger polızeilicher Unterlagen von 

Dienststelle zu Dienststelle schwankt. So werden beispiels- 

weise Unterlagen über durchgeführte Blutentnahmen teil- 

weise nach Erledigung des Vorgangs, in manchen Fällen 

nach 5 Jahren und an anderer Stelle erst nach 10 Jahren 

vernichtet. Es kann auch keinen Zweifel geben, daß die Auf- 

bewahrung von Verwarnungsbelegen und Ordnungswidrig- 

keitenanzeigen über einen Zeitraum von 20 Jahren unzuläs- 

sig ist. Auch die Aufbewahrung von Fallakten über Todes- 

fälle, die keinen Verdacht auf Straftaten begründen, über 

einen Zeitraum von 10 Jahren ıst nicht erforderlich. 

Auch die Datensicherung sollte bei einigen Dienststellen 

verbessert werden. So wurden z.B. bei einer Kriminalpoli- 

zeiinspektion die Kartei der Rauschgifttäter sowie die Fahn-   

dungs-Lichtbild-Kartei in offenen Holzkästen unterge- 

bracht, die unverschlossen auf einem Schrank im Erdge- 

schoß aufbewahrt waren. Ein Zugriff Unbefugter auf diese 

besonders sensiblen Daten war damit nicht im erforderli- 

chen Maße ausgeschlossen. 

4.34. Kriminalpolizeiliche Sammlungen (KpS) 

4.3.4.1. Umsetzung der Richtlinien 

Die Richtlinien für die Führung kriminalpolizeilicher perso- 

nenbezogener Sammlungen (KpS-Ri) sind in Bayern nun 

seit gut zwei Jahren in Kraft. Sie haben sich aus der Sicht 

des Datenschutzes unbeschadet der Notwendigkeit eıner 

gesetzlichen Regelung grundsätzlich bewährt 

Im Zusammenhang mit der in Nr. 6 der KpS-Ri geregelten 

Aufbewahrungsdauer haben sich im Vollzug einige Unsi- 

cherheiten gezeigt. So bestimmt 6.1 KpS-Ri, daß die Aufbe- 

wahrung von Kriminalakten solange zulässig ist, wie dıes 

zur rechtmäßigen Erfüllung der in der Zuständigkeit der 

Aufbewahrungsstelle liegenden Aufgaben erforderlich ist. 

Sobald dıe Aufbewahrung nicht mehr zulässig ist, sind dıe 

Unterlagen auszusondern. Um den Vollzug dieser Aufbe- 

wahrungsbestimmung zu vereinheitlichen, enthalten dıe 

KpS im Sınne einer „verallgemeinernden Interessenabwa- 

gung* für die Aussonderung sog. „Regelfristen“. Diese fau- 

ten für Erwachsene 10 Jahre, für Jugendliche 5 und für Kin- 

der 2 Jahre. Daneben wird unter anderem bestimmt, daß in 

Fällen von geringerer Bedeutung die Aussonderung grund- 

satzlich nach kurzerer Frist zu erfolgen hat und daß diese 

bereits beı Einstellung der Unterlagen entsprechend zu ver- 

merken ıst 

Meine Erfahrungen haben nun gezeigt, daß in der überwie- 

genden Zahl der Fälle nahezu automatısch die Regelfristen 

fur die Aussonderung verfügt werden. Weder die Bestim- 

mung der Aussonderung nach kürzer Frist bei Geringfügig- 

keit noch der allgemeine Grundsatz, daß die Aufbewahrung 

nur solange zulässig ist, wie sie für die Aufgabenerfüllung 

erforderlich ist, führen zu einer mehr auf den Einzelfall ab- 

gestellten Vergabe der Aufbewahrungsfristen. Da die mit 

der Führung der Krıminalakten befaßten Bediensteten man- 

gels näherer Kenntnis des Akteninhalts häufig zur Vergabe 

der Regelfristen neigen, sollte überlegt werden, ob die Ver- 

gabe der Fristen nicht vom jeweiligen Kriminalsachbearbei- 

ter vorgenommen werden sollte. Wegen seiner Sachnähe 

könnte er wohl am besten entscheiden, wie lange die Unter- 

lagen zur polizeilichen Aufgabenerfüllung erforderlich sind. 

Im Zusammenhang mit der Aufbewahrung von Kriminal- 

akten sind noch weitere Probleme deutlich geworden: 

- Die Kp$-Richtlinien bestimmen, daß abweichend von 

den vorgenannten Regelungen zur Aufbewahrungsdauer 

die polizeilichen Unterlagen auszusondern sind, wenn 

die polizeilichen Ermittlungen oder eine der Polizei be- 

kanntgewordene Entscheidung der Staatsanwaltschaft 

oder eines Gerichtes ergeben, daß die Gründe, die zur 

Aufnahme in die Kriminalaktensammlung geführt haben, 

nıcht zutreffen. Diese Voraussetzungen liegen immer 

dann vor, wenn der Betroffene infolge erwiesener Un- 

schuld freigesprochen worden ist oder die Staatsan- 

waltschaft das Verfahren nach $ 170 Abs. 2 Strafprozeß- 

ordnung eingestellt hat, weil der Betroffene die ihm zur 

Last gelegte Straftat nicht begangen hat. Unabhängig 

von dem Problem, daß die Polizei nicht in allen Fällen
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über den Verfahrensausgang bei Gericht oder der 

Staatsanwaltschaft unterrichtet wird - hierauf wird an 
anderer Stelle eingegangen - hat die Polizei in den vor- 
genannten Fällen die entsprechenden Unterlagen aus ih- 

ren Kriminalakten zu entfernen. 

- Aussonderung bedeutet nach dem insoweit eindeutigen 
Wortlaut der KpS-Richtlinien, daß diese Unterlagen zu 

vernichten sind. Diese Bestimmung darf nicht dadurch 
umgangen werden, daß die Unterlagen zwar aus der Kri- 

minalaktensammlung entfernt, aber statt sie der Vernich- 

tung zuzuführen, sıe in die Fallakten eingeordnet wer- 
den. Sollte die sog. „Vorgangsverwaltung* auch noch au- 
tomatisiert werden, wäre es denkbar, daß diese Unterla- 

gen ohne größeren Aufwand über die Fallakten perso- 

nenbezogen auffindbar wären. 

In diesem Zusammenhang ist noch auf eine interessante 

Entscheidung des Bayer. Verwaltungsgerichtshofs vom 
27.9.1983 Nr. 21 B 82 A 2261 hinzuweisen. Der Bayer. 
Verwaltungsgerichtshof hatte sıch in dieser Entschei- 

dung mit einem Anspruch auf Vernichtung von Krimina- 
lakten auseinanderzusetzen. Hierbei hat das Gericht 
festgestellt, „daß die Führung und weitere Aufbewahrung 

einer Kriminalakte einen über den polizeiinternen Bereich 

hinausgehender Eingriff in die Rechte des Klägers aus 
Art. 2 Abs. 1 GG (Grundgesetz) darstellt und nur auf 

Grund einer entsprechenden Befugnisnorm rechtmäßig 
ist, daß aber die allgemeine Aufgabenzuweisung der Ge- 

fahrenabwehr in Art.2 Abs. 1 PAG (Polizeiaufgabenge- 
setz) hierzu nicht ausreicht“. Im konkreten Fall hatte das 
Gericht die Klage auf Vernichtung der Akten abgewie- 
sen. 

4.3.4.2. Aktenaussonderung beim Bayer. Landeskrimi- 
nalamt 

Die beim Bayer. Landeskriminalamt am 1.11.1979 begonne- 
ne Sonderaktion zur Bereinigung der kriminalpolizeilichen 

Aktensammlung hatte ich bereits in meinem letzten Tätig- 
keitsberichten angesprochen. Nach Mitteilung des Bayer. 
Landeskriminalamtes, das für diese Sonderaktion ständig 
eine Gruppe von Kriminalpolizeibeamten abgestellt hatte, 

ist die Aktenbereinigung am 30.11.1983 abgeschlossen 
worden. Bei Beginn dieser Maßnahme am 1.11.1979 hatte 
das Bayer. Landeskriminalamt einen Bestand von 718.375 
Kriminalakten. Am 30.11.1983 enthielt die Aktensammlung 
noch 373.131 Kriminalakten. Da in der Zwischenzeit 164 568 
Kriminalakten neu angelegt worden sind, sind in den 49 Mo- 

naten der Bereinigungsaktion insgesamt 509.812 Krimina- 

lakten ausgesondert und vernichtet worden. Der Aktenbe- 
stand des Bayer. Landeskriminalamtes hat sich somit um 
ca. 50% verringert. 

Ich begrüße es außerordentlich, daß das Bayer. Landes- 
kriminalamt als die zentrale bayerische Dienststelle für kri- 
minalpolizeiliche Aufgaben die Aktenbereinigung mit be- 
sonderem Engagement vorbildlich durchgeführt hat. In die- 
sem Zusammenhang möchte ich noch einmal deutlich ma- 

chen, daß nicht die Vernichtung von Daten an sich das alleı- 
nige Erfolgskriterium eines Datenschutzbeauftragten sein 
kann. Werden hingegen die Akten und die sonstigen Daten- 
sammlungen so bereinigt, daß sie nur noch das für die ge- 
setzliche Aufgabenerfüllung erforderliche Maß an Daten 
enthalten, ist ein solches Ergebnis nicht allein aus Daten- 
schutzgründen erfreulich. Gleichzeitig erlauben solcher Art 
bereinigte Akten auch eine effektivere Aufgabenerfüllung   

der Behörde. Nicht dıe absolute Zahl von Informationen ıst 

wichtig, sondern entscheidend ist deren Relevanz. Insoweit 
können die Belange des Datenschutzes mit den Behörden- 
interessen weitgehend deckungsgleich sein. 

4.3.4.3. Kriminalaktensammlung beim Polizeipräsidium 
München 

Die Kriminalaktensammlung des Polizeipräsidiums Mün- 

chen umfaßt derzeit einen Bestand von 1 Million personen- 
bezogener Akten. Diese Zahl ist bemerkenswert hoch in 

Anbetracht der Tatsache, daß im Zuständigkeitsbereich des 
Polizeipräsidiums München gut 1 1/2 Millionen Einwohner 
leben, Sauglinge und Greise eingeschlossen Zwar hat auch 

das Polizeipräsidium München für die Aussonderung nicht 

mehr aktuelier Akten eine standige Gruppe von Dıenstkräf- 
ten eingesetzt, doch ist dıese offensichtlich auch nicht an- 

nähernd in der Lage den Aktenbestand entsprechend den 
KpS-Richtlinien zu bereinigen. Im übrıgen erscheint auch 
das Verhältnis der Zahlen der überprüften mıt der Menge 
der anschließend vernichteten Akten bedenklich. Stichpro- 

ben deuten daraufhin, daß beim Polizeipräsidium München 
wohl zu wenige Akten der Aussonderung zugeführt wer- 
den. So sind in den Jahren 1979 - 1983 zwar 547 955 Akten 
überprüft, aber nur 98 827 Akten vernichtet worden. Aller- 

dings hat die Aussonderung in den letzten beiden Jahren 

zugenommen. 

Auch die Verantwortlichen des Polizeipräsidiums München 
sind sich der Tatsache bewußt, daß ein nicht unerheblicher 
Teil der Kriminalakten nach den geitenden Bestimmungen 
in der vorliegenden Form nicht mehr geführt werden dürfte. 
Deshalb ist zumindestens Sorge dafür getragen, daß auf 

Anfragen anderer Behörden Auskünfte aus den Polizeiak- 
ten nur in dem Umfang gegeben werden, als diese noch zu- 

lässigerweise geführt werden dürften. Allerdings ist selbst 
bei dieser Verfahrensweise nıcht zu verhindern, daß sich 

die Kriminalpolizeibeamten in einer Vielzahl von Fallen mit 

überholten Aktenbeständen befassen müssen und von Vor- 
gängen Kenntnis nehmen, die eigentlich hätten vernichtet 
sein sollen. 

Ich bin der Auffassung, daß das Polizeipräsidium München 
die Aktenbereinigung stark beschleunigen muß und hier ge- 
gebenenfalls andere organisatorısche Maßnahmen zur Er- 

reichung dieses Ziels getroffen werden müssen. 

4.3.5. Kriminalaktennachweis (KAN) 

Der Kriminalaktennachweis (KAN) dient dem Nachweis von 

Kriminalakten, die beim Bund und bei den Ländern geführt 
werden. Der Kriminalaktennachweis wird als Datei auf ver- 
schiedenen Ebenen geführt. Als sog. „Bundesgionaler 

KAN“ bei den Polizeidirektionen und dem Polizeipräsidium 
München. 

Der Bundes-KAN wird vom Bundeskriminalamt im System 
INPOL-Bund neben der Personenfahndung, der Haftdatei, 

der Sachfahndung und den erkennungsdienstlichen Daten 
geführt. Entgegen ursprünglichen Plänen sind im Bundes- 
KAN nicht mehr alle krıminalpolizeilich relevanten Unterla- 
gen erfaßt. Vielmehr soll sich der Bundes-KAN darauf be- 

schränken, Hinweise auf besonders schwere Straftaten 
oder Straftaten mit überregionaler Bedeutung zu geben. 

Aus der Sıcht des Datenschutzes ist diese Beschränkung 
des Bundes-KAN zu begrüßen. Die Praxis muß allerdıngs 
zeigen, inwieweit diese Abschichtung nach wirklich bun- 

desweit relevanten Straftaten vollzogen wird. Ein weıteres
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Problem zeigt sıch in diesem Zusammenhang in der zentra- 

len Regıstrierung erkennungsdienstlicher Unterlagen beim 

Bundeskriminalamt (insofern verweise ich auf den 5. Tätıg- 

keitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 

S.88). 

Im „Landes-KAN" und im ‚regionalen KAN“ werden die Kri- 

minalakten bayerischer Polizeivollzugsdienststellen nachge- 

wiesen. Sie geben Auskunft, ob über eine bekannte Person 

bei Dienststellen der bayerischen Polizei Akten geführt wer- 

den. Eine bayerische Besonderheit ist die Aufteilung des für 

bayerische Kriminalakten gefuhrten Kriminalaktennachwei- 

ses in einen „Landes-KAN“ und ın einen „regionalen KAN*. 

In dem bei den einzelnen Polizeidirektionen geführten re- 

gionalen KAN werden weitgehend dezentralisiert die Nach- 

weise über Akten der Personen geführt, die lediglich auf 

ortlicher Polizeiebene von Bedeutung sınd. Mit dieser wei- 

teren Aufteilung des Kriminalaktennachweises wird dem 

Grundsatz des Datenschutzes Rechnung getragen, daß je- 

de Behörde nur die Daten speichern und nur auf die Daten 

zugreifen darf, die sie zu ihrer gesetzlichen Aufgabenerfül- 

lung braucht. 

Zur Errichtung der Datei „Kriminalaktennachweıs“ hat das 

Bayer Staatsministerum des Innern inzwischen eine Er- 

rıchtungsanordnung erlassen. Diese Errichtungsanordnung 

tragt Datenschutzbelangen in einer Reihe von Bestimmun- 

gen Rechnung. Neben der begrüßenswerten Tatsache der 

Aufteilung „in Landes-KAN” und „regionalen KAN* ist eben- 

falls erfreulich, daß unter bestimmten Voraussetzungen In- 

formationen über Personen nicht aufgenommen werden, 

die lediglich als Ersttäter von Antrags- und Fahrlässigkeits- 

delikten aufgetreten sind. 

Das Bayer. Staatsministerium des Innern hatte mir zu der 

Errichtungsanordnung Gelegenheit zur Stellungnahme ge- 

geben. Obwohl manchen meiner Anregungen Rechnung 

getragen worden ist, sind doch einige Bedenken unberück- 

sichtigt geblieben. So hatte ich beispielsweise darauf hinge- 

wiesen, daß der Katalog der neben den rechtmäßigen Per- 

sonalıen aufzunehmenden personengebundenen Hinweise 

außerst umfangreich ist. Zwar wurden die ursprünglich vor- 

gesehenen Hinweise „Sexuell abartig“ und „Homosexuell“ 

gestrichen, doch habe ich auch bei der großen Zahl der 

nach wıe vor bestehenden Hinweise erhebliche Zweifel, ob 

alle diese Daten in einem Kriminalaktennachweis, der eine 

Schnellorientierung über die einzelnen Personen ermögli- 

chen soll, wirklich erforderlich sind. Meines Erachtens wür- 

de es hier genügen, wenn der Sachbearbeiter die entspre- 

chenden personengebundenen Hinweise bei einer Durch- 

sicht ım Kriminalakt des Betroffenen vorfindet und auf diese 

Weise dıe notwendigen Informationen erhält. Im KAN selbst 

sollten nur die personengebundenen Hinweise aufgenom- 

men werden, die der einzeine Polizeibeamte sofort bei Er- 

füllung seiner Aufgaben benötigt. Hierzu können die Hın- 

weise „Bewaffnet“, „Gewalttätig‘ und „Ausbrecher“ gehö- 

ren, um einige aufzuzählen, die für die Sicherheit des Poli- 

zeıbeamten wie auch des Betroffenen notwendig sind. 

Den Aufbau der Datei „Kriminalaktennachweis“ auf Landes- 

und regionaler Ebene werde ich beobachten. Dabei beab- 

sichtige ich mein Augenmerk insbesondere darauf zu rich- 

ten, ob die Abschichtung zwischen Bundes-, Landes- und 

regionalen KAN beachtet wird und nur solche Kriminalak- 

ten registriert werden, die nach den Richtlinien über krimi- 

nalpolizeiliche Sammlungen auch tatsächlich geführt wer- 

den dürften.   

4.3.6. Spurendokumentationssysteme 

Spurendokumentationssysterne (SPUDOK) sollen die Er- 

mittlungsbehörden bei der Bearbeitung umfangreicher Er- 

mittlungsverfahren unterstützen. Das Bayerische Staatsmi- 

nisterium des Innern hat den Einsatz von Spurendokumen- 

tatıonssystemen freigegeben, soweit sie in Ermittlungsver- 

fahren zur Aufklärung von Straftaten oder zur Unterstüt- 

zung von Sonderkommissionen bei der Ermittiungstätigkeit 

erforderlich sind. Wie bereits im letzten Tätigkeitsbericht 

dargestellt, soll der Einsatz von Spurendokumentationssy- 

stemen der Polızei erlauben, einen Überblick über eine Viel- 

zahl von Hinweisen und Spuren jeder Art zu erhalten, die im 

Rahmen der polizeilichen Ermittlungstätigkeit angefallen 

sind. Gegenüber anderen polizeilichen Datenverarbeitungs- 

systemen zeichnen sich Spurendokumentationssysteme 

dadurch aus, daß in jeder Datengruppe recherchierbare 

personenbezogene Daten enthalten sein können und au- 

ßerdem Verknüpfungen zu anderen Daten durch entspre- 

chende Hinweise möglich sind. Außerdem können die Da- 

ten nicht nur formatiert, sondern auch im Freitext gespei- 

chert werden. Wegen dieser umfangreichen Speicher- und 

Verknüpfungsmöglichkeiten sind Spurendokumentationssy- 

steme sehr flexibel. Der verstärkte Einsatz dieser Systeme 

und neuere Überlegungen in Bund und Ländern, ihre Spu- 

rendokumentationssysteme gegenseitig abzugleichen, ma- 

chen es dringend erforderlich, die datenschutzrechtlichen 

Probleme bei Anwendung dieser Systerne zu klären. 

Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist neben den bereits in 

meinem 5. Tätigkeitsbericht aufgezeigten Problemen der 

Speicherung vieler Nichttatverdächtiger in den Spurendo- 

kumentationssystemen und der Speicherung grundsätzlich 

aller Daten bis zum endgültigen Abschluß des Ermittlungs- 

verfahrens auch bedeutsam, daß die umfangreichen Spei- 

cher- und Verknüpfungsmöglichkeiten der großen Freitext- 

datenbestande das verstärkte Risiko in sich bergen, daß 

Unschuldige durch eine „Verdachtsverdichtung“ zu Ver- 

dächtigen werden. Dies jedenfalls ist für jeden Unschuldi- 

gen ein schwerer Eingriff. Nicht zuletzt aus diesem Grunde 

wird zu überlegen sein, ınwieweit Umfang und Grenzen des 

Einsatzes polizeilicher Spurendokumentationssysteme so- 

wie deren eventuelle Verbindung mit anderen Datensamm- 

lungen einer gesetzlichen Grundlage bedürfen. Keinesfalls 

darf der im Einzelfall möglicherweise berechtigte Wunsch 

von Verteidigern, Spurenakten einzusehen, als Alibi für die 

Polizeıbehörden dienen, die im Rahmen von Spurendoku- 

mentationssystemen angesammelten großen Datenmengen 

über einen langen Zeitraum aufzubewahren, ohne zwi- 

schenzeitlich dıe Daten zu bereinigen und die Daten von 

Unschuldigen und erkennbar Nichtbeteiligten zu löschen. 

Die Auffassung des Bundesverfassungsgerichts, daß „Per- 

sönlichkeitsrechte Dritter gegenüber der gebotenen Wahr- 

heitsermittlung im Strafverfahren regelmäßig nachrangig“ 

seien (BVerfGE 63, S. 45/72), darf nicht dazu führen, die 

Persönlichkeitsrechte der Betroffenen völlig zurückzustel- 

len. 

Solange entsprechende ausdrückliche Regelungen für Spu- 

rendokumentationssysteme fehlen, sind in diesen Syste- 

men aufgenommene Daten, wie dies bereits die KpS-Richt- 

linien bestimmen, nach kürzeren als den in diesen Richtli- 

nen genannten Regelfristen bzw. bereits im Rahmen der 

laufenden Sachbearbeitung auszusondern, wenn 

- sie Anzeigenerstatter, Hınweisgeber, Zeugen oder Ge- 

schädigte betreffen,
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— die Ermittlungen ergeben, daß die Gründe, dıe zur Auf- 

nahme geführt haben, nicht zutreffen oder 

- ihre Kenntnis zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung nicht 

mehr erforderlich ist. 

Keinesfalls darf jedoch der Grundsatz bestehen, daß jedes 

in einem Spurendokumentationssystem aufgenommene Da- 

tum bıs zum Zeitpunkt des rechtskräftigen Urteils gespei- 

chert bleiben darf. Schließlich ist gerade wegen der breiten 

Materiaffülle sicherzustellen, daß der Grundsatz der Zweck- 

bindung streng beachtet wird. Die Informationen dürfen al- 

so nur für das Verfahren verwendet werden, für das sie ein- 

gestellt worden sind, und nur den Beamten zugänglich sein, 

die mit der Bearbeitung des entsprechendenen Verfahrens 

betraut sind. Schließlich sollte, um die Gefahr von Fehlbeur- 

teilungen möglichst gering zu halten, bei der Speicherung 

bereits deutlich gemacht werden, ob die gespeicherten 

Personen Verdächtige, Zeugen, Hinweisgeber oder „andere 

Personen“ sind. 

4.3.7. Personengebundene Hinweise und Verwendung des 

Begriffs „Zigeunername“ 

Aufgabe des Datenschutzes ist es auch, jeder Form von 

personenbezogener Datenverarbeitung entgegenzuwirken, 

die geeignet ıst, einer Diskriminierung ethnischer Gruppen 

Vorschub zu leisten. 

So hatte ich mich auch mit der Frage einer möglichen Son- 

dererfassung von Landfahrern oder von Angehörigen der 

Volksgruppen der Sinti und Roma schon seit langem be- 

faßt. Meine diesbezüglichen Feststellungen sowie dıe mehr- 

fach eindeutigen Aussagen des Bayer. Staatministeriums 

des Innern hatten ergeben, daß eine derartige Sondererfas- 

sung dieser Bevölkerungsgruppen weder im Bayer. Lande- 

skrıminalamt noch bei bayerıschen Polizeibehörden erfolgt. 

Allerdings bestand jedoch ein diese Volksgruppen berüh- 

rendes Problem: 

In dem weitgehend bundeseinheitlichen polizeilichen Infor- 

mationssystem „INPOL“ wird neben anderen Namens- 

kürzeln auch das Kürzel „ZN“, das Zigeunername bedeutet, 

verwendet. Speziell in dieser Angelegenheit hatte ich mich 

schriftlich an das Bayer. Staatsministerium des Innern ge- 

wandt und um Mitteilung gebeten, ob auf die Verwendung 

dieses Kürzels wegen dessen diskriminierender Wirkung 

verzichtet werden könne. Die Verwendung des Kürzels 

„ZN“ wurde damit begründet, daß der „Zigeunername* 

nicht mit dem Namen im Geburtsregister identisch sei, wie 

dies vergleichbar auch bei Künstlernamen oder Ordensna- 

men der Fall sei. Die Aufnahme des „Zigeunernamens* sei 

deshalb ein notwendiges Hilfsmittel zur eindeutigen Identifi- 

zierung. Im übrigen erfolge die Erfassung dieser Namen 

nur, wenn die Personen einer Straftat verdächtig seien oder 

wegen Verdachts einer Straftat gesucht würden. 

Meine eigenen Ermittlungen hatten im übrigen ergeben, 

daß das Kürzel „ZN“ zumindest kein Suchbegriff im Infor- 

matıonssystem „INPOL* ist. Über die den Polizeibeamten 

zugängigen Datensichtgeräte war es demnach nicht mög- 

lich, beispielsweise alle gespeicherten Personen dieser 

ethnischen Gruppe auf einmal zu erhalten oder überhaupt 

mit der Verwendung allein dieses Kürzels auf einen be- 

stimmten Angehörigen dieser Personengruppe zu stoßen 
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Um möglichst jede, diese Personengruppe diskriminierende 

Verwendung der mit „ZN“ oder „Landfahrer* gekennzeich- 

neten Daten auszuschließen, hatte ich mich gleichwohl für 

deren Streichung ausgesprochen. So begrüße ich es, daß 

in den polizeilichen Informationssystemen nunmehr der per- 

sonengebundene Hinweis „Landfahrer“ gestrichen wird. 

Weiterhin war es konsequent, im INPOL-System der Polizei 

die Kennung „ZN“, welche die Abkürzung für „Zigeunerna- 

me“ war, entfallen zu lassen. Dabei kann hingenommen 

werden, daß künftig im Datenfeld „SN“ („Sonstiger Name“) 

zusammen mit anderen sonstigen Namen auch diejenigen 

Namen gespeichert werden, mit denen Zigeuner von ihren 

Familienangehörigen und Freunden gerufen werden. Aller- 

dings wird durch die daneben beschlossene Einführung 

eines neuen personengebundenen Hinweises „HWAO* 

(Häufig wechselnder Aufenthaltsort), der bei solchen Per- 

sonen vermerkt wird, die ihren Aufenthaltsort häufig wech- 

sein, und die Beibehaltung des Merkmals „LAST* für Stadt- 

und Landstreicher das beabsichtigte Ziel, einer möglichen 

Diskriminierung der „Zigeuner“ entgegenzuwirken, zumin- 

dest teilweise wieder zunichte. Das Merkmal „HWAO® fin- 

det grundsätzlich für Betroffene ohne festen Wohnsitz oder 

mit häufig wechselndem Aufenthaltsort Anwendung. Dieser 

Hinweis ist also nıcht auf „Zigeuner“ beschränkt. Wenn je- 

doch neben dem neuen personengebundenen Hınweis 

„HWAO“ auch der Hinweis „LAST“ für Stadt- und Landstrei- 

cher beibehalten bleibt, ist dies aus datenschutzrechtlicher 

Sicht problematisch. Findet sich nämlich bei einem Betrof- 

fenen der Hinweis „HWAO“, jedoch nicht der Hinweis 

„LAST“, so liegt die Vermutung nahe, daß es sich bei der 

betroffenen Person um einen „Zigeuner“ handelt. Meines 

Erachtens könnte diesem Risiko dadurch begegnet wer- 

den, daß der Hınweis „LAST“ entfällt und nur der Hinweis 

„HWAO* beibehalten wird. Dieser Hinweis könnte sodann 

bei allen Personen, die häufig ihren Aufenthaltsort wechseln 

oder aus welchen Grunden auch immer keinen festen 

Wohnsitz haben, Anwendung finden. Ein ethnischer Bezug 

wäre nicht mehr zu erkennen. 

4.3.8. Verkehrsordnungswidrigkeiten 

Mit dem Verfahren zu Verkehrsordnungswidrigkeiten hatte 

ıch mich unter verschiedenen Gesichtspunkten zu befas- 

sen. 

43.8.1. Umfang der Datenerhebung 

Der Umfang der Datenerhebung im Anhorungsverfahren 

wegen Verkehrsordnungswidrigkeiten war bislang nicht auf 

das erforderliche Maß beschränkt. Ebenfalls fehlte auf den 

Formblättern der nach Art. 16 Abs. 2 BayDSG erforderliche 

Hınweis, welche Angaben freiwillig sind. Das Bayer. Staats- 

ministerium des Innern hat mir nun schriftlich mitgeteilt, daß 

der Umfang der Datenerhebung im Bußgeldverfahren we- 

gen Verkehrsordnungswidrigkeiten künftig eingeschränkt 

wird. So wird auf die Merkmale „Familienstand, Beruf und 

Staatsangehörigkeit* verzichtet. Freiwillige Angaben des 

Betroffenen werden als solche in den Formularen eindeutig 

erkennbar sein. 

4.3.8.2. Dauer der Speicherung 

Zur Dauer der bei Ahndung bußgeldbewehrter Straßenver- 

kehrsverstöße gespeicherten Daten durch das Polizeipräsi- 

dium München habe ich folgendes festgestellt: 

Grundsätzlich speichert das Polizeipräsidium München die 

Daten von Verkehrsverstößen über einen Zeitraum von 4 

Monaten. Diese Verfahrensweise stützt die Polizei zum
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einen darauf, daß nıcht vorhergesehen werden kann, in wel- 

chen Verfahren nachträglichen Einwendungen zu begegnen 

ist, und zum anderen auf zwingende organisatorische, kas- 

sentechnische und statistische Grunde. Nach Ablauf dieser 

Frist werden dıe Daten gelöscht. Aus Datenschutzgründen 

habe ıch gegen diese Verfahrensweise keine Bedenken er- 

hoben. 

4.3.8.3. Angabe der Namen auf Überweisungsträgern 

So hatte ein Bürger gerügt, daß die Zentrale Bußgeldstelle 

auf den Überweisungsträgern den Namen des Betroffenen 

eintrage, wodurch dem angewiesenen Geldinstitut die Tat- 

sache eines Bußgeldverfahrens bekannt würde. Auf meine 

entsprechende Anfrage hın hat die Zentrale Bußgeldstelle 

mitgeteilt, daß sie keıne Möglichkeit sehe, das betreffende 

Bußgeldverfahren auf den Überweisungsträgern durch nicht 

personenbezogene Daten zu kennzeichnen, wie ich dies 

zunächst angeregt hatte. Der Name des Betroffenen auf 

dem Überweisungsträger seı unverzichtbar. Etwa 50% der 

Bußgeldbescheide würden nicht maschinell erstellt. In all 

diesen Fällen müßte der Zahlschein von Hand dem jeweili- 

gen Vorgang zugeordnet werden. Fehler bei der Zuordnung 

seien bisher selten, da die Sortierkräfte sich nach dem Na- 

men orientieren könnten. Außerdem sei die Angabe des Na- 

mens auf dem Überweisungsträger für die Vornahme von 

Umbuchungen wegen Überzahlungen oder Doppelzahlun- 

gen sowie für Ruckzahlungen notwendig. Auch bei Stornie- 

rungen der Geldinstitute sei ohne Angabe des Namens eine 

erneute Sollstellung des richtigen Betroffenen nicht mög- 

Ich Ebensowenig könne auf das Aktenzeichen bei den 

Überweisungsträgern verzichtet werden, da sonst einlau- 

fende Zahlungen des Betroffenen nicht zugeordnet und 

verbucht werden könnten. 

Bei meiner Überprüfung des Sachverhalts hatte ich im übrı- 

gen auch festgestellt, daß ein Verzicht auf die Angabe von 

Aktenzeichen und Namen des Betroffenen auf den Über- 
weısungsträgern auch nicht zwangsläufig dazu führen wür- 

de, daß dem angewiesenen Geldınstitut die Tatsache eines 

Bußgeldverfahrens nicht mehr bekannt würde. Da dıe Über- 

weisungen zwangsläufig immer an den Empfänger „Zentrale 

Bußgeldstelle* gehen und diese Stelle nur Zahlungen von 

Bußgeldern und Kosten des Bußgeldverfahrens entgegen- 

nımmt, ist ohnehin jedem Mitarbeiter eines Geldinstitutes 
allein durch die Angabe des Empfängers der Grund für die 

Überweisung offenkundig. Deshalb hatte ich auch meine 

zunächst geäußerten Bedenken gegen die Angabe von Ak- 

tenzeichen und Namen auf den vorgedruckten Überwei- 

sungsträgern zurückgestellt. Will ein Betroffener vermei- 

den, daß sein Bankinstitut von der Tatsache eines Bußgeld- 

verfahrens Kenntnis erlangt, muß er entweder die Zahlun- 

gen bar bei der Zentralen Bußgeldstelle leisten oder sich 
einer Postüberweisung bedienen. 

4.3.9. Datenmißbrauch durch Polizeibeamte 

Nachweislich sind mir im Berichtszeitraum nur zwei Fälle 
bekannt geworden, in denen Polizeibeamte unter Ausnüt- 
zung ihrer Dienststellung. für private Zwecke Daten abgeru- 
fen und weitergegeben haben. Soweit Bürger nur ganz all- 
gemein gehaltene Verdachtsmomente ohne wirklich kon- 
krete Hinweise mitteilen oder anonym Polizeibeamte des 
Datenmißbrauchs beschuldigen, kann ich diesen Hinweisen 
in der Regel nicht nachgehen. Wenn auch die im folgenden   

dargelegten Fälle nicht zu verallgemeinern sind, belegen sie 

doch, daß es echte Mißbrauchsfälle im Polizeibereich gıbt. 

Solche Fälle werden sich wohl auch nie ganz vermeiden las- 

sen. Auch ist zu berücksichtigen, daß mit zunehmender Au- 

tomatisıerung der Polizeidaten und mit dem Anschluß der 

Polizei an Datenbestände anderer Behörden der dem ein- 

zelnen Polizeibeamten durch Direktabfragen zu Verfügung 

stehende Datenbestand erheblich gewachsen ist. Ob dies 

den Anreiz zu mißbrauchlichem Datenabruf fördert, kann 

ich nicht abschließend beurteilen, jedenfalls kann im Miß- 

brauchsfalle der Schaden für den betroffenen Bürger we- 

sentlich größer werden. Die Dienststellen der Polizei wer- 

den sich daher zunehmend mit der Frage nach ausreichen- 

den Datensicherungsmaßnahmen auseinandersetzen müs- 

sen. Dieses Problem kann aber auch nicht völlig außer acht 

bleiben bei den Entscheidungen, ob weitere Datenbestände 

der Polizei automatisiert oder der Polizeı im Wege des Di- 

rektabrufs zugänglich gemacht werden sollen. 

Nun zu den beiden Fällen: 

Wohl um seine frühere Freundin zurückzugewinnen, teilte 

ihr ein Polizeibeamter nach Einsichtnahme in die entspre- 

chenden kriminalpolizeilichen Unterlagen mit, daß gegen ih- 

ren derzeitigen Verlobten polizeiliche Erkenntnisse vorlie- 

gen 

Sowohl diese Einsichtnahme in die entsprechenden polizei- 

lichen Unterlagen wie die nachfolgende Datenweitergabe 

waren unzulässig. Sie stellen auch einen groben Verstoß 

gegen die KpS-Richtlinien dar. Eine Weitergabe solcher Da- 

ten an Privatpersonen ist ausdrücklich nıcht gestattet. Der 

Inhalt der kriminalpolizeilichen Sammlungen ist vertraulich 

und grundsätzlich nur für der Dienstgebrauch innerhalb der 

Polizei bestimmt. 

Der zweite Fall ist zwar in den Medien bereits ausführlich 

wiedergegeben worden, gleichwohl möchte ich ihn wegen 

seiner exemplarischen Bedeutung kurz ansprechen. 

Ein Polizeidirektor, Chef einer bayerischen Polizeidirektion, 
hatte in den letzten Dezembertagen 1983 privat in seiner Eı- 
genschaft als Mitglied des Bezirksschiedsgerichts einer 
politischen Parteı über ein Datensichtgerät der Polizeidirek- 
tion beim Einwohnermeldeamt die Ab- und Anmeldedaten 

eines Einwohners feststellen lassen und die hierdurch ge- 
wonnenen Erkenntnisse sowohl an den Vorsitzenden des 
Parteischiedsgerichts als auch an den Bezirksvorsitzenden 
der Partei weitergegeben. Das Besondere an diesem Fall 

lag darin, daß der Polizeidirektor den seinerzeitigen Presse- 

verlautbarungen zufolge Pressevertretern gegenüber die 

genannten Tatsachen bestätigt und dies als rechtmäßigen 
Vorgang, der üblich sei, bezeichnet haben soll. Er wurde 
wörtlich wıe folgt zitiert: „Ich habe kein Unrechtsbe- 
wußtsein, denn ich habe ja nichts anderes getan, als mein 

dienstliches Wissen für meine Tätigkeit als juristischer Bei- 

sitzer im (Partei)-Schiedsgericht zu nutzen.“ 

Der durch diese öffentliche Einlassung entstandene Ein- 

druck, die Polizei würde dienstliche Kenntnisse über Daten 

von Bürgern nicht ausschließlich für dienstliche Zwecke 

verwenden, hat mich veranlaßt, umgehend meinerseits öf- 

fentlich eine vorläufige Stellungnahme abzugeben. Dabei 

habe ich auch meine Besorgnis zum Ausdruck gebracht, 

daß der Vorfall bei der Bevölkerung Beunruhigung über den 
bekanntgewordenen Umgang mit Daten auslösen kann 

Nachdem der Polizeidırektor auch in seiner dem Staatsmini- 

sterium des Innern gegenüber abgegebenen Stellungnah-
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me den bekanntgewordenen Sachverhalt bestätigt hatte, 

habe ich durch einen Vertreter meiner Dienststelle auch an 
Ort und Stelle Ermittlungen durchgeführt. Datenschutz- 

rechtlich ist dieser Sachverhalt wie folgt zu bewerten: 

Der Abruf von Daten aus dem Melderegister über ein Poli- 
zeıterminal ist rechtlich als Übermittlung dieser Daten von 

der Meldebehörde an die Polizei zu bewerten. Eine solche 
Übermittlung ist nach Art. 31 Abs. 1 Meldegesetz nur zuläs- 

sig, wenn dıes zur rechtmäßigen Erfüllung der in der Zu- 

ständigkeit der Meldebehörde oder in der Zuständigkeit der 
Polizeibehörde liegenden Aufgaben erforderlich ist. Beides 

war offensichtlich nicht der Fall. Der Abruf für nicht dienstli- 

che, und damit private Zwecke, wıe er hier vorlag, war unzu- 

lässig. Nach Art. 31 Abs. 6 MeldeG darf der Datenempfän- 

ger die ihm übermittelten (abgerufenen) Daten nur für den 
Zweck verwenden, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt 

worden sind. Dabei kommen selbstverständlich nur solche 

Zwecke ın Betracht, die im Rahmen der rechtmäßigen Auf- 

gabenerfüllung der Polizei liegen. Eine Unterrichtung Dritter 
über Meldedaten aus nichtdienstlichen Gründen ist selbst- 

verständlich kein Zweck im Sinne dieser Vorschrift. Erst 
recht schließt Art. 31 Abs. 6 Meldegesetz eine Weitergabe 

von Melderegisterdaten von vornherein aus, die die Polizei 
nicht zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung erlangt hat. Die 

Weitergabe der unzulässig abgerufenen Daten war daher 

ebenfalls unzulässig. 

Den Datenabruf und die Datenweitergabe durch den Poli- 

zeidirektor habe ich gemäß Art.30 Abs. 1 BayDSG bean- 
standet. Im übrigen habe ich die Angelegenheit zum Antaß 
genommen, über den konkreten Vorfall hinaus den allge- 

meinen Umgang mit Meldedaten bei der betreffenden Polı- 
zeidirektion in meine Ermittlungen einzubeziehen. Die in der 

Folgezeit vorgenommenen Überprüfungen und die in Ab- 

sprache mit dem zuständigen Präsidium getroffenen weite- 
ren Kontrollmaßnahmen haben keinen Anlaß zu weiteren 

Beanstandungen gegeben. Schließlich habe ich auch noch 
beim betroffenen Einwohnermeldeamt dıe Bereitstellung 
von Daten aus dem Melderegister ganz generell geprüft. 
Auch insoweit hat sich kein Anlaß zu Beanstandungen er- 
geben. 

4.3.10. Grenzkontrolle 

Die ım Rahmen der Grenzkontrolle durchgeführten Über- 

prüfungen haben wiederum eine Reihe von Bürgern veran- 

laßt, sich wegen der befürchteten Speicherung ihrer Daten 
an mich zu wenden. In allen Fällen, denen ich nachgegan- 
gen war, haben sich die Befürchtungen der Bürger als un- 
begründet erwiesen. Weder werden im Rahmen der Grenz- 
kontrolle die Personalpapiere abgelichtet — das von der 

Grenzpolizei verwendete Kontrollgerät wird manchmal mit 
Kopierautomaten verwechselt - noch werden die auf ande- 

re Weise notierten Daten über den Kontrollzweck hinaus 
gespeichert. So führen z.B. die Beamten der Bayer. Grenz- 
polizei die Kontrolle in Reisezügen des grenzüberschreiten- 
den Verkehrs stichprobenweise in der Weise durch, daß die 
Personalien einer bestimmten Anzahl von Personen notiert 

und mit dem Fahndungsbuch verglichen werden. Bei nega- 
tivem Vergleich werden die Notizen unverzüglich noch im 
Dienstraum der Grenzpolizei am jeweiligen Bahnhof ord- 
nungsgemäß vernichtet. Diese Kontrolltätigkeit entspricht 
im übrigen der gesetzlichen Aufgabe der Grenzpolizei nach 

Art. 5 Abs. 1 Polizeiorganisationsgesetz.   

4.3.11. Nachrichtendienste 

Aus der Sicht des Bayerischen Landesbeauftragten für den 

Datenschutz sind unter dem Stichwort Nachrichtendienste 

zwei Bereiche zu berücksichtigen’ Zum einen zählt hierzu 
die Datenverarbeitung des Bayerischen Landesamtes für 
Verfassungschutz und zum anderen sind die Datenüber- 

mittlungen bayerischer Behörden an andere Verfassungs- 

schutzbehörden, den Bundesnachrichtendienst und den 

MAD zu bewerten. Wie ich schon in früheren Tätıgkeitsbe- 

richten deutlich gemacht habe, ist es mır aus der Natur der 

Sache heraus versagt, Einzelheiten aus meiner Tätigkeit im 
Verfassungsschutzbereich zu berichten. Ich werde mich 

daher auch diesmal darauf beschränken, einige grobe Li- 

nien zu zeichnen. 

4.3.11.1. Prüftätigkeit beim Bayerischen Landesamt für 

Verfassungsschutz 

Neben einer Reihe von Prüfungen in Einzelfällen habe ich 

das Landesamt für Verfassungsschutz wiederum zu einer 

generellen Prüfung aufgesucht. Neben einer Querschnitts- 
prüfung habe ich mich noch mit speziellen, im Berichtszeit- 

raum angefallenen aktuellen Fragen befaßt. 

Ein Grund zu einer Beanstandung hat sich aus dieser stich- 

probenartigen Überprüfung nicht ergeben. Im einzelnen 

wurde aber beispieisweise festgestellt, daß gerade die erst- 
maligen Eintragungen in Akten oder auf Karteikarten Tatsa- 

chen enthalten, aus denen sich ein Bezug zur gesetzlichen 

Tätigkeit des Landesamts für Verfassungschutz nicht ein- 

deutig hat entnehmen lassen. Zwar konnte in allen diesen 

Fällen nach Rücksprache mıt den jeweils zuständigen Sach- 

bearbeitern festgestellt werden, daß im Zusammenhang mit 

den eingetragenen Tatsachen Erkenntnisse gewonnen wor- 
den waren, welche für die Tätigkeit des Landesamts für Ver- 
fassungsschutz relevant waren, doch ließen sich diese nur 

aus anderen Akten entnehmen. Um hier Fehibeurteilungen 

zu vermeiden, habe ich angeregt, daß zumindest stichwort- 
artıg der Bezug zur erforderlichen gesetzlichen Aufgabe- 
nerfüllung des Landesamtes für Verfassungsschutz deut- 
lich wird 

Zur Problematik des Datenverkehrs des Landesamtes für 
Verfassungsschutz mit der Polizei, die ich im letzten Tätıg- 
keitsbericht bereits angesprochen habe, steht eine Lösung 

der aufgeworfenen Fragen noch aus. Die bereits vor einem 
Jahr geäußerten Bedenken bestehen nach wie vor. Ergän- 

zend seı hierzu noch bemerkt, daß es bedenklich erscheint, 

wenn auf einem an die Polizei übersandten Fragebogen 
Hinweise angebracht werden, die eine Bewertung des Lan- 
desamtes für Verfassungsschutz enthalten, aber für die Po- 

lizei zu deren Aufgabenerfüllung nicht erforderlich sind. Zu 

Datenübermittlungen der Polizei an Verfassungsschutzbe- 
hörden siehe auch nachfolgend Nr. 4.3.11.2. 

Wie ich bereits bei früheren Prüfungen festgestellt habe, 
wird bei Personen, zu denen beim Landesamt für Verfas- 

sungsschutz Akten geführt werden, teilweise auch die Tat- 
sache der Teilnahme an Veranstaltungen vermerkt, die von 
staatstragenden Organisationen durchgeführt werden. Das 
Bundesverfassungsgericht (E 65, 1/43) stellt folgendes 

fest: „Wer damit rechnet, daß etwa die Teilnahme an einer 

Versammlung oder einer Bürgerinitiative behördlich regi- 
striert wird und daß ihm dadurch Risiken entstehen können, 

wird möglicherweise auf eine Ausübung seiner entspre- 
chenden Grundrechte (Art. 8, 9 GG) verzichten. Dies würde 

nicht nur die individuellen Entfaltungschancen des Einzel-
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nen beeinträchtigen, sondern auch das Gemeinwohl, weil 

Selbstbestimmung eine elementare Funktionsbedingung 

eines auf Handlungs- und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bür- 

ger begründeten freiheitlichen demokratischen Gemeinwe- 

sens ist.“ Gegen eın Speichern der Tatsache einer solchen 

Veranstaitungsteilnahme bestehen nur dann keine nachhal- 

tigen Bedenken, wenn die betroffene Person hierbei im 

konkreten Einzelfall in einer für die Tätigkeit des Landes- 

amts für Verfassungsschutz relevanten Weise auftritt. Dies 

gilt auch bei solchen Personen, zu denen berechtigt aus 

anderen Gründen Akten geführt werden. Im übrigen wırd in 

diesem Bereich dafür Sorge zu tragen sein, daß die Polizei- 

behörden künftig Meldungen unterlassen oder zumindest 

wesentlich einschränken, die nur die Ausübung staatsbür- 

gerlicher Rechte betreffen und im Einzelfall keinen Bezug 

zum Aufgabenbereich des Landesamtes für Verfassungs- 

schutz haben. 

Soweit das Landesamt für Verfassungsschutz den Vorstel- 

lungen des Landesbeauftragten für den Datenschutz nicht 

gefolgt ist, ist allerdings auch zu berücksichtigen, daß zu- 

mindest ın Grenzfällen bei der Bewertung der Erforderlich- 

keit einer bestimmten Datenverarbeitung der Auffassung 

der zuständigen Fachbehörde ein Vorrang einzuräumen ist. 

4.3.11.2. Datenübermittlung der Polizei an Nachrichten- 

dienste 

Einzelne Datenübermittlungen von der Polizei an Nachrich- 

tendienste, die mir bekannt geworden sind, geben Anlaß zu 

der Vermutung, daß Polizeibehörden auf entsprechende 

Anfragen der Verfassungsschutzbehörden teilweise unkri- 

tisch sämtliche ihnen bekannten informationen weiterge- 

ben, obwohl teilweise eindeutig erkennbar ist, daß diese In- 

formationen für die Tätigkeit der Nachrichtendienste ohne 

Belang sind. Zwei der Fälle gebe ich nachfolgend wıeder: 

- Eine bayerische Polizeibehörde gab dem BND die 

schriftliche Auskunft, daß der Betroffene nach den vorlıe- 

genden Unterlagen acht Jahre zuvor durch eine Landes- 

polizeistation wegen Verdachts des Automatenauf- 

bruchs erkennungsdienstlich behandelt worden war. Der 

Betroffene war zur Tatzeit Jugendlicher. Der Ausgang 

des Verfahrens, oder ob überhaupt ein Verfahren einge- 

leitet worden war, war der Polizeibehörde nicht bekannt 

und konnte deshalb auch nicht mitgeteilt werden. Bei der 

Polizeistation waren über den Betroffenen ebenfalls kei- 

ne Unterlagen mehr vorhanden. 

_ Eine andere bayerische Polizeibehörde eröffnete dem 

BND die Tatsache, daß über einen Jugendlichen eine Ak- 

tenvormerkung wegen gemeinsam begangenen Fahrrad- 

diebstahls bestehe. Hinweise auf den Ausgang des Ver- 

tahrens lagen ebenfalls nicht vor. 

Ich habe in diesen Fällen dem Bayerischen Staatsministe- 

rium des Innern als der obersten Dienstbehörde mitgeteilt, 

daß gegen die Zulässigkeit und Erforderlichkeit der erteilten 

Auskünfte Bedenken bestehen. Diese Vorgänge geben 

nämlich über den konkreten Einzelfall hinaus Anlaß, die Art 

der Auskunftstätigkeit bayerischer Polizeinehörden gegen- 

über Bundesdiensten allgemein zu überdenken. Nicht jede 

den Polizeibehörden vorliegende Erkenntnis über eine be- 

stimmte Person ist für diese Nachrichtendienste im Rah- 

men ihrer Aufgabenerfüllung erforderlich. Hingegen kann 

die Übermittlung solcher Daten an Nachrichtendienste sehr 

wohl geeignet sein, schutzwürdige Belange der Betroffenen 

zu beeinträchtigen. Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist es   

daher bedenklich, wenn bayerische Polizeibehörden Nach- 

richtendienste des Bundes so geringfügige Erkenntnisse 

übermitteln, ohne daß irgendeine nachrichtendienstliche 

oder sonst im Rahmen der Aufgabenerfüllung dieser Behör- 

den liegende Relevanz ersichtlich wäre. Dies gilt nsbeson- 

dere für lang zurückliegende „Jugendverfehlungen*, zumal, 

wenn deren strafrechtlicher Ausgang unbekannt ist, oder 

sie möglicherweise nicht einmal zu einem förmlıchen Ermitt- 

Iungsverfahren geführt haben. 

Neben dieser mehr ım Tatsächlichen liegenden Problematik 

befasse ich mich auch mit der Lösung der Rechtsfragen, 

die bei Datenübermittlungen an den Bundesnachrichten- 

dienst und den MAD im Hinblick auf das in Art. 17 Abs. 1 

BayDSG ausdrücklich genannte und seit Ablauf der Über- 

gangsbestimmung des Art. 37 Abs.3 BayDSG zwingend 

vorgeschriebene Erfordernis auftreten, daß die Aufgaben 

durch „Rechtsnorm* zugewiesen sein müssen. Wie der Öf- 

fentlichkeit bekannt ist, bestehen für die genannten Dienste 

keine abschließenden und umfassenden gesetzlichen Auf- 

gabenzuweisungen. Dieses Problem stellt sich jedoch nicht 

nur aufgrund der besonderen Regelungen im Bayerischen 

Datenschutzgesetz. Spätestens durch die Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszählungsgesetz 

1983 ıst deutlich geworden, daß die Datenübermittlung an 

Nachrichtendienste schlechthin wegen ıhres Eingriffscha- 

rakters einer gesetzlichen Befugnis bedarf. Um die Nach- 

richtendienste nicht von den für sie dringend erforderlichen 

Informationsflüssen abzuschneiden, scheint mir eine Klä- 

rung dieser Fragen vordringlich. Ich werde mich für eine 

sachgerechte Lösung einsetzen, die auch die schutzwürdi- 

gen Belange der betroffenen Bürger ausreichend berück- 

sichtigt. 

4.3 11.3. Amtshilfe zwischen der Grenzpolizei und den 

Nachrichtendiensten 

Zur Regelung der Amtshilfe des Bundesgrenzschutzes für 

die Verfassungsschutzbehörden und den Bundesnachrich- 

tendienst ıst der Entwurf einer neuen Dienstanweisung er- 

arbeitet worden. Sie soll die bisherigen Weisungen des 

Bundesinnenministeriums ersetzen. Für die Zusammenar- 

beit der Bayerischen Grenzpolizei mit diesen Behörden ist 

die zuletzt fur den Bundesgrenzschutz geltende Regelung 

nicht übernommen worden; hierüber hatte ich im 3. Tätig- 

keitsbericht auf Seite 24 berichtet. Wenngleich auch der 

nun vorliegende Entwurf der neuen Dienstanweisung für die 

Amtshilfe des Bundesgrenzschutzes selbst bei deren In- 

krafttreten für die Bayerische Grenzpolizei nicht unmittelbar 

gelten würde, hätte ich auch gegen eine Übernahme dieser 

Regelung für die Bayerische Grenzpolizei grundiegende 

Bedenken. Wie ich dies schon an anderer Stelle ausgeführt 

habe, erscheint mir insbesondere Im Hinblick auf die Ent- 

scheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszäh- 

lungsgesetz 1983 die Schaffung einer eindeutigen gesetzli- 

chen Regelung bzw. deren Verbesserung für die im Rah- 

men der Durchführung der Amtshilfeersuchen der Verfas- 

sungsschutzbehörden und des Bundesnachrichtendienstes 

notwendige Datenübermittlung geboten. Der Gesetzgeber 

ist gefordert, die derzeitige Unsicherheit über den zulässi- 

gen Umfang der im Rahmen der Amtshilfe zu übermitteln- 

den Daten durch eindeutige Regelungen zu beseitigen. Es 

kann nicht dem einzelnen Grenzpolizeibeamten überlassen 

bleiben, in welchem Umfang er auf entsprechende Ersu- 

chen personenbezogene Daten an Nachrichtendienste
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übermittelt und wie er hierbei den Persönlichkeitschutz der 

Betroffenen berücksichtigt. 

4.4. Fälschungssicherer, maschinenlesbarer Personal- 

ausweis 

Im Berichtsjahr hatten sich die Datenschutzbeauftragten 
der Länder und des Bundes und die Datenschutzkommis- 
sion Rheinland-Pfalz mehrfach mit den Überlegungen zur 

Einführung des neuen Personalausweises auseinanderzu- 

setzen. Unter anderem haben sie am 13.9.1983 über einen 
internen Musterentwurf eines Landesausführungsgesetzes 

zum Bundespersonalausweisgesetz beraten. Da dieses zu- 

nächst nicht weiterverfolgt wurde, vielmehr als Folge des 

Volkszählungsurteils mit einer Änderung des Bundesperso- 

nalausweisgesetzes zu rechnen ist, gehe ich auf Einzelhei- 
ten der Diskussion zu dem Vorentwurf für ein das Bundes- 

gesetz ausführendes Landesgesetz nicht weiter ein. Der 

Bundesbeauftragte für den Datenschutz war vom Innenaus- 

schuß des Deutschen Bundestags Anfang 1984 um eine 

Stellungnahme zu den Auswirkungen des Volkszählungsur- 
teils, u.a. auch hinsichtlich des Personalausweisgesetzes, 

gebeten worden. Er hat seine Stellungnahme im April 1984 

vorgelegt. Die Reaktion des Bundesgesetzgebers bleibt 

nun abzuwarten. 

Zur Einführung des maschinenlesbaren Personalausweises 

sei allgemein darauf hingewiesen, daß es nicht Aufgabe des 

Datenschutzbeauftragten ist, über die Erforderlichkeit eines 

maschinenlesbaren Personalausweises zu entscheiden, 

sondern vielmehr auf Gefahren hinzuweisen, die sich u.U. 

künftig als Folge seiner Einführung ergeben könnten. Die 
Einführung eines fälschungssicheren Personalausweises 

berührt dagegen - unabhängig von möglichen Folgen der 

maschinellen Nutzung des Ausweises - den Datenschutz 

nicht. 

Überlegungen zu möglicherweise problematischen Folgen 

der Einführung und maschinellen Nutzung eines (maschı- 

nenlesbaren) Ausweises ergeben sich in folgenden Punk- 

ten: 

a) Die bisherige manuelle Ausweiskontrolle erscheint für 

den Betroffenen überschaubarer. Solange der Ausweis 
nicht auf ein Sıchtgerät gelegt oder in den Dienstraum 
der Polizei mitgenommen wird, findet kein unbemerkter 

Datenabgleich oder evtl. eine Datenspeicherung statt. 

Demgegenüber sind die Abgleichs- oder Speicherungs- 
maßnahmen, die sich an ein maschinelles Lesen des 

neuen Ausweises anknüpfen können, für den Kontrollier- 

ten nicht erkennbar. Damit Burger und Polizei wissen, 
welche Maßnahmen zulässig sind, und um diesbezügli- 

che Unklarheiten auszuräumen, bedarf es möglichst prä- 

ziser Vorschriften über die Nutzung des Ausweises. 

Abfragen in polizeilichen Informationssystemen könnten 

bewirken, daß personenbezogene Daten, die bei der An- 

frage verwendet werden, protokolliert würden. 

Die Datenschutzbeauftragten haben daher gefordert, 
daß Anfragen in Informationssystemen der Sicherheits- 
behörden, die aus Anlaß von Personenkontrollen vorge- 
nommen werden, grundsätzlich nicht personenbezogen 
protokolliert werden. Einem gesetzlich normierten Pro- 

tokollierungsverbot käme deshalb im Sinne des verfas- 
sungsrechtlich gebotenen vorbeugenden Rechtsschut- 

zes eine ganz erhebliche Bedeutung zu. Es erscheint 
mir auch in besonderem Maße geeignet, die Befürchtun-   

gen und Verunsicherungen weiter Teile der staatstreuen 
Bevölkerung zu zerstreuen. Polizeiliche Belange dürften 
einem solchen Verbot nicht entgegenstehen, da es oh- 

nehin nur die bestehende und beabsichtigte Praxis fest- 
schreiben würde. Sollten gegen ein uneingeschränktes 

Protokollierungsverbot gleichwohl Bedenken bestehen, 

etwa weil aus polizeilicher Sicht die Möglichkeit zu per- 

sonenbezogener Protokollierung für bestimmte Berei- 
che offengehalten werden müßte, könnte diesem Um- 

stand durch eine eng umgrenzte Ausnahmeregelung 

zum Schutz hochwertiger Rechtsgüter Rechnung getra- 

gen werden. Der Datenschutzbeauftragte sollte dabei 

über Ausnahmen unterrichtet werden. 

Dateien, die Daten des Ausweises bzw. seiner für 

maschinelles Lesen vorgesehene Lesezeile enthalten, 
wären wesentlich eindeutiger miteinander verknüpfbar, 
als dies bisher ohne solche Identifikationsdaten möglich 
war. Die maschinell esbare Lesezeile könnte daher die 
Nutzung des Ausweises als möglicherweise immer wei- 
tergehend nutzbares einheitliches Daten-Verknüpfungs- 

instrument fördern. Dem mit Verknüpfungen unter Um- 
ständen verbundenen Risiko von Einschrankungen des 
ınformationellen Selbstbestimmungsrechts sollten von 

vorneherein Regelungen im Personalausweisgesetz 

Rechnung tragen. Die ausführliche Diskussion der Risi- 
ken hat zu diesem Punkt aber die Notwendigkeit weite- 

rer Verbesserungen erkennbar werden lassen. Diese be- 

treffen vor allem eine noch genauere Festlegung der zu- 
lässigen Nutzung der Ausweisdaten, insbesondere auch 

der Seriennummer des Ausweises, im Personalausweis- 

gesetz des Bundes. 

Eine etwaige Vervielfachung der Personenkontrollen 
nicht nur an der Grenze, die als Folge der Maschinenles- 
barkeit des Ausweises denkbar wäre, müßte, falls sie 

vom Gesetzgeber gewollt ist, im Gesetz selbst unter Be- 

achtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ange- 
ordnet sein. Eine Vervielfachung der Kontrollen könnte 
in mehrerlei Hinsicht auf den Betroffenen wirken: 

- Sie würde objektiv bewirken, daß wesentlich mehr 
Personen kurzzeitig als Verdächtige gelten. Davon 
Betroffene empfinden dies nach meiner Erfahrung je- 
doch subjektiv unterschiedlich: Teils würde dies als 
eine hinnehmbare Maßnahme, allenfalls eine Belästi- 
gung empfunden, teils allerdings als eine belastende 

Verstärkung staatlicher Datenerhebung. Das Bundes- 
verfassungsgericht hatte die hieraus entstehende Be- 

lastung als Eingriff gewertet, der der verfassungsmä- 
Bigen, insbesondere verhältnismäßigen gesetzlichen 
Grundlage bedarf (E 59/95/98). 

- Sie würde ebenso das Risiko erhöhen, infolge fehler- 
hafter Daten in den abgefragten Polizeidateien irrtüm- 
lich festgenommen zu werden (kürzlich ging beim 
Landesbeauftragten eine entsprechende Beschwerde 
eines zu Unrecht Festgenommenen ein). 

- Sie würde durch vervielfachte Kontrolle die in den 

letzten Jahrzehnten jedenfalls zwischen den westeu- 
ropäischen Ländern und der Bundesrepublik gewach- 
sene, weitgehend unkontrollierte Freizügigkeit beein- 

trächtigen. 

Ich halte nicht für sicher, daß die den Sicherheitsbehör- 
den derzeit eingeräumte Befugnis zur Grenzkontrolle 
von Ausweispapieren ganz allgemein eine wesentliche
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b 

c) 

Erhöhung der Kontrolldichte rechtfertigen würde, sofern 

nicht die Sicherheitslage aus besonderem Anlaß vor- 

übergehend eine erhöhte Kontrolldichte geboten und er- 

forderlich erscheinen läßt. Dies gilt jedenfalls, wenn und 

soweit diese Erhöhung nur durch die Maschineniesbar- 

keit des Ausweises, also die technische Möglichkeit zur 

Beschleunigung der Ausweiskontrolle, ausgelöst würde. 

Eine Vervielfachung der Kontrollen müßte daher, soweit 

sie durch überwiegendes Interesse der Allgemeinheit zu 

rechtfertigen wäre, vom Gesetzgeber selbst vorgesehen 

werden, was im Personalausweisgesetz des Bundes bis- 

her unterblieben ist. Erkennbar war in diesem Gesetz 

dagegen das Bestreben, den Personalausweis fäl- 

schungssicher zu gestalten. 

Datenerhebung mit Hilfe des Personalausweises durch 

Behörden ist (im Sinne der Ausführungen des Bundes- 

verfassungsgerichts in den Gründen des Volkszählungs- 

urteils) eine zwangsweise Erhebung personenbezoge- 

ner Daten. Sie setzt nach dem Urteil voraus, 

„daß der Gesetzgeber den Verwendungszweck 

bereichsspezifisch und präzise bestimmt und daß 

die Angaben für diesen Zweck geeignet und er- 

forderlich sind. Damit wäre die Sammlung nichtan- 

onymisierter Daten auf Vorrat zu unbestimmten 

oder noch nicht bestimmbaren Zwecken nicht zu 

vereinbaren. Auch werden sich alle Stellen, die zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben personenbezogene Da- 

ten sammeln, auf das zum Erreichen des angege- 

benen Zieles erforderliche Minimum beschränken 

mussen. Die Verwendung der Daten ist auf den 

gesetzlich bestimmten Zweck begrenzt. Schon 

angesichts der Gefahren der automatischen Da- 

tenverarbeitung ist ein - amtshilfefester - Schutz 

gegen Zweckentfremdung durch Weitergabe- und 

Verwertungsverbote erforderlich. Als weitere ver- 

fahrensrechtliche Schutzvorkehrungen sind Auf- 

klärungs-, Auskunfts- und Löschungspflichten we- 

sentlich“ (ll 2a). 

Es müssen aus dem Volkszählungsurteil des Bundesver- 

fassungsgerichts deshalb noch Konsequenzen für eine 

Prazisierung des Bundespersonalausweisgesetzes ge- 

zogen werden. 

Stellungnahme der Datenschutzbeauftragten und des 

Bayerischen Staatsministerium des Innern: 

Im Berichtsjahr hatten die Landesbeauftragten für den 

Datenschutz, der Bundesbeauftragte für den Daten- 

schutz und die Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz 

in der eingangs erwähnten Beratung zum Personalaus- 

weisgesetz zur Erforderlichkeit bereichspezifischer Da- 

tenschutzregelungen u.a. festgestellt: 

s... Durch die Maschinenlesbarkeit des Auswei- 

ses werden die nachfolgend aufgeführten daten- 

schutzrechtlichen Probleme verschärft, deren Lö- 

sung die Datenschutzbeauftragten von Bund und 

Ländern bereits früher gefordert haben, die aber 

durch die bisher erlassenen polizailichen Richtli- 

nien (insbesondere KpS- und Dateienrichtlinien 

sowie die Regelung über die Amtshilfe zwischen 

Bundesgrenzschutz und Nachrichtendiensten) 

noch nicht erreicht ist:   

2.1 
im Polizeirecht des Bundes und der Länder und 
im Strafverfahrensrecht sind gesetzliche Grundla- 

gen für die Informationsverarbeitung der Polizei, 

insbesondere für die polizeiliche Beobachtung 

und die Identitätsfeststellung zu schaffen. Ziel die- 

ser Regelung muß es auch seın, den Umfang der 

Personenkontrollen im Hinblick auf die Nutzung 

des maschinenlesbaren Ausweises zu begrenzen. 

2.2 
Zulässigkeit und Grenzen des Informationsaustau- 

sches zwischen Polizei und Nachrichtendiensten 
sind gesetzlich zu regeln. 

2.3 
Der Beschluß der Innenministerkonferenz vom 2. 

September 1977, der vorsieht, daß alle Personen, 

die der Polizei bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 

bekannt werden, durch Abfrage in der Personen- 

fahndungsdatei überprüft werden, muß aufgeho- 

ben werden. Die vorhandenen Rechtsgrundlagen 
lassen eine derart umfassende Überprüfung nicht 

zu. Das gleiche gılt für einen routinemäßigen Ab- 

gleich mit den Fahndungsdateien im Rahmen von 
Verkehrskontrollen. 

2.4 
Eine Rechtsgrundlage für den Anschluß der Län- 

derpolizeien an die zollrechtliche Überwachung ist 

nicht ersichtlich. Dieser Anschluß ist zu lösen 

3. Für die Praxıs der Polizeikontrollen, insbeson- 

dere unter Verwendung des maschinenlesbaren 

Personalausweises, sind Richtlinien zu erlassen, 

die den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit kon- 

kretisieren.“ 

Die Datenschutzbeauftragten wiesen auch darauf hin, 

daß sie bereits im November 1979 datenschutzrechtliche 

Anforderungen an die Einführung des fälschungssiche- 

ren maschinenlesbaren Personalausweises gestellt hat- 

ten. In das Bundespersonalausweisgesetz waren darauf- 

hin entscheidende datenschutzrechtliche Regelungen 

aufgenommen worden. Die Datenschutzbeauftragten 

betonten jedoch seinerzeit, daß ein maschinenlesbarer 

Personalausweis nur in Verbindung mit einem daten- 

schutzgerechten Meiderecht und bereichsspezifischen 

Datenschutzregelungen für den Sicherheitsbereich hin- 

nehmbar sei. Anknüpfend an diese Forderung nahm der 

Deutsche Bundestag bei der Verabschiedung des Per- 

sonalausweisgesetzes am 17.1.1980 den nachstehenden 

Entschließungsantrag an (vergl. Bundestagsdrucksache 

8/3498): 

„Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß 

angesichts der raschen Fortentwicklung der auto- 

matischen Datenverarbeitung und deren Einsatz 

ın der öffentlichen Verwaltung über die Verab- 

schiedung des Gesetzes zur Änderung des Ge- 

setzes über Personalausweise hinaus weitere 

Maßnahmen erforderlich sind, um einen ausrei- 

chenden Schutz der Persönlichkeitsrechte der 

Bürger gegen mißbräuchliche Verwendung ihrer 

persönlichen Daten zu gewährleisten. 

Die Bundesregierung wird deshalb ersucht, 

1. den Entwurf eines datenschutzgerechten Mel- 

derechtsrahmengesetzes einzubringen und
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a) 

2. die Arbeiten zur Entwicklung bereichsspezifi- 
scher Datenschutzregelungen für die Sicher- 

heitsbehörden nachdrücklich fortzusetzen.“ 

Dem ist inzwischen im Bereich des Melderechts durch 

den Erlaß des Melderechtsranmengesetzes und des 
Landesmeldegesetzes weitgehend Rechnung getragen 
worden. Hierauf hat auch das Bayer. Staatsministerium 

des Innern in seiner Stellungnahme zu den Äußerungen 
der Datenschutzbeauftragten hingewiesen und auf die 
weiteren bereichsspezifischen Regelungen im Sozialge- 
setzbuch und in den Richtlinien für dıe Führung kriminal- 
polizeilicher personenbezogener Sammlungen verwie- 

sen. Damit seien in einem Zeitraum von knapp 3 Jahren 

durch gesetzgeberische Maßnahmen ganz entscheiden- 
de Fortschritte mit dem Ziel „mehr Datenschutz im Si- 
cherheitsrecht“ getan worden. Das Staatsministerium 
des Innern sei bemüht, diese neuen gesetzlichen Grund- 
lagen nunmehr auch Schritt für Schritt in der praktischen 
Verwaltung umzusetzen. Das Ministerium hat besonders 

darauf aufmerksam gemacht, daß in Bayern eine auto- 
matische personenbezogene Protokollierung von IN- 
POL-Abfragen aufgrund von Personenkontrollen der 

Personalausweise nicht vorgenommen werde. Die Sorge 

der Datenschutzbeauftragten, daß durch die Protokollie- 

rung von INPOL-Abfragen bei Ausweiskontrollen an den 
Grenzen und Flughäfen neue Dateien oder gar „Bewe- 
gungsbilder“ entstehen könnten seien damit für Bayern 

gegenstandslos. 

Die unterschiedliche Ausgestaltung von $ 3 Abs. 5 Satz 
1 PAuswG (Verwendungsverbot des Personalausweises 
zur automatischen Einrichtung und Erschließung von 
Dateien im öffentlichen Bereich) einerseits und $4 

Satz2 PAuswG (Verwendungsverbot des Personalaus- 
weıses zur automatischen Erschließung von Dateien ım 
nichtöffentlichen Bereich} andererseits halte ich nach 

wie vor für nicht gerechtfertigt Es spricht schon man- 
ches dafür, daß diese unterschiedliche Regelung auf ein 
reines Redaktionsversehen zurückzuführen ist. Die vom 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages zunächst 
empfohlene Fassung der $$ 3 und 4 PAuswG (BT-Drs. 

8/3498) enthielt einheitlich für den öffentlichen und für 
den nichtöffentlichen Bereich Verwendungsverbote zur 
Erschließung von Dateien. In der Beschlußempfehlung 
des Innenausschusses wird insoweit zur Begründung 
ausgeführt, daß die für den privatrechtlichen Bereich 

normierten Verbote mit den Beschränkungen korre- 
spondierten, die der Gesetzgeber der öffentlichen Ver- 
waltung auferlegt hat, und daß der Schutz der Privat- 
sphäre des Bürgers sowohl im hoheitlichen wie im nich- 
töffentlichen Bereich gewährleistet sein muß. Ursprüng- 
lich war somit nach den Intentionen des Innenausschus- 
ses eindeutig hinsichtlich der Verwendungsverbote eine 
gleiche Regelung für den öffentlichen wie den nichtöf- 
fentlichen Bereich vorgesehen. 

In einem späteren Stadium hat der Gesetzgeber be- 
kanntlich die Anregung aufgegriffen, das Verwendungs- 

verbot für die „Erschließung“ auch auf die „Einrichtung“ 
von Dateien zu erstrecken. Aus den mir vorliegenden 
Materialien zur Entstehungsgeschichte ist jedoch nicht 
ersichtlich, daß er dabei die Ausdehnung auf den öffent- 
lichen Bereich ($ 3 Abs. 4 und 5 PAuswG) sowie einen 

Teil des nichtöffentlichen Bereichs ($ 4 Satz 2, 1. Alter-   

native) beschränken, den anderen Teil des nichtöffentli- 
chen Bereichs ($4 Satz 2, 2. Alternative) dagegen ab- 

sichtlich ausnehmen und so eine bewußte Differenzie- 

rung herbeiführen wollte. Unabhängig von der Frage 
einer versehentlichen oder bewußten Differenzierung se- 

he ıch für eine solche Differenzierung ın keinem Fall 
einen rechtfertigenden Grund. Sinn und Zweck der ein- 
schlägigen Regelungen ıst es, gesetzliche Vorkehrun- 

gen zu treffen gegen die mit einer automatischen Ver- 

wendung des Personalausweises verbundenen Risiken 
für die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen. Mir ist 

aber bisher kein überzeugendes Argument bekanntge- 

worden, warum diese Risiken bei der automatischen Ein- 
richtung im nichtöffentlichen Bereich geringer sein sol- 

len als beı der automatischen Einrichtung im offentlichen 

Bereich. 

4.5. Statistik 

4.5.1. Volkszählung 1983 

Im Vorgriff auf den Tätigkeitsbericht für das Jahr 1983 habe 
ich bereits im 5. Tätigkeitsbericht über meine Stellungnah- 
me zum Verfahren über den Erlaß einer Einstweiligen An- 

ordnung gegen das Volkszählungsgesetz berichtet. Der 

5. Tätigkeitsbericht enthält außerdem (als Anhang 1} den 

Beschluß der Datenschutzbeauftragten zur Volkszählung 

1983 vom 22.3.1983 (Seite 64 und 65). Zum Volkszählungs- 
urteil finden sich in diesem Tätigkeitsbericht Ausführungen 

an anderer Stelle (Nr. 2). 

Unabhängig davon ist zu berichten, daß ich, wie auch die 
anderen Datenschutzbeauftragten der Länder und des Bun- 

des, mit ungewöhnlich vielen Eingaben und Anfragen aus 

der Bevölkerung zur Volkszählung befaßt und dadurch mit 

einer zusätzlichen Arbeitsfülle belastet wurde, die zu einer 
teilweise erheblichen Verzögerung der Erledigung anderer 
Anfragen führen mußte. Auch an zahlreichen Diskussions- 

veranstaltungen über die Volkszählung nahmen Mitarbeiter 
meiner Geschäftsstelle teil. Eneausführliche Schıl- 
derung der Tätigkeit des Landesbeauftragten für den Da- 
tenschutz bzw. seiner Mitarbeiter im Zusammenhang mit 
der Volkszählung und eine Darstellung der schriftlichen und 

mündlichen Äußerungen im verfassungsgerichtlichen Ver- 

fahren erübrigt sich in diesem Bericht, da die damaligen 
Überlegungen durch das inzwischen ergangene Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts jedenfalls zum Teil überholt 

sind. 

Im Zusammenhang mit dem Verfahren vor dem Bundesver- 

fassungsgericht wurde gegen „den Datenschutz“ wieder- 
holt in der Öffentlichkeit der Vorwurf erhoben, er habe be- 
züglich des Volkszählungsgesetzes 1983 versagt und des- 
sen datenschutzrechtliche Problematik verkannt. 

Für Bayern darf ich dazu darauf hinweisen, daß bereits mein 
1. Tätigkeitkeitsbericht unter Nr. 4.2 Bedenken zum Volks- 
zählungsgesetz wiedergab, die sich im wesentlichen auf 
eine Regelung bezogen, die inzwischen das Bundesverfas- 
sungsgericht als verfassungswidrig festgestellt hat: Die 
Weitergabe personenbezogener Daten aus den Volkszäh- 

lungsfragebögen an Gemeinden und andere öffentliche 

Stellen. Ein Schreiben, das ich 1979 an den Vorsitzenden 
den Innenausschusses des Deutschen Bundestages ge- 

richtet hatte, wies auf die gleichen Bedenken hin. In ihm ist 
u.a. ausgeführt: „Die vom Volkszählungsgesetz vorgesehe- 

nen Möglichkeiten der Übermittlung von personenbezoge-
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nen Einzelangaben gehen meines Erachtens über den Rah- 

men dessen, was die Allgemeinheit unter Statistik bisher 

verstanden hat, hinaus. Der befragte Bürger wırd nicht da- 

mit rechnen, daß die für statistische Zwecke erhobenen Da- 

ten - wenn auch ohne Namen, also „schwach anonymi- 

siert“ - z. B. an Gemeinden oder sonstige Städte übermit- 

telt werden. Nach meinen Erfahrungen mit der Erhebung 

zum Mikrozensus werden datenschutzbewußte Bürger hier- 

an Anstoß nehmen. Eine Reaktion des Gesetzgebers hier- 

auf war seinerzeit nicht erkennbar. Bei der Erstellung der 

Fragebogen für die Volkszählung war der Landesbeauftrag- 

te nıcht eingeschaltet. 

Die Fragen, die aus der Sicht des Datenschutzes für die 

Volkszählung Bedeutung haben konnten, wurden mit dem 

Bayerischen Statistischen Landesamt und dem Bayeri- 

schen Staatsministerium des Innern wiederholt bespro- 

chen. In vielen Einzelfragen wurde dabei weitgehend Über- 

einstimmung erzielt. Auch ın anderen Bundesländern wur- 

den derartige Gespräche geführt. In der Konferenz der Da- 

tenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder am 

22.3.1983 wurden dıe erörterten Maßnahmen gemeinsam 

beraten und in einem Konferenzbeschluß in 15 Punkten 

festgehalten (siehe Anlage ım 5. Tätigkeitsbericht). Diese 

15 Punkte waren für Bayern bereits überwiegend mit dem 

Staatsministerium des Innern und dem Statistischen Lan- 

desamt in datenschutzgerechtem Sinne geklärt. 

Das Bundesverfassungsgericht erließ am 13. April 1983 die 

Einstweilige Anordnung, in der der Vollzug des Volkszäh- 

lungsgesetzes ausgesetzt wurde. Das Gericht ging dabei 

offenbar u.a. auch davon aus, daß die Erfüllung der von den 

Datenschutzbeauftragten gestellten 15 Forderungen für 

eıne datenschutzgerechte Erhebung der Volkszählungsda- 

ten im Vollzug nicht sichergestellt sei. Auf eine diesbezugli- 

che Frage des Gerichts in der mündlichen Verhandlung, 

konnte der Vertreter des Bundes nicht für die Länder spre- 

chen; die Länder waren, mit Ausnahme von Hamburg, das 

fur die Aussetzung stımmte, bei diesem Verhandlungster- 

min in Karlsruhe nicht vertreten. 

Für die Haltung von Datenschutzbeauftragten gegenüber 

dem Bundesverfassungsgericht war auch maßgebend, was 

der Bundesbeauftragte für den Datenschutz in einem 

„Nachwort zur Volkszählungsdiskussion“ wie folgt formu- 

lierte: „Die Datenschutzbeauftragten hatten keine Befugnis, 

Gesetze vor dem Bundesverfassungsgericht anzufechten. 

Sie konnten deshalb vor der Entscheidung des Gerichts nur 

auf eine verfassungskonforme und datenschutzgerechte 

Durchführung des vom Bundestag beschlossenen Geset- 

zes hınwirken. Dies ist geschehen.” 

Zur Hauptverhandlung habe ich zu den vom Bundesverfas- 

sungsgericht an mich — wie auch an die übrigen am Verfah- 

ren Beteiligten - gestellten Fragen eine Stellungnahme ab- 

geben. Die Fragen sind im Anhang zu diesem Tätigkeitsbe- 
richt wiedergegeben (Anhang Nr. 2). 

In der Hauptverhandlung am 18./19. Oktober 1983 nahm ich 

zu drei Fragenkomplexen mündlich Stellung, um deren Be- 
handlung das Bundesverfassungsgericht gebeten hatte: 

1. Verfassungsrechtlicher Prüfungsmaßstab (Grundrechts- 

schutz bei Eingriffen und Gefährdung durch Datenerhe- 
bung und automatische Datenverarbeitung — Besonder- 
heiten bei statistischen Erhebungen und Verarbeitun- 

gen),   

2. Problematik der Übermittluingsregelungen des Volkszäh- 

lungsgesetzes 1983 (89 Abs. 1 - Abs. 4), 

3. Zur Frage ob und welche Teile der Organisation und des 

Verfahrens einer Zählung (Befragung) durch das Gesetz 

selbst oder zumindestens durch Rechtsverordnung ge- 

regelt werden müssen. 

Zur Frage 2, die nun nach der Entscheidung über die Ver- 

fassungswidrigkeit eines wesentlichen Teils der Datenüber- 

mittlungen des VZG, besonders bedeutsam ist, habe ich in 

der mündlichen Verhandlung ausgeführt: 

1. Datenübermittlungen erhöhen generell dıe Wahrschein- 

Iıchkeit von Nutzungsänderungen. In den Abs. 2 - 4 des 

& 9 läßt das Volkszählungsgesetz jedoch eine vom Re- 

gelungstypus der Statistik abweichende Nutzung der 

Einzeldaten nicht zu. Zu prüfen ist, ob das Gesetz in Ver- 

bindung mit den Regelungen des Bundesstatistikgeset- 

zes den Empfänger der Daten hinreichend an dıesen 

Nutzungstypus bindet. Soweit im Einzelfall also die Über- 

mittlung statistisch aggregierter Ergebnisse nicht ge- 

nügt, müßte sichergestellt sein, daß beim Empfänger die 

Einzeldaten ebenfalls nur für statistische Zwecke ver- 

wertet werden. 

Es wäre daher auch zu fordern, daß Einzeldaten nur an 

eine solche Organisationseinheit der empfangenden Be- 

hörde gegeben werden, die ausschließlich mit statisti- 

schen Nutzungen, nicht aber mit Vollzugsaufgaben be- 

faßt ist. Weiter ıst zu fordern, daß diese statistische Or- 

ganısationseinheit von anderen Teilen der Behörde aus- 

reichend abgeschottet ist. Dies könnte z. B. im Bereich 

einer Stadt problematisch sein, wenn oder soweit dort 

die Notwendigkeit einer solchen funktionalen Trennung 

nicht anerkannt wird. Insoweit wäre eine Verdeutlichung 

im Statistikgesetz über die Regelung des $ 9 Abs. 5 VZG 

hinaus dringend zu begrüßen. 

2. Zum Meideregisterabgleich des $ 9 Abs. 1 VZG ist fest- 

zustellen, daß er nachteilig empfundene Wirkungen aus- 

lösen kann. Wer bei diesem Abgleich zwischen direkten 

Folgen und indirekten Wirkungen der Berichtigung des 

Melderegisters unterscheidet, verkennt, daß die Zusi- 

cherung des $ 9 Abs. Satz 2 VZG allgemein nicht so ver- 

standen wırd, daß sıe sich ausschließlich nur auf unmit- 

telbare Nachteile bezieht. Sie wird vielmehr als Schutz 

vor irgendwelchen Nachteilen aufgefaßt. Dies muß dem 

Betroffenen zugute gehalten werden. Er vermag die Ein- 

zelheiten des Verfahrens, die teils direkte, teils indirekte 

Wirkungen haben, nicht zu erkennen. Der Betroffene 

kann sich mithin aufgrund des Hinweises in $9 Abs. 1 

Satz 2 VZG nicht auf das einrichten, was durch die Be- 

richtigung des Melderegisters ausgelöst werden kann. 

Hieraus ergibt sich m.E. eine mangelnde Bestimmtheit 

von $& Abs. 1 VZG.* 

Die Leitsätze des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 

zum Volkszählungsgesetz sind im Anhang zu diesem Tätig- 

keitsbericht unter Nr. 1 wiedergegeben. 

Der Gesamtkomplex „Volkszählungsgesetz 1983“ hat für 

Bürger, Regierung, Verwaltung wie für den Datenschutz 

recht wesentliche Erkenntnisse und Lehren gebracht, auf 

die ich zu Beginn dieses Tätigkeitsberichts eingehe 

4.5.2. Bodennutzungs- und Ernteerhebung 

Im Zuge der Bundesstatistik nach dem Gesetz über die Bo- 

dennutzungs- und Ernteerhebung wurden bisher auch Na-
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men und Anschriften von Pächtern und Verpächtern von 
Pachtflächen erhoben, obgleich $4 Abs 1 Nr. 1 des Ge- 

seizes dies nicht vorsieht. Auf Nachfragen im Berichtsjahr 

wurde mir von den zuständigen Stellen mitgeteilt, daß ım 2. 
Gesetz zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften (2. 

Statistikbereinigungsgesetz) eine Ermächtigung zur Erhe- 
bung und Speicherung von Namen und Anschrift des Päch- 
ters und Verpächters geschaffen werden sollte. Dieses Ge- 
setz ist jedoch nicht ergangen. Es kann wohl davon ausge- 

gangen werden, daß auch das Gesetz über die Bodennut- 
zungs- und Ernteerhebung im Zusammenhang mit der Än- 
derung von Statistikgesetzen auf Grund des Volkszählungs- 

urteils entsprechend überarbeitet wird. 

4.5.3. Nutzung von Unterlagen aus der Bodennutzungs- 

erhebung 

Wie schon im 4. Tätigkeitsbericht unter Nr. 3.1.9, S. 18, be- 
richtet, habe ich bei einer Gemeinde festgestellt, daß Unter- 
lagen aus der Bodennutzungserhebung (Fotokopien) ent- 
gegen $ 11 des Bundesstatistikgesetzes i.V. mit dem Ge- 
setz über die Bodennutzungs- und Ernteerhebung aufbe- 
wahrt und als Grundlage zur Erstellung von Bescheinigun- 
gen für verschiedene Stellen genutzt wurden. Ich habe die 

Gemeinde mehrmals auf die Unzulässigkeit des Verfahrens 
hingewiesen. Da nicht auszuschließen ist, daß der geschil- 

derte Umgang mit Angaben aus der Bodennutzungserhe- 

bung auch noch in anderen Gemeinden praktiziert wird, seı 

darauf erneut aufmerksam gemacht. 

4.5.4. Datenabgleich im Landesamt für Statistik und Daten- 
verarbeitung 

Wie ich erfuhr, wurden Meldedaten, die dem Bayerischen 
Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung zum Vollzug 
des Gesetzes über die Statistik der Bevölkerungsbewe- 
gung und die Fortschreitung des Bevölkerungsstandes 
übermittelt wurden, dort seit Ende der 60-er Jahre auch mit 
personenbezogenen Fahndungsdaten abgeglichen, die 

dem Amt aus dem Bereich der Polizei übermittelt wurden. 
im Trefferfalle wurden Daten der betroffenen Personen der 
Sicherheitsbehörde übermittelt. 

Dieses Verfahren, das als Auftragsabwicklung für Polizeibe- 
hörden angesehen worden war, ist im Laufe des Berichts- 
jahres eingestellt worden. Das Bayerische Staatsministe- 
rıum des Innern vertrat hierzu die Auffassung, daß das Ver- 
fahren auf der Grundlage des neuen Metderechts durch re- 

gelmäßige Datenübermittlungen der Meldebehörden an die 
Polizei ersetzt werden müsse (s.a. Anmerkung zur Daten- 

übermittlungsverordnung zum MeldeG in diesem Bericht 
unter Nr.4.7.5). 

4.5.5. Agrarberichterstattung 

In einer Eingabe wurde die Notwendigkeit einzelner statisti- 
scher Fragen im Rahmen der Agrarberichterstattung be- 
zweifelt. Da eine Stellungnahme der zuständigen Stellen vor 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum 
Volkszählungsgesetz nicht zu erwarten war, wurde die Prü- 

fung der Fragen einstweilen zurückgestellt. Der Petent wur- 

de entsprechend unterrichtet. 

4.5.6. Erhebungsbogen für Prüfungskandidaten nach dem 
Hochschulstatistikgesetz 

Aufgrund des Hochschulstatistikgesetzes werden mit 
einem Erhebungsbogen Daten über Prüfungskandidaten   

von Hochschulen für die amtliche Statistik erhoben. Als Ein- 
griff in dıe Persönlichkeitssphäre des Prüfungskandidaten 

beruht diese Erhebung auf $9 des Hochschulstatistikge- 

setzes. In dem Bogen werden u.a. Name, Geburtsort, Ge- 
burtsdatum, Geschlecht, Familienstand und Staatsangeho- 
rigkeit des Prüfungskandidaten erhoben. Auch wenn $ 9 

Abs. 1 HStatG die Erhebung von „Angaben zu Personen“ 
vorsieht, so ist doch zweifelhaft, ob sämtliche vorgenannte 
Daten als „Angaben zu Personen“ erforderlich sind. Dies 

gilt meines Erachtens insbesondere für die volle Nennung 
des Familien- und Vornamens. Meines Erachtens wäre bei 
der Prüfungskandidaten-Statistik eine Erhebung ohne Na- 

men, also eine weitgehende Anonymisierung der Daten ge- 

boten. 

Ich habe in meiner Äußerung gegenüber dem Bayer. Lan- 

desamt für Statistik und Datenverarbeitung dargelegt, daß 
die Nennung des Namens und eines sonstigen Identifika- 
tıionsschlüssels m.E. doch nur dann erforderlich ıst, wenn 

die Führung einer „Verlaufs‘-Statistik geboten ist. Dabei 
wies ich darauf hin, daß das Hochschulstatistikgesetz be- 
reits zwischen Bestandsstatistiken und Verlaufsstatistiken 
unterscheidet. Zum Beispiel ist in $ 4 HStatG für Studenten 
auch eine Verlaufsstatistik vorgesehen. Dagegen enthält 

89 HStatG für die Prufungskandidaten-Statistik keine sol- 
che ausdrückliche Anordnung einer Verlaufsstatistik. Da 
eine Verlaufsstatistik einen besonders starken Eingriff in die 

Persönlichkeitssphäre des Einzelnen darstellt, indem sie 
das Nachvollziehen der individuellen Persönlichkeitsent- 
wicklung ermöglicht, bedarf sıe meines Erachtens einer 

ausdrücklichen Rechtsgrundlage. Soweit die Rechtsgrund- 

lage, wie im Fall des $ 9 HStatG, die Verlaufsstatistik nicht 

nennt, würde ich daher davon ausgehen, daß der Gesetzge- 
ber die Erhebung als Bestandsstatistik für ausreichend an- 
gesehen hatte. Für eine Bestandsstatistik erscheinen je- 
doch Angaben, die lediglich der Identifikation des Prüfungs- 

kandidaten dienen und die für sich gesehen keinen Aussa- 
gewert haben - jedenfalls Name und Geburtsort - nicht für 
erforderlich. Bedenken habe ich außerdem gegen die Erhe- 
bung der Matrikeinummer und die Erhebung von Daten 
über die Berechtigung zum Hochschulstudium geäußert, da 
sie in $9 nicht als Erhebungstatbestände genannt sind. 
Dort ist lediglich der „Studienverlauf“ zur Erhebung vorge- 
sehen. 

Das Bayer. Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 
hat demgegenüber die Ansicht vertreten, daß diese Date- 
nerhebungen auf das Hochschulstatistikgesetz gestützt 

werden können. Auf Grund des Urteils des Bundesverfas- 
sungsgerichts zum Volkszählungsgesetz wird meines Wis- 

sens gegenwärtig erörtert, ob und inwieweit das Hoch- 
schulstatistikgesetz abzuändern sei. Im Rahmen dieser 
Überlegungen werde ich die vorstehende Problematik ein- 

bringen. Den Bundesbeauftragten für den Datenschutz, der 
in der Regel bei Entwürfen von Bundesgesetzen mit Aus- 
wirkungen auf den Datenschutz Gelegenheit zur Äußerung 
hat, habe ich über die geschilderten Bedenken unterrichtet. 

In letzter Zeit erreichten mich zu dieser Problematik weitere 
Eingaben von Prüfungskandidaten. So wandte sich ein Pe- 

tent mit der Schilderung des folgenden Sachverhalts an 
mich: Er war Studierender und Prüfungskandidat an einer 
bayerischen öffentlichen Hochschule. Anläßlich seiner An- 
meldung zur Prüfung hatte er neben dem Anmeldebogen 
für die Prüfung den Erhebungsbogen für Prüfungskandida- 
ten des Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenver-
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arbeitung auszufüllen und abzugeben. Da der Pentent in- 

haltliche Bedenken gegen einige Fragen des Erhebungsbo- 

gens für Prüfungskandidaten hatte, füllte er ihn nicht voll- 

ständig aus. Daraufhin wurde ihm zunächst von dem Beam- 

ten des Prüfungsamts der Hinweis gegeben, daß seine An- 

meldung zur Prüfung ohne den vollständig ausgefüllten Er- 

hebungsbogen nicht angenommen werden könne. Diese 

Haltung wurde ın der Folge jedoch von Seiten der Hoch- 

schule nicht mehr aufrecht erhalten. 

Ich bin der Auffassung, daß eine derartige Koppelung des 

Vollzugs von Prüfungsordnungen mit der Datenerhebung 

nach dem Hochschulstatistikgesetz unzulässig wäre. Ich 

halte es grundsätzlich für unverhältnismäßig, die Zulassung 

zu einer Prüfung von der (vollständigen) Ausfüllung eines 

rein statistischen Fragebogens abhängig zu machen. So- 

weit mir bekannt ist, sehen Prüfungsordnungen das Ausfül- 

len statistischer Fragebögen nıcht als Zulassungsvoraus- 

setzung vor Ich habe mich mit dem Bayerischen Staatsmi- 

nisterium für Unterricht und Kultus in Verbindung gesetzt. 

4.6. Kommunalbereich 

4.6.1 Einheitliche Grundstücke- und Gebäudedatei mit 

Nebendateien als zentrales und umfassendes 

Informationssystem 

Im Berichtsjahr beschäftigten mich Fragen des Datenschut- 

zes, die sich bei der Einrichtung einer einheitlichen Grund- 

stücks- und Gebäudedatei mit Nebendateien als zentrales 

und umfassendes Informationssystem einer kreisfreien Ge- 

meinde ergeben können. Die Erörterung dieser Fragen ist 

noch nicht abgeschlossen, da auch die Konzeption der Da- 

teı einschließlich ihres Umfangs bei der Stadt noch nicht 

feststeht Dies gilt auch für den Umfang der Personenbezo- 

genheit der Angaben in einer solchen Datei, der für die da- 

tenschutzrechtliche Bewertung des Systems von entschei- 

dender Bedeutung ist. Vorsorglich gab ich in diesem Zu- 

sammenhang folgendes zu bedenken: 

Viele Daten der verschiedensten Verwaltungsbereiche der 

Stadt lassen sich auf Grundstücke beziehen oder stehen 

mit ihnen in Zusammenhang. Problematisch könnte bei 

einer Zusammenfassung solcher Daten nicht nur die Auf- 

nahme sensibler Daten in die Datei, sondern auch die Tat- 

sache sein, daß das Zusammenführen von Daten aus den 

unterschiedlichsten Behörden der Stadt eine recht weitge- 

hende Registrierung und Katalogısierung einzeiner Einwoh- 

ner bewirken könnte. Soweit bisher erkennbar ist, werden 

die zusammengeführten Daten in ihrer Gesamtheit für keine 

Stelle der Stadt zur rechtmäßigen Erfüllung der durch 

Rechtsnorm zugewiesenen Aufgaben erforderlich sein. Die 

gesamte Information, oder auch beliebige Kombinationen 

von Teilen der gesamten Information, wären aber mögli- 

cherweise - von der Zulässigkeitsfrage einmal abgesehen 

- hinsichtlich bestimmter Personen nutzbar, wenn sie aus 

ırgend-einem Grund Gegenstand des Interesses wären. 

Zu berücksichtigen ist bei diesen Überlegungen, daß eine, 

gewissermaßen auf Vorrat vorgenommene Zusammenfüh- 

rung von Daten aus verschiedensten Behördenbereichen 

die durch Art. 17 BayDSG, insbesondere Abs. 3 Satz 2 vor- 

geschriebene Zulässigkeitsprüfung vor Übermittlungen von 

Daten zwischen städtischen Behörden in ihrer Wirksamkeit 

gefährden könnte. 
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Ich habe die Stadt um vollständige und rechtzeitige Unter- 

richtung gebeten, damit meinen eventuellen Bedenken ge- 

gen das Projekt noch Rechnung getragen werden könnte 

{Art. 26 Abs. 2 und 4 BayDSG, siehe auch 3. Tätigkeitsbe- 

richt, Nr. 2.4, S.8). Ich habe außerdem gebeten, die Not- 

wendigkeit, personenbezogene Daten zur rechtmäßigen Er- 

füllung der durch Rechtsnorm zugewiesenen Aufgaben der- 

art zusammenzuführen, eingehend zu erläutern. Ich gehe 

davon aus, daß die Gespräche über das Projekt nach einge- 

hender Analyse des Volkszählungsurteils mit der Stadt fort- 

gesetzt werden. 

46.2. Kommunale Datenschutzbeauftragte 

Aus Berichten und Schreiben kommunaler Datenschutzbe- 

auftragter ist zu erkennen, daß bei Städten und Gemeinden 

Datenschutzfragen in großer Vielfalt auftreten. Ihre Lösung 

erfordert viel Überblick über Rechtslage und örtliche Ge- 

staltungsmöglichkeiten, auch in organisatorischer Hinsicht. 

Die erfolgreiche Tätigkeit kommunaler Datenschutzbeauf- 

tragter zeigt meines Erachtens, daß sie die Tätigkeit des 

Landesbeauftragten für den Datenschutz sinnvoll ergänzen, 

zumal dessen beschränkte Personalkapazität eine zu inten- 

sıve Befassung mit Datenschutzfragen der Kommunen ver- 

bietet. 

Das Bayer Datenschutzgesetz selbst enthält für den öffent- 

lichen Bereich keine Verpflichtung für die Behörden, einen 

Datenschutzbeauftragten zu ernennen. Die Vollzugsbe- 

kanntmachung zum Bayer. Datenschutzgesetz verpflichtet 

jedoch die staatlichen Behörden zur Bestellung eines Be- 

auftragten und empfiehlt dasselbe den Kommunen. Auf- 

grund $ 79 Abs. 1 SGB X besteht im Sozialbereich eine ent- 

sprechende gesetzliche Verpflichtung. Das Bayer. Staats- 

ministerium des Innern hat sich hierzu bereits erläuternd 

geäußert. Demnach hat bisher nur ein Teil der Städte einen 

„ausdrücklichen‘ Datenschutzbeauftragten als herausgeho- 

bene „Anlaufstelle“ für den Bürger; in der Rege! beheifen 

sich die Städte wohl mit der Zuweisung der Datenschutz- 

aufgaben an eine meist zentrale städtische Dienststelle. 

Gleichwohl erweist sich die Benennung Datenschutzbeauf- 

tragter auch in den Kommunen nach meiner Erfahrung im 

allseitigen Interesse als nützlich. 

Zur Frage, wie unabhängig ein kommunaler Datenschutzbe- 

auftragter sein muß, vertrete ich die Ansicht, daß er inner- 

halb des Gefüges einer Stadt- bzw. Kommunalverwaltung 

eine möglichst weitgehende institutionelle Unabhängigkeit 

besitzen müßte, also möglichst nahe dem Stadt- oder Ge- 

meinderat und dem Oberbürgermeister bzw. Bürgermeister 

angesiedelt sein sollte. Er muß Zugang zu den städtischen 

Ämtern haben, um sie kontrollieren und beraten zu können, 

ohne einen Dienstweg einhalten zu müssen. Er muß grund- 

sätzlich berechtigt sein, alle Unterlagen, insbesondere alle 

personenbezogenen Daten, die die Bürger der Stadt anver- 

traut haben, einzusehen. Er muß deshalb in den Wirkungs- 

kreis des Stadtrats und des Oberbürgermeisters einbezo- 

gen und Angehöriger der Stadtverwaltung sein. Bei der An- 

wendung seiner Fachkunde auf dem Gebiete des Daten- 

schutzes solite er weisungsfrei sein und darf wegen der 

Erfüllung seiner Aufgaben nıcht benachteiligt werden (ähn- 

lich 8 28 Abs. 3 BDSG, der allerdings nicht den staatlichen 

Bereich betrifft). 

4.6.3. Auftragsdatenverarbeitung 

Nach Art.3 Abs. 1 Satz2 BayDSG ist in Fällen von Auf- 

tragsdatenverarbeitung der Auftragnehmer unter besonde-
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rer Berücksichtigung der Eignung der von ihm getroffenen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen sorgfältig 
auszuwählen. Dies hatte eine Gemeinde bei den von ihr ver- 

gebenen Datenverarbeitungsaufträgen „außer Haus“ unter- 
lassen. In einem Fall fehlte sogar eine schriftliche Regelung 
(siehe VollizBekBayDSG Nr. 3.4), außerdem hatte dıe Ge- 

meinde dem Auftragnehmer schon einige Zeit vor Vertrags- 
abschluß personenbezogene Echtdaten zu Testzwecken 

zur Verfügung gestellt. In meinem 3. Tätigkeitsbericht habe 

ich hierzu unter Nr. 3.11.6 darauf hingewiesen, daß meiner 
Ansicht nach für Testzwecke nur solche Daten verwendet 
werden durfen, die keinen Rückschluß auf bestimmte Per- 

sonen zulassen. 

464 Weitergabe von Anschriften kommunaler Mandats- 

träger an Dritte 

In mehreren Eingaben wurde ich mit der Frage befaßt, ob 
Privatanschriften und Privattelefonnummern von Stadt-, 
Kreis- oder Gemeinderäten von Kreis oder Gemeinde an 
Dritte übermittelt bzw. veröffentlicht werden dürften. Mit 
Rücksicht auf Art. 2 Abs. 1 und Art. 1 Abs. 1 GG habe ich in 
entsprechender Anwendung des Gedankens aus Art. 18 
BayDSG, der in der Regel nicht direkt anwendbar ist, da die 

Daten meist einer Liste und nicht einer Datei entnommen 

werden, dazu folgende Ansicht vertreten: 

Eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange der kommu- 
nalen Mandatsträger kann meines Erachtens nicht ange- 

nommen werden, soweit lediglich Daten aus den Wahlvor- 
schlägen weitergegeben werden. Diese Daten sınd auf- 

grund der Veröffentlichung der Wahlvorschläge allgemein 

bekannt und besitzen diese Eigenschaft jedenfalls für die 
Dauer der Wahlperiode. Die Bekanntgabe der Wohnan- 
schrift ist außerdem vielfach nicht erforderlich, weil die 
Mandatsträger über die Anschriften des Landratsamtes 

bzw. der Stadt oder Gemeinde erreichbar sind. In einer klei- 
neren kreisangehörigen Gemeinde könnte sich die Situ- 
ation dagegen anders darstellen als für den Kreistag oder 
eine größere Stadt, da in einer solchen Gemeinde die Pri- 
vatanschrıft eınes Gemeinderatsmitglieds wegen des klei- 

neren überschaubareren Bereichs möglicherweise weitge- 

hend bekannt ist. 

Eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange von Man- 
datsträgern ist aber ausgeschlossen, wenn diese ihr schrift- 

liches Einverständnis zur Weitergabe der Privatadresse für 

bestimmte Zwecke erklärt haben. Durch eine Bestimmung 

der Geschäftsordnung kann dies meiner Ansicht nach nicht 
ersetzt werden. Ich habe deshalb angeregt, ın einer Kreis- 

tags- bzw. Gemeinderatssitzung eine Liste umlaufen zu las- 

sen, in der jeder Betroffene angeben kann, welche An- 
schriften (Landratsamt, ggf. Gemeindekanzlei etc., Privatan- 
schrift) für welche Zwecke von der Verwaltung weıtergege- 

ben werden dürfen. 

4.6.5. Weitergabe des Grundsteuermeßbetragsverzeich- 
nisses 

Wie mir bekannt wurde, haben verschiedene Gemeinden 

vollständige Grundsteuermeßbetragsverzeichnisse zum 
Zwecke der Festsetzung der Kirchengrundsteuer an die ka- 
tholischen Kirchengemeinden weitergegeben. Soweit die- 

ses Verzeichnis ausschließlich katholische Grundeigentü- 
mer von land- und forstwirtschaftlichen Flächen ausweist, 

bestehen ım Hinblick auf 831 Abs. 1 AO, Art. 16 Abs.3   

KirchStG, $4 der Kath. Kirchengrundbuchordnung gegen 
eine derartige Datenübermittlung keine Bedenken. Sofern 
jedoch vollständige Grundsteuermeßbetragsverzeichnisse, 

ohne Beschränkung auf Bekenntnisangehörige weitergege- 
ben wurden, haben die Gemeinden insoweit gegen den 
Grundsatz der Erforderlichkeit der Datenübermittlung ver- 

stoßen. 

Da die in Frage kommenden Gemeinden im einzelnen nicht 

ermittelt werden konnten, habe ıch das Kath. Kirchen- 

steueramt gebeten, dafür zu sorgen, daß keine kompletten 
Meßbetragsverzeichnisse mehr angefordert werden. Die 

AKDB hat ihre Anwender ebenfalls auf unsere Bedenken 

hingewiesen (vergl. AKDB-Info v. 10.9.1983). tm übrigen sei 

an das Schreiben des Bayer. Staatsministeriums des Innern 

vom 22.8.1957 (MABI. S. 644) erinnert, in dem seinerzeit die 

korrekte Behandlung dieser Fälle im oben dargeiegten Sin- 
ne erläutert wurde. 

4.6.6. Angaben auf Überweisungsträgern und Lastschrift- 
belegen 

Ein Bürger, der die gemeindliche Finanzverwaltung zum 

Einzug der Steuern und sonstigen Abgaben ermächtigt hat- 
te, beschwerte sich in seiner Eingabe darüber, daß auf den 
Lastschriften der Verwendungszweck, nämlich „Gewerbe- 
steuer“, „Gewerbesteuervorauszahlung“ und „Grundsteu- 

er“ einschließlich des Steuerbetrags ausgedruckt und damit 

dem Bankpersonal bekannt wird. Er hielt diese Verfahren 

für einen Verstoß gegen das Steuergeheimnis ($ 30 AO) 
und regte eine Verschlüsselung des Verwendungszweckes 
an. Die zur Stellungnahme aufgeforderte Gemeinde führte 

aus, daß die Angaben des Verwendungszweckes auf den 

Lastschriften aus Gründen der einfachen und sicheren 
Buchhaltung bei der Gemeinde erforderlich seien, da neben 

der Gewerbesteuer und Grundsteuer auch Wasser-, Ab- 

wasser-, Kanal- und Müllabfuhrgebühren einzuziehen wä- 
ren. 

Die Überprüfung ergab, daß gem $ 30 Abs. 4 Nr. 1 AO die 
Offenbarung der dem Steuergeheimnis unterliegenden Da- 
ten zulässig ist, soweit sie zu der Durchführung eines 
Steuerverfahrens dient. Dies ist hier anzunehmen, da die 
Angabe des Verwendungszwecks auf den Bankbelegen für 

die Begleichung der Steuerschuld zur eindeutigen Zuord- 
nung bei der Gemeinde bzw. beim Steuerpflichtigen erfor- 

derlich ist, sofern der Steuerpflichtige bei der Bezahlung 
eine Bank einschaltet. Wer im Einzelfall mit dieser Verfah- 
rensweise nicht einverstanden ist, kann einen Abbuchungs- 

auftrag grundsätzlich widerrufen und die fälligen Steuern 
und Gebühren selbst bezahlen oder überweisen. Im Falle 

der Überweisung müssen allerdings auf dem Überwei- 
sungsträger wieder die entsprechenden Verwendungs- 
zwecke aufgeführt sein, damit die Zahlung bei der Stadt 
richtig verbucht werden kann. Eine numerische Verschlüs- 
selung der jeweiligen Verwendungszwecke könnte zwar da- 

zu beitragen, daß der Zahlungsgrund für das Bankpersonal 
zumindest nicht auf den ersten Blick ersichtlich wäre. Nach 
einiger Zeit würde jedoch die von der Gemeinde gewählte 
Verschlüsselungsart auch wieder bei der Bank bekannt 
sein, da es sich nur um wenige, sich stets wiederholende 
Verwendungszwecke handelt. Eine numerische Verschlüs- 
selung konnte daher nicht gefordert werden. 

Das Bayer. Staatsministerium des Innern hat in diesem Zu- 
sammenhang dem Arbeitskreis bayerischer Formularverla- 
ge vorgeschlagen, auf den Formularen, mit denen der Bür-
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ger die Verwaltung von Einziehung von Beträgen ermäch- 

tigt, folgenden verdeutlichenden Hinweis anzubringen: „Die 
Überweisungsträger/Lastschriften enthalten die Angabe 
des Zahlungsgrundes und werden an die von ınnen be- 

zeichnete Bank weitergegeben“. 

Hierdurch wird zumindest v o r Beginn des Lastschriftver- 
fahrens den Betroffenen deutlich gemacht, daß die beteilig- 

te Bank entsprechende Informationen zur Kenntnis nehmen 

kann 

4.6.7. Weitergabe von Standesamtsdaten 

Mit der Begründung „Verwaltungsvereinfachung“ hatte eine 

Gemeinde Durchschriften von Abstammungsurkunden an 

Banken weitergegeben, obwohl gem. 8 104 Abs. 1 der 
Dienstanweisung für die Standesbeamten mit Einverständ- 
nis der Beteiligten lediglich eine beschränkte Zahl von Da- 
ten (Tag und Ort des Ereignisses, Vorname, Familienname, 
Wohnort, Wohnung) weitergegeben werden dürfen. Durch 
Weitergabe der Urkunde wurden mehr Daten übermittelt, 

als von der Einwilligung erfaßt waren. Das Verfahren wurde 
beanstandet. 

Im konkreten Fall war außerdem das verwendete Einver- 

ständnis-Formular unzureichend, da die Betroffenen nicht 
erkennen konnten, welche ihrer Daten veröffentlicht bzw. 

an ınteressierte Firmen weitergegeben werden sollten. 

In einem anderen Fall hatte eine Gemeinde bei Geburten 
und Eheschließungen Namen und Tag des Ereignisses ver- 

öffentlicht. Bei den meisten Geburten lagen jedoch auf- 
grund eines Mißverstandnisses keine Einwilligungen vor. 

Die Gemeinde wurde gebeten $& 104 DA künftig zu beach- 
ten. 

Schließlich hat die Konferenz der Datenschutzbeauftragten 

des Bundes und der Länder zur Mitteilungspflicht des 

Standesbeamten über umherziehende Personen gem. 
& 103, 201 DA folgenden Beschiuß gefaßt: 

„Die Pflicht des Standesbeamten, bei Eintragungen über al- 
le umherziehenden Personen ohne festen Wohnsitz die Kri- 
minalpolizei zu unterrichten ($ 103 und 201 DA), muß gestri- 
chen werden. Sie bedeutet eine pauschale Diskriminierung 

einer Personengruppe.“ 

Die Datenschutzbeauftragten haben die zuständigen Ge- 

schäftsbereiche hiervon verständigt. 

4.7. Meldewesen 

4.7.1. Speicherung von Meldedaten in der Nebenwohnungs- 

gemeinde 

Unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit der Daten- 
speicherung im Melderegister benötigt eine Nebenwoh- 
nungs-Meldebehörde nicht in vollem Umfange dieselben 
Daten wie eine Hauptwohnungs-Meldebehörde. Ich habe 
das Bayer. Staatsministerium des Innern gebeten, dies in 
der Vollzugsbekanntmachung zum Meldegesetz klarzustel- 
len (s. VollzBekMeldeG Nr. 3.2). Daß gleichwohl im amtli- 

chen Meldeschein für die Nebenwohnung zunächst alle Da- 
ten wie für eine Hauptwohnung erhoben werden, hat seinen 
Grund in folgendem: Würde sich ein Zuziehender mit einer 
Nebenwohnung anmelden und entsprechend weniger Da- 
ten auf dem Meideformular angeben, würde sich aber bei 
Prüfung der Hauptwohnung durch die Meldebehörde erge- 

ben. daß die angemeldete Nebenwohnung tatsächlich die 
Hauptwohnung ist, hätte dies erneuten Verwaltungsauf-   

wand und unter Umständen die Anordnung des persönli- 

chen Erscheinens des Betroffenen bei der Meldebehörde 

zur Angabe der fehlenden Daten zur Folge. Um dem Bürger 
dies zu ersparen kann wohl hingenommen werden, daß 

auch ım Falle einer Nebenwohnung zunächst alle in Art. 18 

Abs. 1 MeldeG auch für Hauptwohnung vorgesehene Daten 
mit der Maßgabe erhoben werden, daß ihre Speicherung 

bei der Meldebehörde nach Prüfung anschließend auf das 

für die Nebenwohnung erforderliche Maß begrenzt wird. 

4.7.2 Speicherung von Religionszugehörigkeiten im Melde- 

register 

Gegenüber dem Bayer. Staatsministerium des Innern habe 

ich mehrfach die Ansicht vertreten, daß im Melderegister 
unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit zur Aufgabe- 
nerfüllung Daten über dıe Zugehörigkeit zu öffentlich-recht- 

lichen Religionsgesellschaften nur gespeichert werden 

dürften, soweit dies für steuerrechtliche und/oder Statistik- 
zwecke erforderlich ist. Ich habe außerdem gefordert, daß 

eine Datenspeicherung über die Zugehörigkeit zu Öffent- 

lich-rechtlichen Religionsgeselischaften, die für den Aus- 
druck von Lohnsteuerkarten nicht erforderlich ist, sondern 

lediglich für statistische Zwecke erfolgt, nach der Daten- 
übermittlung ans Statistische Landesamt zu löschen ist. 
Diese Ansicht zur Erforderlichkeit der Speicherung der Zu- 

gehörigkeit zu öffentlich-rechtlichen Religionsgeseltschaf- 
ten hat auch der wissenschaftliche Dienst des Landtags 
Rheinland-Pfalz in einer gutachtlichen Stellungnahme vom 
9.6.1983 vertreten. Das Bayer. Staatsministerium des Innern 

teilt diese Ansicht nicht, da die Speicherung der rechtlichen 

Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in Art 3 Abs. 1 
Nr. 11 vom Gesetz vorgesehen ist 

473. SpeicherungeinesHinweisesaufVertriebeneim Melde- 

register 

Gegenüber dem Bayer Staatsministerium des Innern habe 
ich die Ansıcht vertreten, daß das Datum „Anschrift vom i. 

September 1939 derjenigen Einwohner, die aus den ın $ 1 
Abs. 2 Nr.3 des Bundesvertriebenengeseizes bezeichne- 
ten Gebieten stammen“ nach dem neuen Meldegesetz zur 
Datenübermittlung an den kirchlichen Suchdienst und nicht 
zur Datenspeicherung im Melderegister bestimmt ist. Da- 
nach mußten diese Anschriften gelöscht werden, weil sie 
fur dıe Aufgabenerfüllung der Meldebehörde im ubrıgen 

nicht erforderlich sind. Sie werden nach dem neuen Melde- 
recht nur für die Übermittlung an den Suchdienst zweckge- 

bunden erhoben (s.a. Nr. 33 VollzBekMeldeG wonach keine 

Speicherung mehr vorgesehen ist) 

4.7.4. Wegfall des Familienbezugs beı volljahrigen Kindern 
im Melderegister 

Die Neukonzeption des Meldewesens hat unter anderem 

auch bewirkt, daß kunftig bei volljährigen Kindern kein Hin- 
weis mehr auf die Eltern gespeichert sein darf ($ 2 Abs. 1 
Nr. 16 MRRG, entsprechend Art. 3 Abs. 1 Nr. 16 MeldeG). 

Ich bin verschiedentlich darauf angesprochen worden, daß 
dies Nachforschungen nach Erben, in die auch Einwohner- 
meldeämter eingeschaltet waren, erschwere. Auch kann bei 

Volljährigen das Meldeamt deshalb beispielsweise nicht 
mehr den Geburtsnamen der Mutter feststellen, der bisher 
bei bestimmten Verfahren erforderlich war. Damit ist aber 
auch die Frage angeschnitten, ob die gegenwärtig für viele 

Gemeinden realisierte Konzeption, das automatisierte Ein- 

wohnerwesen nach dem sogenannten Familienverbund
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auszurichten, aufrechterhalten werden kann. Ich habe das 

Bayer. Staatsministerium des Innern von diesen Anfragen 
unterrichtet. 

4.7.5. Verordnung über regelmäßige Datenübermittlungen 
nach Art. 31 Abs. 5 MeldeG 

Nach Art. 31 Abs. 4 und 5, Art. 45 S. 1 MeldeG werden im 
Laufe des Jahres 1984 in einer Rechtsverordnung die regel- 
mäßigen Datenübermittlungen aus dem Melderegister fest- 

zulegen sein. In diesem Zusammenhang ist auf ein zentra- 

les Problem hinzuweisen, das in dieser Verordnung ange- 

messen gelöst werden müßte: Es ist zu klaren, ob es mit 

der gebotenen Rücksicht auf den grundrechtlich garantier- 

ten Persönlichkeitsschutz vereinbar wäre, sämtliche Mel- 
dungen von Einwohnern über Zu- und Wegzüge ect. auto- 

matisiert mit Dateien von Sicherheitsbehörden abzuglei- 
chen. 

Hierzu ist meines Erachtens folgendes zu bedenken: Wür- 

den sämtliche Wanderungsbewegungen der Bürger der Po- 
lizeı in automatisierter Form zur Verfügung gestellt, um sie 

mit polizeilichen Datensammlungen abzugleichen, würde 

die Möglichkeit einer ständigen Rasterfahndung geschaf- 

fen. Im Gegensatz zu den für automatisierte Rasterfahn- 

dung bisher wohl allgemein anerkannten Voraussetzungen 

der Aufklärung einer schwerwiegenden Straftat und der 
konkreten Fragestellung, würden hier Daten zum Abgleich 

zur Verfügung gestellt, onne daß diese strengen Anforde- 
rungen jeweils erfüllt wären. Selbst ein Abgleich mit soi- 
chen INPOL-Daten, die wegen Haftbefehls gesuchte Perso- 
nen betreffen, wäre eine Erweiterung gegenüber der Ra- 
sterfahndung wegen schwerer Straftaten, weil Haftbefehle 
auch wegen geringfügiger Delikte ausgestellt sein können. 
INPOL-Dateıen, mit denen Meldungen abgeglichen werden 
könnten, enthalten aber auch Personen, für die nur Such- 
vermerke (z.B. zur Aufenthaltsermittlung) vorliegen, jedoch 

kein Verdacht von Straftaten. Damit stellt sich wohl die Fra- 
ge nach der Verhältnismäßigkeit eines so umfassenden Da- 
tenabgleichs. Unabhängig von diesen rechtlichen Zweifeln 
ist m.E. zu berücksichtigen, daß die bisherige tatsächliche 
Trefferquote bei Abgleich mit Daten aus der Wanderungs- 
bewegung regional sehr unterschiedlich und auf das ganze 
Land bezogen gering war. 

Soweit dem entgegengehalten wird, daß im automatisierten 
Verfahren nicht mehr Daten übermittelt würden, als bisher 

bei Übergabe der Meldescheine, ist darauf hinzuweisen, 

daß die Übermittlung, vor allem aber der Abgleich sämtli- 

cher Meldescheine ebenfalis, aus denselben Gründen, 
zweifelhaft erscheint und im übrigen mit der Automation 
dieser Vorgänge durch Perfektion und Vollständigkeit des 
Abgleichs ein qualitativer Unterschied gegenüber dem bis- 
herigen (schwerfälligeren) manuellen Verfahren eintreten 

würde. Unabhängig von den ebengenannten Bedenken wä- 
re darauf zu achten, daß im Zuge dieses Abgleichs an die 
Polizei nicht mehr Daten übermittelt würden, als diese im 
Regelfall für ihre Aufgabenerfüllung benötigt. Die Tatsache, 
daß Fälle denkbar sind, in denen über den Regelfall hinaus 
weitere Daten zur eindeutigen Identifizierung einer Person 

notwendig sein können, dürfte meines Erachtens nicht da- 
zu führen, daß in allen Fällen auch weitere Daten rein vor- 

sorglich übermittelt würden. In den Ausnahmefällen, in de- 
nen die Polizei mehr identifizierende Daten benötigt, kann 
sie diese durch Anfrage bei der zuständigen Meldebehörde 

jederzeit ermitteln (Art. 31 Abs. 1 - 3 MeldeG).   

Bedenklich wäre außerdem, wenn die Daten in automatisier- 

ter Form einer zentralen Behörde zum Abgleich übermittelt 
würden. Damit wurde gegenüber der bisherigen Übermitt- 

lung der Meldescheine an die jeweils zuständigen örtlichen 

Polizeibehörden eın wesentlicher Unterschied eintreten. 
Während die örtliche Polizeibehörde entscheiden kann, ob 
sie wirklich alle Meldedaten mit dem Fahndungsbuch oder 

mit den das Fahndungsbuch ersetzenden ADV-Dateien ab- 
gleicht, weil sie aus der Kenntnis von örtlichen und persön- 

lichen Umstanden eine entsprechende Vorauswahl treffen 

kann, wäre bei zentraler Abwicklung im automatisierten 
Verfahren wohl nur ein 100%-iger Abgleich moglich Die 

Entstehung eines zentralen Wanderungsregisters bei einer 

zentralen Stelle erscheint dagegen durch die Vorschrift der 
Nr. 31.2 Abs. 2 VollzBekMeldeG, die die Fuhrung eigener 

Melderegıster durch die Polizei verbietet, ausgeschlossen. 

Eine weitere Problematik, die in dieser Verordnung zu lösen 
wäre, besteht darin, daß wohl ein Online-Anschluß „der Po- 

lizei* an die bei der Anstalt für Kommunale Datenverarbeı- 
tung ın Bayern (AKDB) gespeicherten Daten von über 80% 
der Einwohner bayerischer Gemeinden zur Debatte stehen 
dürfte. Hier stellt sich meines Erachtens nıcht nur die Fra- 

ge, ob lediglich jeweils die örtliche Polizeibehörde die Da- 

ten aus ihrem Zuständigkeitsbereich abfragen darf, oder 
darüber hinaus auch Daten aus anderen Gemeinden. Das 

Vorhaben würde sıch auch auf den Charakter der dortigen 
Datenspeicherung auswirken, da die AKDB Auftragnehmer 

der Gemeinden ist. Auf die damit verbundene generelle 

Problematik habe ıch bereits ın früheren Tätigkeitsberichten 
hingewiesen (3. TB Nr. 2.5 Seite 8/9, 5 TB Nr. 111 Seite 
5). 

4.7.6. Zum Ordnungsmerkmal des Melderegisters 

Bei der Beratung des Entwurfs für das Landesmeldegesetz 
ist sowohl im Beirat beim Landesbeauftragten für den Da- 
tenschutz als auch im Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- 

und Kommunalfragen des Bayerischen Landtags festge- 

stellt worden, daß die Nutzung des Ordnungsmerkmals des 
Meideregisters durch andere Behörden als Meldebehörden, 
oder durch Dritte, durch den Landesbeauftragten beobach- 
tet werden müsse, um zu prüfen, ob die Nutzungsein- 
schränkungen des Art. 4 MeldeG ausreichen (siehe auch V. 

Tätıgkeitsbericht Nr. 4.6.1, S. 35). Im folgenden seien Fra- 
gen dargestellt, die sich in diesem Zusammenhang erga- 
ben: 

4.7.7. Ordnungsmerkmale auf Lohnsteuerkarten 

Aufgrund der früher nicht so eindeutigen Rechtslage ent- 

hielten die Lohnsteuerkarten in manchen bayerischen Ge- 
meinden den Aufdruck des Ordnungsmerkmals im Sinne 
von Art.4 des neuen Bayerischen Meldegesetzes. Hier- 

durch kann, entgegen Art. 4 Abs. 3 MeldeG, eine Übermitt- 
lung des Ordnungsmerkmals an den Arbeitgeber bewirkt 

werden. Das Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 
hatte bereits mit Schreiben vom 29.12.1978 mir gegenüber 
erklärt, daß sich aus der „Sicht der Finanzverwaltung die 
Frage eines solchen Ordnungsmerkmals nicht stellt“, der 
Ausdruck des OM mithin nicht für notwendig angesehen 
werde. 

Ziel der verschiedenen in Art. 4 MeldeG enthaltenen Eın- 
schränkungen im Umgang mit dem Ordnungsmerkmal ist 

es, eine weitere Verbreitung des Ordnungsmerkmais zu 
verhindern, denn je weiter das Ordnungsmerkmal bei Stel-
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len, die Daten verarbeiten, verbreitet wäre, desto wahr- 

scheinhcher würde seine künftige Verwendung als einheitli- 

ches Verknupfungsmerkmal von verschiedenen Datenbe- 

standen Da dies durch die Regelungen des Art. 4 MeldeG 

hinsichtlich des Ordnungsmerkmals der Melderegister ver- 

hindert werden soll, habe ich Gemeinden, soweit ich den 

Ausdruck des OM auf Lohnsteuerkarten feststellen konnte, 

auf die Unzulässigkeit dieser Verfahrensweise hingewiesen. 

Das Bayer. Staatsminısterium der Finanzen hat dies in sei- 

ner Bekanntmachung vom 25.7.1983 (FMB! S.369) klarge- 

stellt: „...,. und daß der Ausdruck eines Ordnungsmerkmais 

auf den Lohnsteuerkarten durch die Gemeinden im Hinblick 

auf Art. 4 Abs. 3 MeldeG ab 1984 nicht mehr zulässig ıst ...“. 

Wenngleich ich der Ansicht bin, daß Art.4 MeldeG gem. 

Art. 45 MeldeG bereits ab 14 1983 galt, begrüße ich doch 

diese Klarstellung. 

4.7.8. Nutzung des Ordnungsmerkmals aus dem Melde- 

register bei anderen Dienststellen 

In einer städtischen Bibliothek war bei Automatisierung des 

Leserbestandes - vor Inkrafttreten des MeldeG - dem Da- 

tensatz des Lesers als Benutzernummer seın zwölfstelliges 

Ordnungsmerkmal (OM) des Melderegisters zugeordnet 

worden. Leser, die später hinzukamen, erhielten zwar eben- 

falls eıne zwölfstellige Benutzernummer. Diese war jedoch 

nicht mehr mıt dem OM des Melderegisters identisch, son- 

dern enthielt eine von der Bibliothek vergebene, vom OM 

abweichende laufende Nummer und Prüfziffer. Bei der Nut- 

zung des aus dem Melderegister übernommenen OM durch 

dıe Bibliothek war ım vorliegenden Fall Art. 4 Abs. 2 Satz 3 

MeldeG zu beachten. Danach darf die Bibliothek die mit 

dem OM identische Benutzernummer ausschließlich zum 

Datenaustausch mit der Meldebehörde verwenden. Im Ver- 

kehr mit anderen öffentlichen Stellen (z.B. mit anderen Bi- 

blıotheken) darf diese Benutzernummer dagegen nicht ver- 

wendet werden {andernfalls wurde das OM des Melderegi- 

sters als allgemeine Identifikationsnummer weiter verbrei- 

tet). Die Verbreitung des OM alleine im Bibliotheksbereich 

würde zwar noch keine wesentliche Nutzungs-Ausweitung 

erzeugen. Der Sinn der Vorschrift des Art. 4 Abs. 2 Satz 3 

MeldeG liegt hier aber darin, daß sich sonst aus mehreren 

Erweiterungen der Nutzung des OM, die jede für sich wenig 

bedeutsam erscheinen mögen, eine problematische Ten- 

denz zum allgemeinen Verknüpfungsmerkmal ergeben 

könnte. Die genannte Stadtbibliothek ist nun dazu überge- 

gangen, in den Fällen, in denen noch OM aus dem Meldere- 

gister die Benutzernummer bilden, neue Nummern und 

neue Bibliotheksausweise auszugeben. 

4.7.9. Verwendung des Ordnungsmerkmals aus dem 
Meldereregister innerhalb der Gemeinde 

Durch Art. 4 Abs. 2 Satz 3 MeldeG ist bestimmt, daß Ord- 

nungsmerkmale vom Empfänger der Daten nur an dıe jewei- 

lige Meldebehörde übermittelt werden dürfen. Der nach- 

folgende Satz 4 von Art. 4 Abs. 2 MeldeG legt die entspre- 

chende Geltung von Art.31 Abs. 7 Satz 1 und 2 MeldeG 

fest. Hieraus ergibt sich, daß innergemeindliche Empfänger 

von Daten mit Ordnungsmerkmalen aus dem Melderegister 

denselben Beschränkungen im Umgang mit dem Ord- 

nungsmerkmal unterliegen, wie außergemeindliche Empfän- 

ger von Datenübermittlungen aus dem Melderegister. Ge- 

meindliche Dienststellen, die Daten aus dem Meldeamt der 

gleichen Gemeinde erhalten, dürfen deshalb das Ordnungs- 

merkmal ihrerseits wiederum nur gegenüber diesem Melde-   

amt, nıcht aber untereinander oder gegenüber anderen öf- 

fentlichen Stellen verwenden. Da das Ordnungsmerkmal 

nach Art.4 Abs 2 Satz 1 nur „ım Rahmen von Datenüber- 

mittlungen‘ des Meldeamts, also zusammen mit Melde- 

amtsdaten übermittelt werden darf, wäre seine Übermitt- 

lung oder Weitergabe zusammen mit Daten einer anderen 

Stelle — z.B. mit Daten des Ausländeramts - unzulässig. 

Diese Auslegung wurde zusammen mit dem Bayer. Staats- 

ministerium des Innern erarbeitet und inzwischen in Nr. 4.3 

der VollzBekMeldeG übernommen. 

4.7.10 Übermittlung von Meldedaten an Kreiswehrersatz- 

ämter 

Wehrpflichtgesetz und Zivildienstgesetz des Bundes wur- 

den im Berichtsjahr novelliert. $ 24 Abs. 9 des Wehrpflicht- 

gesetzes sieht nunmehr vor, daß Meldebehörden dem 

Kreiswehrersatzamt zur Wehrüberwachung Daten der 18-32 

Jahre alten männlichen Deutschen sowie Änderungen die- 

ser Daten mitteilen. Über ältere Personen werden Daten nur 

übermittelt, wenn der Meldebehörde durch Mitteilung der 

Wehrersatzbehörde bekannt ist, daß die Betroffenen der 

Wehrüberwachung unterliegen. Nach $ 23 Abs. 3 des Zivil- 

dienstgesetzes übermittelt die Wehrersatzbehörde Daten 

der Personen, die nicht der Wehruberwachung unterliegen, 

zum Zwecke der Zivildienstüberwachung dem Bundesamt 

für den Zivildienst. Das Bundesamt löscht die Daten, die zur 

Aufgabenerfüllung nicht benotigt werden. 

Die Bundesregierung hatte sich zu einer entsprechenden 

Gesetzesinitiative u.a. wie folgt geäußert: „Die von der Bun- 

desregierung vorgeschlagene Fassung des $23 Abs 3 

ZDG hat den Vorteil, daß dıe Meldebehörden am Verfahren 

der Datenübermittlung gegenüber dem Bundesamt für den 

Zivildienst nicht mitwirken, demzufolge also auch nicht das 

Datum „Zivildienstüberwachung“ zu erheben und zu spei- 

chern brauchen. Es ist bürgerfreundlich und verwaltungsö- 

konomisch und trägt darüber hinaus den Belangen des Da- 

tenschutzes Rechnung.“ 

Diese Auffassung wird aus der Sicht des Datenschutzes 

geteilt, weıl danach ım Melderegister bei den 18-32jährıgen 

nicht mehr gespeichert wird, ob sie der Wehr- oder zZivil- 

dienstüberwachung unterliegen. Das Melderegister kann 

dann insoweit nach diesen Kriterien nicht mehr ausgewertet 

werden. Die Zahl der Behörden, die diese Angabe kennen, 

ist beschränkt. Auf den Meldevordrucken wird auf die Erhe- 

bung des Datums „unterliegt der Wehr/Zivildienstüberwa- 

chung“ daher auch verzichtet. 

4.7.11. Weitergabe von Listen über An- und Abmeldungen 

Bei einer Stadt wurde festgestellt, daß bei An- und Abmel- 

dungen sowie Umzuügen innerhalb der Stadt listenmäßige 

Zusammenstellungen über Namen, Vornamen, Familien- 

stand, Geburtsdatum, Religion, Staatsangehörigkeit, bishe- 

rige und neue Wohnung sowie Zuzugsdatum an 9 verschie- 

dene Stellen, überwiegend innerhalb der Stadt, regelmäßig 

übermittelt wurden. Ich habe die Stadt aufgefordert, zu 

überprüfen, inwieweit sämtliche in den Listen enthaltene 

Meldedaten zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung der Da- 

tenempfänger erforderlich sind, da dies nach Art. 31 Abs. 1 

{und 7) MeldeG Voraussetzung für die Zulässigkeit der 

Übermittlung sowohl nach außerhalb als auch innerhalb der 

Stadt ıst. Dies bezog sich insbesondere auf die Weitergabe 

von Angaben über Religion, Staatsangehörigkeit und Fami- 

lienstand an die Stadtwerke und andere Stellen. Außerdem
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ist die Übermittlung der Angabe der Religionszugehörigkeit 

an die örtliche Polizeidienststelle durch die Verordnung zur 

Durchführung des Bayerischen Gesetzes über das Melde- 

wesen nicht mehr vorgesehen (DVMeldeG vom 29.7.1983, 

GVBI Seite 647). 

4.7.12. Datenübermittlung aus dem Melderegister an die 

Freiwillige Feuerwehr 

In einer Eingabe wurde gefragt, ob es zulässig sei, einem 

(privatrechtlichen) Feuerwehrverein jährlich eine Liste über 

alle feuerwehrpflichtigen männlichen Einwohner zu überge- 

ben, die dazu dient, bei den Betroffenen einen (freiwilligen) 

Beitrag einzuheben, der für Zwecke des Brandschutzes 

verwendet werden soll. Ich habe dazu dıe Ansıcht vertreten, 

daß dıe Voraussetzungen des Art. 34 Abs. 3 MeldeG, der 

eine Gruppenauskunft zuläßt, soweit sıe im öffentlichen In- 

teresse liegt, erfüllt sind, wenn die Einnahmen ausschließ- 

lich für Zwecke des abwehrenden Brandschutzes und des 

technischen Hilfsdienstes - also zur Erfüllung von Aufga- 

ben, die grundsätzlich nach Art. 1 Abs. 1 BayFwG den Ge- 

meinden obliegen - verwendet werden (vergl. Nr. 5.2.1 letz- 

ter Satz VollzbekBayFwG vom 30.3.1983 — MABI! Seite 273). 

Die Freiwilligen Feuerwehren müßten allerdings bei der 

Übergabe der Liste gemaß Art. 34 Abs. 4 MeldeG auf diese 

Zweckbindung hingewiesen werden. Die Vorschrift der Voll- 

zugsbekanntmachung zum Meldegesetz über Gruppenaus- 

künfte an nichtöffentliche Stellen ist dabei zu beachten 

(nach Nr. 34.6 - u.a. Zustimmung der Regierung). 

4.7.13. Sammelauskünfte aus dem Melderegister 

Wie mir bekannt wurde, hatte eine öffentliche Krankenkas- 

se von einem Einwohnermeldeamt die Anschriften von Per- 

sonen erbeten, die auf einer Liste namentlich aufgeführt 

wurden. Es handelte sich dabei durchwegs um 16-jährige, 

die die Schule zu diesem Zeitpunkt abschließen würden. 

Die Liste gab einen Hinweis darauf, daß Namenslisten von 

ganzen Schulklassen vorgelegt wurden. Es war anzuneh- 

men, daß die Anschriften zu Werbezwecken erbeten wur- 

den. Die Krankenkasse befand sich diesbezüglich in Wett- 

bewerb zu anderen (öffentlichen) Krankenversicherungen. 

Unbeschadet des für öffentliche Krankenversicherungen 

geltenden gesetzlichen Aufklärungsgebots habe ich die 

Auffassung vertreten, daß die Übermittlung der Anschriften 

in diesem Falle nicht zur rechtmäßigen Erfüllung der in der 

Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgabe „erfor- 

derlich“ und daher nicht zulässig ist (Art. 31 Abs. 1 Mel- 

deG). Dabei ging ich davon aus, daß nicht angenommen 

werden kann, daß die Übermittlung von Anschriften jedes- 

mal zur Aufgabenerfüllung „erforderlich“ ist, wenn eine von 

mehreren konkurrierenden öffentlichen Krankenversiche- 

rungen Daten erbittet. 

Zum selben Ergebnis würde in diesem Falle eine Gleichstel- 

lung der öffentlichen Stelle mit nicht-öffentlichen Stellen 

wegen des vorliegenden Wettbewerbs führen. Art. 22 

Abs. 1 BayDSG legt diese Überlegung nahe. Würde eine 

nichtöffentliche Stelle eine entsprechende Sammelauskunft 

beantragen, deren Grundlage beispielsweise Jahresberich- 

te von Schulen, Namenslisten von Behördenangehörigen, 

Jahrbücher o.ä. sind, würde m. E. ein Mißbrauch des in 

Art. 34 Abs. 1, insbesondere Satz 2 MeldeG, vorgesehenen 

Sammelauskunftsverfahrens vorliegen, so daß die Daten- 

übermittiung nicht als erlaubt angesehen werden könnte. In 

der Vollzugsbekanntmachung zum Meldegeseiz ist dieser 

Mißbrauch inzwischen untersagt worden (Nr. 34.1.2).   

4.7.14. Weitergabe von Meldedaten durch Bürgermeister 

Der 2. Bürgermeister einer Gemeinde hatte eine Kopie 

einer Melderegıster-Karteikarte eines Gemeindeeinwohners 

einem Privatmann weitergegeben. Ein Fall der Vertretung 

des 1. Bürgermeisters lag damals nıcht vor. Auch gehörte 

der Aufgabenbereich Einwohnerwesen bzw. Verwaltung 

des Melderegisters nicht zu den Aufgaben des 2. Bürger- 

meisters, der die Daten nach seiner Einlassung als Privat- 

mann weitergab. Die Weitergabe sämtlicher Melderegister- 

daten eines Einwohners durch den 2. Bürgermeister an 

einen Privatmann war nach Art. 4 Abs. 1, 18 Abs. 1 BayDSG 

und nach der damals geltenden Vollzugsbekanntmachung 

zum Meldegesetz unzulässig (der Vorfall ereignete sich 

noch vor Inkrafttreten des neuen Meidegesetzes, aus dem 

sich allerdings keine andere Beurteilung des Sachverhaltes 

ergeben würde). Die Weitergabe der Fotokopie der Melde- 

registerkarte durch den 2. Bürgermeister wurde daher gem. 

Art. 30 Abs. 1 BayDSG beanstandet. Der Fall hat auch ge- 

zeigt, daß es erforderlich ist, innerhalb der Gemeinde, also 

auch für weitere Bürgermeister, klarzustellen, wer zur Weı- 

tergabe von Meldedaten befugt ist und dies ggf. auch durch 

organisatorische Maßnahmen zu sichern. 

Der Fall gibt aber auch zu der folgenden Überlegung Anlaß. 

Eine Beanstandung bezieht sich nach Art. 30 BayDSG auf 

eine festgestellte „Verletzung von Vorschriften über den 

Datenschutz“. Nach Art. 2 BayDSG unterliegen dem Daten- 

schutzgesetz und damit auch der Datenschutzkontrolle des 

Landesbeauftragten für den Datenschutz dıe öffentlichen 

Stellen. Sie sind ggf. Adressat einer Beanstandung. Da Ver- 

stöße gegen Datenschutzvorschriften jeweils menschliches 

Handeln voraussetzen, ist vor einer Beanstandung auch zu 

prüfen, ob eın bestimmtes nicht mit Datenschutzvorschrif- 

ten übereinstimmendes Handeln der betreffenden öffentli- 

chen Stelle zuzurechnen ist. Eine Beanstandung eıner Da- 

tenübermittlung kann beispielsweise nicht in Frage kom- 

men, wenn sie der Behörde ohne Zweifel nicht zuzurechnen 

wäre, wie im Falle einer Weitergabe von Daten durch einen 

Einbrecher (hier könnte allenfalls mangelnde Sicherung be- 

anstandet werden). Anderes gilt, wenn Bedienstete und 

insbesondere Personen, die zur Vertretung der Gemeinde 

nach außen grundsätzlich berufen sind, gegen Daten- 

schutzrechte verstoßen. Ist dieser Verstoß besonders 

schwerwiegend, ist der persönliche Anteil des Betreffenden 

an der Verantwortung für die rechtswidrige Handlung in der 

Beanstandung entsprechend hervorzuheben, so daß vor al- 

lem ihn die Mißbilligung, die die Beanstandung darstellt, 

trifft 

4.7.15. Übermittlung von Wähleranschriften an politische 

Parteien nur nach Art. 35 Abs. 1 MeldeG 

Nach Art. 35 Abs. 1 MeldeG darf die Meldebehörde „Par- 

teien und Wählergruppen im Zusammenhang mit allgemei- 

nen Wahlen und mit Abstimmungen in den sechs der 

Stimmabgabe vorangehenden Monaten Auskunft aus dem 

Melderegister über die in Art. 34 Abs. 1 Satz 1 bezeichne- 

ten Daten von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen ....“ 

Unabhängig davon bestand nach $ 19 Abs. 4 der Landes- 

wahlordnung und $ 5 Abs.5 der Gemeindewahlordnung 

die Möglichkeit, während der Auslegungsfrist Abschriften 

oder Auszüge des Wählerverzeichnisses, das ebenfalls Na- 

men und Anschriften der Wahlberechtigten enthält, zu ertei- 

len. Da diese Möglichkeit nach dem Wahlrecht erst ab dem
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24. bzw. 27. Tag vor der Abstimmung möglich war und dies 

für eine Direktadressierung von Wahlwerbung wohl zu kurz- 

fnıstig ist, wurde ım Landesmeldegesetz die neue Bestim- 

mung des Art. 35 Abs. 1 MeideG (entsprechend einer frü- 

heren Regelung in der Vollzbek. zum früheren MeldeG) ge- 

schaffen. Die Neuregelung wurde mit der Einführung einer 

Widerspruchsmöglichkeit ın Art. 35 Abs 1 Satz3 MeldeG 

verbunden, so daß sich nun die Frage des Verhältnisses 

dieser Regelung zu den Bestimmungen über die Weiterga- 

be von Abschriften der Wähleriisten stellte 

Ich habe gegenüber dem Bayerischen Staatsministerium 

des Innern die Auffassung vertreten, daß ich die Einfügung 

des Widerspruchsrechts für eine wichtige Konkretisterung 

des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bzw. Übermaßverbo- 

tes halte. Da das Widerspruchsrecht im Verhältnis zum Lan- 

des- und Gemeindewahlrecht in einer späteren Rechtsnorm 

enthalten ist und als konkrete Regelung zur Weitergabe von 

Anschriften der Wahlberechtigten zum Zwecke der Wahl- 

werbung eine Spezialvorschrift gegenüber den allgemeinen 

Vorschriften der Wahlordnungen darstellt, geht die neuere 

Regelung vor. Auch ist Anliegen der Wahlordnung im we- 

sentlichen die Transparenz des Wahlverfahrens, nicht aber 

die Nutzbarkeit der Anschriften für Direktadressierung. 

Auch als gesetzliche Regelung der Konfliktlage geht Art. 35 

Abs. 1 MeldeG den Regelungen über die Wäählerlisten in 

den Wahlordnungen vor. Es wäre unverständlich, dem Wi- 

derspruch eines Wahlberechtigten gegen die Weitergabe 

seiner Anschriften für Dırektwerbung durch Parteien und 

Wählergruppen während des 6. bis einschließlich 2. Monats 

vor der Wahl zu entsprechen, nach Auslegung der Wäählerli- 

sten jedoch eine uneingeschränkte Nutzung der Wähleran- 

schriften durch Parteien und Wählergruppen zuzulassen. 

Ich habe daher angeregt, in der anstehenden Änderung des 

Gemeindewahlrechts und durch Änderung des Landes- 

wahlrechts klarzustellen, daß die Frage der Nutzung von 

Wähleranschriften durch Parteien oder Wählergruppen, ab- 

gesehen von der Nutzung zur Überprüfung der Wählerlisten 

auf inhaltliche Richtigkeit, ausschließlich nach Art. 35 Abs. 1 

MeldeG zu beurteilen ist. Das Bayerische Staatsministerium 

des Innern hat dies in $5 Abs. 5 der Gemeindewahlord- 

nung durch Anfügung eines neuen Satzes 6 berücksichtigt, 

der lautet. „Für Parteien oder Wählergruppen bemißt sich 

die Anfertigung oder Erteilung von Abschriften und Auszü- 

gen nach Art. 35 Abs. 1 des MeldeG.“ Das Ministerium hat 

außerdem mitgeteilt, daß in Aussicht genommen sei, ım 

Rahmen der ım Jahre 1985 vorgesehenen Novellierung der 

Landeswahlordnung die gleiche Änderung vorzunehmen, 

wie beı der Gemeindewahlordnung. 

4.7.16. Nutzung von Einwohnerdaten für eine Partei außer- 

halb der Sechsmonatsfrist des Art. 35 Abs. 1 MeldeG 

Durch eine Eingabe wurde bekannt, daß eın Burgermeister 

Adreßaufkleber aus dem Einwohnerdatenbestand seines 

gemeindlichen Meideregisters zur Adressierung eines Wer- 

beschreibens der Parteı, der er angehört, verwendet hatte. 

Der Sachverhalt war einmal nach Art. 31 MeideG (Weiterga- 

be von Meldedaten an den Bürgermeister), zum andern 

nach Art. 35 MeldeG (Übermittlung an Parteien) zu prüfen. 

Die Inanspruchnahme der Daten durch den Bürgermeister 

war durch Art. 31 MeldeG nicht gedeckt Die Aufgaben der 

Meldebehörde, für deren Erfüllung Einwohnerdaten genutzt 

werden dürfen, sind in Art. 2 MeldeG festgelegt. Die Nut- 

zung von Meldedaten zur Adressierung von Schreiben von 

Parteien gehört nicht zu diesen Aufgaben. Sie gehört aber 
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auch nıcht zu den übrigen Aufgaben der Gemeinde oder zu 

den Aufgaben des Bürgermeisters als Gemeindeorgan. Dıe 

Inanspruchnahme der Daten konnte daher nicht mit der Er- 

füllung einer Aufgabe des Datenempfängers begründet 

werden. Art.6 MeldeG, wie auch Art. 14 Abs. 1 BayDSG 

verbieten darüber hinaus auch Gemeindebediensteten per- 

sonenbezogene Daten zu einem anderen als den zur jewei- 

ligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck 

zu verarbeiten, bekannt zu geben, zugänglich zu machen 

oder sonst zu nutzen. 

Nach Art. 35 Abs. 1 MeldeG wäre es dagegen zulässig, An- 

schriften der, wie im vorliegenden Fall 18 - 30jährigen 

Wahlberechtigten innerhalb von 6 Monaten vor einer allge- 

meinen Wahl an Parteien im Zusammenhang mit der Wahl 

zu übermitteln. Der Empfänger müßte die Daten spätestens 

einen Monat nach der Wahl löschen. Da die Inanspruchnah- 

me der Daten jedoch lange vor Begınn der Sechsmonats- 

frist vor der Wahl lag, kam die für Parteien geschaffene 

Sondervorschrift des Art. 35 Abs. 1 MeldeG nicht zur An- 

wendung. 

Es war aber auch nicht moglich eine solche Datenübermitt- 

lung vor Beginn dieser Sechsmonatsfrist nach Art. 34 

Abs. 3 MeldeG (Gruppenauskunft an nıchtöffentliche Stel- 

len) zu rechtfertigen. Art. 35 MeldeG stellt fur die dort ge- 

nannten Datenempfänger (Parteien, Presse, Adreßbuchver- 

lage u a.) eine Spezialvorschrift dar, die die Anwendung von 

Art. 34 Abs. 3 MeldeG ausschließt (so auch jetzt die Vollz- 

BekMeldeG in Nr. 35.1 Abs. 2). 

Die Anwendbarkeit von Art.34 Abs. 3 MeldeG (entspre- 

chend $ 22 Abs 1 MRRG) setzt für jede Art von Gruppen- 

auskünften die Bejahung eines „öffentlichen Interesses“ 

voraus. Mit der Frage, inwieweit für Melderegısterauskünfte 

an Parteien, Presse, Adreßbuchverlage etc. ein solches „öf- 

fentliches Interesse“ angenommen werden kann, hat sich 

nun aber bereits der Gesetzgeber in Art. 35 MeldeG ausein- 

andergesetzt. Er hat die von ihm für sachgerecht gehalte- 

nen Grenzen und Bedingungen, darunter die 6-Monats- 

Frist, in dieser Vorschrift festgelegt. Nach der früheren 

Rechtslage, die für solche Gruppenauskünfte ebenfalls ein 

öffentliches Interesse zur Voraussetzung machte, war stets 

angenommen worden, daß für Auskünfte über Anschriften 

von Wahlberechtigten an Parteien ein solches öffentliches 

Interesse dann angenommen werden konnte, wenn die An- 

schriften innerhalb von 6 Monaten vor der Wahl für Zwecke 

der Wahl erbeten wurden (siehe die frühere VollzbekMel- 

deG, Nr. 3.3.2). Diese bewährte Regelung ist nun vom Ge- 

setzgeber unmittelbar in Art 35 Abs 1 MeldeG übernom- 

men worden. Es liegen auch keine Anhaltspunkte dafür vor, 

daß der Gesetzgeber außerhalb der Sechsmonatsfrist den 

Meldebehörden freistellen wollte, ein öffentliches Interesse 

für derartige Gruppenauskünfte anzunehmen. Der Gesetz- 

geber hat damit einen Kompromiß geschlossen zwischen 

der von ihm anerkannten Notwendigkeit, den Parteien im 

zeitlichen Zusammenhang mit Wahlen eın direktes An- 

schreiben der Wahlberechtigten zu ermöglichen und den 

andererseits aus einer unbeschränkten Weitergabe von An- 

schriften an Parteien ansonsten zu erwartenden Beein- 

trächtigungen. Hierzu wurde im Berichtsjahr bekannt, daß 

von Privatpersonen eine Vereinigung gegründet worden 

war, die sich als Partei ausgab um von Meldeämtern Adres- 

senmaterial zu erhalten. Die Adressen sollten in Wirklichkeit 

für Versicherungs- bzw. Mitgliederwerbung genutzt wer- 

den.
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In diesem Zusammenhang sei im Vorgriff auf den TätigKeits- 

bericht 1984 kurz darüber berichtet, daß vor der Kommunal- 

wahl 1984 erneut eine größere Anzahl von Beschwerden 
wegen Nutzung von Meldedaten durch Parteien beim Lan- 

desbeauftragten für den Datenschutz eingingen Diesen 

Fällen war gemeinsam, daß die Betroffenen von ihrem 
Recht, der Weitergabe ihrer Anschrift an Parteien zu wider- 

sprechen (Art.35 Abs. 1 Satz3 MeldeG) keine Kenntnis 

hatten. Ich weise deshalb auch in diesem Bericht, wie 
schon ın früheren Stellungnahmen zur Entwicklung des 

Meiderechts, darauf hin, daß für die sogenannten „Altfälle“ 
(also für diejenigen Betroffenen, die sich vor Inkrafttreten 
des neuen MeldeG angemeldet hatten und daher keine 

Kenntnis von den Widerspruchsmöglichkeiten nach Art. 35 

MeldeG erhielten) eine angemessene Möglichkeit zur Be- 
kanntgabe der Widerspruchsrechte gefunden werden muß 
(Gleichbehandlung). Ich habe hierzu wiederholt vorgeschla- 
gen, daß die Meidebehörden etwa zweimal jährlich hierüber 
einen Hinweis veröffentlichen oder eine entsprechende Be- 

kanntmachung aushängen sollen. Dem ıst bisher vom 

Staatsministerium des Innern stets mit dem Argument wi- 

dersprochen worden, die Verwaltung könne unmöglich auf 
sämtliche Rechte, die ein Bürger hat, öffentlich hinweisen. 

Dem ist grundsätzlich zuzustimmen, hier aber handelt es 
sich um Rechte aller Bürger, bei denen sich die Vorausset- 

zungen für ihre Inanspruchnahme in bestimmten Abständen 
wiederholen. Deshalb meine ich, daß auf die Widerspruchs- 

möglichkeit nach Art. 35 MeideG durchaus immer wieder 
öffentlich hingewiesen werden könnte, ohne daß dadurch in 

nennenswertem Umfang Bezugsfalle entstünden. Für 

Adreßbuchverlage wurde dies inzwischen in Nr. 35.4 Vollz- 
BekMeldeG, ın einer Soll-Vorschrift, vorgesehen. 

4.7.17. Verwendung der im Melderegister gespeicherten 

Seriennummer von Paß oder Personalausweis 
(Art. 3 Abs. 2 Nr. 7 MeldeG) 

Von anderen Landesbeauftragten für den Datenschutz und 

dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz ist wieder- 
holt die Speicherung der Seriennummer des Personalaus- 
weises und des Passes im Melderegister kritisiert worden. 

Die Nummern seien Daten, die der Identitätsfeststellung 
von Einwohnern dienen würden. Die Daten, die im Meldere- 

gister zur Identitätsfeststellung von Personen gespeichert 
werden dürfen, seien aber durch das Melderechtsrahmen- 
gesetz auch für den Landesmeldegesetzgeber bindend und 

abschließend festgelegt. Darunter befindet sich die Angabe 

über die Seriennummer von Paß oder Personalausweis 

nicht. 

Art.3 Abs. 2 Nr. 7 MeideG gestattet der Meldebehörde, „für 

die Mitwirkung bei Maßnahmen der Gefahrenabwehr oder 
Strafverfolgung“ die Seriennummer des Passes oder Perso- 
nalausweises zu speichern. Diese Zweckbestimmung um- 

faßt eine Vielzahl möglicher Verwendungen bei der Polizei. 

Ich habe daher versucht zu klären, inwieweit die Polizei die 
genannten Daten für andere Zwecke als die Feststellung 
der Identität einer Person benötigt. 

Das Bayer Staatsministerium des Innern hatte bereits in 

den Beratungen über den Entwurf eines Landesmeldege- 

setzes im Beirat beim lLandesbeauftragten für den Daten- 
schutz erklärt diese Angabe diene nicht der Feststellung 
der Identität des Einwohners, sondern zur Feststellung von 

gestohlenen und als verloren gemeldeten Personalauswei- 

sen und Pässen Ich habe daraufhın das Bayer. Staatsmini-   

sterium des Innern gebeten, den Arbeıtsablauf zu schildern, 

der beı der Nutzung der Seriennummer von Paß oder Per- 

sonalausweis bei der Polizei abläuft. 

4.8. Steuerverwaltung 

4.8.1. Steuerverwaltung, allgemein 

Auch ın diesem Berichtsjahr — wie in den Vorjahren - habe 

ich mich mit den Datenschutzbeauftragten der Länder und 
des Bundes um eine Klarstellung des Verhältnisses des 
Steuergeheimnisses zur Kontrollzuständigkeit der Daten- 
schutzbeauftragten in der Abgabenordnung bemüht. Das 
Bayer. Staatsministerium der Finanzen hat sich die Forde- 

rung nach Ergänzung der Abgabenordnung (AO) im Zuge 

der geplanten AO-Novelle aus folgenden Erwägungen nicht 
zu eigen gemacht: 

„Der ursprüngliche Referentenentwurf sieht eine Aufnahme 
des Kontrollrechts der Datenschutzbeauftragten in dıe Aus- 
nahmevorschrift des $ 30 Abs. 4 AO nicht vor, weıl man der 
Auffassung war, daß eine solche Bestimmung nicht aus der 

Aufgabenstellung der Finanzverwaltung, sondern der Da- 
tenschutzbeauftragten herrühren und deshalb letztere ihren 
Einfluß auf den Gesetzgeber geltend machen sollten, wenn 
sie eine derartige Vorschrift als für ihre Arbeit erforderlich 

ansehen würden. Die Finanzverwaltung hat sich stets ge- 

gen eine weitgehende Durchlöcherung des Steuergeheim- 

nisses durch Ausnahmevorschriften gewandt und deshalb 
auch davon abgesehen, einer hıer gewiß mit guten Argu- 

menten begründbaren Durchbrechung das Wort zu reden.“ 

In meiner Stellungnahme zu einem überarbeiteten Referen- 

tenentwurf eınes Gesetzes zur Änderung der Abgabenord- 

nung, die auch über den Bundesbeauftragten für den Da- 
tenschutz dem Bundesminister für Finanzen zugeleitet wur- 
de, habe ıch dıe Aufnahme einer die Kontrollbefugnis der 

Datenschutzbeauftragten entsprechend klarstellenden Re- 

gelung ın $ 30 Abgabenordnung erneut gefordert. Gleich- 
zeitig habe ich das Bayer. Staatsministerium der Finanzen 
gebeten, die entsprechenden Vorschläge Zu unterstützen. 

4.8.2. Kontrollmittellungen 

Mehrere Petenten hatten sich mit der Bitte um Überprüfung 

der Zulässigkeit der regelmäßigen Übersendung von Kon- 

trollmitteilungen über Vergütungen an Finanzämter an mich 
gewandt. Die Datenschutzbeauftragten der Länder und des 
Bundes hatten auf die ıhrer Ansıcht nach bestehende Not- 
wendigkeit, die Kontrollmitteilungen auf eine eindeutige 

Rechtsgrundlage zu stützen, bereits hingewiesen. Der Bun- 

desminister der Finanzen hat das Problem in einem Entwurf 
zur Änderung der Abgabenordnung aufgegriffen. Gleich- 
wohl war es aufgrund der Eingaben erforderlich, für die Zeit 
bis zum Inkrafttreten einer Erganzung der Abgabenordnung 
eine aus der Sicht des Datenschutzes befriedigende Lö- 
sung zu finden. 

Die Zulässigkeit der Kontrollmitteilungen beurteilt sich nach 
den Vorschriften der Abgabenordnung (AO), da das Bayer. 
Datenschutzgesetz zurücktritt, wenn besondere Vorschrif- 

ten über den Datenschutz, über Verschwiegenheitspflich- 

ten oder uber Verfahren der Rechtspflege gelten (Art. 2 
Abs.2 BayDSG). $ 93 AO regelt die Auskunftspflicht der 
Beteiligten und anderer Personen, gegenüber der das 
BayDSG mit seinen Übermittlungsregelungen zurücktritt. 
893 AO begründet eine Auskunftspflicht der Beteiligten, 
sowie dritter Personen über die für die Besteuerung erheb-
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liche Sachverhalte. Nıchtbeteiligte dritte Personen dürfen 

nach $ 93 Abs. 2 Satz 1 AO nur im Einzelfall aufgrund eines 

konkreten Auskunftsersuchens ın Anspruch genommen 

werden. Dabei ist nach $ 93 Abs. 1 Satz 1 AO sorgfältig zu 

prüfen, ob die Auskunft zu Feststellung des steuererhebli- 

chen Sachverhalts erforderlich ist. Zunächst ist daher der 

Steuerpflichtige selbst zu befragen. $ 93 Abs. 1 Satz 3 AO 

regelt ausdrücklich, daß nichtbeteiligte Dritte nur in An- 

spruch genommen werden sollen, wenn die Sachverhalts- 

aufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele führt oder 

keinen Erfolg verspricht. 

Die Soll-Vorschrift des 893 Abs. 1 Satz 3 AO ist mE. so 

auszulegen, daß Dritte zur Ermittlung des Steuersachver- 

haltes nur herangezogen werden können, soweit sıch dies 

ausnahmsweise und im Einzelfall als erforderlich erweist. 

Auch der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil vom 

27.10.1981 (Bundessteuerblatt 82, S. 141) ausgeführt, daß 

die Finanzverwaltung in der Regel nach der Soll-Vorschrift 

des 8 93 Abs. 1 Satz 3 AO verfahren muß und nur ın atypi- 

schen Fällen von der dort festgelegten Verfahrensweise ab- 

weichen darf. Einen solchen atypischen Fall sieht der Bun- 

desfinanzhof z.B. darin, daß der Steuerpflichtige unbekannt 

ist. In diesem Fall kann sich das Finanzamt also der Hilfe 

Dritter zur Sachverhaltsaufklärung bedienen. Es ist jedoch 

zu unterscheiden zwischen der Ermittlung des unbekann- 

ten Steuerpflichtigen und der Ermittlung der die Steuer- 

pflicht begründenden weiteren Besteuerungsgrundlagen. 

Wenn die Ermittlung des unbekannten Steuerpflichtigen in 

manchen Fällen nur durch Zuhilfenahme dritter Personen 

zum Erfolg führt, so gilt dies nicht in jedem Fall gleichzeitig 

auch für die Übermittlung der Besteuerungsgrundlagen. Ist 

der Steuerpflichtige erst einmal bekannt, so muß sich die 

Finanzverwaltung zur Aufklärung des Steuersachverhaltes 

zunächst an ihn wenden. Nur wenn dies ohne Erfolg bleibt, 

oder im Einzelfall feststeht, daß die Ermittlung beim Steuer- 

pflichtigen keinen Erfolg haben wird, darf von Dritten auch 

Auskunft über Besteuerungsgrundiagen gefordert werden. 

Kontrollmitteilungsverfahren, die gleichzeitig die Besteue- 

rungsgrundlagen mitteilen, können daher gegen 893 AO 

verstoßen. 

Im Zusammenhang mit Kontrollmitteilungen, die vom Bayer. 

Rundfunk an Finanzämter übersandt wurden, ist nun eın 

Vorschlag für eine praktische Lösung entwickelt worden, 

der sich ın dem vom Bundesfinanzhof für zulässig erachte- 

ten Rahmen hält. Danach sollen die Mitarbeiter Honorarab- 

rechnungen erhalten, die inhaltlich den bisherigen Kontroll- 

mitteilungen an die Finanzbehörden entsprechen. Die Fi- 

nanzbehörden sollen gleichzeitig Mitteilungen über die Na- 

men und Anschriften der Mitarbeiter erhalten und können 

dann im Einzelfall bei Bedarf die Ermittlungen bei den ein- 

zelnen Mitarbeitern aufnehmen und ggf. die Honorarab- 

rechnungen anfordern. Bis zu einer endgültigen Regelung 

in der Abgabenordnung wird das Bayer. Staatsministerium 

der Finanzen gegen dieses Verfahren keinen Einwand erhe- 

ben. 

Ich habe hierüber die Petenten und auch den Bayer. Volks- 

hochschulverband unterrichtet. 

4.8.3. Einzelfälle 

im Zusammenwirken mit der Steuerverwaltung waren auf- 

grund von Bürgereingaben eine Zahl von Einzeifragen zur 

Datenoffenbarung im Steuerverfahren zu klären: 

- Angabe der Steuernummer auf Zahlungsträgern, die 

auch dritte Stellen zu Gesicht bekommen:   

Zur eindeutigen Zuordnung des Schriftverkehrs und als 

notwendiges Unterscheidungsmerkmal in den Fällen, in 

denen einem Steuerpflichtigen mehrere Steuernummern 

zugeteilt werden müssen, ıst nach Auffassung der Fı- 

nanzverwaltung die Steuernummer zur eindeutigen Zu- 

weisung zum betroffenen Steuerkonto erforderlich. Dies 

gilt auch für Steuerrückerstattungen, da sonst Erstat- 

tungsanweisungen, die zurücklaufen, weil sıe von Ban- 

ken nıcht bearbeitet werden können, ebenfalls nıcht zu- 

geordnet werden könnten. Um eine Durchbrechung des 

Steuergeheimnisses durch Gebrauch der Steuernummer 

durch unbefugte Dritte zu verhindern, sind die Finanzäm- 

ter angewiesen, sich bei telefonıschen Anfragen unter 

Bezugnahme auf dıe Steuernummer über die Personeni- 

dentität des Anrufers durch weıtere spezielle Fragen zu 

vergewissern, bzw den Steuerpflichtigen mit der in der 

Steuererklärung angegebenen Telefonnummer selbst an- 

zurufen. Die Angabe der Steuernummer auf Zahlungstra- 

gern erscheint deshalb gem. & 30 Abs. 4 Ziff. 1 AO zur 

Durchführung des Steuerverfahrens gerechtfertigt. 

- Bekanntgabe der auf einzelne Kommandıtisten entfallen- 

den Einkünfte auch an alle ubrigen Kommanditisten 

durch das Finanzamt: 

Im Rahmen der durch dıe Abgabenordnung vorgeschrie- 

benen gesonderten und einheitlichen Feststellung der 

Einkünfte der Gesellschaft zu einer Kommanditgesell- 

schaft ist notwendiger Inhalt des Bescheides die Fest- 

stellung, wer an dem festgestellten Betrag beteiligt ıst 

und wie dieser sich auf die einzelnen Beteiligten verteilt. 

Dieser gesamte Bescheid ist allen Gesellschaftern ge- 

genüber bekanntzugeben ($ 179, 180 AO). 

- Übermittlung der Steuernummer sowie des betreffenden 

Gewerbesteuermeßbet-ags durch das Fınanzamt an die 

Handwerkskammer’ 

Sie ıst nach $31 AO zulässig, da der Handwerkskam- 

merbeitrag an den Gewerbesteuermeßbetrag anknüpft. 

- Bekanntgabe der für das Verfahren der Forderungspfan- 

dung benötigten Angaben über den Vollstreckungs- 

schuldner durch das Finanzamt an einen unbeteiligten 

Dritten, der nicht, wıe ın einem mır mitgeteilten Fall ırr- 

tümlich angenommen, Schuldner des Vollstreckungs- 

schuldners ist: 

Eine solche Bekanntgabe ıst wegen Verstoßes gegen 

das Steuergeheimnis ($ 30 AO) unzulässig. 

4.9. Personalwesen 

4.9.1. Datenschutzfragen im Beihilfewesen 

Staat, Gemeinden und Gemeindeverbände sowie viele an- 

dere öffentliche Stellen gewähren ihren Beamten im Rah- 

men der sogenannten Beihilfe-Richtlinien im Krankheitsfalle 

finanzielle Beihilfen, da sie nicht der Sozialversicherung un- 

terliegen. Den durch Beihilfe nicht gedeckten Teil der 

Krankheitskosten (bis zu 50%) muß der Beamte durch eine 

private Krankenversicherung selbst abdecken, zu der der 

Arbeitgeber keinen Zuschuß leistet. Die öffentliche Hand er- 

spart dadurch die Zahlung entsprechender Arbeitgeberan- 

teile zur Krankenversicherung. 

Folge der Beihilfegewährung ist, daß die Beihilfeberechtig- 

ten dem Dienstherrn mit den Beihilfeantragen Rechnungen 

von Ärzten, Krankenhäusern und Apotheken als Belege
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vorlegen müssen, um Beihilfe zu erhalten. Dies betrifft auch 

ihre Familienangehörigen. Bis vor einiger Zeit war in diesem 
Zusammenhang ın verschiedenen Eingaben immer wieder 

beanstandet worden, daß Behörden nicht sichergestellt 

hätten, daß ärztliche Rechnungen mıt Diagnosen und Be- 
handlungsangaben in verschlossen Umschlägen direkt der 
jeweiligen Beihilfestelle übergeben werden könnten (siehe 

auch 5. Tatigkeitsbericht Nr. 4.10, Seite 40/41). Seit Ärzte 
nun durch die seit Anfang 1983 geltende neue Gebühren- 

ordnung gezwungen sınd, wesentlich eingehendere Anga- 

ben über Krankheit und Behandlung des Patienten auf der 
Liquidation auszuweisen, ist die Sorge der Betroffenen, der 

Dienstherr könne hiervon Kenntnis nehmen und daraus pro- 

blematische Schlüsse ziehen, gewachsen. Nicht zuletzt ver- 
anlaßt durch diese Eingaben habe ich mich im Berichtsjahr 

zunächst an das für Beihilfe federführende Bayerische 
Staatsministerium der Finanzen und dann an die übrigen 
Geschäftsbereiche gewandt und die tatsächliche und recht- 

liche Problematik vorgetragen. 

Ich habe dabei auch darauf hingewiesen, daß die teilweise 
mangelnde Abschottung des Verfahrens der Beihilfebear- 

beitung von der übrigen Verwaltung, insbesondere der Per- 

sonalverwaltung, dazu führen könnte, daß Beihilfeberechtig- 

te in manchen Fällen vorsorglich davon absäahen, Rechnun- 

gen zur Beihilfegewährung einzureichen, oder überhaupt 

den Arzt aufzusuchen, um nicht den Eindruck einge- 
schränkter gesundheitlicher Eignung für ihr weiteres beruf- 

liches Fortkommen zu erwecken. Auch von therapeuti- 

schen Behandlungseinrichtungen wurde diese Sorge vor- 
getragen, die über entsprechende Ängste von Patienten 

berichteten. 

Unter rechtlichen Gesichtspunkten habe ich den in Frage 

stehenden Umgang mit personenbezogenen und deshalb 

besonders schutzwurdigen medizinıschen Daten folgender- 
maßen beurteitt: Die in Art. 86 des Bayerischen Beamtenge- 

setzes festgelegte Pflicht des Dienstherrn, im Rahmen des 

Dienst- und Treueverhältnisses für das Wohl des Beamten 
und seiner Familie zu sorgen, ist nicht nur Grundlage für 
den Beihilfeanspruch selbst. Sie enthält meines Erachtens 

auch die Verpflichtung, das Beihilfewesen so zu organisıe- 

ren, daß Beihilfeberechtigte im Krankheitsfall die Beihilfe in 

Anspruch nehmen können, ohne Nachteile durch anderwei- 

tige Verwendung der Daten befürchten zu müssen. Es wäre 
unverständlich, wenn sich aus dem mit der besonderen be- 

amtenrechtlichen Fürsorgepflicht des Dienstherrn begrün- 

deten Beihilfewesen ın der Praxis eine Schlechtersteliung 

der Beamten gegenüber anderen Beschäftigten des Öffent- 

lichen Dienstes ergeben würde. Dies ist jedenfalls denkbar, 

weil nicht beihilfeberechtigte Bedienstete, sowie Beamte, 
die freiwillig Mitglieder von Ortskrankenkassen oder Ersatz- 
kassen sind, dem Dienstherrn medizinische Angaben nicht 

zur Abrechnung von Krankheitskosten zu offenbaren brau- 
chen. 

Hieraus folgt meines Erachtens, daß die Verwaltung der 
Beihilfe von der übrigen Verwaltung, einschließlich der Per- 
sonalverwaltung, hineichend getrennt sein muß. 

Verfassungsrechtliche Erwägungen führen ebenfalls zu die- 

sem Ergebnis. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 15.12.1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 hat die in 

Weiterführung der bisherigen Rechtssprechung (siehe 

auch 5. Tätigkeitsbericht Nr. 4.10 Seite 40/41 und 4.2., Sei- 

te 13/14) festgestellt, daß das durch Art.2 Abs. 1 i.V.m.   

Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes gewahrleistete allgemeine 
Persönlichkeitsrecht auch die aus dem Gedanken der 
Selbstbestimmung folgende Befugnis des Einzelnen um- 

faßt, grundsätzlich selbst zu entscheiden, wann und inner- 

halb welcher Grenzen er persönliche Lebenssachverhalte 
offenbaren will Dieses Recht auf „informationelle Selbstbe- 
stimmung* ist jedoch nicht schrankenlos gewährleistet. 

Beamte unterliegen im Rahmen ihres Dienstverhältnisses 
bestimmten gesetzlichen Beschränkungen. Eine entspre- 

chende Beschränkung fehlt jedoch hinsichtlich der Beihilfe- 
daten des Beamten und seiner Angehörigen. Dem kann 

meines Erachtens auch nicht entgegengehalten werden, 

daß der betroffene Beamte mit seinem Antrag auf Beihilfe in 
eine beliebige Nutzung seiner Beihilfedaten durch den 

Dienstherrn konkludent eınwillige, denn er kennt den ge- 

nauen Umfang eventueller, neben der Beihilfeberechnung 
denkbarer sonstiger Nutzungen der vorgelegten Abrech- 

nungen nicht. Zudem ist festzustellen, daß Personalverwal- 

tungen grundsätzlich erklären, derartige Informationen wür- 
den nicht für sonstige Zwecke, auch nicht der Personalver- 

waltung, genutzt. Da die Daten beim Arzt einer besonderen 

Schweigepflicht unterliegen, die gerade vor staatlichen Ein- 
griffen schützen soll, kann nicht unterstellt werden, die Be- 

troffenen würden einer sonstigen Nutzung zustimmen 

{vergl $ 203 Abs. 1 Nr 1 und Abs 3 StGB, 8853 Abs 1 

Nr. 3, 53 a, 97 Abs. 1 Nr.2 und 3 und Abs. 4 StPO, 876 
SGB X). Schließlich steht dem Betroffenen ın der Regel keı- 
ne Alternative zum Beihilfeantrag zu Gebote. Er muß des- 

halb darauf vertrauen können, daß ihm aus seinem Antrag 

keine Beschwer erwächst, die nicht mit der Abrechnung un- 
mittelbar zusammenhängt. 

Ich halte daher die rechtliche Befugnis zur Kenntnisnahme 

und Nutzung der mit dem Beihilfeantrag vorgelegten medi- 

zinischen Daten durch den Zweck des Antrags, die Beihilfe- 

abrechnung, für absolut beschränkt, denn diese Befugnis 

leitet sıch ausschließlich aus der Vorlage durch den Betrof- 
fenen, und damit aus seiner entsprechenden Einwilligung. 
ab. Ob eine Beamter, der eine Arztrechnung nicht einreicht, 
möglicherweise verpflichtet wäre den Dienstherrn auf ge- 

sundheitliche Beschränkungen hinzuweisen, dıe seine Ver- 
wendbarkeit erheblich berühren, ist eine andere Frage. Eine 
rechtliche Befugnis des Dienstherrn, den physischen Besitz 

an der zur Beihilfe eingereichten Arztrechnung zur ander- 
weitigen Nutzung der darin enthaltenen Informationen zu 

verwenden, vermag ich nicht zu erblicken. 

Dem Staat ist es m. E. auch verwehrt, Beihilfe nur unter der 

Bedingung zu gewähren, daß die medizinischen Daten auch 

anderweitig von dem Dienstherrn genutzt werden dürfen. 

Dies würde den Betroffenen in eine rechtlich bedenkliche 
Zwangslage versetzen. Denn der öffentliche Arbeitgeber, 
der u.a. aus Kostengründen die Beihilfezahlung der Entrich- 

tung von Arbeitgeberanteilen zur Krankenversicherung vor- 
zieht, läßt dem Betroffenen wirtschaftlich gesehen keine 
Waht, da er ihn finanzell nur im Falle der Einreichung des 
Beihilfeantrages unterstützt. 

In seltenen Ausnahmefällen könnte denkbar sein, daß eine 

vorgelegte Beihilferechnung auf eine Krankheit des Beam- 
ten hinweist, die eine massive akute Gefahr für andere dar- 

stelit. Soweit in diesen Fällen die in $ 34 des Strafgesetzbu- 
ches genannten Voraussetzungen des rechtfertigenden 
Notstands vorliegen, halte ich im Einzelfall eine auf das un- 

erlaßliche Maß beschränkte Nutzung der Information aus
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dem Beihilfeantrag ın entsprechender Anwendung des 

Rechtsgedankens aus dieser Vorschrift für gerechtfertigt. 
In allen übrigen Fällen muß der Dienstherr solche Daten 

meines Erachtens jedoch unberücksichtigt lassen, wie bei 

Angestellten, Arbeitern oder prıvat in der Sozialversiche- 
rung versicherten Beamten, von denen er keine Arztrech- 

nungen vorgelegt erhält. Ergänzend sei darauf hingewiesen, 

daß in Fällen von ansteckender Krankheiten das besondere 
Verfahren nach dem Bundesseuchengesetz die angemes- 

sene Reaktion auf eine Gefahr vorsieht. 

Aus den dargelegten Erwägungen halte ich eine sirikte 

Trennung des Beihilfeantragsverfahrens vom sonstigen 
Posteinlauf und -auslauf sowie der Beihilfebearbeitung vom 

sonstigen Aufgabenvollzug — insbesondere der Personal- 

verwaltung — und der Beihilfeakten von sonstigen Akten — 

insbesondere Personalakten - für erforderlich. Dies muß 
durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherge- 
stellt werden. Hierbei muß auch das Problem der Interes- 

senkollision der mit der Bearbeitung von Beihilfeanträgen 
betrauten Personen, denen gleichzeitig der Vollzug anderer 
Verwaltungsaufgaben übertragen ist, in deren Rahmen Da- 

ten aus dem Beihilfeantrag Verwendung fınden könnten, 

einwandfrei gelöst werden. 

Inzwischen wurden mit den Geschäftsbereichen Gespräche 

über die Möglichkeiten zur Lösung der angeschnittenen 

Fragen geführt. Ich habe dabeı grundsätzliches Verständnis 

fur meine Überlegungen gefunden. Das Ergebnis wird wohl 

der nächste Tätıgkeitsbericht enthalten. 

Unabhängig von der vorstehend beschriebenen Tätigkeit 

des Landesbeauftragten für den Datenschutz hat sich auf 

Initiative des Vorsitzenden des Beirats, MdL Regensburger, 
der Bayer. Landtag sowie der Bayerische Senat der Frage 

angenommen. Beide Stellungnahmen sind ım Anhang zu 

dıesem Tätigkeitsbericht abgedruckt (Anhang Nr.8 und 

Nr. 9). 

49.2 Datenschutzgerechte Gestaltung von Beihiifean- 
trägen 

Neben der grundsätzlichen Frage des Umgangs mit Beihil- 

fedaten (siehe oben) bin ich an das Bayerische Staatsmini- 

sterium der Finanzen mit der Bitte herangetreten, die ge- 
genwärtig verwendeten Beihilfeformulare unter dem Ge- 

sichtspunkt des Datenschutzes zu überprüfen. Die Über- 

prüfung unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit der 

Datenerhebung halte ıch für geboten bei den detaillierten 

Angaben zum Familienstand, zur Art der Leistung in der Zu- 
sammenstellung der Aufwendungen (die entsprechenden 

Angaben können Belegen entnommen werden), sowie zum 
Ehegatten und den Kindern, wenn Beihilfe nur für den An- 

tragsteller selbst beantragt wird. 

Im Zusammenhang mit einer deshalb wünschenswerten 
Neukonzeption der Antragsformulare könnten im übrigen 
auch Einzelheiten für die formelle büromäßige Behandlung 
der Antragsformulare und der beigefügten Belege bis zur 
Beihilfestelle geregelt werden, so daß alle Angaben, die dar- 
in z.B. über Einkünfte des Ehegatten oder dessen Arbeits- 
verhältnis enthalten sind, jedenfalls nur der Beihilfeberech- 
nungsstelle bekannt werden. 

49.3. Personaibögen 

Durch Datenschutzkontrollen und Eingaben bin ich auf die 

Problematik des Datenumfangs bei Personalbögen des öf-   

fentlichen Dienstes gestoßen. Einige von staatlıchen Stellen 
verwendete Personalbögen sehen umfangreiche Fragen an 
den Bewerber vor, die im Falle der Anstellung im Persona- 

lakt verbleiben. Ich habe dem Bayerischen Staatsministe- 

rium der Finanzen das vorläufige Ergebnis meiner Überprü- 
fung mitgeteilt — sowohl was die gegenwärtige rechtliche 

Basis der Datenerhebung und Speicherung betrifft, als 

auch Bedenken gegen einzelne Fragen, die ich in Personal- 

bögen gefunden habe. Da eine Stellungnahme des Ministe- 

riums noch nicht vorliegt, beschränke ich mich im folgen- 

den auf eine kurze Wiedergabe meiner rechtlichen Beurteı- 

lung. 

1. Der Personalbogen stellt einen Teil des Personalaktes 
dar. Soweit für die Personalbogenführung keine beson- 

dere Vorschriften bestehen, ıst diese daher nach den 
Regelungen und Grundsätzen der Personalaktenführung 

zu beurteilen. Das Personalaktenrecht des öffentlichen 

Dienstes wiederum muß unter Berücksichtigung der Be- 

sonderheiten des öffentlichen Dienstes, vor dem Hinter- 

grund des arbeitsrechtlichen Personaldatenrechts, ge- 

sehen werden. 

Das Personaldatenrecht des öffentlichen Dienstes ist 

nur lückenhaft positiv gesetzlich geregelt und wırd weit- 

gehend von hergebrachten und von der Rechtsspre- 
chung bestätigten Grundsätzen bestimmt. Hierzu gehö- 
ren zum eınem das Recht des Dienstherrn auf Führung 

von Personalakten, das allgemein auch dort anerkannt 
wird, wo es nicht positiv gesetzlich geregelt ist, sowie 

das von der Rechtsprechung wiederholt bestätigte Voll- 
ständigkeitsprinzip. Hinzu kommt der Grundsatz der Für- 

sorgepflicht des Dienstherrn, der zuweilen als mildes 
Korrektiv dem Vollständigkeitsprinzip entgegengesetzt 
wird. Zu den für das Personalrecht geltenden Grundsät- 

zen zählen auch die Verfassungsgrundsätze des Vorbe- 

halts des Gesetzes und des Übermaßverbotes, sowie 
das aus Art.2 Abs. 1 und { Abs. 1 des Grundgesetzes 

abzuleitende allgemeine Persönlichkeitsrecht. Dies 
könnte gegebenenfalls dazu führen, die oben genannten 
Grundsätze des Personalaktenrechts zu überdenken. 

In Bayern besteht folgende Rechtslage: 

Dem Grundsatz des Vorbehalts des Gesetzes wird für 
Beamten im Bayerischen Beamtengesetz Rechnung ge- 
tragen, das als eines der wenigen bundes- bzw lander- 
rechtlichen Beamtengesetze in Art. 100 ausdrücklich das 

Recht der Personalaktenführung regelt. Zumindest im 
Hinblick auf die zu erwartende Automatisierung der Per- 
sonaldatenverarbeitung im staatlichen Bereich wäre eine 
Überarbeitung der hierzu bestehenden Verwaltungsvor- 
schriften erforderlich. 

Für die Angestellten des öffentlichen Dienstes gilt der 
Bundesangestelltentarifvertrag (BAT). In 8 13 BAT ist 

das Einsichtsrecht des Angestellten in die Personalakte 
geregelt. Das Recht des Dienstherrn auf Führung der 

Personalakte wird, wie in den meisten dienst- und beam- 

tenrechtlichen Vorschriften, vorausgesetzt. Eventuelle 
Bedenken, die sich hier aufgrund des Vorbehaltes des 

Gesetzes ergeben, könnten grundsätzlich durch die Auf- 
nahme einer Art. 100 BayBG entsprechenden Regelung 
im BAT ausgeräumt werden. Für das Personalaktenrecht 

der Angestellten des öffentlichen Dienstes gelten ım üb- 
rigen dieselben Grundsätze wie für das der Beamten, 

soweit sich nicht unmittelbar aus Art. 33 Abs. 5 GG so-



Seite 58 Bayerischer Landtag - 10 Wahlperiode DRUCKSACHE 10/4383 

  

wıe dem Bayerischen Beamtengesetz Besonderheiten 

ergeben. Aus dem Urteil des Bundesverfassungsge- 

rıchts zum Volkszählungsgesetz 1983 könnten sich dar- 

über hinaus auch gewisse Anforderungen an den Grad 

der Genauigkeit solcher Vorschriften ergeben. 

2. Das Bayerische Datenschutzgesetz ıst nach seinem 

Art.1 Abs. 1 nur anzuwenden, wenn Personaldaten in 

Dateien gespeichert werden. Die Personalbögen fallen 

als Teil des Personalaktes somit nicht unter den Schutz- 

bereich des BayDSG. Auch wo dieses Gesetz nicht un- 

mittelbar eingreift, weil Daten nicht in Dateien verarbeitet 

werden, besteht jedoch grundsätzlich keın datenschutz- 

freier Raum. Es muß vielmehr auf die tragenden Bestim- 

mungen der Verfassung zum Schutz der Persönlichkeit 

zurückgegriffen werden. Aufgrund der Rechtsprechung 

bestehen generell keine Bedenken, die entsprechenden 

Bestimmungen des Bayerischen Datenschutzgesetzes 

als Regelungsmaßstab mit heranzuziehen, wenn es gilt, 

dıe Zulässigkeit der Datenverarbeitung der personenbe- 

zogenen Daten durch Behörden zu beurteilen (vergl. 

OVG Rheinland-Pfalz vom 24.7.1980). Es muß deshalb 

auch im hıer interessierenden Bereich grundsätzlich da- 

von ausgegangen werden, daß die Erhebung und Spei- 

chung von Daten nur zulässig ist, wenn sie zur rechtmä- 

Bigen Erfullung einer öffentlichen Aufgabe der öffentli- 

chen Stelle erforderlich ist (Analog Art. 6 BayDSG). 

Für Beamte ist diese Aufgabenzuweisung bereits ın 

Art. 100 BayBG konkretisiert Der zulässige Umfang 

eines Personalbogens hat seine äußerste Grenze daher 

ın den Grenzen des nach dem BayBG für Personalakten 

zulässigen Inhalts. Nach der Rechtsprechung sınd Per- 

sonalakten eine Sammlung von Urkunden und Aktenvor- 

gängen, die die persönlichen dienstlichen Verhältnisse 

eines Beamten betreffen (vergl BVerVG E 85, 153 ff) 

Maßgebend ist hiernach der Grundsatz, daß die Perso- 

nalakten ein möglichst vollständiges Bild der Persönlich- 

keit des Beamten geben sollen (vergi. BVerwG E 1979 

ff). In den Kommentaren zum Beamtenrecht finden sich 

Umschreibungen von vom Bundesverwaltungsgericht 

gepragten Formeln, die jedoch nur deutlich machen, wie 

schwierig es ıst, brauchbare Abgrenzungskriterien zu 

finden Im übrigen wird auch klar, daß Rechtsprechung 

und Literatur sich mit dem Personalaktenbegriff bisher 

wenig unter dem Gesichtspunkt des Übermaßverbotes 

- das durch das Vollständigkeitsprinzip geradzu außer 

Kraft gesetzt zu sein scheint — befaßt hat und zudem dıe 

Fragestellung meist vom Personalakteneinsichtsrecht 

ausging. Bei der Frage der Überprüfung einzelner in Per- 

sonalbogen enthaltener Daten kann auf Rechtsprechung 

nur vereinzeit zurückgegriffen werden, da sich diese ins- 

besondere meist nur mit dem Einsichtsrecht befaßt hat 

- anders die arbeitsrechtliche Rechtsprechung, die sich 

häufiger mit dem Fragerecht des privaten Arbeitgebers 

auseinandergesetzt und zu einzeinen Fragen Stellung 

genommen hat. 

Schließlich sind die einzelnen Daten der Personalbögen 

unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit, der die 

besondere datenschutzrechtliche Ausprägung des Ver- 

fassungsgebotes der Verhältnismäßigkeit und des Über- 

maßverbotes darstellt, zu überprüfen. Während der „Zu- 

sammenhang mit dem Beamtenverhältnis“ erste Voraus- 

setzung für die Bejahung der Erforderlichkeit ist, können 

sich hieraus ım Einzelfall aber auch Einschränkungen er-   

geben. Jedenfalls kann die Zulässigkeit der Datenerfas- 

sung und Speicherung im Personalbogen nicht ange- 

nommen werden, wenn die Erforderlichkeit nicht bejaht 

werden kann. Bei der Prüfung der Erforderlichkeit kön- 

nen sich abweichende Beurteilungen zwischen Perso- 

nalbögen der Beamten und der Angestellten ergeben. 

Es sei jedoch darauf hingewiesen, daß die bisherige 

Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zum Perso- 

nalaktenbegriff sich stark an die des Bundesverwal- 

tungsgerichts angelehnt hat und kaum Differenzierungen 

zwischen Beamten und Angestellten vornimmt 

Über das Ergebnis der Erörterungen zu einzelnen Fra- 

gen der Personalbogen hoffe ıch ım nächsten Tätigkeits- 

bericht berichten zu können 

4.9.4. Bundeskindergeldgesetz, Datenerhebung und Über- 

mittlung 

In Eingaben wurde wiederholt geltend gemacht, daß die im 

Fragebogen zur Überprufung der Kindergeldminderung 

nach & 10 Abs. 2 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) 

geforderten Einzelangaben, aus denen sich dıe „Summe 

der positiven Einkunfte“ errechnet, zu weitgehend seien. Es 

sei unzumutbar, diese Einzelheiten, insbesondere auch 

über Einkommensverhältnisse des Ehegatten, gegenüber 

dem Dienstherrn zu offenbaren, der beispielsweise für Be- 

amte das Kindergeld berechnet (für Beschäftigte außerhalb 

des öffentlichen Bereichs wird dies von den Arbeitsämtern 

durchgeführt). 

Diesen Bedenken habe ich mich gegenüber dem federfüh- 

renden Bayer. Staatsminısterium der Finanzen angeschios- 

sen und die Ansicht vertreten, daß es ausreichen müßte, le- 

diglich die Summe der positiven Einkünfte anzugeben und 

ihre Richtigkeit auf Dienstpflicht zu versichern, was auch ın 

anderen Fallen, z.B. bei Nebeneinkünften, üblich ıst. 

Im Gegensatz zu früher verwendeten Fragebogen wird in 

einem neu entwickelten Vordruck die betragsmäßige Darle- 

gung der Einkommensverhältnisse, sowie die Angabe der 

Steuernummer nicht mehr verlangt. Die entsprechenden 

Beträge entnimmt die Kindergeldstelle vielmehr selbst dem 

Einkommensteuerbescheid, dem Bescheid über den Lohn- 

steuerjahresausgleich bzw. der Jahresiohnbescheinigung, 

wobei auf der vorzulegenden Kopie die für Kindergeld nicht 

erforderlichen Angaben unkenntlich gemacht werden kön- 

nen. 

Die Datenschutzbeauftragten der Länder und des Bundes 

hatten in ıhrem gemeinsamen Beschluß vom 6./7. Juni 1983 

gefordert, in den Erhebungsformularen künftig nur noch die 

nach dem Bundeskindergeldgesetz maßgebliche Summe 

der positiven Einkünfte zu erheben, nicht aber deren Auf- 

schlüsselung in einzelne Einkunftsarten zu verlangen und 

die Überprüfung der angegebenen Einkommensverhältnis- 

se durch Vorlage des Einkommensteuerbescheides oder 

durch Einholung von Auskünften bei Finanzämtern auf sol- 

che Einzelfälle oder Fallgruppen zu beschränken, bei denen 

konkrete Anhaltspunkte für Mißbrauch gegeben sind oder 

Unstimmigkeiten vorliegen, die mit dem Antragsteller nicht 

geklärt werden können. Die Datenschutzbeauftragten ha- 

ben angeregt zu prüfen, ein Verwaltungsverfahren zu fin- 

den, das es den Finanzbehörden ermöglicht, das für die 

Kindergeldberechnung maßgebliche Einkommen in einer 

gesonderten Bescheinigung für den Betroffenen auszuweı- 

sen Ich habe daher die Initiative des Bayer. Staatsministe-
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rium der Finanzen, einen entsprechenden Vorschlag dem 

Normprüfungsausschuß zu übermitteln, begrüßt. 

In ihrem Beschluß haben die Datenschutzbeauftragten dar- 

auf hingewiesen, daß die für die Kindergeldbearbeitung er- 

hobenen Daten einer strengen Zweckbindung unterliegen, 
die es dem KindergeldSachbearbeiter verbietet, Kinder- 
gelddaten (ohne Einwilligung des Betroffenen) an die mit 

der Bearbeitung von Personalsachen Betrauten weiterzuge- 
ben, oder, wenn er selbst auch mit der Bearbeitung von 

Personalsachen betraut ist, hierfür Kindergelddaten zu ver- 

wenden. Nach überwiegender Meinung unterliegt die Verar- 

beitung der Kindergelddaten dem Sozialgeheimnis nach 

dem Sozialgesetzbuch. Daraus ergibt sich, daß eine Ver- 

wendung von Kindergelddaten grundsätzlich die Einwilli- 

gung der Betroffenen voraussetzt ($ 35 SGB I, 867 SGB 
X). 

Zu Ende des Berichtsjahres waren die Verhandlungen über 
dıe Neugestaltung des Verfahrens zum Einkommensnach- 

weis sowie über das Verfahren in den Kindergeldberech- 
nungsstellen noch nicht abgeschlossen. 

4.9.5 Vereinheitlichung der von Behörden geforderten Ver- 

dienstbescheimigungen der Arbeitgeber 

Die Arbeitsgemeinschaft der Bayer. Industrie- und Handels- 

kammern hat vorgeschlagen, die von den Arbeitgebern für 

die Vorlage beı Behörden auszustellenden Verdienstbe- 
scheinigungen zu vereinheitlichen. Wie ich erfahren habe, 

soll die unabhängige Kommission für Rechts- und Verwal- 
tungsvereinfachung beim Bundesminister des Innern die- 
sen Vorschlag prüfen. Auch aus der Sicht des Datenschut- 
zes sind, so meine ich, Maßnahmen, die der Vereinfachung 

von Verfahren dienen und damit ihre Übersichtlichkeit für 

dıe Betroffenen fördern, zu begrußen. Sollte es tatsächlich 
zur Entwicklung eines einheitlichen Vordruckes kommen, 

so wäre von seıten der Datenschutzbeauftragten darauf zu 

achten, daß dieser den jeweiligen Datenempfängern nicht 

mehr Daten preisgibt, als dies bisher geschehen bzw für 

den konkreten Verwaltungsvollzug erforderlich ist. Gegebe- 

nenfalls müßte ein Verfahren gefunden werden, das dıejeni- 
ge Datenmenge, die von allen anfordernden Behörden 

übereinstimmend benötigt wird, von den speziellen Daten, 

die nur für einzelne Behörden erforderlich sind, trennt. 

4.9.6. Aufnahme des Schwerbehindertenbescheides in den 

Personalakt 

In der Eingabe eines schwerbehinderten öffentlich Bedien- 
steten wurde mitgeteilt, daß der Dienstherr die Vorlage des 

Bescheides über die Anerkennung der Schwerbehinderte- 
neigenschaft nach Abschnitt IX der Bekanntmachung des 
Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen vom 6.4.1978 
verlange. Der Petent vertrat die Auffassung, daß nicht alle 

im Bescheid enthaltenen Angaben über seine Behinderung 
für die Entscheidung des Dienstherm über seinen mögli- 
chen Arbeitseinsatz erforderlich seien. Es gäbe vielmehr 
Behinderungen, die zwar bei der Berechnung der Behinde- 
rung der Erwerbsfähigkeit Beachtung finden, jedoch keine 

Auswirkungen auf die konkrete Arbeitsfähigkeit hätten und 
deren Offenbarung im Personalakt für ihn peinlich seien. Ich 

habe das Bayerische Staatsministerium der Finanzen um 
Überprüfung der seinerzeitigen Bekanntmachung gebeten. 

Mit Schreiben vom 22. August 1983 (Nr. 26-P 
1132-2/8-49029) hat das Bayerische Staatsministerium der 

Finanzen nun allen Geschäftsbereichen mitgeteilt, daß es   

arı der Regelung uber dıe Vorlage des rechtskräftigen Be- 

scheiıds über die Anerkennung der Schwerbehindertenei- 
genschaft zur Beinahme zu den Personalakten nıcht mehr 

festhalte. Nach dem Schreiben wird es in der Regei viel- 
mehr genügen, eine Ablichtung des Schwerbehinderten- 

ausweises zu den Akten zu nehmen. Ausnahmen davon 

seien dann möglich, wenn ein besonders herausgehobener 

Dienstposten oder ein Dienstposten mit bestimmten Anfor- 

derungen an die körperliche Gewandtheit zu besetzen seı. 

Die gelte ınsbesondere für den gesamten Schulbereich, die 

Polizei sowie den Justizvollzugsdienst. Das Ministerium 
weist darauf hin, daß es in manchen Fällen wünschenswert 

erscheinen mag, daß der Behinderte nicht nur den 

Schwerbehindertenausweis vorlege, sondern auch die fest- 
gestellten Behinderungen mitteile. Die Erfüllung der beson- 

deren Fürsorgepflicht z. B. für eine behindertengerechte 
Beschäftigung einschließlich des beruflichen Fortkommens 

und für die Ausgestaltung des Arbeitsplatzes könne im Ein- 

zelfall vom Wissen um die Art der Behinderung abhängen. 

In diesem Fall sei jedoch bei der Weigerung der Behinder- 
ten zur Vorlage des Feststellungsbescheides der ihm ge- 

genüber bestehenden besonderen Fürsorge dadurch genü- 

ge getan, daß auf die mit der Nichtvorlage möglicherweise 

verbundenen Nachteile hingewiesen werde. Abschnitt IX 

Nr. 1 Satz 1 des Fürsorgeeriasses werde im Rahmen der 

nächsten Änderung dieser Bekanntmachung entsprechend 

neu gefaßt werden. 

4.9.7 Personaldatenerhebung bei Trägern der Wohlfahrts- 

pflege durch Kostenträger 

In der Neufassung der Pflegesatzvereinbarung ist vorgese- 

hen, daß die Träger der Wohlfahrtspflege eine Übersicht 

über den Personalaufwand der einzelnen Heime erstellen 
und diese den Kostenträgerverbänden übermitteln. Diese 

Übersicht enthalt, zugeordnet zu einer laufenden Nummer 

über jeden Arbeitnehmer, u.a. Angaben über die Funktion, 
Vergütungsgruppe, Dienstalterstufe, Familienstand und 

Zahl der Kinder, Bruttojahreskosten sowie Honorare etc. 
Auch wenn ın der Übersicht die Arbeitnehmer nicht na- 

mentlich genannt werden, bleiben die Angaben dennoch 

personenbezogen, da über die Funktionsbezeichnung 
Rückschlüsse auf die Person des betroffenen Arbeitneh- 

mers gezogen werden können. Die vorgesehenen Datener- 

hebungen bzw. -übermittlungen habe ich daher, auf eine 

Eingabe hin, überprüft. Die in $ 24 Abs. 1 BDSG genannten 

Voraussetzung der Erforderlichkeit zur Wahrung berechtig- 
ter Interessen eines Dritten habe ich ın diesem Falle ange- 
sichts der den Trägern nach dem Bundesscozialhilfegesetz 
und der Haushaltsordnung zukommenden Aufgaben als ge- 

geben angenommen. Bei der Prüfung unter dem Gesichts- 
punkt der schutzwürdigen Belange des Betroffenen erga- 
ben sıch jedoch Bedenken gegenüber den geforderten An- 

gaben zum Familienstand und zur Zah! der Kinder, da in 
besonderen Fällen (Scheidung, uneheliche Kinder ect.) 

sensitive Bereiche betroffen werden können Gegen die An- 
gabe der Bruttojahreskosten (Einkommen bzw. Honorare) 

habe ich keine Bedenken erhoben, soweit hierunter ledig- 
lich die dem Leistungsträger in Rechnung gestellten Beträ- 

ge verstanden werden. Eine Überprüfung der Rechtsitu- 
ation für öffentlich rechtlich organisierte Träger der Freien 
Wohlfahrtspflege nach Art. 17 Abs. 1 BayDSG kommt zum 

gleichen Ergebnis.



Seite 60 

4.9.8. Veröffentlichung von Personaldaten im Handbuch 

eines Beamtenverbandes 

Ein Beamtenverband bat mich um Äußerung zu der Frage, 

ob er von Personalverwaltungen Name, Vorname, Dienst- 

stellung und Dienststelle zum Zwecke der Veröffentlichung 

in einem Handbuch übermittelt erhalten könne. Hierfür soll- 

ten auch Angaben über Beamte übermittelt werden, die 

nicht Mitglieder des Verbandes sınd, darunter auch über 

Beamte einer Laufbahngruppe, die in der Regel nicht Mit- 

glied des Verbandes ist. Das Handbuch würde eine Veröf- 

fentlichung darstellen, die grundsätzlich für jedermann be- 

ziehbar ware. Die Nutzung der Daten im Handbuch durch 

Interessenten außerhalb des Kreises der betroffenen Be- 

amten mußte daher in die Beurteilung mit einbezogen wer- 

den. Außerdem war davon auszugehen, daß die Daten aus 

einer Personaldatei oder -kartei entnommen würden, so 

daß das BayDSG auf ihre Übermittlung anzuwenden ist. Ich 

habe mich zu der Anfrage wie folgt geäußert: 

a) Beurteilung nach BayDSG: 

Die Zulässigkeit der Übermittlung von Personaldaten 

durch eine personalverwaltende Dienststelle an den Ver- 

band zum Zwecke der Veröffentlichung ist zunächst 

nach Art 18 Abs. 1 BayDSG zu beurteilen. Vorausset- 

zung ist danach, daß der Empfänger ein berechtigtes In- 

teresse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten 

glaubhaft macht und dadurch schutzwürdige Belange 

des Betroffenen nicht beeinträchtigt werden. Da es sich 

gleichzeitig um eine Auskunft über mehrere, vom Emp- 

fänger nicht namentlich bezeichneten Personen (Grup- 

penauskunft) handelt, ist die Personalbehörde gehalten, 

das Vorliegen eines „Öffentlichen Interesses“ an der Da- 

tenübermittlung zu prüfen (Nr. 18 2.4 VollzBekBayDSG). 

Das berechtigte Interesse des Verbandes an der Über- 

mittlung der Daten zum Zwecke der Veröffentlichung 

kann unterstelit werden, da zu seinen Aufgaben mit Si- 

cherheit auch die Herstellung von Transparenz im Perso- 

nalangelegenheiten gehört. Dies konnte jedoch nicht 

auschlaggebend sein, da nach der genannten Regelung 

der Vollzugsbekanntmachung an der vorgesehenen 

Gruppenauskunft auch ein öffentliches interesse beste- 

hen müßte. Es wäre Aufgabe der zuständigen Personal- 

dıenststelle dies zu begründen. 

Zur Frage der Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange 

Betroffener wies ich auf meine Erfahrungen aus einer 

Reihe von Beschwerden hin, die bei mir ım Zusammen- 

hang mit der Herausgabe eines entsprechenden Hand- 

buchs durch einen Lehrerverband eingingen. Danach 

mußte ıch davon ausgehen, daß durch die Veröffentli- 

chung von Personaldaten ın einem solchen Handbuch 

schutzwürdige Belange der betroffenen Personen 

durchaus beeinträchtigt werden können. Dies gilt z.B. 

für Beamte, die nicht Mitglieder des Verbandes sind, und 

möglicherweise besonders, wenn mehrere Berufsver- 

bände bestehen, da nicht jeder Beamte mit den Zielen 

eines jeden Verbandes übereinstimmt. Ich hielt es daher 

für erforderlich, darauf Rücksicht zu nehmen, wenn Be- 

amte in solchen Handbüchern mit personenbezogenen 

Daten nicht erscheinen wollten. 

In der Satzung des genannten Lehrerverbandes war die 

Herausgabe des Handbuches vorgesehen, das Einzelan- 

gaben u.a. über Alter, Geburtstag, Ernennungs- und Be- 

förderungsdatum, Prüfungsjahrgang, Amtsbezeichnung, 

Titel, Dienststelle, Funktion, Facherverbindung und son- 

Bayerischer Landtag - 10. Wahlperiode 

  

DRUCKSACHE 10/4383 

stige Tätigkeiten enthält in Anbetracht dieses Datenum- 

fangs ist von mir nach Art. 18 Abs. 1, Art.4 Abs. 1 Nr. 

BayDSG dıe Einwilligung der Betroffenen in die Daten- 

übermittiung zur Veröffentlichung als deren notwendige 

Voraussetzung angesehen worden. Dabei bin ich davon 

ausgegangen, daß die genannte Satzungsbestimmung 

die Einwilligung für Mitglieder des Verbandes ersetzt. 

Von Nıchtmitgliedern des Verbandes werden schriftliche 

Einwilligungserklärungen Einzelner eingeholt. Dieses 

Verfahren hat die Regierung von Oberbayern als zustän- 

dige Datenschutzaufsichtsbehörde für den nichtöffentlı- 

chen Bereich gegenüber dem Verband so bestätigt. 

Grundsätzlich ebenso zu beurteilen wären Mitgliederver- 

zeichnisse anderer Verbände, ın denen relativ detaillierte 

Angaben, wie Anschriften, Geburtsdaten oder Angaben 

über berufliche Fachrichtungen der Betroffenen veröf- 

fentlicht würden. Bei Verbänden mit Zwangsmitglied- 

schaft wäre allerdings eine andere Ausgangslage gege- 

ben. 

Das Bayer. Staatsministerium des Innern vertritt als 

oberste Datenschutz-Aufsichtsbehörde für den nıcht-öf- 

tentlichen Bereich zur Weitergabe von Mitglieder-Daten 

durch Vereine darüber hinaus die Ansicht, daß Vereine 

den einzelnen Vereinsmitgliedern in Zweifelsfällen Gele- 

genheit zum Widerspruch einräumen sollten. 

Der Beamtenverband, zu dessen Anfrage Stellung zu 

nehmen war, beabsichtigte nun im Gegensatz zu den 

vorgenannten Veröffentlichungen lediglich im Schulbe- 

reich, Namen, Vornamen, Dienststellung und Dıenststel- 

le zu veröffentlichen. Es ist anzunehmen, daß eine Be- 

einträchtigung schutzwürdiger Belange der Betroffenen 

gegenüber den vorgenannten Fällen, in denen wesent- 

lich detailliertere Angaben veröffentlicht werden, gerin- 

ger ist. Eine völliger Ausschluß von Beeinträchtigungen 

kann aber nicht mit Sicherheit angenommen werden, zu- 

mal in erheblichen Umfange Daten von Nichtmitgliedern 

des Verbandes betroffen sınd. 

Denkbar wäre auch, daß dienstältere Beamte, die in her- 

ausgehobener Stellung tätig sind und einen größeren 

Bekanntheitsgrad genießen, gegen solche Veröffentli- 

chungen seltener Bedenken haben als junge Kollegen. 

Dem entspricht im übrigen, daß der Öffentlichkeit, der 

das Buch auch zur Verfügung stehen würde, ein be- 

rechtigtes Interesse an der Kenntnisnahme personenbe- 

zogener Daten eher bei Beamten mit hervorgehobenen 

Tätigkeiten zuerkannt werden kann, als bei Kollegen mit 

weniger herausgehobene Tätigkeiten. Ich habe im übri- 

gen in Fällen von örtlichen Behördenwegweisern, zu de- 

ren Zulässigkeit ich Stellung zu nehmen hatte, stets die 

Ansicht vertreten, daß Dienststellenleiter oder Leiter 

wichtiger Abteilungen (wie z.B. Kfz-Zulassungsstelle 

oder Meldeamt einer Stadt) eine Veröffentlichung ihres 

Namens hinnehmen müssen, weil sie eine herausgeho- 

bene öffentliche Funktion wahrnehmen. Der Veröffentli- 

chung von Angaben über Mitarbeiter und Hilfskräfte der 

Verwaltung, die in Behördenwegweisern ohnehin ın der 

Regel nicht sinnvoll ist, könnten dagegen eher Beden- 

ken wegen möglicher Beeinträchtigung schutzwürdiger 

Belange entgegenstehen. 

Um nun festzustellen, ob und inwieweit schutzwürdige 

Belange durch das Vorhaben des Verbandes beeinträch- 

tigt werden können, halte ich es für erforderlich, allen
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b) 

betroffenen Beamten Gelegenheit zu geben, von dem 

Vorhaben Kenntnis zu nehmen und der Veröffentlichung 

der eigenen Daten gegebenenfalls zu widersprechen. 

Wäre sichergestellt, daß jeder Betroffenen durch inner- 

dienstliche Mitteilungen über die vorgesehene Daten- 

übermittlung zum Zwecke der Veröffentlichung und über 

die Möglichkeit, dieser Übermittlung zu widersprechen, 

Kenntnis erlangte, so könnte meines Ermessens davon 

ausgegangen werden, daß die Veröffentlichung der vor- 

gesehenen Daten derjenigen Betroffenen, die innerhalb 

einer angemessenen Frist keinen Widerspruch gegen 

die Datenübermittlung einlegen, schutzwürdige Belange 

nicht beeinträchtigt. Voraussetzung für das Abgehen 

vom Einwilligungserfordernis wäre meines Erachtens, 

daß tatsächlich jeder Betroffene zuverlässig von seiner 

Möglichkeit, der Veröffentlichung zu widersprechen, er- 

führe. Mitteilungen am Schwarzen Brett, oder in der 

Staatszeitung würde ich hierfür nicht für ausreichend 

halten. 

Eine Beeinträchtigung schutzwurdiger Belange könnte 

aber auch durch Nutzung der Kenntnis über Widersprü- 

che durch die personalverwaltende Behörde für andere 

Zwecke, als die Abwicklung der Datenübermittlung an 

den Verband, eintreten. Im Verfahren müßte daher die 

ausschließlich zweckgebundene Nutzung dieser Kennt- 

nis der personalverwaltenden Behörde durch entspre- 

chende organisatorische Maßnahmen sichergestellt wer- 

den. Personalakten, -dateıen oder -karteien dürften kei- 

nerlei Vermerke oder Hinweise auf das Widerspruchs- 

verhalten der Beamten enthalten. Die Unterlagen über 

die Widersprüche müßten gesondert geführt werden. 

Übersichten über die Widersprechenden in jeder Zeit 

greifbarer und damit theoretisch auch für andere Zwek- 

ke nutzbarer Form dürften nicht geführt werden bzw., 

sobald es möglich ist, geloscht bzw. vernichtet werden. 

Beı einer Neuauflage des Handbuches wäre - auch weil 

sıch bis dahin die Zusammensetzung der Beamtenschaft 

geändert haben wird - erneut die Möglichkeit zum Wi- 

derspruch einzuräumen. 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts: 

im Zusammenhang mit dem Antrag des Verbandes wa- 

ren auch Anforderungen zu prüfen, die sich aus eıner 

Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zur Ge- 

heimhaltung von Personalunterlagen ergeben: 

Auch unter dem Gesichtspunkt der Geheimhaltung von 

Personaldaten ist von der Stelle, die Daten zur Veröf- 

fentlichung abgibt, eine Abwägung der schutzwürdigen 

Interessen der Beamten an der Geheimhaltung von Da- 

ten mit einem schutzwürdıgen Interesse der Allgemein- 

heit an ihrer Kenntnis unter Beachtung des Gebotes der 

Verhältnismäßigkeit vorzunehmen (BVerwG, DVBI 

1971/1483 ff). Das Interesse der Betroffenen kann bei- 

spielsweise darin bestehen, daß in ihrem privaten Be- 

reich Ruhe und Sicherheit nicht gefährdet werden. Dem 

ist bei den Vorhaben des Verbandes zwar bis zu einem 

gewissen Grade dadurch Rechnung getragen, daß Pri- 

vatanschriften nicht mitveröffentlicht werden sollen. Un- 

ter Beiziehung örtlicher Adreßbücher und gegebenen- 

falls Telefonbücher wird aber die Festlegung der Privat- 

anschriften bei einer erheblichen Zahl von Betroffenen, 

aufgrund der Angabe der Dienststelle ohne weiteres 

möglıch sein. Es muß bei der Beurteilung auch davon   

ausgegangen werden, daß vom gewerblichen Adreß- 

handel die Mühe, Privatadressen der Beamten festzu- 

stellen, nicht gescheut wird, da dadurch brauchbares 

Adreßmaterial hergestellt werden kann. Hierdurch ent- 

steht aber auch Adreßmaterial für Störaktionen im priva- 

ten Lebensbereich der Beamten. Durch Störaktionen 

könnten auch deren Familien und dadurch die Beamten 

selbst über das dienstlich unvermeidbare Maß hinaus 

belästigt oder gar bedroht und gefährdet werden. 

Die personalverwaltende Stelle wird daher für jeden Be- 

troffenen prüfen müssen, ob dieser durch die Herausga- 

be der Daten - wegen der in den meisten Fällen gege- 

benen Möglichkeiten, Privatanschriften leicht festzustel- 

len - gefährdet wird. Dabei kann m.E. nicht davon aus- 

gegangen werden, daß diese Gefahrdung ohnehin be- 

reits durch die Tätigkeit oder aufgrund der Veröffentli- 

chung von Beförderungen im Staatsanzeiger besteht. 

Die wırksame Durchführung abträglicher Aktionen ge- 

genüber Beamten wird eventuell hieran interessierten 

Stellen durch derartiges Datenmaterial erheblich er- 

leichtert (BVerwG a.a.0.). Der umfassende Überblick 

des Handbuchs ist mit gelegentlichen Veröffentlichun- 

gen im Staatsanzeiger nicht vergleichbar. 

Hinzuweisen ist schließlich noch auf das Argument des 

Bundesverwaltungsgerichts, daß die Herausgabe der 

Daten (unter Berücksichtigung der überwiegend leich- 

ten Feststellbarkeit von Privatanschriften) auch für Stel- 

len außerhalb der Bundesrepublik ein leicht zu handha- 

bendes und möglicherweise besonders wirksames Mit- 

tel sein könnte, Beamte in der Bundesrepublik zu uber- 

wachen, etwaige Angehörige in anderen Staaten zu er- 

mitteln und womöglich unter Druck zu setzen (BVerwG 

a.a.0.). 

4.10. Gesundheitsbereich 

4.10.1. Zu gesetzlichen Regelungen über personenbe- 

zogene Krankheitsregister 

in Ergänzung der ausführlicheren Darstellung im fünften Tä- 

tigkeitsbericht (Nr. 4.2) ist über die Entwicklung auf diesem 

Gebiet folgendes zu berichten: Das Bayer. Staatsministe- 

rium des Innern hat im Zusammenhang mit einem außer- 

bayerischen Regelungsvorhaben zur Forschungsdatenver- 

arbeitung eine Stellungnahme abgegeben, deren wesentli- 

che Aussage lautet: 

„Zusammenfassend halten danach dıe bayerischen ober- 

sten Landesgesundheitsbehörden unbeschadet des Arzt- 

geheimnisses ($ 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB) zwar ebenfalls die 

Schaffung spezieller Rechtsgrundlagen für die Erfassung 

und Auswertung personenbezogener Krankheitsdaten zum 

Zweck der Krebsforschung für erforderlich. Sie können 

aber einen prinzipiellen Vorrang des Forschungsinteresses 

vor dem Persönlichkeitsrecht, wie ihn der Wissenschaftsrat 

in seiner Stellungnahme vom 5. November 1982 tendenziell 

behauptet, nicht anerkennen, denn nach ständiger Recht- 

sprechung des Bundesverfassungsgerichts stehen die Per- 

sönlichkeit des Bürgers (Art. 1 Abs. 1, Art.2 Abs. 1 GG) 

und die Grundrechte aus Art. 5 GG gleichrangig nebenein- 

ander, so daß es für staatliche Eingriffe in das Persönlich- 

keitsrecht des Bürgers in Jedem Fall einer sorgfältigen Ab- 

wägung aller Umstände des Einzeffalles unter strikter Wah- 

rung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bedarf (vgl. 

BVerfGE 30, 173, 195 ff.; 32, 373/378 ff.; 35, 202/220 ff.). Die
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Zulassung der personenbezogenen Erfassung nicht über- 

tragbarer Krankheiten (wie etwa Krebs) ist ein Eingriff in 
das grundrechtlich geschützte Selbstbestimmungsrecht 

des Patienten. 

Aus den genannten Gründen haben die bayerischen ober- 
sten Landesgesundheitsbehörden in den erwähnten Stel- 

lungnahmen alle Bestrebungen abgelehnt, die in der Praxis 
auf eine personenbezogene Sammlung von Daten nicht 

übertragbarer Krankheiten ohne Wissen und Wollen der Be- 

troffenen hinauslaufen würden Ausgeschlossen ist damit 
zwar nicht, daß ausnahmsweise auch ofine Einwilligung von 

Betroffenen die Erfassung persönlicher Krankheitsdaten in 

verfassungskonformer Weise zugelassen werden kann, und 

zwar dann, wenn dem Betroffenen die zur Wirksamkeit sei- 

ner Einwilligung erforderliche Aufklärung in seinem gesund- 
heitlichen Interesse objektiv nicht zumutbar ist. Nur muß 

dann verhindert werden, daß eine solche Ausnahmeklausel 
in der Praxis als Alibi benutzt und dıe Weitergabe personen- 

bezogener medizinischer Daten so zum praktischen Regel- 

fall wird. Keinesfalls halten wir es als verfassungsrechtlich 
für vertretbar, sich hinsichtlich der Frage der Einwilligungs- 

bedürftigkeit allein an den Belangen der Forschung zu orı- 
entieren....“ 

Die Konferenz der fur das Gesundheitswesen zuständigen 
Minister und Senatoren der Länder hat am 17./18. Novem- 
ber 1983 eine Entschließung zum Thema „Krebsregister“ 
gefaßt, in der sie von Bund und Ländern gemeinsam aufge- 

stellte Thesen zur Errichtung regionaler Krebsregister zur 
Kenntnis nahm und diese als eine geeignete Grundlage für 

die Errichtung von regionalen Krebsregistern nach einheitl- 

chen Kriterien bezeichnete. Sie empfahl jenen Ländern, die 

ein regionales Krebsregister einrichten wollen, die in den 

Thesen festgelegten Grundsätze zu berücksichtigen. 

Die Thesen enthalten aus der Sicht des Datenschutzes 

wichtige Aussagen: So wird zum Auf- und Ausbau regiona- 
ler Krebsregister und zur wıssenschaftlichen Auswertung 

der dort erfaßten Daten die Schaffung rechtlicher Voraus- 
setzungen als nötig erachtet; dies gelte auch für auszu- 

bauende Klinikregister; Grundsatz solle die namentliche 
Meldung nur mit Einwilligung des Patienten sein, die Vor- 
aussetzungen für Ausnahmen seien im Rahmen entspre- 

chender gesetzlicher Regelungen genau zu definieren; dem 
Patienten sei eine vorsorgliche Einspruchsmöglichkeit eın- 

zuräumen, die bis zu inrem Widerruf zu beachten sei; eine 

möglichst frühzeitige Anonymisterung der personenbezo- 

genen Daten müsse sichergestellt werden; für etwaige Ab- 

gleiche zur Aktualisierung von Anschriften der Patienten 
müßten entsprechende rechtliche Voraussetzungen vor- 

handen sein bzw. geschaffen werden; die Voraussetzungen 
für die Abgabe anonymisierter Daten für wissenschaftliche 
Zwecke sei festzulegen. Die Abgabe personenbezögener 
Daten müsse auf Zwecke der Krebsforschung und unter 
besonderen Vorkehrungen beschränkt werden; die gesetz- 
liche Regelung müsse auch eine etwaige Befragung des 
Patienten oder von Dritten regeln; schließlich sei die Aus- 
kunft aus dem Register zu regeln und die Erteilung von Ne- 
gativattesten auszuschließen. 

Eine Erörterung dieser Thesen durch die Datenschutzbe- 
auftragten ist bisher nicht erfolgt. Zunächst bleibt die Er- 
stellung eventueller Gesetzentwürfe abzuwarten. Die Da- 
tenschutzbeauftragten gehen davon aus, daß ihre bısheri- 

gen Äußerungen zu Krebsregistern bzw. zur Einrichtung kli-   

nischer Krebsdokumentationen hierbei Berücksichtigung 
finden (s.u. und Anlage Nr. 7 zu diesem Bericht). 

4.10.2. Klinische Krebsdokumentation 

Die Datenschutzbeauftragten der Länder und des Bundes 
hatten sıch ım Berichtsjahr mit Datenschutzfragen ausein- 

andergesetzt, die durch - öffentliche geförderte — Projekte 
für klinische Krebsdokumentationen ausgelöst wurden. We- 
sentliche Punkte waren die Klarstellung der Verantwortlich- 

keit für die Einhaltung der Vorschriften des Datenschutzes, 

also der „speichernden Stelle“, die Definition von Inhalt, 
Umfang, Übermittlungs- und Speicherungsdauer von Daten 

aus der Krebsbehandlung und -nachsorge, die Aufklärung 

des Patienten über die Speicherung seiner Daten, die Nut- 

zung solcher Daten über den Behandlungszusarnmenhang 

hinaus aufgrund eines „informed consent‘, sowie die Er- 

forderlichkeit strenger technischer und organisatorischer 
Datensicherungsmaßnahmen. Die Erörterung hat in einem 

gemeinsamen Beschluß der Datenschutzbeauftragten ihren 
Niederschlag gefunden. Dieser ıst unter Nr. 7 im Anhang 

abgedruckt. 

4.10.3. Weitergabe von Patientendaten: Anonymisierung/ 
Einwilligung 

Bei einem Forschungsprojekt, das die Weitergabe von Pa- 
tientendaten durch eın Krankenhaus an eine privatrechtlich 

organisierte Forschungsgesellschaft vorsah, war zu prüfen, 

ob die zur Weitergabe vorgesehenen Patientendaten hin- 
reichend anonymisiert waren. Die Forschungsgeselischaft 
hatte dazu Fragebögen mit einem „anonymisierten medizi- 
nischen Teil“ vorgelegt, der vom Krankenhaus an sie über- 
mittelt werden sollte. Ich habe demgegenüber dıe Meinung 

vertreten, daß es in Einzelfällen beim Datenempfänger wohl 

möglich wäre, mit Hilfe der erhobenen Daten die betroffe- 
nen Patienten auch ohne Kenntnis des „personenbezoge- 
nen Teils*, der unter anderem Namen und Anschrift der Pa- 

tienten enthielt, und der nicht übermittelt werden sollte, zu 

identifizieren. Die nach Ansicht der Forschungsgesellschaft 
anonymisierten Erhebungsbögen enthielten unter anderem 
folgende Angaben: Geburtsdatum (Monat/Jahr), Ge- 
schlecht, Familienstand, Wohnsitz (Kreis), Berufsschlüssel, 

Schulbildung, Krankenhaus-Aufnahme-Datum, Kranken- 
haus-Entlassungs-Datum, ggf. Todesdatum. Die Kombina- 
tion dieser Angaben könnte es meiner Ansicht nach in man- 
chen Fällen, insbesondere bei Angehörigen seltener oder 
herausgehobener Berufsgruppen ermöglichen, den Betrof- 

fenen zu bestimmen ohne daß es dazu eines unverhältnis- 

mäßigen Aufwandes bedürfte. Der beim Krankenhaus ver- 

bleibende „personenbezogene Teil“ und der weiterzuge- 

bende Teil sollten dabei dieselbe Dokumentationsnummer 
tragen, um Änderungsdaten dem Bestand beim Empfänger 
zuordnen zu können. Der Personenbezug dieser Dokumen- 

tationsnummer wäre nur dem abgebenden Krankenhaus 
bekannt. Nach Ziff. 5.1.5 der Volizugsbekanntmachung zum 
Bayer. Datenschutzgesetz gelten aber unter einem Schlüs- 
sel geführte Daten zu einer Person (hier Fallnummer, Bo- 
gennummer) als noch personenbezogen, unabhängig da- 

von, ob die speichernde Stelle den Schlüssel kennt, oder 
auf andere Weise seine Entschlüsselung durchführen kann. 

Zu berücksichtigen war schließlich im vorliegenden Fall, daß 
die erhobenen Daten hohen Vertraulichkeitsgrad besitzen: 
Herzinfarkt, frühere Krankheiten, Grund der Berentung, kör- 
perlicher Zustand nach der Entlassung, ggf. Todesursache. 

Es mußte daher eine zuverlässige, dabei praktikable Lö- 
sung gefunden werden.
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Die Forschungsgesellschaft hatte vorgesehen, eine Einver- 

ständniserklärung der Patienten mit dem Hinweis einzuho- 

len, daß die erhobenen Daten „nur in anonymisierter Form“ 

an das Institut zur Auswertung weitergegeben würden. Da 

nach der Rechtsprechung eine Einwilligung nur dann 

rechtswirksam erteilt wird, wenn der Einwilligende Wesen, 

Bedeutung und Tragweite seiner Entscheidung voll zu er- 

fassen imstande ıst, war eine solche Einverständniserklä- 

rung als problematisch anzusehen, weil der Betroffene 

durch das Wort „anonymisiert“ über die tatsächliche Situ- 

atıon ım Unklaren gelassen worden wäre. Ich habe daher 

vorgeschlagen, auf die Bewertung „anonymisiert“ in der 

Einwilligungserklärung zu verzichten und klar mitzuteilen, 

daß medizinische Daten ledıglicen ohne Namen und An- 

schriften, aber mit einer Dokumentationsnummer, deren 

Personenbezug nur dem abgebenden Krankenhaus be- 

kannt ıst, an das Institut zur Auswertung weitergegeben 

werden. 

Die Forschungsgesellschaft hat daraufhin die Einwillungser- 

klärung entsprechend abgefaßt. 

4.10.4. Patientenstrukturanalyse beiBezirkskrankenhäusern 

Wie ich erfuhr, war vorgesehen, daß eine Gesellschaft 

(GmbH) eine Patientenstrukturanalyse ın bayerischen Be- 

zirkskrankenhäusern durchführt Dabei sollten mıt Hilfe von 

Fragebogen die näheren Umstände des Krankenhausauf- 

enthalts der einzelnen Patienten erhoben werden. 

Hierzu habe ich darauf hingewiesen, daß nach Art. 13 

Abs. 5 BayKrG die Weitergabe von Patientendaten durch 

das Krankenhaus, sofern der Patient dadurch identifiziert 

werden kann, nur zulässig ist, wenn der Patient zustimmt. 

Das Zustimmungserfordernis entfällt also, wenn der Patient 

durch die Weitergabe nicht identifiziert werden kann. Der 

für die Erhebung vorgesehene Fragebogen enthielt zwar 

keine Angaben über Namen oder Anschrift der betroffenen 

Patienten. Die erhobenen Daten gelten aber auch dann 

noch als personenbezogen, wenn die Person durch Anga- 

ben unter Zuhilfenahme zusätzlicher Informationen identifi- 

ziert werden kann. Entscheidend ist dabei, ob der Daten- 

empfänger die Person, auf die sich die Daten beziehen, mit 

einem verhältnismäßigen und im Rahmen seiner Möglichkei- 

ten liegenden Aufwand bestimmen kann. 

Der ım Fragebogen erhobene Ortsname des Patienten- 

wohnorts würde insbesondere bei Kleingemeinden die 

Identifizierung des Patienten erleichtern; er war nach mei- 

nem Kenntnisstand auch nicht unbedingt erforderlich, da 

die ebenfalls erhobene Postleitzahl eine wohl ausreichende 

regionale Zuordnung ermöglichte. Die Speicherung der 

chiffrierten laufenden Patientennummer bei der auswerten- 

den Gesellschaft war auf den unbedingt erforderlichen Zeit- 

raum zu beschränken. Spätestens nach der Plausibilitäts- 

prüfung der erfaßten Fälle müßten die Patientennummern 

gelöscht und die Fragebogen an die beteiligten Bezirks- 

krankenhäuser zurückgesandt werden. Von einer Speiche- 

rung der Patientennummer in der bereinigten Dätei war also 

abzusehen. Zu klären war außerdem die Frage nach dem 

Löschungszeitpunkt bzw. dem Verbleib der gespeicherten 

Daten nach Abschluß der Auswertung. 

Die Forderung nach ausreichender Anonymisierung der Pa- 

tientendaten muß selbstverständlich auch für die Veröffent- 

lichung der Untersuchungsergebnisse gelten   

Ich habe den Verband der Bayerischen Bezirke von meiner 

Beurteilung unterrichtet. Der Auftrag an die Gesellschaft 

wurde daraufhin entsprechend gestaltet. 

4.10.5. Abgabe von Krankengeschichten an das Städtische 

Archiv 

Auf Anfrage einer Krankenhausstiftung habe ich mich zur 

Zulässigkeit der Abgabe von Krankengeschichten an ein 

städtisches Archiv folgendermaßen geäußert. 

Die Abgabe von Krankenunterlagen durch ein Krankenhaus 

an ein Archiv stellt eine Offenbarung von Patientendaten im 

Sinne des Art. 13 Bayer. Krankenhausgesetz (BayKrG) dar. 

Eine solche Offenbarung ist nach Art. 13 Abs. 5 BayKrG nur 

zulässig, wenn der Patient zustimmt und kein überwiegen- 

des öffentliches Interesse entgegensteht. Das Zustim- 

mungserfordernis entfällt, wenn der Patient durch die Wei- 

tergabe nicht identifiziert werden kann. Nach Art. 13 Abs. 8 

BayKRG bleiben die sich aus anderen Vorschriften erge- 

benden Schweige- und Auskunftspflichten unberührt. Eine 

solche Schweigepflicht ist in $ 203 Abs. 1 und 3 StGB vor- 

gesehen. Dies ist für ärztliche Unterlagen aus dem Kran- 

kenhausbereich ebenfalls zu berücksichtigen. Die Recht- 

sprechung zu $ 203 StGB läßt erkennen, daß eine Befugnis 

zum Offenbaren von Daten, die der ärztlichen Schweige- 

pflicht unterliegen, im vorliegenden Fall nur angenommen 

werden kann, wenn eine ausdrückliche Zustimmung des 

Betroffenen — etwa ausgesprochen noch vor seinem Tode 

- vorliegt. Dabei ist zu beachten, daß nach 8 203 Abs. 4 

StGB eine unbefugte Offenbarung fremder Geheimnisse 

auch nach dem Tode des Betroffenen strafbedroht ist. 

Eine Befugnis kann sich auch aufgrund besonderer Geset- 

ze ergeben. Eine ausdrückliche gesetzliche Befugnis liegt 

derzeit für die Abgabe von Krankenunterlagen an Archive 

jedoch nicht vor. Sie könnte evtl. durch ein künftıges Ar- 

chivgesetz geschaffen werden. In Bayern ist mit Vorberei- 

tungen für eine Archivgesetz begonnen worden (siehe 

Nr. 4.13 dieses Tätigkeitsberichts) 

Die gegenwärtige Rechtslage hat zur Folge, daß Kranken- 

unterlagen an Archive meines Erachtens nur dann abgege- 

ben werden dürften, wenn entweder die Betroffenen in die 

Weitergabe eingewilligt haben, oder die Krankenunterlagen 

durch Loschung der identifizierenden Angaben so aufberei- 

tet sind, daß der Betroffene nicht mehr bestimmbar ist. Dies 

wird jedoch aus Praktikabilitätsgründen kaum in Frage kom- 

men. 

Soweit aus Raumgründen eine Entscheidung unaufschieb- 

bar wurde, habe ich keine datenschutzrechtlichen Beden- 

ken erhoben, wenn vorhandene Krankenunterlagen in den 

Räumen von Archiven nur eingelagert würden. Dies bedeu- 

tet, daß das abgebende Krankenhaus in diesen Fällen allein 

verfügungsberechtigt bliebe und weder das Personal des 

Archivs noch andere Personen oder Stellen Zugang erhiel- 

ten. Durch besondere Schutzvorkehrungen technischer 

und organisatorischer Art in den Räumen des Archivs wäre 

sicherzustellen, daß auf die Patientendaten nicht unbe- 

rechtigt zugegriffen werden könnte. 

4.10.6. Gesundheitsfragebogen 

im 5. Tätigkeitsbericht wurde über die Entwicklung eines 

neuen allgemeinen Gesundheitsfragebogens anläßlich von 

Schuluntersuchungen berichtet (Nr. 4.11.6, 5.44). Ich hatte 

seinerzeit darauf hingewiesen, daß das früher verwendete
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Formular Fragen enthielt, die sehr stark in die Privatsphäre 

der Eltern eindrangen, wie mit Fragen nach Risikoschwan- 
gerschaft und Auffälligkeiten bei der Geburt. Das zuständi- 

ge Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung hat dazu 

mitgeteilt, daß der Datenumfang in dem Elternfragebogen 
dem schulärztlichen Auftrag aus Art. 57 des bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen, eine 

exakte Diagnose und eine gesundheitliche Schulprognose 
zu stellen, entspräche. Be: äußerlich meist gesund erscheı- 

nenden Kindern bestehe nicht seiten eine körperliche Lei- 

stungsschwäche, ohne daß der objektive Befund Abweı- 
chungen von der Norm erkennen ließe. Für den Schularzt 

habe daher dıe Krankheitsvorgeschichte des Kindes eine 

ebenso große Bedeutung wie dıe Befunderhebung. Wichti- 

ge Punkte der Krankheitsvorgeschichte seien der Schwan- 

gerschaftsverlauf, dıe Geburt, das Geburtsgewicht und die 

ersten Stunden nach der Geburt. Sie seien bei Schulunter- 
suchungen — wie z.B. auch erlittene Infektionskrankheiten, 

dıe bisherige psychosomatische Entwicklung oder die Um- 

welt des Kindes - recht entscheidende Faktoren für die ge- 
samte Beurteilung; sie könnten stichhaltige Hinweise dar- 

über geben, was dem betreffenden Kınd unter Berücksich- 

tigung seiner konstitutions- und umweltgebundenen Ge- 

sundheit zugemutet werden könne. Deshalb werde die Auf- 

fassung vertreten, daß gezielte Krankheitsvorgeschichten 

auch zur schulärztlichen Untersuchung gehören, weil sie 

den Einzelfall besser erklären könnten. 

Gegen diese Auffassung habe ich aus der Sıcht des Daten- 
schutzes keine Bedenken erhoben. Auf meine Bitte wurde 

jedoch in den endgültigen Formularen noch vorgesehen, 

daß eine Rückmeldung an den Schularzt durch den Arzt, 

der aufgrund eines Hinweises des Schularztes zur Behand- 

lung oder Untersuchung aufgesucht wird, mit dem Einver- 

ständnis der Erziehungsberechtigten erfolgt. 

Die Neuregelung der Schulgesundheitspflege durch Gem 

Bek. v. 12.10 83 ist im MABI 1983, S. 825 veröffentlicht wor- 
den. 

4.107 Umfang ärztlicher Gutachten bei der Aufnahme ın 
Alters- und Pflegeheime 

Im Zusammenhang mit der Kostenübernahme einer Heim- 

unterbringung durch einen Sozialleıstungsträger war auf- 

grund einer Eingabe dazu Stellung zu nehmen, welche Fra- 
gestellungen an den begutachtenden Arzt aus fachlicher 

Sicht für die Aufnahme in Alters- oder Pflegeheime erfor- 

derlich sind. Bei der Bewertung des Sachverhalts gehe ıch 
davon aus, daß die Weitergabe des ärztlichen Gutachtens 
an ein Alters- oder Pflegeheim nach den Regeln der ärztli- 

chen Schweigepflicht nur mit Einwilligung des Betroffenen 
erfolgen kann. Damit richtet sich auch der Umfang des Gut- 

achtens nach der Einwilligung des Betroffenen. Die Heime 
fordern zur Ergänzung des Aufnahmeantrags ärztliche Gut- 
achten unterschiedlichen Umfangs an. In vielen Fällen las- 
sen aber die örtlichen, sachlichen und persönlichen Verhält- 

nisse des Betroffenen eine freie Auswahl der Unterbrin- 
gung zwischen Heimen nicht zu. Auf das in der Regel pri- 
vatrechtliche Verhältnis zum Heim ist $ 23 BDSG anzuwen- 

den (bei Heimen bayerischer öffentlicher Träger im Rahmen 
von Art. 22 BayDSG). in $ 23 BDSG findet auch der Grund- 
satz des Übermaßverbots im Rahmen des Persönlichkeits- 

schutzes Ausdruck. Die Zulässigkeit einer Datenspeiche- 
rung hängt danach davon ab, ob sie sich im Rahmen der 

Zweckbestimmung des Vertrags bzw. des Vertragsverhalt-   

nisses hält. Datenspeicherungen, die diesen Rahmen 

sprengen, wären unzulässig, die Erhebung solcher Daten 
unverhältnismäßig. Im Rahmen des Verhältnismäßigkeits- 
grundsatzes sollten daher die Angaben aus ärztlicher Sicht 

über den Betroffenen auf den unbedingt erforderlichen Um- 
fang begrenzt werden. In Ausnahmefällen können auch um- 

fangreichere Gutachten im Hinblick auf besondere pflegeri- 

sche Maßnahmen erforderlich sein. 

Diese Überlegungen habe ich dem Bayer. Staatsministe- 

rium für Arbeit und Sozialordnung mitgeteilt. In seiner Stel- 
lungnahme geht das Ministerium davon aus, daß in jedem 

konkreten Einzelfall unter Beachtung der Grundsätze von 

Treu und Glauben und der Verhältnismäßigkeit über den 
Umfang der unbedingt notwendigen Auskünfte zu entschei- 

den sei. Aus fachlicher Sicht seien Art und Umfang der Fra- 
gestellungen an den begutachtenden Arzt von besonderer 

Bedeutung, da sie primär über die Aufnahme in die Alten-, 

oder aber in die Pfiegeabteilung eines Alten- und Pfiegehei- 

mes entscheiden. Die Fragen müssen deshalb auf die Hilfs- 

oder Pflegebedürftigkeit abzielen und darüber hinaus auch 

ausreichende Informationen über bestimmte Leiden zulas- 
sen, um möglichen, plötzlichen Komplikationen ohne Verzö- 

gerungen und gezielt begegnen zu können. 

4.10.8. Namensangaben auf Überweisungsträgern für 

die Gutachtenvergütung von Ärzten von Nerven- 
krankenhäusern 

Aus dem ärztlichen Bereich erfuhr ich, daß ım Zuge der 

Überweisung der Gutachtensvergütung für die Ärzte von 
Bezirkskrankenhäusern im Rahmen von Gutachten für So- 

zialgerichte die Gerichtskasse auf dem Überweisungsträger 
den Namen des Patienten vermerkt. Gleiches gilt für Erstat- 
tung von Rentengutachten für die Landesversicherungsan- 
stalten. Bei dieser Verfahrensweise erfährt das angewiese- 
ne Geldinstitut, ob ein bestimmter, namentlich benannter 

Betroffener durch einen Nervenarzt untersucht wurde. 
Auch die Ärzte der Bezirkskrankenhäuser sahen in dieser 
Sachbehandlung eine aus ihrer Sicht nicht erforderliche Ge- 
fährdung des persönlichen Bereichs des Betroffenen. Ich 

habe die Bayerischen Staatsministerien der Justiz und für 

Arbeit und Sozialordnung hiervon unterrichtet und gebeten, 
mich in dem Bemühen zu unterstützen, hier eine unnotige 

Kenntnisnahme Dritter zu verhindern. 

Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung hat 
sich bereit erklärt, die Bedenken auszuräumen und Sozial- 

gerichte, Sozialversicherungsträger und Behörden der Ver- 

sorgungsverwaltung entsprechend zu unterrichten. Es ist 

nunmehr vorgesehen, nicht nur im Falle von Gutachten von 
Nervenärzten, sondern auch bei Untersuchungen durch an- 
dere Ärzte den Namen des Betroffenen bei der Überwei- 
sung der Gutachtensvergütung auf dem Überweisungsträ- 

ger einheitlich durch ein Aktenzeichen oder eine Aufnahme- 
nummer zu ersetzen. 

Auch das Staatsminısterium der Justiz hat sich die Beden- 
ken zueigen gemacht und die Gerichte und Staatsanwalts- 
chaften gebeten, die Verwendung des Namens des Betroff- 
fenen zu vermeiden und stattdessen nur Rechnungsdatum 
und -nummer oder Geschäftsnummer bzw. nicht personen- 

bezogene Bezugsdaten zu verwenden. 

4.10.9. Weitergabe von Daten über Krankenhauspatienten 
an den Oberbürgermeister 

Auf Anfrage einer Stadt war zu prüfen, ob der Oberbürger 

meister für Genesungswünsche die Namen hervorgehobe-
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ner Personen, die Patienten des Städtischen Krankenhau- 

ses waren, erfahren dürfte. Aufgrund Art. 13 Abs.5 des 

Bayerischen Krankenhausgesetzes sowie unter Hinweis auf 

8 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB habe ich darauf hingewiesen, daß, 

auch wenn es sich ausschließlich um Persönlichkeiten des 

offentlichen Lebens handeln würde, die Weitergabe perso- 

nenbezogener Daten über Patienten von deren Einwilligung 

abhängt. 

4.11. Sozlalbereich 

4.11.1. Offenbarung von Angaben über Klienten einer 

Sozialbehörde an Studenten einer Fachhoch- 

schule -— Fachrichtung Sozialwesen 

Von einem Landratsamt bin ich um Stellungnahme zu der 

Frage gebeten worden, ob den Studenten einer Fachhoch- 

schule — Fachrichtung Sozialwesen — Angaben über Klien- 

ten von Sozıalleistungsträgern offenbart werden dürfen. Ich 

habe dazu das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und 

Sozialordnung um eine Äußerung gebeten und dabei fol- 

gende Ansicht zum Sachverhalt vertreten: Unter dem Ge- 

sıchtspunkt des Datenschutzes ist meines Erachtens von 

wesentlicher Bedeutung, welche Stellung der Studierende 

ım Ausbildungsamt einnimmt. Unterliegt er im Rahmen 

eines Ausbildungsvertrages den Weisungen der Ausbil- 

dungsstelle und wird er darüber hinaus fallweise in der 

Klientenbetreuung tätig, so stehen meiner Ansicht nach die 

Bestimmungen zum Schutz der Sozialdaten nach dem X. 

Buch zum Sozialgesetzbuch einer Kenntnisnahme der er- 

forderlichen personenbezogenen Daten nicht im Wege. Die 

Pflicht zur Wahrung des Sozialgeheimnisses nach 835 

Abs. 1 SGB | verbietet es allerdings, dem Studierenden un- 

beschränkten Zugang zu allen vorhandenen Akten und Da- 

teien zu gewähren. Er ist insoweit wohl einem Bediensteten 

der Ausbildungsstelle gleichgestelit, der den berechtigten 

Zugang zu Unterlagen nur im Rahmen seiner Aufgabenzu- 

weisung erhält. Als Rechtsgrundlage für eine solche Ein- 

ordnung des Studierenden kommt die Rahmenstudienord- 

nung für den Fachhochschulstudiengang Sozialwesen vom 

20.1.1981 (KMBI I Nr. 4/1981, S. 104) in Betracht. Anlage 2 

dieser Bestimmungen enthält den Ausbildungsplan für die 

praktischen Studiensemester des Fachhochschulstudien- 

gangs Sozialwesen. Nach dem dort beschriebenen Ausbil- 

dungsinhalt lernen und üben die Studenten berufliches 

Handeln durch Beteiligung am Arbeitsablauf der Ausbil- 

dungsstelle entsprechend deren Arbeitsfeld und Aufgaben. 

Als Ausbildungsziel ist u.a. die Fähigkeit und Bereitschaft 

genannt, Aufgaben und Verantwortung an der Ausbildungs- 

stelle zu übernehmen. Dies erscheint ohne enge Einbin- 

dung des Studierenden in die Ausbildungsbehörde nicht 

möglich. Als Folge dieser Einbindung ist eine förmliche Ver- 

pflichtung der Studierenden nach dem Verpflichtungsge- 

setz, gegebenenfalls nach dem BDSG vorzunehmen. 

Nach dem Ausbildungsplan soll der Ausbildungsbeauftrag- 

te der Ausbildungsstelle in der Regel Sozialarbeiter/Sozial- 

pädagoge sein. Ist beabsichtigt, praktische Fälle aus dem 

Tätigkeitsbereich des Ausbilders dem Studierenden zu of- 

fenbaren, so ist in solchen Fällen neben den Bestimmungen 

zum Schutz der Sozialdaten nach dem X. Buch zum Sozial- 

gesetzbuch auch $ 203 StGB in die Überlegungen mit ein- 

zubeziehen. Die besondere persönliche berufliche Ver- 

schwiegenheitspflicht für staatlich anerkannte Sozialarbei- 

ter oder staatlich anerkannte Sozialpädagogen, auf die 
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8 203 Abs. 1 Nr. 5 StGB Bezug nımmt, gilt auch im ınnerbe- 

hördlichen Bereich. Der Studierende steht nach 8203 

Abs. 3 StGB den Vorgenannten gleich. Dies rechtfertigt für 

sich allein aber noch nicht die Annahme, daß die betroffe- 

nen Klienten mutmaßlich oder konkludent in eine Offenba- 

rung ihrer Daten an den Studierenden einwilligen. Daher 

werden Daten, die den Sozialarbeitern bzw. Sozialpadago- 

gen im Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind, ın 

aller Regeln nicht ohne Zustimmung der betroffenen Klien- 

ten an Studierende offenbart werden dürfen Eine andere 

Beurteilung ist m.E. nur möglich, wenn der Studierende un- 

mittelbar in dem betreffenden Fall als Bearbeiter tätig ge- 

worden ist. 

Eine Weitergabe von personenbezogenen Unterlagen an 

Ausbildungskräfte der Studenten, die nicht im Ausbildungs- 

amt beschäftigt sind (z.B. Supervisoren), begegnet in allen 

Fällen datenschutzrechtiiche Bedenken. Das Bayerische 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung hat sich 

dieser Auffassung im wesentlichen angeschlossen. 

Offen ıst derzeit noch die Frage, ob die fachpraktische Aus- 

bildung von Fachoberschulern der Ausbildungsrichtung 

Wirtschaft, Verwaltung und Rechtspflege datenschutzrecht- 

lich vergleichbar eingeordnet werden kann. Nach meiner 

Kenntnis fehlt hier eine Ausbildungsordnung mit Recht- 

normqualität. Darüberhinaus ist wohl auch die Tätigkeit und 

das Ausbildungsziel der Praktikanten anders zu bewerten 

als bei den Studenten der Fachhochschule. Eine Stellung- 

nahme des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht 

und Kultus zu dieser Frage steht noch aus. 

4.11.2. Vordrucke zur Prüfung des „mißglückten Arbeits- 

versuches“ 

Nach meinen Feststellungen verwenden die einzelnen ge- 

setzlichen Krankenkassen verschiedenartige Vordrucke zur 

Prüfung des „mißglückten Arbeitsversuches“ eines Arbeit- 

nehmers. Diese Prüfung ist in bestimmten Fällen zur Fest- 

stellung erforderlich, ob ein versicherungspflichtiges Be- 

schäftigungsverhältnis vorliegt. 

Die dabei vorgesehenen Fragestellungen sind zum Teil miß- 

verständlich. Ein befragter Arbeitgeber hat mich z.B. auf 

eine Formulierung hingewiesen („War in der Arbeitsleistung 

des Beschäftigten ein merkbarer Unterschied im Vergleich 

zu anderen, gleichartigen Beschäftigten festzustellen?“), 

die als Aufforderung zur qualitativen Bewertung des Arbeit- 

nehmers ım Sinne eines Arbeitszeugnisses mißverstanden 

werden könnte. An anderer Stelle wird der in solchen Fra- 

gen unzuständige Arbeitgeber um Angabe von Krankheiten 

und Krankheitserscheinungen des Arbeitnehmers befragt. 

Aufgrund dieser und anderer Fragestellungen in den mir 

nur in wenigen Beispielen vorliegenden Fragebogen habe 

ich dem Landesverband der Ortskrankenkasse vorgeschla- 

gen, den Gesamtkomplex „Fragebogen zur Prüfung des 

mißglückten Arbeitsversuches“ unter Berücksichtigung der 

neueren Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, der 

Mitwirkungspflichten nach $ 60 SGB | und der einschlägi- 

gen Datenschutzbestimmungen zu überarbeiten und das 

Ergebnis den beteiligten Krankenkassen zur Verwendung 

zu empfehlen. 

Der Landesverband der Ortskrankenkassen hat mitgeteilt, 

daß nach Beratung im zuständigen Fachausschuß nunmehr 

die Auffassung vertreten wird, daß nach der gefestigten 

Rechtssprechung des Bundessozialgerichts für die Prüfung
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eines „mißglückten Arbeitsversuchs“ in erster Linie die ım 

Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme bestehende Arbeitsunfähig- 
keit des Beschäftigten maßgebend ist und deshalb auf das 

Befragen des Arbeitgebers bzw. des Arbeitnehmers weit- 

gehend verzichtet werden kann. Aus diesem Grunde sollte 
nach Meinung des Fachausschusses von dem bisherigen 

Verfahren abgegangen werden. Künftig sollten zunächst 

nur Maßnahmen zur Prüfung der Arbeitsunfähigkeit ergrif- 
fen werden. Da die genannten Fragebogen jedoch bundes- 

weit Verwendung finden, ist noch eine Erörterung mit den 

Spitzenverbänden der Krankenkassen erforderlich. Eın Er- 
gebnis steht noch aus. 

4.11.3. Weitergabe von Kassenarztverzeichnissen 

Die Kassenärztliche Vereinigung Bayerns hat mir gegen- 

über die Rechtsauffassung vertreten, daß sich eine Daten- 
offenbarung aus dem Arztverzeichnis der Kassenärztlichen 
Vereinigung nach $ 35 SGB I, $$ 67 ff SGB X richte. Hier- 

nach haben auch die Kassenärzte Anspruch darauf, daß 

Einzelangaben über ihre persönlichen und sachlichen Ver- 
hältnisse von der Kassenärztlichen Vereinigung als Sozial- 

geheimnis gewahrt und nicht unbefugt offenbart werden. 
Die Weitergabe von Arztverzeichnissen an die gesetzlichen 

Krankenkassen sei gemäß $ 69 Abs 1 Nr. 1 SGB X zulässig. 

Die Weitergabe des Kassenarzitverzeichnisses an Kassen- 
ärzte sei zur Erfüllung des Sicherstellungsauftrages der 
Kassenärztlichen Vereinigung aus den $$ 368, 368 n RVO 
erforderlich, damit die Kassenärzte mit den an der kassen- 

arztlıchen Versorgung beteiligten Kollegen und Einrichtun- 

gen bei der Durchführung der ambulanten Behandlung der 

Versicherten zusammenwirken können. Da die Offenbarung 

gemäß $ 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X aber nur im Rahmen der Er- 
forderlichkeit zur Aufgabenerfüllung zulässig sei, könnten 

dıe Kassenärzte das Kassenarztverzeichnis jeweils nur für 
den Bereich ihrer Bezirksstelle, nicht aber mit den Angaben 
über alle Kollegen bzw. Einrichtungen in Bayern erhalten. 

Außerdem vertrat die KV die Auffassung, daß die Weiterga- 
be von Arztadressen an Privatpersonen (z.B. Firmen, ärztli- 

che Verbände) nicht mit der Erfüllung gesetzlicher Aufga- 

ben im Sinne des 869 Abs. 1 Nr. 1 SGB X in Zusammen- 

hang gebracht werden könne. 

Das Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat mir in einem Schreiben mitgeteilt, daß die 

Rechtsansicht der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns 
nicht zu beanstanden sei. Auch ich habe diese Auffassung 

nicht beanstandet. Zu beanstanden war jedoch, daß die 

Kassenärztliche Vereinigung Bayerns die Praxis der Weiter- 

gabe von Kassenarztverzeichnissen erst mit Beschiuß vom 
26.3.1983 änderte. Sie hatte nach dem Inkrafttreten des 
SGB am 1.1.1981 zunächst noch bis April 1983 in den Be- 
zirksstellen Kassenarztverzeichnisse an alle Interessenten 
(darunter ärztliche Verbände, Pharmaindustrie) abgegeben. 

Ich gehe im übrigen davon aus, daß neben der Überlassung 
der Kassenarztverzeichnisse an Kassenärzte bzw. gesetzli- 
che Krankenkassen weitere Möglichkeiten einer Offenba- 
rung von Arztdaten in Form dieses Verzeichnisses im Rah- 
men der gesetzlichen Aufgabenerfüllung gemäß & 69 
Abs. 1 Nr 1 SGB X bestehen können. Bei einem Offenba- 
rungsersuchen solcher Art wäre im Einzelfall zu prüfen, ob 

die erbetene Offenbarung von Arztanschriften zur Sicher- 
stellung der ärztlichen Versorgung in dem in $ 368 Abs. 2 
RVO bezeichneten Umfang erforderlich ist, einschtießlich 

der Prüfung, ob regionale Begrenzungen zum gewünschten   

Ergebnis führen. Die bısher von der Kassenärztlichen Verei- 

nigung geltend gemachte Unzulässigkeit der Offenbarung 
von Arztanschriften an Krankenhäuser oder Universitäts- 

Polikliniken muß meines Erachtens überdacht werden. Eın 

Ergebnis dieser Überlegungen steht noch aus. Das Bayerı- 
sche Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung wurde 
in diese Überlegungen eingeschaltet. 

4.11.4. Umfang der Ausnahmeregelung nach $ 76 Abs. 2 

SGBX 

Die Sozialleistungsträger, insbesondere die Trager der ge- 

setzlichen Kranken-, Unfali- und Rentenversicherung benö- 

tigen für Entscheidungen über Leistungsanträge häufig An- 

gaben über die gesundheitlichen Verhältnisse des Antrag- 

stellers aus der Vergangenheit. Sie ersuchen sich deshalb 
gegenseitig um Offenbarung der behandelnden Ärzte, der 

Krankheitszeiten und der Diagnosen für einen bestimmten 

Zeitraum. In diesem Zusammenhang hat eine Ortskranken- 
kasse bei mir angefragt, welche medizinischen Daten im 

Rahmen der erleichterten Offenbarungsbefugnis nach $ 76 

Abs. 2 SGB X an andere Sozialleistungsträger weitergege- 
ben werden können. 

In meiner Stellungnahme habe ıch die Auffassung unter- 

stützt, daß es nicht Sinn und Zweck der Regelung nach 
8 76 Abs 2 SBG X seın kann, jede Datenbewegung mit me- 
dizinischen Daten zwischen den Sozialleistungsträgern und 
zu den Gerichten von einer Einwilligung des Betroffenen 

abhängig zu machen bzw. mehrere ärztliche Untersuchun- 
gen durchfünren zu müssen. Dies entspräche auch nicht 

dem Grundgedanken des $ 96 SGB X. 

Ich habe daher keine Bedenken, Daten, die bei ärztlichen 

Untersuchungen im Sinne des $ 96 SGB X gewonnen wer- 
den, innerhalb des Geitungsbereiches des $ 76 Abs. 2 SGB 

X einzuordnen. Das gleiche gilt für medizinische Daten, die 
offenkundig mit der Zweckbestimmung erstellt und zugäng- 
lich gemacht worden sind, eine Sozialleistung zu erhalten 
oder die Bescheinigung eines Sozialleistungsträgers ausge- 

stellt zu bekommen. Liegt dagegen eine andere Zweckbe- 
stimmung vor (z.B. Angabe einer Verdachtsdiagnose bei 
Krankenhauseinweisung oder bei der Quartalsabrechnung, 

Arztbriefe an mit- oder nachbehandeinde Ärzte, Entlas- 
sungsberichte aus Krankenhäusern) und wurden dıe Unter- 
lagen nicht selbst vom Betroffenen als „Beweismittel“ in 
das Verfahren eingebracht, so dürfte eine Datenoffenba- 

rung im Rahmen des 8 76 Abs. 2 SGB X nicht in Betracht 

kommen. Meine Auffassung stützt sich dabei im wesentli- 
chen auf die Überlegung, daß medizinische Daten, die zu- 
nächst mit anderer Zielsetzung erstellt wurden, den nun- 

mehr bedeutsamen Sachverhalt möglicherweise nur unge- 
nau und mit veränderten Schwerpunkt darstellen. Da eine 

Offenbarung medizinischer Daten im Rahmen des $ 76 

Abs. 2 SGB X dem Betroffenen häufig nicht bekannt wird, 
ist das Widerspruchsrecht des Betroffenen nach dieser Be- 
stimmung kein geeignetes Mittel für die Mitwirkung des Be- 
troffenen beim Verfahrensablauf. 

Von diesen Überlegungen werden Fälle nicht erfaßt, bei de- 
nen ärztliche Unterlagen nach Feststellung einer anderen 
sachlichen Zuständigkeit an einen anderen Leistungsträger 
abgegeben werden müssen (z.B. bei Rehabilitationsmaß- 

nahmen). Eine Prüfung nach $ 76 Abs. 2 SGB X kann in sol- 
chen Fällen unterbleiben, da eine Datenweitergabe bereits 
nach & 76 Abs. 1 SGB X zulässig sein dürfte.



DRUCKSACHE 10/4383 Bayerischer Landtag - 10.Wahlperiode Seite 67 

  

Das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialord- 

nung hat sıch meiner Rechtsauffassung angeschlossen und 

ergänzend ausgeführt: Die Ausnahmeregelung des $ 76 

Abs.2 SGB X umfaßt nicht dıe üblichen Anamnese-, Be- 

fund- und Diagnosedaten des behandelnden Arztes, son- 

dern nur solche personenbezogenen Daten, die im Zusam- 

menhang mit einer Begutachtung erfaßt wurden. Entschei- 

dend kommt es demnach darauf an, daß die Daten bei eıner 

gezielten, auf dıe Prüfung der Voraussetzungen für eine be- 

stimmte Sozialleistung ausgerichteten Begutachtung erfaßt 

wurden. Es reicht nicht aus, daß die Daten bei einer allge- 

meinen Untersuchung oder Behandlung festgehalten und 

dann zur Begründung eınes Leistungsantrages herangezo- 

gen werden. Der Gesichtspunkt der ärztlichen Schweige- 

pflicht spricht ebenfalls für diese Auslegung. Nur die Daten 

sollen weitergegeben werden konnen, bei deren Erhebung 

dem Betroffenen klar war, daß sie das Arzt-Patientenver- 

hältnıs verlassen werden, um für die Begutachtung wegen 

der Erbringung von Sozialleistungen oder der Ausstellung 

einer Bescheinigung geoffenbart zu werden. 

Ich habe die gesetzlichen Krankenkassen ın diesem Sınne 

unterrichtet. 

4.11.5. Errichtung einer städtischen „Kommission für 

Sozialhilfe“ 

Im 5. Tätigkeitsbericht wird unter Nr. 4.3.1, 4. auf die noch 

nicht abgeschlossene Überprüfung der Datenübermittiung 

an eine städtische Kommission für Sozialhilfe zur Überwa- 

chung der laufenden Angelegenheiten der Sozialhilfe hinge- 

wiesen. Da ın diesem Zusammenhang kommunalrechtliche 

Fragen im Vordergrund standen, u.a. die Frage, ob der 

Kommission auch Nichtgemeinderatsmitglieder angehören 

könnten, habe ich - wie in solchen Fällen stets - das Baye- 

rische Staatsministerium des Innern eingeschaltet. 

Nach der Stellungnahme des Ministeriums ergeben sich be- 

reits aus der Sicht des Kommunalrechts gewisse Beschrän- 

kungen für Tätigkeit und Zusammensetzung solcher Kom- 

missionen: Hierdurch wird die ursprüngliche datenschutz- 

rechtliche Problematik weitgehend entschärft. Wesentliche 

Punkte waren aus kommunalrechtlicher Sicht, daß die Ar- 

beit einer beratenden Kommission im Ergebnis nicht dazu 

führen darf, daß Entscheidungskompetenzen unterlaufen 

werden, die das Kommunalverfassungsrecht gemeindlichen 

Organen, insbesondere dem Gemeinderat übertragen hat, 

so daß nicht bestimmte Sachbereiche aus dieser Verant- 

wortung ausgeklammert und den jeweiligen interessen- 

gruppen zur Entscheidung überlassen werden können. 

Dies würde letztendlich zur Aufsplitterung der umfassenden 

Zuständigkeit der Gemeindeorgane und zur Bildung eıner 

ganzen Reihe von Einzeigremien führen, die lediglich ihre 

Einzelinteressen verfolgen. Den Entscheidungen dieser - 

Gremien könnte sicher keine Integrationskraft und Kon- 

sensfahigkeit für die Gemeinde im ganzen zukommen. 

Auch wäre eine Verlagerung von Kompetenzen auf eine 

Kommission, der auch Nichtgemeinderatsmitglieder ange- 

hören, mit Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG nur schwer vereinbar. 

Nach dieser Verfassungsbestimmung muß das Volk in den 

Gemeinden eine allgemein gewählte Vertretung haben. Be- 

ratende Kommissionen können daher nur zu dem Zweck 

gebildet werden, den Gemeindeorganen eine Anhörung   

oder Beratung zu ermöglichen. Dagegen wäre es kommu- 

nalrechtlich unzulässig, ihnen eigene Rechte auf Beratung 

oder sogar Entscheidung einzuräumen. Die Überwachungs- 

befugnis des Gemeinderats kann im Rahmen der Ge- 

schäftsordnung oder durch Beschluß im Einzelfall auf ein- 

zeine Gemeinderatsmitglieder übertragen werden. Die Bil- 

dung einer Überwachungskommissıon in Sozıalhilfeangele- 

genheiten, die nur aus Mitgliedern des Stadtrats besteht, 

kann als zulässig angesehen werden; hier werden aufgrund 

Art. 56 Abs. 1 Satz 2 GO dem Gemeinderat zustehende Be- 

fugnisse auf einzelne Gemeinderatsmitglieder übertragen. 

Gegen die Bildung einer Überwachungskommission für So- 

zialhilfefragen bestehen auch unter dem Gesichtspunkt der 

Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Gemeindrat und 1. 

Bürgermeister keine grundsätzlichen Bedenken Die Über- 

wachungsbefugnis des Gemeinderats bezieht sich auch auf 

Aufgabenbereiche, die der 1. Bürgermeister gemäß Art. 37 

Abs. 1 Satz 1 GO in eigener Zuständigkeit erledigt. Im Ge- 

gensatz zur Entscheidungszuständigkeit ist die Überwa- 

chungszuständigkeit des Gemeinderats nämlich keinen Be- 

schränkungen unterworfen. Dies rechtfertigt sich daraus, 

daß die Überwachung der gemeindlichen Verwaltungstätig- 

keit kein Recht beinhaltet, die Entscheidungen anderer Ge- 

meindeorgane aufzunehmen oder zu ändern, was insbeson- 

dere auch für Entscheidungen des 1. Bürgermeisters ge- 

mäß Art. 37 Abs. 1 Satz 1 GO gilt. Im Einzelfall muß daher 

darauf geachtet werden, daß die Kommissionsarbeit keines- 

falls die nach Art. 37 Abs. 1 Satz 1 GO gegebene Zustän- 

digkeit des 1. Bürgermeisters unterlaufen darf. Soweit es 

zur Durchführung der danach zulässigen beratenden und 

überwachenden Tätigkeit dieser Kommission erforderlich 

ıst, dient die Übermittlung von Sozialdaten an diese nach 

869 Abs. 1 Nr. SGB X nach Auffassung des Bayerischen 

Staatsministerum des Innern der Erfüllung einer gesetzli- 

chen Aufgabe nach dem Sozialgesetzbuch. 

Ich habe mich dieser Rechtsauffassung angeschlossen und 

auf die Geheimhaltungspflicht der Mitglieder der Kommis- 

sıon nach & 78 SGB X und die Zweckbindung der Daten auf 

„gie Überwachung der laufenden Angelegenheiten der So- 

zialhilfe“ hingewiesen. 

4.12. Schul- und Hochschulverwaltung 

4.12.1. Datenerhebung an Schulen 

4.12.1.1. Datenerhebung für Forschungszwecke 

Mit der Datenerhebung an Schulen hatte ich mich bereits in 

meinem letzten Tätigkeitsbericht ausführlich befaßt. 

Rechtsgrundlage ıst Art. 62 Bayer. Gesetz über das Erzie- 

hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG). Art. 62 Abs. 1 

BayEUG erlaubt die Erhebung der Daten, die die Schulen 

zu ihrer Aufgabenerfüllung benötigen. Zur Abgabe dieser 

Daten sind die Schüler verpflichtet. Obwohl Art. 62 BayEUG 

für die Datenerhebung eine eindeutige und klare Regelung 

gibt, hatte das Staatsinstitut für Bildungsforschung und 

-planung im nachfolgend geschilderten Fall diese Daten- 

schutzvorschriften zunächst nicht beachtet. 

Das Staatsinstitut führte im Berichtszeitraum eine Untersu- 

chung über die Schullaufbahnen ausländischer Schüler an 

Haupt-, Real- und Wirtschaftsschulen sowie Gymnasien ın 

Bayern durch. In diese Untersuchungen wurden Klassen 

der Jahrgangsstufen 5 - 10 einbezogen, in denen sich 

Schüler(innen) griechischer, italienischer, jugoslawischer, 

spanischer, portugiesischer und türkischer Staatsangeho-
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rıgkeit befanden. Neben einem sog. „Klassenfragebogen‘, 

der weitgehend anonymisierte Daten enthalten sollte, hat- 

ten die jeweiligen Klassenleiter für jeden einzelnen Schüler 

einen „Schüler-Bogen* auszufüllen. Dieser „Schüler-Bo- 
gen“ enthielt auf 8 Seiten 28 Fragestellungen, die teilweise 
in mehr als 10 Unterfragen aufgegliedert waren. Die für das 
Ausfüllen des „Schüler-Bogens“ notwendigen Angaben 

sollten die Klassenleiter den an der Schule befindlichen 

Schulunterlagen entnehmen oder von den Schülern erfra- 
gen. 

Aus der Sicht des Datenschutzes waren folgende Probleme 
von Belang: 

Notwendige Anonymisierung 

Eine Reihe von Fragestellungen im Schüler-Bogen berührte 

sensible Lebensbereiche. Hierzu gehörten beispielsweise 

die Fragen: 

- nach den Wunschen des Schülers und den Absichten 

der Eltern hinsichtlich des weiteren Aufenthalts in der 
Bundesrepublik Deutschland, 

- nach der Stellung des Schülers in der Klassengemein- 
schaft (Grad der Ablehnung oder Zuneigung), 

— nach den schulischen Leistungen und nach einigen Cha- 

raktereigenschaften des Schülers (Ängstlichkeit, Ag- 
gressivität), 

- danach, ob die Eltern berufstätig oder arbeitslos sind, in 

weichem Umfang sie beschäftigt sind, ob Vater oder 
Mutter nicht bei Familie leben. 

Die in den Schüler-Bogen einzutragenden Angaben {z.B. 
Schule, genaue Bezeichnung der Klasse, Geschlecht, Ge- 
burtsjahr und Staatsangehörigkeit) ließen in vielen Fällen 
den Rückschluß auf bestimmte Schüler zu. Diese Daten wa- 
ren somit personenbezogen. Weil selbst nach Auffassung 

des Staatsinstituts für die beabsichtigte wissenschaftliche 
Untersuchung bezüglich dieser ausländischen Schüler der 

Bezug zu bestimmten Personen nicht erforderlich war, war 
der mit dem Schüler-Bogen aber tatsächlich erlangte Be- 
zug zu einzelnen Schülern unzulässig. Im übrigen bin ich 
der Auffassung, daß unabhängig von diesen datenschutz- 
rechtlichen Überlegungen die Anonymität von Schülern und 
Eitern bei dieser Befragungsaktion allein schon deshalb 
hätte von Anfang an gewahrt werden müssen, um wegen 
mancher in der ausländischen Bevölkerung vorhandenen 
Ängste jeden Anschein zu vermeiden, die erhobenen Daten 

könnten als Anhaltspunkte für Maßnahmen gegen einzelne 

Schüler oder deren Eltern verwendet werden. 

Freiwilligkeit der Angaben 

Art. 16 Abs. 2 Bayer. Datenschutzgesetz fordert bei der Er- 
hebung von Daten den Hinweis an den Befragten auf die 
Freiwilligkeit seiner Angaben, wenn, wie dies bei dem Schü- 
ler-Bogen bei einigen Fragestellungen der Fall war, keine 
Rechtsgrundlage zur Beantwortung der Fragen verpflichtet 
hat. Dieser Hinweis auf die Freiwilligkeit war bei der Frage- 
bogenaktion allerdings nicht gewährleistet, weil die Klas- 
senleiter auf die vorgenannte Bestimmung nicht aufmerk- 
sam gemacht worden waren. Zudem hatten einige Fragen 

im Schüler-Bogen Auskünfte der Schüler über ihre Eltern 
verlangt. Auf die Fragen beispielsweise zum „Umfang der 
beruflichen Tätigkeit und besondere Merkmale* und „Stei- 
lung im Beruf“ wurden Angaben verlangt zur eventuellen 

Arbeitslosigkeit der Eltern, zum Umfang deren Berufstätig- 
keit sowie Aussagen zu der Tatsache, ob ein Elterteil nicht   

bei der Familie lebt. Die Entscheidung, ob diese teilweise 

sensiblen Daten freiwillig abgegeben werden durften, konn- 
te nicht den 14-jährigen Kindern überlassen bleiben; wenn 

überhaupt, hätten diese Fragen unter Hinweis auf die Frei- 

willigkeit den Eltern gestelit werden mussen. 

Auswertung der an der Schule befindlichen Schülerunterla- 

gen 

Zur Beantwortung einiger Fragen im Schüler-Bogen mußte 

der Klassenleiter die für schulische Zwecke angelegten 
Schülerunterlagen auswerten (z.B für die Angaben zur 

Schullaufbahn mit eventuellen Klassenwiederholungen und 

zur Bewertung der schulischen Leistungen, die auf einzelne 

Fächer aufgesplittet werden sollten). Die Weitergabe sol- 

cher Daten an Stellen außerhalb der jeweiligen Schule darf 

schutzwürdige Belange der Schüler selbstverstäandlich 
nicht beeinträchtigen. Dies erfordert zum einen eine Be- 
schränkung der Daten auf das unbedingt erforderliche Maß, 

zum anderen eine weitgehende Anonymisierung der Daten 

mit dem ausdrücklichen Verbot der Datenweitergabe an 
sonstige Dritte. 

Auf meine datenschutzrechtlichen Bedenken hin hatte das 

Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kultus die Be- 

fragungsaktion zunächst gestoppt. Sodann wurde mit dem 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus und dem 
Staatsinstitut für Bildungsforschung und Bildungsplanung 

hinsichtlich dieser Befragungsaktıon folgendes erreicht! 

Die im Rahmen dieser Untersuchung verwendeten Frage- 

bogen wurden durch Wegfall der Bezeichnung der Schule 
und der genauen Angabe der Klasse so anonymisiert, daß 
ein Bezug auf konkrete Schüler ausgeschlossen sein dürf- 
te. 

Angaben zu den Eltern der Schuler wurden nur noch den 

Schulunterlagen entnommen. Die Schüler wurden nach den 

Lebensverhältnissen der Eitern nicht mehr befragt. Auf die 

besonders sensiblen Fragen zu den Absichten der Eltern 
und deren Arbeitsverhältnissen wurde verzichtet. Soweit 
sich noch Fragen an die Schüler unmittelbar richteten, wur- 
den diese auf die Freiwilligkeit hingewiesen. Bei solchen 
Freiwilligkeitshinweisen an Schüler ist selbstverständlich 
darauf zu achten, inwieweit die Schüler aufgrund ihres Al- 
ters bereits in der Lage sind, über ihre Daten zu bestim- 
men. 

Für den Fall, daß Klassenleiter den Schüler-Bogen in der 
beanstandeten Fassung bereits ausgefüllt hatten, wurde ih- 

nen die Möglichkeit eingeräumt, die Daten selbst zu 

löschen, dıe ım Hinblick auf die Vereinbarung nicht mehr er- 
forderlich waren. Des weiteren wurde sichergestellt, daß 

das Staatsinstitut die Daten nicht auswertet, die unter Ver- 
letzung des Freiwilligkeitshinweises erhoben worden wa- 

ren. 

Damit war den Datenschutzbelangen weitgehend Rech- 
nung getragen. 

Diese Fragebogenaktion hatte in der Öffentlichkeit große 
Aufmerksamkeit gefunden. Zwar ist es für jede Behörde 
sehr unangenehm, wenn sie wegen Nichtbeachtung von 

Datenschutzvorschriften öffentliche Kritik findet, doch hat 
diese meist eine erfreuliche Schärfung des Datenschutzbe- 
wußtseins zur Folge. Ich gehe davon aus, daß bei künftigen 
Fragebogenaktionen im schulischen Bereich, die von staat- 
lichen Stellen durchgeführt werden, die Datenschutzbelan- 
ge strikt beachtet werden.



DRUCKSACHE 10/4383 Bayerischer Landtag - 10. Wahlperiode Seite 69 
  

4 12.1.2. Datenerhebung im Rahmen des Schulunterrichts 

Der nachfolgende Fall zeigt, daß auch funf Jahre nach In- 

kraftreten das Bayerischen Datenschutzgesetzes manche 

Lehrer. nicht das notwendige Gespür für die Belange des 
Datenschutzes aufbringen. 

Im Anschluß an eine während des Unterrichts durchgeführ- 
te Diskussion mit Landtagsabgeordneten verteilte der 

Klasslehrer einen „Fragebogen zur politischen Diskus- 

sion“an seine Gymnasial-Schüler mit der Aufforderung, die- 
sen innerhalb von 10 Tagen ausgefüllt zurückzugeben. im 

Fragebogen war u.a. dıe Frage gestellt, ob die Schüler Mit- 

glied ın einer politischen Partei seien. Weder enthielt der 

Fragebogen einen Hinweis auf die Freiwilligkeit der Angabe, 

noch war eine ausreichende Anonymisierung der Schüler- 

antworten gewahrleistet. Nach Art.62 Abs. 1 BayEUG ist 
die Erhebung und Verarbeitung von personenbezogenen 

Schülerdaten, grundsätzlich nur zur Erfüllung der den Schu- 
len durch Rechtsnorm zugewiesenen Aufgaben zulässig. 
Der Fragebogen enthielt aber Fragestellungen, die vom Un- 
terrichtsauftrag nicht gedeckt waren. Damit war die Date- 
nerhebung auf dem Fragebogen unzulässig. Auf meine Bit- 

te hin wurden die Fragebogen von der Schulleitung einge- 

sammelt und vernichtet. 

4.12 1.3 Datenerhebung durch außerschulische Organi- 

sationen 

Durch Bürgereingaben bin ich auf folgenden Sachverhalt 
aufmerksam geworden: 

Kurz vor dem jeweiligen Schulabschluß häuften sich bei den 
Schülern Besuche von Versicherungsvertretern, die Ange- 

bote für Lebens-, Kranken- und Aussteuerversicherungen 
vorlegten. Auch Kreditinstitute, mit denen weder die Eltern 
der Schüler, noch die Schüler selbst bis zu diesem Zeit- 
punkt Verbindung gehabt hatten, meldeten sich bei den 
Schülern. Offensichtlich war den Versicherungen und den 
Kreditinstituten Name, Anschrift und Alter der Schüler be- 
kannt. Entsprechende Rückfragen bei den Schulen, die die 

Schüler jeweils besucht hatten, ergaben durchwegs die 

Auskunft, daß die fraglichen Schülerdaten von den Schulen 
nıcht weitergegeben worden waren. Als mögliche Gelegen- 
heiten, bei denen die Daten über Schüler und Schülerinnen 
Dritten bekannt werden könnten, nannten die Schulen meh- 
rere ım Rahmen des Unterrichts bzw. im sonstigen schuli- 

schen Bereich stattfindende Veranstaltungen: 

- Betriebsbesichtigung durch Schulklassen bei Sparkas- 
sen und Kreditinstituten - hierbei wird manchmal ein 

Klassenfoto gemacht, das denjenigen Schülern zuge- 
sandt wird, die ihre Anschrift hinterlassen; 

- Angebot eines „Bewerbungssets“ mit Musterlebenslauf, 
Musterbewerbung und ähnlichem durch ein Kreditinstitut 
und nachfolgende Zusendung an die Schüler, welche ih- 

re Anschriften mitteilen; 

— Ausbildung in Sofortmaßnahmen bei Unfällen — es wurde 
eine Teilnehmerliste mit Namen, Geburtsdaten und An- 

schriften der Schüler gefertigt; ähnliches gilt für die 
Durchführung einer Mofa-Ausbildung samt Prüfung an 
der Schule; 

- Vorträge eines Mitarbeiters einer Krankenversicherung 
im Rahmen des Sozialkundeunterrichts über die Sozial- 
versicherung — hierbei werden Anschriften gesammelt, 

um Schülern Poster und Broschüren zuzusenden;   

- Aufforderung des Arbeitsamtes an die Schüler, ihre 
Adressen zur Zustellung von Broschüren bekanntzuge- 
ben und 

— Schülerpreisausschreiben anläßlich des Weltspartages 
durch die örtliche Kreissparkasse — auf entsprechenden 

Aushang am Schwarzen Brett sollten sıch die interes- 

sierten Schüler unter Angabe ihrer Anschrift bei der 
Sparkasse melden. 

Ich gehe davon aus, daß diese Aufzählung bei weitem nicht 
vollständig ist und ggf. weitere Aktivitäten im schulischen 
Bereich festgestellt werden können, bei denen über Infor- 

mations- und andere Angebote indirekt auch Werbung und 

Adressenbeschaffung betrieben wird. Angesprochene 
Sparkassen haben mir versichert, daß derartiges Adressen- 

material nur für eigene Zwecke verwendet und nicht an drit- 
te Stellen weitergegeben werde. Gleichwohl steht fest, daß 
immer wieder Adressenmaterial aus dem schulischen Be- 

reich — auf welchen der genannten Wege auch immer — 

nach außen gelangt und zu einer nachhaltigen Umwerbung 
der Abschlußschüler führt. 

Angesichts dieses Umstandes halte ich es für angezeigt zu 
überprüfen, ob Veranstaltungen von Sparkassen und ande- 

ren Unternehmungen, die auch der Werbung und der Be- 

schaffung von Adressenmaterial dienen und im Rahmen der 

Schule stattfinden, mit Art. 61 des Gesetzes über das Erzie- 

hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) vereinbar sind 
oder eine Umgehung des aus datenschutzrechtlicher Sicht 

begrüßenswert strengen Art. 62 Abs. 1 BayEUG darstellen. 

Ich vertrete die Ansicht, daß Informations- und Unterrichts- 

angebote derartiger Stellen von den Schulen strenger dar- 
auf überprüft werden sollten, ob sie lediglich ein vorder- 

gründiges Unterrichtsangebot enthalten und sich daneben 

oder sogar ın erster Linie als Werbungsmaßnahme der be- 
treffenden Stelle darstellen. Die Schulen sollten ggf. die 
Veranstalter darauf hınweisen, daß sie keine personenbezo- 

genen Daten von Schülern im Rahmen von Informationsver- 

anstaltungen an Schulen oder bei Gelegenheit von außer- 
schulischen Veranstaltungen, wie etwa von der Schule 
durchgeführten Betriebsbesichtigungen, erheben sollen, es 

sei denn, die ausdrückliche Einwilligung der Eltern liegt vor. 
Darüber hinaus sollten ım Rahmen solcher Veranstaltungen 

im Einzelfall gleichwohl erhobene Daten, etwa der Anschrif- 
ten für die Zusendung von Informationsmaterial, ausschließ- 
lich für diesen Zweck verwendet und nicht an weitere Stel- 
len übermittelt werden. In dieser Angelegenheit bin ich mit 
dem Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 

Gespräch. 

4.12.2. Schulchronik, Jahresberichte 

Anläßlich einer Schulausstellung zum 10-jährigen Jubiläum 
einer Volksschule war die bei dieser Schule geführte Schul- 
chronik ausgelegt und stand den Besuchern zur Einsicht 
offen. Die Schulchronik enthielt auch persönliche Daten der 
Lehrkräfte, wie Geburtsdaten und Fehlzeiten wegen Krank- 
heit oder Mutterschaftsurlaub, sowie in Einzelfällen die Art 
der Erkrankung, die Todesursache einer Lehrkraft und die 
Tatsache der Wiederholung der 2. Lehramtsprüfung. Einige 
Lehrer haben sich wegen dieser Bekanntgabe ihrer persön- 
lichen Daten an mıch gewandt. 

Ich habe keinen Zweifel, daß die durch die Auslegung der 
Schulchronik ermöglichte Kenntnisnahme von persönlichen 

Daten ohne ausdrückliche Einwilligung der betroffenen
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Lehrkräfte unzulässig ıst. Dabei kann eın etwa von der Leh- 

rerkonferenz widerspruchslos akzeptierter Vorschlag zur 

Auslegung der Schulchronik jedenfalls dann keine wirksa- 

me Einwillung darstellen, wenn deren Inhalt, was die hier 

erörterten persönlichen Daten anbelangt, den Lehrkräften 

weitgehend unbekannt ist. Die zuständige Schulaufsichts- 

behörde hatte im übrigen, schon bevor dieser Fall an mich 

herangetragen wurde, im Rahmen einer Dienstaufsichtsbe- 

schwerde das Vorliegen eines objektiven Verstoßes gegen 

die beamtenrechtliche Verschwiegenheitspflicht festge- 

stellt. Wenn auch der beamtenrechtiiche Schuldvorwurf 

nach den Ermittlungen der Schulaufsichtsbehörde im kon- 

kreten Fall gering war, so sollte der Vorfall allen Beteiligten 

als Warnung dienen, der Pflicht zur Verschwiegenheit in 

Personalangelegenheiten besondere Beachtung zu schen- 

ken. Insoweit kann auch eine vertrauensvolle Zusammenar- 

beit zwischen Schulleitung und Lehrkräften dem Schutz der 

Privatsphäre dienlich seın. 

Auch in Jahresberichten der Schulen finden sich gelegent- 

lich personenbezogene Daten, deren Veröffentlichung nicht 

unproblematisch erscheint. So enthielt der Jahresbericht 

eines Gymnasiums z.B. Personendaten über das Schulver- 

waltungs- und Hausverwaltungspersonal, die Privatanschrif- 

ten der Eiternbeiräte und den jeweiligen Wohnort der Schü- 

ler. Art 62 Abs. 3 des Bayerischen Gesetzes über das Er- 

zıehungs- und Unterrichtswesen stelit demgegenüber aus- 

drücklich klar, welche personenbezogenen Daten in Jahres- 

berichten der Schulen ausschließlich enthalten seın dürfen. 

Die oben genannten Daten sind dort nicht aufgezählt; ihre 

Veröffentlichung ohne Einwilligung der Betroffenen halte 

ich daher für unzulässig. 

4.12.3. Neugestaltung der Zeugnisformulare 

Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

hat mich darauf aufmerksam gemacht, daß im Kopfteil der 

Zeugnisse bei einigen Schularten die Bekenntnisangehörig- 
keit des Schülers angegeben ist, bei anderen Schularten je- 

doch nicht. Werde nun im Zuge einer Vereinheitlichung bei- 

spielsweise auf die Angabe der Bekenntnisangehörigkeit im 

Kopfteit der Zeugnisse verzichtet, jedoch beim Fach Reli- 

gion kenntlich gemacht, welchen Religionsunterricht der 

Schüler besucht habe, ergebe sich folgendes Problem: 

Bei den Angehörigen kleiner Religionsgemeinschaften, bei 

denen die Religionsgemeinschaft erklärt habe, daß ihre 

Grundsätze mit denen des Lehrplans des katholischen oder 

evangelisch-Iutherischen Religionsunterricht übereinstim- 

men und daher dieser Religionsunterricht von ihren Be- 

kenntnisangehörigen besucht werden könne, ist die Anga- 

be des Bekenntnisses des Schülers mit dem besuchten 

Religionsunterricht nicht identisch. Entsprechendes gilt bei 

einer etwaigen Teilnahme bekenntnisloser Schüler am Re- 

ligionsunterricht. Bei der Frage, ob gegebenenfalls auf den 

Nachweis der Religionszugehörigkeit völlig verzichtet wer- 

den könnte, hatte ich folgendes festgestellt: Das Daten- 

schutzrecht ist von dem Grundsatz beherrscht, daß nur die 

Daten gespeichert, übermittelt’oder sonst genutzt werden 

dürfen, die für die Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erfor- 

derlich sind. Angesichts der Tatsache, daß die Angabe der 

Bekenntnisangehörigkeit ein besonders sensibles Datum 

ist, weshalb dessen Bekanntgabe schutzwürdige Belange 

beeinträchtigen kann, und eines Fehlens einer entspre- 

chenden gesetzlichen Aufgabenzuweisung an die Schule, 

die Religionszugehörigkeit im Zeugnis ausdrücklich kennt- 

lich zu machen, dürfte die Angabe der Bekenntnisangehö- 

rigkeit im Kopfteil der Zeugnisse nicht zulässig sein. Dies 

dürfte auch im Hinblick auf 136 Abs. 3 Satz 1 Weimarer 

Reichsverfassung problematisch sein, weil bei jeder Vorla- 

ge des Zeugnisses zwangsläufig die Bekenntnisangehörig- 

keit offenbart wird. Ebenfalls nicht unproblematisch dürfte 

die Angabe der Bekenntnisangehörigkeit bei der Note für 

das Fach Religionslehre sein. Weil in einzelnen Fällen aus 

dieser Angabe falsche Schlüsse gezogen werden können, 

-also das Datum nicht richtig interpretiert wird, sollte auch 

insoweit auf die Angabe der Bekenntnisangehörigkeit ver- 

zichtet werden. 

Das Bayerısche Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

hat mir mitgeteilt, daß es meine datenschutzrechtlichen Be- 

denken gegen die Angabe der Bekenntnisangehorigkeit im 

Kopfteil der Zeugnisse voraussichtlich bei den neuen Zeug- 

nisformularen berücksichtigen wird. Stattdessen soll je- 

doch durch einen Zusatz beim Unterrichtsfach Religions- 

lehre deutlich gemacht werden, nach welchen Bekenntnis 
dieser Unterricht erteilt worden ist. Welchem Bekenntnis 

der Schüler tatsächlich angehört, wird nicht aufgenommen. 

4.12.4. Universitätsinternes Personenkennzeichen 

An einer bayerischen Universität wurde 1974 zur Identifika- 

tion der Studenten ein sog „universitätsinternes Personen- 

kennzeichen“ in der Studentendatei entwickelt. Es enthält 

das Geburtsdatum, die Geschlechtskennziffer, die Ord- 
nungsnummer, welche alle Studenten, die im selben Monat 

und Jahr geboren sind, hochzählt, und eine Prüfziffer. Die 

Universität hat dieses Personenkennzeichen (PK) in den 

Fällen auf Adreßaufkleber gedruckt, wo gleichlautende Na- 

men Verwechslungen wahrscheinlich machten. Allerdings 

sind Adreßaufkleber mit Personenkennzeichen nur bei er- 

stimmatrikulierten Studenten verwendet worden. Nach An- 
gaben der Universität habe sich der Aufdruck dieses Perso- 

nenkennzeichens deshalb als zweckmäßig erwiesen, weil 

Schreiben an erstimmatrikulierte Studenten häufig wegen 

Unzustellbarkeit zurückgekommen seien. Über das „PK“ 
hhabe ohne erneute Öffnung des Schreibens mit Hilfe des 
Datensichtgeräts festgestellt werden können, ob der be- 
treffende Student sich bereits wieder exmatrikuliert hat 

oder ob schon eine neue Adresse verfügbar ist. 

Die Verwendung eines „Personenkennzeichens“ halte ich 

bereits deshalb für nicht unbedenklich, weil die Einführung 
des bundesweiten Personenkennzeichens für das Melde- 
verfahren gerade auch an verfassungsrechtlichen Beden- 
ken gescheitert war. Bereits aus diesem Grunde sollten öf- 

fentliche Stellen auch jeden Anschein vermeiden, sie wür- 

den ein verfassungsrechtlich bedenkliches Ordnungsmerk- 

mal benützen. Die betroffene Universität hat mir nun zuge- 

sagt, daß die Bezeichnung „Personenkennzeichen“ nach 

Verbrauch der derzeit vorhandenen EDV-Endiosformulare 

wieder durch den früher üblichen Ausdruck „Matrikelnum- 

mer“ ersetzt würde. Des weiteren werde erwogen, das bıs- 

herige 12-steliige Kennzeichen durch ein Kennzeichen ge- 

ringeren Umfangs zu ersetzen, welches das Geburtsdatum 
nicht mehr enthält Im übrigen soll der offene Ausdruck des 

Kennzeichens in Zukunft wirklich auf die Fälle beschränkt 

werden, wo Unterscheidungen sonst nicht oder nur schwer 

durchzuführen wären. Letzteres scheint mir zumindest für 

eine Übergangszeit als hinnehmbar.  
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4.13. Archivwesen 

Auf die Notwendigkeit einer eindeutigen gesetzlichen Re- 

geiung der mıt der Archivierung personenbezogenen Mate- 

rials zusammenhängenden Fragen habe ich bereits seit Hän- 

gerem hingewiesen. Derzeit wird in den Archivverwaltungen 

des Bundes, der Länder und der Kommunen die Rechtsla- 

ge durch Akten- und Benutzungsordnungen, Bekanntma- 

chungen einzelner Ressorts, Verwaltungsvorschriften und 

einige wenige gesetzliche Regelungen bestimmt. Ange- 

sichts der großen Mengen personenbezogener Daten, die 

die Archive mit dem ihnen überlassenen Archivmaterial ver- 

arbeiten, des teilweise sensiblen Inhalts der archivierten 

Daten und der durch die Abgabe der Daten an die Archive 

eingetretenen Zweckänderung ist gerade auch im Hinblick 

auf die vom Bundesverfassungsgericht im Volkszählungsur- 

teil erarbeiteten Grundsätze eine eindeutige gesetzliche 

Regelung erforderlich. 

Zum tatsächlichen Fortgang der Arbeiten an einem Bayeri- 

schen Archivgesetz kann ich über meine Ausführungen im 

5 Tätigkeitsbericht hinaus nichts Neues berichten. Ein vom 

Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus er- 

arbeiteter erster Entwurf liegt nach wie vor dem Staatsmini- 

sterium des Innern zur Stellungnahme und gegebenenfalls 

Ergänzung vor. Zu meinem Bedauern hat der Bayerische 

Städtetag sich gegen die Schaffung eines Archivgesetzes 

ausgesprochen. Er ist der Ansicht, die ıns Feld geführten 

Probleme des Datenschutzes könnten ebensogut durch 

Änderung der bestehenden Datenschutzgesetze überwun- 

den werden. Dieser Auffasssung muß widersprochen wer- 

den, weil mit der Schaffung einfacher Archivklauseln die an- 

stehenden Probleme nicht gelöst und umfangreiche archi- 

varische Regelungen die Datenschutzgesetze jedoch 

sprengen würden. Bemerkenswert ist in diesem Zusam- 

menhang, daß die Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Stadt- 

archivare und damit eine Vertretung von Fachleuten die Be- 

mühungen ausdrücklich begrüßt hat, das öffentliche Archiv- 

wesen in Bayern auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. 

Die Arbeitsgemeinschaft hat ausdrücklich erklärt, daß sie 

die grundsätzlich ablehnende Haltung des Bayerischen 

Städtetages zu einer gesetzlichen Regelung nicht teilen 

könne. 

Bezüglich der einzelnen in einem Archivgesetz zu regeln- 

den Probleme nehme ich auf meine Ausführungen im 4. und 

5 Tätigkeitsbericht Bezug. Daneben haben die Daten- 

schutzbeauftragten des Bundes und der Länder einen Mu- 

sterentwurf eines Archivgesetzes erarbeitet, um die Schaf- 

fung von Archivgesetzen zu erleichern. Der Entwurf ist im 

Anhang (Nr. 10) abgedruckt. 

4.14. Straßenverkehrswesen 

4.14.1. Zentrales Verkehrs-Informationssystem (ZEVIS) 

Die Zulassung von Kraftfahrzeugen führt zu Datenbestän- 

den bei den örtlichen Kfz-Zulassungsstellen und beim Kraft- 

fahrtbundesamt (KBA). Dabei handelt es sich um die Daten 

der Halter, technische Fahrzeugdaten sowie bestimmte tat- 

sächliche und rechtliche Verhältnisse in Bezug auf das 

Kraftfahrzeug. Bei den örtlichen Kfz-Zulassungsstellen wer- 

den diese Daten derzeit noch überwiegend manuell geführt. 

In Bayern werden die Daten bei den Kraftfahrzeug-Zulas- 

sungsstellen in München und Nürnberg sowie in fünf Land- 

kreisen automatisiert; auf die entsprechenden Probleme 

des Datenabrufs durch die Polizei habe ich im 5. Tätigkeits-   

bericht auf S. 24 Stellung genommen. Bundesweit sind ca. 

30% der entsprechenden Daten automatisiert erfaßt. 

Im folgenden befasse ich mich mit dem Zentralen Fahr- 

zeugregister beim Kraftfahrtbundesamt. Zwar gehört das 

Kraftfahrtbundesamt in erster Linie zum Zuständigkeitsbe- 

reich des Bundesbeauftragten für den Datenschutz. Weil 

der maßgebliche Teil der dort gespeicherten Daten jedoch 

von den Ländern, also auch von Bayern, angeliefert wird 

und Landesbehörden vom KBA Daten erhalten, ıst auch der 

Bayer. Landesbeauftragte für den Datenschutz berufen, 

sich mit der Datenverarbeitung beim KBA auseinanderzu- 

setzen. 

Das Zentrale Fahrzeugregister beim KBA hat einen Bestand 

von derzeit etwa 32 Millionen Fahrzeugen. Dieses Fahr- 

zeugregister besteht aus Dateien der Fahrzeuge mit amtli- 

chem Kennzeichen und der Fahrzeuge mit Versicherungs- 

kennzeichen, die nach Kennzeichen bzw. nach Hersteller- 

und Fahrzeugidentifizierungsnummern geordnet sind. Ne- 

ben der Zahl von 32 Millionen erfaßten Kraftfahrzeugen 

macht der Umfang der täglich etwa 19000 Auskünfte deut- 

lich, weichen datenschutzrechtlichen Belang dieses zentra- 

le Fahrzeugregıster besitzt. Das zentrale Kraftfahrzeugregi- 

ster soll mit dem Vorhaben ZEVIS (Zentrales Verkehrs-In- 

formations-System) modernisiert werden. Durch ZEVIS sol- 

len Führung und Nutzung der Datenbestände verbessert 

werden. Außerdem soll neben den vorgenannten Fahrzeug- 

dateien in bestimmtem Umfang auch das Verkehrszentral- 

register miterfaßt werden. Außerdem sind mit ZEVIS die 

technischen Möglichkeiten geschaffen worden, die Polizei 

online (Direkt-Abruf) an die Datenbestände anzuschließen 

und Auskünfte im einstelligen Sekundenbereich zu geben 

Im Wege des Direkt-Abrufes können mit dem amtlichen 

Kennzeichen oder Teilen davon die zu diesen Kennzeichen 

gespeicherten Daten abgefragt werden Für die Zukunft ist 

die sogenannte „P-Anfrage“ vorgesehen, mit der unter An- 

gabe eines Namens erfragt werden kann, ob und wenn ja 

welche Kraftfahrzeuge für eine bestimmte Person zugelas- 

sen und unter welcher Anschrift der Kraftfahrzeughalter dıe 

Fahrzeuge angemeldet hat. Zur Zeit sind neben den Fahr- 

zeugbeständen einiger anderer Länder auch die Fahrzeug- 

bestände Bayerns in ZEVIS enthalten und von der Bayer. 

Polizei im Online-Verfahren abrufbar. 

Für Auskünfte über Kraftfahrzeughalter enthält $ 26 Abs 5 

StVZO, wonach „im Einzelfall auf Antrag Behorden“ Aus- 

kunft über die Fahrzeuge, die Halter und die Versicherun- 

gen erteilt wird, eine Regelung, mit der ich mich im letzten 

Tätigkeitsbericht hinsichtlich der Automation der Kraftfahr- 

zeugzulassungsstelle München auseinandergesetzt hatte. 

Für den Datenverkehr des Kraftfahrtbundesamtes und’ 

bayerischer Polizeibehörden gibt diese Vorschrift keine 

ausreichende Rechtsgrundlage. Für die Einführung von ZE- 

VIS und den bundesweiten Anschluß von Polizeibehörden 

ist eine besondere Rechtsgrundlage erforderlich. Zwi- 

schenzeitlich liegt auch der Entwurf eines Gesetzes zur Än- 

derung des Straßenverkehrsgesetzes vor, mit dem das 

Straßenverkehrsgesetz um einen Abschnitt über das „Fahr- 

zeugregister‘ ergänzt werden soll. Der derzeit vorliegende 

Entwurf (Stand: 15.4.1984) wird zwar noch überarbeitet, 

dennoch ist meines Erachtens zu der grundsätzlichen Pro- 

biematik dieser Gesetzgebung für das Fahrzeugregister fol- 

gendes festzuhalten: 

Der Grundsatz der Zweckbindung der Datenverarbeitung, 

wie er auch vom Bundesverfassungsgericht im Volkszäh-
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lungsurteil bestätigt worden ist, verlangt, daß die Daten im 

Fahrzeugregister grundsätzlich nur zu dem Zweck verwen- 
det werden dürfen, zu dem sie erhoben worden sind. Dies 
bedeutet, daß die Daten der Identifizierung von Kraftfahr- 
zeugen und Kraftfahrzeughaltern zu dienen haben. Eine 
Verwendung der Daten zu weitergehenden Zwecken, die 
nicht mehr mit dem Halten von Kraft fahrzeugen in Verbin- 

dung stehen, kann allenfalls ın wenigen Ausnahmefällen zu- 
lässig sein. Insbesondere erscheint mir bedenklich, daß die 
sogenannte „P-Abfrage* über die Personalien der Halter 

von Kraftfahrzeugen durch Polizeidienststellen und andere 
Behörden ohne sachliche und regionale Beschränkung im 

Direkt-Abrufverfahren zugelassen werden soll. Mit der Ge- 

stattung des Onlıne-Abrufs gelten die Daten nach der her- 
kömmlichen Definition der Datenschutzgesetze als insge- 

samt übermittelt (vergleiche Art.5 Abs. 2 Nr.2 BayDSG). 
Gerade die Zulassung dieser Nutzungsform im Wege des 
direkten Abrufs führt zu einer bisher nicht vorhandenen 

qualitativen Änderung der Verwendungsmöglichkeiten der 
Kraftfahrzeugdaten durch die Polizei. Das Risiko ist nicht 
völlig von der Hand zu weisen, daß das zentrale Fahrzeug- 
register sich zu einer Art „Bundes-Adreß-Register“ entwik- 
kelt Dies wäre jedoch mit den Zwecken eines zentralen 

Fahrzeugregisters nıcht mehr vereinbar. Wegen der Signal- 

wirkung, die die Gestattung einer solchen Nutzungsform 
haben könnte, bin ich mir mit den übrigen Datenschutzbe- 

auftragten des Bundes und der Länder einig, daß diese Fra- 
ge noch eingehend diskutiert werden muß. Um jede Fehlin- 

terpretation dieser Ausführungen zu verhindern, stelle ich 

klar, daß die Polizei - gleiches gilt für andere Behörden, et- 

wa die mit der Abwicklung von Bußgeldverfahren befaßten 
- selbstverständlich nicht von den Daten abgeschnitten 
werden darf, die sie zu ihrer gesetzlich zugewiesenen Auf- 

gabenerfüllung benötigt. Auch in Einzelfällen kann sie sich 
kurzfristig die erforderlichen Informationen verschaffen, 
auch ohne Online-Anschluß! Strittig ist hier allein der Weg, 
auf dem diese Daten an die Behörden gelangen sollen. 

Auch bei der Frage der Nutzungsform einer Datenbank ıst 

meines Erachtens jeweils zu prüfen, wie die Auswirkungen 

auf die Persönlichkeitssphäre der Bürger so gering wie 
möglıch gehalten werden können. 

Bezuglich dieser und weiterer Probleme dieses Gesetzes- 
vorhabens, die beispielsweise die Einstellung von Suchver- 
merken und Steckbriefnachrichten in das Zentrale Fahr- 
zeugregister und beabsichtigte Datenabgleiche betreffen, 

werde ich weiterhin mit dem Bayer. Staatsministerium für 

Wirtschaft und Verkehr ın Kontakt bleiben. 

4.14.2. Kartei über Fahrerlaubnisinhaber 

Über die ausgehändigten Führerscheine hat die Kfz-Zulas- 
sungssielle eine nach dem Namen der Führerscheininhaber 

geordnete Kartei zu führen ($ 10 Abs. 2 Satz 2 StVZO). Mit 

der Frage, welchen Umfang die auf den einzelnen Karteikar- 
ten vermerkten Angaben haben dürfen, hatte ich mich im 
Berichtszeitraum zu beschäftigen. Nach ersten Ermittlun- 
gen scheint festzustehen, daß die diesbezügliche Sachbe- 
arbeitung der einzelnen Kfz-Zulassungsstelien nicht einheit- 
lich ıst. Während manche Karteikarten nur die führerschein- 

bezogenen Angaben enthalten, also ob ein Führerschein 
erteilt, derzeit entzogen ist oder ein Fahrverbot besteht, 
enthält in anderen Fällen die Führerscheinkartei den zusam- 

mengefaßten Akteninhalt, also auch z.B. die Angabe dar- 
uber, wieviele Punkte für den jeweiligen Führerscheininha- 

ber im Verkehrszentralregister eingetragen sind.   

Eine abschließende rechtliche Beurteilung steht noch aus. 

Das Bayerische Staatsminısterium des Innern, mit dem ich 
in dieser Frage noch in Verhandlungen stehe, führt derzeit 

eine Umfrage bei den Kreisverwaltungsbehörden durch, in 

welcher Form dort im einzelnen die Führerscheinkartei ge- 
führt wird und wie weit eine Verringerung des Inhalts deren 
Arbeit erschweren würde. 

Ganz grundsätzlich ist zur rechtlichen Beurteilung der Zu- 

lässigkeit der Speicherung von Daten in der Führerschein- 

kartei, dıe zugleich im Verkehrszentralregister oder Bun- 
deszentralregister eingetragen sind, folgendes festzustel- 

len: Zunächst ist zwischen dem Zeitraum zu unterscheiden, 

in dem diese Daten noch in den vorgenannten Registern 

rechtmäßig festgehalten sind und dem Zeitpunkt, ab dem 
diese Daten getilgt oder zumindest tilgungsreif sind. Weiter 

ist bei der Beurteilung, ob die in den Zentralregistern nie- 
dergelegten Daten zugleich in der Kartei der Führerschein- 
inhaber gespeichert werden dürfen, zu berücksichtigen, 

daß die im Verkehrszentralregister niedergelegten Daten 
nach $ 30 Abs. 1 StVG einem beschränkten Verwertungs- 

zweck unterliegen. Diese Beschränkung darf meines Erach- 

tens nicht durch eine parallele Führung in anderen Karteien 

oder Registern unterlaufen werden. Außerdem hat der Ge- 

setzgeber nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts 
durch die Einrichtung einer Verkehrszentralkartei deutlich 

erkennen lassen, „daß neben dieser zentralen Registrie- 

rung keine örtlichen Karteien weiter bestehen sollten“. 

Schließlich ist bei der Frage der Erforderlichkeit eine Auf- 
nahme dieser Daten in den dezentralen Führerscheinkar- 

teien zu berücksichtigen, daß durch Rechtsvorschrift dem 
Kraftfahrtbundesamt ohnehin die Pflicht auferlegt ist, bei 
einem bestimmten Punktestand die zuständige Behörde 
von Amts wegen zu unterrichten. Somit ist eine parallele 

Führung der im Verkehrszentralregister enthaltenen Daten 

bei der zuständigen Verwaltungsbehörde grundsätzlich 

überflüssig. 

Soweit allerdings die Verwaltungsbehörde einen Führer- 
schein entzogen hat und sich diese Tatsache aus den ent- 

sprechenden Verwaltungsakten ergibt, dürfte die Tatsache 

des Entzugs der Fahrerlaubnis auch als wesentlicher Inhalt 

der Führerscheinkartei zur Aufgabenerfüllung der Kfz-Zu- 
lassungssteile erforderlich sein. 

Hinsichtlich getilgter oder tilgungsreifer Eintragungen gilt 

im Hinblick auf $ 49 Abs. 1, 8 50 Abs. 2 Bundeszentralregi- 

stergesetz folgendes: Soweit Eintragungen im Verkehrs- 

zentralregister getilgt sind, gilt das Verwertungsverbot des 
8 49 Abs. 1 BZRG jedenfalls für solche Eintragungen unbe- 
schränkt, die nur im Verkehrszentralregister und nicht 
gleichzeitig im Bundeszentralregister enthalten waren. Die 

Ausnahme des $ 50 Abs. 2 BZRG greift hier nicht eın. Somit 
können Eintragungen wegen Ordnungswidrigkeitenverfah- 
ren in einem Verfahren, das die Erteilung oder die Entzie- 
hung eines Führerscheins zum Gegenstand hat, nicht ver- 

wertet werden. Demnach ist auch ihre Speicherung zur Auf- 
gabenerfüllung der Kfz-Zulassungsstelle nicht erforderlich 
und somit unzulässig. Hingegen dürften die übrigen im Bun- 

deszentralregister enthaltenen Eintragungen über Ver- 
kehrsstraftaten nach 850 Abs. 2 BZRG auch nach deren 

Tilgung oder Tilgungsreife für die Erteilung oder Entziehung 
von Führerscheinen verwertet werden. Allerdings gestattet 
es meines Erachtens dieser beschränkte Verwertungs- 

zweck keinesfalls, daß diese Verurteilungen auf der für den
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„hormalen“ Geschäftsverkehr zur Verfügung stehenden 

Kartei der Führerscheine vermerkt bleiben. Denn für dıe Be- 
rücksichtigung dieser Tatsachen in einem Führerschein- 

Verfahren genügt es , wenn die Verwaltungsbehörde diese 
Daten von den übrigen Führerscheindaten getrennt, also im 
Sinne des Datenschutzrechts „gesperrt“, verwahrt. Wenn 
weder eın Verfahren zur Erteilung noch zur Entziehung der 
Fahrerlaubnis anhängig ist, ist die Kenntnis dieser getilgten 
oder tiigungsreifen Eintragungen für die gewöhnliche Ver- 

waltungstätigkeit der Kfz-Zulassungsstelle nicht erforder- 
lich. Die Sperrung nach Art. 20 Abs. 1 Satz 2 BayDSG ist 
demnach geboten. In diesem Zusarnmenhang ist weiter zu 
berücksichtigen, daß die Führerscheinkarteien den zustän- 

digen Polizeibehörden für deren Aufgabenerfüllung — teil- 
weise auch nachts ohne Mitwirkung der KFZ-Zulassungs- 

stelle - zugänglich sind. Auch hinsichtlich dieser Nutzung 
ist Sorge dafür zu tragen, daß die Führerscheinkarteien nur 
dıe erforderlichen Daten enthalten. 

Über den weiteren Fortgang der Verhandlungen mit dem 
Bayerischen Staatsministerum des Innern werde ich be- 

richten. 

4.14.3. Verwertung von Verurteilungen im Führerscheinver- 
fahren 

Von einem Datenschutzbeauftragten eines anderen Bun- 
deslandes wurde mir berichtet, daß dort einem Bürger im 
Rahmen des Verfahrens zur Neuerteilung seines Führer- 

scheins Straftaten vorgehalten worden seien, die sowohl im 

Bundeszentralregister als auch im Verkehrszentralregister 
bereits getilgt waren. Die einschlägigen Vorgänge waren in 

den Jahren 1961 bis 1965 angefallen und lagen damit teil- 
weıse über 20 Jahre zurück Diese Sachbehandlung war mit 
&50 Abs.2 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) begrün- 
det worden, der bestimmt, daß für Verurteilungen, die auch 
ın das Verkehrszentralregister einzutragen waren, das Ver- 
wertungsverbot des $49 Abs.1 BZRG dann nicht gilt, 

wenn es sich um ein Verfahren handelt, das die Erteilung 
oder Entziehung der Fahrerlaubnis zum Gegenstand hat. 
Zwar hat das Bundesverfassungsgericht bereits in einem 
Urteil aus dem Jahre 1976 festgestellt, daß die Tilgung einer 
Eintragung im Verkehrszentralregister ein Verwertungsver- 
bot für den dem getilgten Eintrag zu Grunde liegenden 

Sachverhalt bewirkt. Danach dürfen Entscheidungen, die im 
Verkehrszentralregister eingetragen waren, nach deren Til- 

gung dem Betroffenen nicht mehr vorgehalten und nicht 

mehr zu seinem Nachteil verwertet werden. 

Auf eine entsprechende Anfrage, wie diesbezüglich in Bay- 

ern verfahren werde, steht eine Antwort des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern noch aus. Sollten auch in 
Bayern dem Betroffenen längst getilgte Verurteilungen vor- 
gehalten werden, werde ich eine Novellierung des $ 50 
Abs. 2 BZRG anregen. 

4.14.4. Auskunftserteilung durch Kfz-Zulassungsstellen 

Nach 8 26 Abs. 5 StVZO erteilen die Kfz-Zulassungsstellen 
im Einzelfall auf Antrag bei Darlegung eines berechtigten In- 
teresses Auskunft über die Fahrzeuge, die Halter und die 
Versicherungen. Zu einzelnen Fragen dieser Auskunftser- 

teilung, insbesondere an Behörden, hatte ich bereits in mei- 
nem 5. Tätigkeitsbericht Stellung genommen Anfragen an 
meine Geschäftsstelle zeigen, daß teilweise noch Anwen- 
dungszweifel über die Vorschrift des $ 26 Abs. 5 StVZO be- 

stehen. Daher ergänze ich meine früheren Ausführungen 
wie folgt:   

An den Zentralruf der Autoversicherer sind auf fernmündli- 

che Auskunftsverlangen Auskünfte über Kraftfahrzeughal- 
ter und deren Anschrift oder Fahrzeugdaten aus daten- 

schutzrechtlichen Gründen nicht zu erteilen. Dagegen be- 

stehen grundsätzlich keine Bedenken auf fernmündliche 
Anfrage des Zentralrufs der Autoversicherer Auskunft über 
die Versicherungsgeselischaft, die Versicherungsschein- 
nummer oder die Doppelkartennummer, falls nur diese be- 
kannt ist, zu gewähren. Allerdings hat die Kraftfahrzeugzu- 

lassungsstelle, bevor sie eine fernmündliche Auskunft er- 

teilt, regelmäßig neben der Nennung des Kraftfahrzeug- 
kennzeichens auch den Namen des betroffenen Fahrzeug- 

halters zu fordern. Damit besteht eine gewisse Gewahr da- 

für, daß der Zentralruf der Autoversicherer mit einer konkre- 
ten Schadensregulierung befaßt ist und die Daten hierfür 
benötigt. Dagegen sind Auskünfte über den Kraftfahrzeug- 

halter und auch dessen Anschrift nur auf schriftlichen An- 
trag hın und erst nach Prüfung eines berechtigten Interes- 

ses zu erteilen. In dieser Auffassung bin ich mir mit dem 
Bayer. Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr einig. 

Zwar sind diese vorgenannten Grundsätze auf fernmündli- 

che Auskunftsverlangen von Rechtsanwälten und Privatper- 
sonen grundsätzlich ebenfalls anzuwenden. Allerdings er- 
scheinen telefonische Auskünfte hier nur zulässig, wenn 

der Anrufer auch begründet, weshalb eine unmittelbare 
fernmündliche Auskunft dringlich ıst und eine schriftliche 

Beantwortung nicht mehr ausreicht. Das Vorbringen des 
Anrufers ist für Nachweiszwecke aktenkundig zu machen; 
insoweit verweise ich auf die Ausführung im 5. Tätigkeitsbe- 

richt, S. 54. 

4.14.5. Erfassung total geschädigter Unfallfahrzeuge 

Der Bundesminister für Verkehr plant eine Verlautbarung in 

seinem Amtsblatt aufzunehmen, wonach durch einen Unfall 

total geschädigte Personenkraftwagen vom Versicherer 
dem Kraftfahrtbundesamt gemeldet werden. Das Kraftfahrt- 
bundesamt legt aufgrund dieser Meldung einen Suchver- 

merk an. Wird nun ein Fahrzeug mit denselben Fahrzeugda- 

ten nach dem Unfalldatum wieder zugelassen, so unter- 

richtet das Kraftfahrtbundesamt das für den neuen Zulas- 

sungsbereich zuständige Landeskriminalamt. Aufgrund die- 
ser Informationen veranlaßt das Landeskriminalamt unter 
Beteiligung der Zulassungsstelle eine Überprüfung des Fal- 
les. Zweck dieser Erfassung soll es sein, den Mißbrauch 

von Fahrzeugbriefen zu verhindern oder aufzuklären. Die 

zuständigen Behörden behaupten, Anhaltspunkte dafür zu 

haben, daß Fahrzeugbriefe von Unfallfahrzeugen unrecht- 
mäßig verwendet werden. So wird zum Beispiel das unfall- 
geschädigte Fahrzeug nicht endgültig abgemeldet, sondern 
nur vorübergehend stillgelegt. Fahrzeugbrief und Schrott- 

fahrzeug werden von Hehlern aufgekauft. Ein ähnliches wie 
das in dem Fahrzeugbrief beschriebene Fahrzeug wird ge- 
stohlen und mit den Daten des Fahrzeugbriefes in Überein- 
stimmung gebracht. Lassen sich die Kraftfahrzeugzulas- 
sungsstellen wie in Bayern wegen Einsparung von Verwal- 
tungskosten die Fahrzeuge nicht vorführen, besteht das Ri- 
siko, daß solche Fahrzeuge dann unbeanstandet wieder zu- 
gelassen werden. 

Für das Anliegen, den Mißbrauch total geschädigter Unfall- 
fahrzeuge zu verhindern, habe ich volles Verständnis. Aller- 
dings habe ich gegen die vollständige Erfassung aller Un- 
fallfahrzeuge Bedenken angemeldet. Weil nach Ausssagen
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des Bundesministers für Verkehr davon auszugehen ist, 

daß in den weitaus meisten Fällen eine rechtmäßige Wieder- 
herstellung des Fahrzeugs und eine rechtmäßige Wiederzu- 

lassung vorliegt, ist die Übermittlung aller Neuzulassungen 

von Unfall-Kraftfahrzeugen an das zuständige Landeskrimi- 
nalamt zu dessen Aufgabenerfüllung nicht erforderlich. Im 
ubrıgen werden dadurch die vielen Fahrzeughalter, die eine 

rechtmäßige Wiederzulassung vornehmen, zumindest vor- 
übergehend als einer Straftat Verdächtige behandelt. Ich 

habe daher die Ansicht vertreten, daß zunächst die zustän- 

dige Kfz-Zulassungsstelle gemäß $ 26 StVZO anhand der 
Papiere und der Kfz-Kartei festzustellen hat, ob das anzu- 

meldende Kraftfahrzeug tatsächlich identisch mit dem Un- 

fallfahrzeug ist. Erst wenn sich bei der Überprüfung der 

Verdacht einer mißbräauchlichen Verwendung der Fahrzeug- 
papiere ergeben sollte, darf die Kfz-Zulassungsstelle aus- 

schließlich diese Fälle an die zuständige Strafverfolgungs- 
behörde übermitteln. 

Das Bayer. Staatsministerium des Innern hat daraufhin vor- 
geschlagen, daß das Kraftfahrtbundesamt von der Über- 
mittlung unfallgeschädigter Kraftfahrzeuge an das jeweils 
zuständige Landeskriminalamt nicht nur ın den Fällen der 
Identität zwischen früherem und neuem Halter des als total 

geschädigt eingestuften Kraftfahrzeugs abgesehen wird, 

sondern auch dann, wenn aufgrund der aktenmäßigen 
Überprüfung durch die Zulassungsstelle die rechtswidrige 

Verwendung des Kraftfahrzeugbriefes ausgeschlossen wer- 

den kann. Hiermit ıst einem wesentlichen Teil meines Anlie- 
gens Rechnung getragen. 

4.15. Einzelfragen 

4.15.1. Ergänzung der staatlichen Vordruckrichtlinien um 
Hinweise auf den Datenschutz 

In den Jahren 1982 und 1983 hatte ıch das für dıe staatli- 
chen Vordruckrichtlinien zuständige Referat des Bayer. 

Staatsministeriums des Innern wiederholt gebeten, diese 
Richtlinien um eindeutige Hinweise zum Vollzug des Art. 16 
Abs.2 BayDSG zu ergänzen. Nach dieser Vorschrift des 
BayDSG muß der Betroffene bei der Datenerhebung auf die 
Vorschrift, die ihn zur Angabe der Daten verpflichtet, oder 
auf die Freiwilligkeit der Angabe ausdrücklich hingewiesen 
werden. Aufgrund der Ausführungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts im Volkszählungsurteil zur notwendigen 
Transparenz der Datenerhebung für die Bürger und zur 

Klarstellung von Datenerhebungs- und Verwendungszwek- 

ken kommt dem Hınweis auf Datenerhebungsformularen 
nunmehr erhöhte Bedeutung zu. Eine Anpassung der Vor- 

druckrichtlinien erscheint daher für Behörden, wie auch für 
Formularverlage, besonders dringlich. 

4.15.2. Kaufpreissammlungen nach dem Bundesbaugesetz 

Über die Änderung der Verordnung über die Gutachteraus- 
schüsse, die Kaufpreissammlungen und Bodenrichtwerte 
nach dem Bundesbaugesetz durch die am 1. Juli 1982 in 
Kraft getretene Änderungsverordnung (BayGVBl. 1982, 
S.335) wurde im 5. Tätigkeitsbericht referiert (Ziff. 4.9.2, 

$. 39/40). Eine Stadt steilte hierzu die Frage, ob der Daten- 
schutzbeauftragte die Nutzung von Daten aus der Kauf- 
preissammlung für sonstige kommunale Zwecke, z.B. die 

Nutzung der Angabe über die Grundstücksgröße für die Er- 
stellung von Bescheiden über Erschließungs- und Kanalher- 
stellungsbeiträge für zulässig halte. Ich habe hierzu die An- 

sicht vertreten, daß die Verordnung auch in der geänderten   

Fassung keine Befugnis zur Nutzung über die im neuen 

& 11 a genannten Zwecke (Wertermittlung) hinaus gibt. 

Im 5. Tätigkeitsbericht war festgehalten, daß die Oberste 

Baubehörde im Bayer. Staatsministerıum des Innern zu prü- 
fen beabsichtigte, ob die Speicherung von Namen und An- 
schriften von Personen aus den Kaufverträgen in die eigent- 

liche Kaufpreissammiung (Karteikarte) übernommen wer- 

den müsse. Eine Umfrage der Obersten Baubehörde führte 
zu dem Ergebnis, daß in Bayern etwa die Hälfte der Kauf- 

preissammlungen ohne Namensangabe von Käufern oder 

Verkäufern geführt wird. Ich habe deshalb unter dem Ge- 
sichtspunkt der Erforderlichkeit der Datenspeicherung in 

der der Einsichtnahme unterliegenden Kaufpreissammlung 

die Ansicht vertreten, daß nunmehr dem Eriaß einer ent- 
sprechenden Verwaltungsvorschrift, die den grundsätzli- 

chen Verzicht auf die Nennung von Namen und Anschrift 

festlegt, nichts mehr im Wege stehen dürfte Dabei habe ich 
auch an den erbetenen Erlaß einer Ausführungsvorschrift 

zu & 11 a der Verordnung erinnert (Einzelheiten hierzu hatte 

ich im 5. Tätıgkeitsbericht dargestellt, siehe dort a.a.O.). 
Der Vorgang ist noch nicht abgeschlossen. 

4.15.3. Mitteilung personenbezogener Daten im Zusammen- 
hang mıt Bußgeldentscheidungen durch die Kreis- 

verwaltungsbehörde an die Handwerkskammer 

Eine Handwerkskammer hatte ein Landratsamt gebeten, 

auch in den Fällen, in denen eın Bußgeldverfahren wegen 
unerlaubter Handwerks ausubung und Schwarzarbeit nicht 

aufgrund einer Anzeige durch die Handwerkskammer ein- 
geleitet wurde, über die Personen, gegen die das Verfahren 

eingeleitet wurde, informiert zu werden. Ich habe gegen- 
über dem Landratsamt, das mich um Stellungnahme bat, 
die Ansicht vertreten, daß die gewünschte Datenübermitt- 
lung rechtlich keine Stütze findet. Weder die Handwerks- 

ordnung noch das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzar- 
beit, noch dıe gemeinsame Bekanntmachung der Bayer. 
Staatsministerien des Innern, der Finanzen, für Wirtschaft 
und Verkehr und für Arbeit und Sozialordnung vom 15. Juli 
1982 (Nr. 4390 — ha — 23401), noch das Ordnungswidrig- 

keitengesetz und die entsprechend anzuwendenden Richt- 
linien rechtfertigen diese Begehren. Dabei war der mitge- 
teilte Sachverhalt nıcht unmittelbar nach den Vorschriften 
des Bayer. Datenschutzgesetzes zu beurteilen, da es sich 
bei den erbetenen Mitteilungen nicht um eine Übermittlung 

aus einer Dateı handeln würde, sondern um eine Übermitt- 

lung personenbezogener Daten aus Einzelakten. Zur Klä- 

rung der Frage, ob eine Weitergabe solcher Daten aus Ak- 
ten mit dem Schutz der Persönlichkeit aus Art.2 Abs. 1, 
Art.1 Abs.1 GG in Widerspruch steht, können aber die 
Grundgedanken der Datenschutzgesetze — im vorliegen- 

den Fall aus Art. 17 BayDSG - entsprechend herangezo- 
gen werden. Es kommt danach aus der Sicht des Daten- 
schutzes darauf an, inwieweit die Mitteilung personenbezo- 
gener Daten zur rechtmäßigen Erfüllung der durch Rechts- 
norm der übermittelnden Stelle oder der Handwerkskam- 
mer zugewiesenen Aufgaben erforderlich ist (vgl. Art. 17 

Abs. 1 BayDSG). Ergibt sich bereits aus der Prüfung des 
Erforderlichkeitsgrundsatzes, daß eine Datenübermittlung 
mangels Erforderlichkeit nicht verhältnismäßig und damit 
nicht zulässig sein kann, erübrigt sich die neuerdings, nach 
dem Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichtes 
wohl erforderliche Prüfung, ob mit der Datenübermittiung 
auch eine unverhaltnismäßige Änderung des Nutzungs- 

zwecks der Daten eintreten könnte.
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Im einzelnen habe ich zu der erbetenen Übermittlung fol- 

gendermaßen Stellung genommen: 

1. Mitteilung personenbezogener Daten im laufenden Ver- 

fahren 

Nr. 185 Abs. 1 Satz 1 der Rıchtlinen für Straf- und Buß- 

geldverfahren (RiStBV) gewährt neben anderen Behör- 

den auch öffentlich-rechtlichen Körperschaften auf Ersu- 

chen Akteneinsicht während des laufenden Verfahrens, 

wenn diese ihr berechtigtes Interesse darlegen. Ein sol- 

ches berechtigtes Interesse kann die Handwerkskam- 

mer aber nicht geltend machen. Zwar gehört es nach & 

91 Abs. 1 Nr. 1 der Handwerksordnung (HandwO) zu 

den Aufgaben der Handwerkskammer, die Interessen 

des Handwerks, worunter auch die Bekämpfung der 

Schwarzarbeit fällt, zu fördern, diese allgemeine Aufga- 

benzuweisung umfaßt aber noch nicht ein derartiges In- 

formationsrecht der Handwerkskammer gegenüber der 

Kreisverwaltungsbehörde. Vielmehr müßte die Kreisver- 

waltungsbehörde ihrerseits befugt sein, der Handwerks- 

kammer die gewünschten personenbezogenen Daten zu 

übermitteln. Das heißt aber, daß die Mitteilung der perso- 

nenbezogenen Daten nicht nur der Aufgabenerfültung 

des Empfängers dienen, sondern hierfür auch erforder- 

lich und verhältnismäßig sein muß. Dies muß in jedem 

Einzelfall geprüft werden. Kommt die Kreisverwaltungs- 

behörde im Rahmen dieser Überprüfung zu dem Ergeb- 

nis, daß eine Einschaltung der Handwerkskammer er- 

forderlich ist, so bleibt es ıhr unbenommen, die Hand- 

werkskammer in das laufende Bufßgeldverfahren einzu- 

schalten und diese nach $ 91 Abs. 3 HandwO zu hören 

bzw. als sachverständigen Gutachter ($ 91 Abs. 1 Nr.2 

HandwO) einzuschalten. Ein Rechtsanspruch der Hand- 

werkskammer auf eine bestimmte Form der Interessen- 

vertretung, wie eine automatische Mitteilung durch die 

Kreisverwaltung, ergibt sich nicht aus $ 91 Abs. 1 Nr. 1 

HandwO (vgl. Eyermann/Frohler/Honig HandwO Nr. 3 zu 

& 91). Ein solcher ergibt sıch auch nicht aus & 114 Hand- 

wO, der die Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit ver- 

pflichtet, den im Vollzug der HandwO an sie ergehende 

Ersuchen der Handwerkskammern zu entsprechen. Die 

Rechts- und Amtshilfepflicht findet ihre Grenze mit der 

Amtsverschwiegenheit der betreffenden Behörde (vgl. 

Eyermann/Fröhler/Honig a.a.0. Nr. 1 zu & 114). Auch 

891 Abs. 3 HandwO gibt kein derartiges Informatıons- 

recht. Aus dieser Vorschrift läßt sich kein Rechtsan- 

spruch auf Anhörung ableiten, sondern nur ein Recht auf 

fehlerfreie Ermessensentscheidung. Entscheidungsge- 

genstand ist aber, ob die Handwerkskammer gehört, 

nicht ob sie informiert wird. Ein Anspruch auf Auskunft 

im Sinne eines berechtigten Interesses ergibt sich auch 

nıcht aus $2 a des Gesetzes zur Bekämpfung der 

Schwarzarbeit oder aus Nr. 4 der oben zitierten gemein- 

samen Bekanntmachung. Die Vorschrift regelt die Zu- 

sammenarbeit der Behörden bei der Bekämpfung von 

Schwarzarbeit und enthält in Abs. 2 eine Unterrichtungs- 

pflicht der zuständigen Behörden untereinander, die die 

Weitergabe personenbezogener Daten zuläßt. Zuständi- 

ge Behörden sind, wie sich aus $ 2 a Abs. 2 des Geset- 

Zes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit ergibt, die für die 

Verfolgung und Ahndung zuständigen Behörden. Dies 

sind nicht die Handwerkskammern, so daß eine Unter- 

richtungspflicht ihnen gegenüber entfällt. Auch Nr. 3.6 

der gemeinsamen Bekanntmachung, auf die sich die   

Handwerkskammer stützte, begründet kein berechtigtes 

Interesse an den gewünschten Mitteilungen personen- 

bezogener Daten. Diese Verwaltungsvorschrift enthält 

nur die Aufforderung an die Handwerkskammern, die Be- 

hörden bei der Bekampfung der Schwarzarbeit zu unter- 

stützen, regelt aber nicht den umgekehrten Fall. 

. Auskunft nach Rechtskraft über Ausgang des Verfah- 

rens 

a) ist das Verfahren eingestellt worden, so ıst nach 

Nr. 185 Abs. 2 Satz RiStBV die Akteneinsicht zu ver- 

sagen, wenn dem Interesse an der Einsichtnahme ein 

höheres Interesse des Betroffenen, namentlich an 

seiner Resozialısierung entgegensteht. Bei Einstel- 

lung des Bußgeldverfahrens wird dem Interesse an 

der Einsichtnahme und Auskunft regelmäßig ein hö- 

heres Interesse des Betroffenen gegenüberstehen, 

denn die Mitteilung personenbezogener Daten dieser 

Betroffenen könnte dazu führen, daß sıe als potentıel- 

le „schwarze Schafe“ geführt würden, obwohl das 

Verfahren eingestellt wurde. 

b) Abschluß durch Bußgeldbescheid 

Soweit die Kreisverwaltungsbehörde während des 

Verfahrens eine Beteiligung der Handwerkskammer 

im oben dargelegten Sinne nicht für erforderlich ge- 

halten hat, kann nach Nr. 185 Abs. 2 Satz 1 RiStBV 

ebenfalls nicht zwingend auf ein berechtigtes Interes- 

se der Handwerkskammer geschlossen werden, das 

die Mitteilung personenbezogener Daten rechtferti- 

gen wurde. 

Selbstverständiich ergibt sich eine andere Beurteilung, 

wenn das Verfahren aufgrund einer Anzeige der Hand- 

werkskammer eingeleitet worden ist, bzw. die Hand- 

werkskammer an dem Verfahren beteiligt war. Als Ver- 

fahrensbeteiligte kann die Handwerkskammer ein be- 

rechtigtes Interesse geltend machen, das Ergebnis des 

Verfahrens zu erfahren. 

Auch wenn dies nıcht zutrifft, verkenne ich - trotz der 

datenschutzrechtlichen Beurteilung — nicht die Notwen- 

digkeit einer freilich allgemeinen Unterrichtung der 

Handwerkskammer durch die Kreisverwaltungsbehörde. 

Ich habe daher vorgeschlagen, die Handwerkskammer in 

periodischen Abständen darüber zu unterrichten, wie 

viele Bußgeldverfahren in welchem Handwerkszweig und 

mit welchem Ergebnis durchgeführt worden sind. Die 

Weitergabe dieser Informationen ist durch die Aufgaben- 

zuweisung des $ 91 Abs. 1 Nr. 1 HandwO gerechtfer- 

tigt. Personenbezogene Daten werden dabei nicht mit- 

geteilt. Deshalb dürften Handwerkszweige mit sehr wenı- 

gen praktizierenden Handwerkern wegen der daher ge- 

gebenen Reidentifizierungsmöglichkeit hiervon nicht um- 

faßt sein. In meiner abschließenden Stellungnahme ge- 

genüber dem Bayer. Staatsministerium für Wirtschaft 

und Verkehr habe ich angeregt, für die Zusammenarbeit 

zwischen Handwerkskammern und Kreisverwaltungsbe- 

hörden eine Verwaltungsvorschrift zusammen mit dem 

Bayer. Staatsministerium des Innern zu erarbeiten, denn 

beı der Bearbeitung des Falls ist bekanntgeworden, daß 

in Bayern keine einheitliche Praxis bei der Benachrichti- 

gung durch die Kreisverwaltungsbehörde an die Hand- 

werkskammern besteht. Zum Teil findet keine offizielle 

Benachrichtigung statt, zum Teil erhalten Handwerks- 

kammern einen Abdruck der Bußgeldbescheide, dies
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teilweise erst nach Rechtskraft; zum Teil erhalten die 
Handwerkskammern auf Ersuchen eine anonymisierte 
Zusammenstellung in periodischen Abständen, aus der 

hervorgeht, wie viele Bußgeldverfahren in welchem 
Handwerk eingeleitet und wie diese abgeschlossen wur- 
den. 

Das Bayer. Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr 
hat mich inzwischen über den Entwurf einer gemeinsa- 

men Bekanntmachung unterrichtet, der vorsieht, daß die 

zuständige Behörde die jeweilige Handwerkskammer 
vom Erlaß eines Bußgeldbescheides durch Übersendung 
eines Abdrucks nur dann zu unterrichten hat, wenn die 

Handwerkskammer Anzeige erstattet hatte oder im Buß- 

geldverfahren beteiligt war. 

5. Bericht zur Datenschutzkontrolie im technischen und 
organisatorischen Bereich 

5.1. Technische und organisatorische Grundsatzfragen 

5.1.1. Grundsätze zur Revision der Datenverarbeitung 

Die Revision steht manchmal vor großen Problemen, wenn 

es darum geht, die Ordnungsmäßigkeit der automatisierten 
Datenverarbeitung zu prüfen, nicht nur deshalb, weil es kei- 

ne verbindlichen Vorschläge für Grundsätze zur ordnungs- 

gemäßen Datenverarbeitung (GoDV) gibt. Die automatisıer- 
te Datenverarbeitung ist heute weit verzweigt. Sie umfaßt 
die Sachbearbeitung, beispielsweise die Dialogeingabe am 
Bildschirm, ebenso wie die Programmierung und Maschi- 
nenbedienung. Für die Revisionsfähigkeit der automatisier- 
ten Datenverarbeitung ist es aber unerläßlich, daß sich ein 
sachverständiger Dritter in einer angemessenen Zeit zu- 
rechtfindet. Für den Außenstehenden müssen deshalb die 
Datenflüsse und die Schnittstellen für manuelle Eingriffe er- 
kennbar, die Dokumentation der Datenverarbeitung aussa- 
gefähig und Maßnahmen getroffen seın, die einem unkon- 
trolherten Systemeingriff vorbeugen. Grundlage für die Re- 

vision der DV sind 

® die Dokumentation, 

© dıe Verfahrens- bzw. Programmfreigabe, 
© der Terminplan und 

© das Maschinenablaufprotokoll. 

Dokumentation 

Eine wesentliche Voraussetzung für eine nachträgliche Re- 

vision der Datenverarbeitung ıst das Vorhandensein einer 
ausreichenden Dokumentation. Auf dem Softwaremarkt 

werden mittlerweile eine Vielzahl von Dokumentationshilfen 

angeboten. Aus der Sicht der Revisıon sollte die Dokumen- 
tation folgende Bestandteile umfassen: 

® die Bibliotheksakte 
die Programmakte 

die Bedienungsakte 
die Dateiakte 
die Copyakte 

© die Bildschirmformatakte. 

Die Bibliotheksakte besteht aus dem Programmverzeichnis, 

dem Phasenverzeichnis einschließlich der Binderlisten, dem 

Dateiverzeichnis, dem Verzeichnis der Formatnamen, dem 
Verzeichnis der Transaktionscodes, der Querverweisliste 
und der Freigabemitteilungen, wobei es bei Änderungen 
unbedingt notwendig ist, daß Ursache und Art der Änderun- 
gen klar beschrieben sind. Das Programmverzeichnis ent- 

hält neben dem Programmnamen eine allgemein verständli-   

che Programmbeschreibung, die Versionsnummer und das 
Datum der Freigabe. Das Verzeichnis der Transaktionsco- 
des muß unbedingt Angaben über die Transaktionsberech- 

tıgungen enthalten. Die Querverweislisten, die möglichst 
aus dem SOURCE-CODE generiert werden, sollen u.a Auf- 
schluß darüber geben, welches Programm welche Pro- 

gramme aufruft, welche Dateien verarbeitet und welche Co- 

py-Elemente benützt. 

Zur Programmakte gehören neben dem Logbuch eine Pro- 

grammbeschreibung mit Ablaufplan, eine Aufstellung aller 
Nachrichten und die Programmliste. 

Die Bedienungsakte setzt sich neben dem Logbuch aus 

dem Datenflußplan, einem Anlagenbelegungsschema, einer 
Zusammenstellung der Ablaufsteuer- bzw. Parameterkarten 
und einer Aufstellung aller Nachrichten, die an der Konsole 

erscheinen, zusammen. 

Die Dateiakte beteht aus der Datei- und der Datensatzbe- 

schreibung. 

Der Bildschirmformatakte gehören neben einem Logbuch 
ein Verzeichnis aller Bildschirmformate, die Formatbe- 

schreibung inklusive eines Musters und deren Aufrufmoda- 

litäten an. 

Die früheren Versionen eines Programmes sollten zurück- 
verfolgbar sein. Auch hier gibt es geeignete Software, die 

diese Forderungen - ohne manuellen Eingriff — automati- 

siert unterstützt. Man muß sich aber darüber im klaren sein, 
daß die Systemumgebung infolge der häufigen Wechsel der 
Betriebssystemsversionen und der Hardwarekonfiguration 
nicht reproduzierbar ist. Ein Ablauf eines Programms zu 
den Bedingungen, wie sie sich zu einem bestimmten Zeit- 
punkt in der Vergangenheit darstellten, also nicht überall 
möglich ist. 

Freigabe 

Die Art des Freigabeverfahrens ist grundsätzlich schriftlich 
festzulegen. Die Freigabe bedeutet die Schnittstelle von 
Programm- bzw. Verfahrenserstellung zum Verfahrensein- 
satz. Erst nach Prufung der Verarbeitungsergebnisse des 
Abschlußtests oder Piloteinsatzes durch die Fachabteilung 

kann die Freigabe eines Verfahrens erfolgen. Eine Funk- 
tionstrennung von Programmierung und Freigabe durch die 
Fachabteilung ist unabdingbar. Unter diesen Voraussetzun- 

gen werden Manipulationen am Programmcode erheblich 

erschwert. 

Nach der Freigabe, also der Übernahme der Programme in 

die Produktionsbibliothek, muß die unkontrollierte Eingriffs- 
möglichkeit des Programmierers auf die ihm vertrauten Pro- 

gramme unterbunden werden. Dabei empfiehlt es sich, daß 
die Programme in gesonderten Produktionsbibliotheken 
abgespeichert werden, die zusätzlich durch Paßworte ge- 
gen den Zugriff Unbefugter geschützt sind und nur zur Pro- 
grammausführung (FETCH) aufgerufen werden können. 

Alle Programm-/Verfahrensänderungen sind von der Fach- 
abteilung schriftlich zu beantragen, so daß ein Programmie- 
rer stets nur auf Veranlassung der Fachabteilung tätig wird. 
Durch den Einsatz von geeigneter Software lassen sich 

Umfang und Art von Änderungen im Programm-Code bzw. 
in einer Änderungsdatei nachweisen. 

Trotzdem bietet auch ein ausgeklügeltes Freigabeverfahren 

keine Garantie gegen solche Manipulationen von Program 
mierern bei der Programmerstellung, die sich erst im Effek-
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tivbetrieb auswirken. Durch eine regelmäßige Kontrolle der 

Produktionsläufe laßt sıch aber die Wahrscheinlichkeit, sol- 

che Manipulationen aufzudecken, erhöhen. 

Die Verwendung von Paßworten, die regelmäßig geändert 

werden, eine weitreichende Funktionstrennung sowie eine 

generelle Trennung von Programmentwicklung und Produk- 

tion bieten allerdings ein hohes Maß an Sicherheit gegen 

Übergriffe Unbefugter. Bei großen Anwendern wird das 

häufig hardwaremäßig erreicht, indem eine Maschine aus- 

schließlich für die Programmerstellung und -pflege genutzt 

wird. 

Terminplan 

Die Ordnungsmäßigkeit der Datenverarbeitung verlangt 

auch eine rechtzeitige Vorbereitung und Planung aller Auf- 

gaben, die maschinell abgewickelt werden und die Verar- 

beitung von Echtdaten betreffen. Dabei ist es unerheblich, 

in welchen Zeiträumen geplant wird. Der Terminplan für sol- 

che Produktionsaufgaben sollte auch dann, wenn ein auto- 

matisiertes Produktionssteuerungs- und -kontrollsystem 

eingesetzt wird, dem Rechenzentrum tage- oder wochen- 

weise in gedruckter Form vorliegen. Die Maschinenbedie- 

nung notiert in dem Plan, wann die jeweilige Aufgabe mit 

welchem Ergebnis abgelaufen ist, oder ob Wiederholungs- 

laufe notwendig wurden. In solchen Fällen ist die Angabe 

von Gründen zwingend erforderlich. Zur Kontrolle zeichnet 

die Arbeitsnachbereitung, sofern die Größe einer Institution 

eine solche rechtfertigt, gegen. 

Die Steueranweisungen, die die DV-Anlage für den Ablauf 

der Aufgaben benötigt, werden — wiederum eine entspre- 

chende Größe des Rechenzentrums vorausgesetzt - von 

einer unabhängigen Stelle, beispielsweise der Arbeitsvor- 

bereitung, in Prozeduren bereitgestellt, die zweckmäßiger- 

weise gegen Änderungen paßwortgeschützt sind, so daß 

diese vom Maschinenbediener zwar aufgerufen, jedoch 

nıcht verändert werden können. Selbstverständlich sind sol- 

che Prozeduren Bestandteil der Dokumentation und jede 

Änderung muß in Bezug auf Art und Umfang über einen ge- 

wissen Zeitraum zurückverfolgbar sein. 

Auch hier gewinnt das Prinzip der Funktionstrennung für 

die Sicherheit der Datenverarbeitung große Bedeutung. 

Maschinenablaufprotokoll 

Eine Kontrollierbarkeit der Arbeitsabwicklung ist eigentlich 

nur dann gegeben, wenn maschinelle Aufzeichnungen dar- 

über vorliegen. Diese Aufzeichnungen sind vom Betriebssy- 

stem zu führen und sind als Maschinenablaufprotokoll be- 

kannt. Die Brauchbarkeit solcher Aufzeichnungen steht und 

fällt jedoch mit der Zwangsläufigkeit der Protokollierung. 

Werden die Parameter für die Erzeugung des Maschinenab- 

laufprotokolls geändert, so muß diese Operation im Proto- 

koll ebenfalls erscheinen. Selbstverständlich ist diese Pro- 

tokolldatei gegen Manipulationen zu schützen. Aus dem 

Maschinenablaufprotokoli muß erkennbar sein, welche Auf- 

gaben zu welcher Zeit abliefen und auf welche Datenbe- 

stände zugegriffen haben und von wem veranlaßt wurden. 

Bei der Auswertung des Maschinenablaufprotokolls geht es 

- wenn sie regelmäßig stattfindet — vor allem darum, Ab- 

weichungen und Singularitäten im Abtauf rechtzeitig zu fin- 

den, um diese dann im Nachhinein aufklären zu können. 

In erster Linie ist an folgende maschinelle Standardauswer- 

tungen zu denken: 
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1. Umbenennung von Dateien, Produktionsphasen, Proze- 

duren und Dienstprogrammen, 

2. Änderungen an Produktionsprogrammen und Prozedu- 

ren, 

3. Änderungen der Paßworte, wobei die Paßworte selbst 

nicht protokolliert werden dürfen, 

4. Benutzung von bestimmten Dateien, Programmen und 

Dienstprogrammen, 

5, Kontrolle der Ausführung bestimmter Verfahren sowie 

der Anzahl der Druckvorgänge bei bestimmten Verfah- 

ren, 

6. Kontrolle der Paßwort-Benutzung in bestimmten Zeiträu- 

men, um eventuelle unberechtigte Paßwort-Benutzun- 

gen feststellen zu können. 

7. Auflistung der Datenstationen, von denen bestimmte 

Verfahren gestartet wurden. 

8. Kontrolle der Anschaltzeiten bestimmter Datenstationen, 

um die Einhaltung bestehender Signoff-Regelungen zu 

überprüfen. 

9. Auflistung aller Verfahren, die vom System mit System- 

Codes abgebrochen wurden. In erster Linie sollen diese 

Auswertungen des Maschinenprotokolls die Ordnungs- 

mäßigkeit der Arbeitsabwicklung belegen und die Rich- 

tigkeit des manuell geführten Logbuches bestätigen. 

Derartige Unterlagen können als Beweismittel für dıe 

Ordnungsmäßigkeit der Maschinenbedienung in Fällen 

von Sicherheitsverletzungen äußerst nützlich sein. 

Zusammenfassung 

Da es keine Garantie für die absolute Richtigkeit eines DV- 

Programmes gibt und die Abhängigkeit von der Datenverar- 

beitung ständig wächst, ist die Kontroliierbarkeit der DV-Sy- 

steme dringend erforderlich. 

Die Revisionsfähigkeit der Datenverarbeitung setzt ein Zu- 

sammenwirken der oben beschriebenen Maßnahmen vor- 

aus. Um eine wirksame Prüfung ex post sicherzustellen, 

sind zusätzlich noch Regelungen über sinnvolle Aufbewah- 

rungsfristen notwendig. Schließlich ist nicht außer acht zu 

lassen, daß besondere Risiken beim Einsatz von Fremdsy- 

stemen entstehen, da diese vom Benutzer oft nicht über- 

blickbar sind und der Benutzer den vollen Funktionsumfang 

der Systeme häufig nicht kennt. Das trifft vor allem für Da- 

tenfernverarbeitungssysteme zu. 

Die bisher bekanntgewordenen Fälle der Computerkrimina- 

\ität wurden häufig dadurch begünstigt, daß die Arbeit eines 

einzelnen nicht mehr oder nur noch mit großem Aufwand 

überprüfbar ist. Infolge der Kostenexplosion im Personalbe- 

reich wurde durch den Einsatz von ADV-Systemen rationali- 

siert, so daß der Aufgabenbereich eines Sachbearbeiters 

anwachsen konnte. Zwar gab es auch in der konventionel- 

len Datenverarbeitung Mißbrauchsmöglichkeiten, nur war 

das Risiko entdeckt zu werden damals höher. Ein Buchhal- 

ter „Computer“ erkennt kriminelle Handlungen von Sachbe- 

arbeitern nicht. 

Bei großen Institutionen bietet die konsequente Einhaltung 

einer Funktionstrennung und des 4-Augen-Prinzips immer 

noch ein wirksames Mittel zur gegenseitigen Kontrolle, weil 

sich hier ein altes Prinzip bewahrheitet, daß der Mißbrauch 

um so schwieriger wird, je mehr Personen er verheimlicht 

werden muß.
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Die Hersteller von DV-Anlagen sind angehalten dem An- 

wender Möglichkeiten zu eröffnen Informationen über die 
Anlagenbenutzung systemseitig aufzuzeichnen. Darüber- 
hinaus ist eine Software zur Verfügung zu stellen, die para- 

metergesteuert das Maschinenlogging nach den oben be- 

schriebenen Fragestellungen auswertet, so daß eine Eigen- 
programmierung möglichst unterbleiben kann. 

5.1.2. Mikroverfilmung 

Beı der Mikroverfilmung unterscheidet man zwei Arten, den 
Computer-Output on Mikrofilm (COM} und die Schriftgut- 

verfilmung. Im COM-Verfahren werden druckaufbereitete 

Daten vom Magnetband auf das Medium „Mikrofilm“ - 

meist im Mikrofiche-Format — übertragen. COM-Verfahren 
arbeiten meist off-lIine, es sind jedoch auch On-line-Verfah- 

ren gebräuchlich. Um Papierkosten zu sparen, werden in 

manchen Rechenzentren die Ergebnisse von Testläufen auf 
Mikrofiche ausgegeben. Die On-line-Ausgabe auf Mikrofi- 
che ist obendrein wesentlich schneller als die Papierausga- 

be über den Schnelldrucker. Bei der Schriftgutverfilmung 
werden Schriftstücke blattweise, haufig vor- und rückseitig 

ın einem Arbeitsgang, verfilmt Werden abgeschlossene, 

bereits archivierte Vorgänge verfilmt, spricht man von einer 

Passiv-Verfilmung, wird eine laufende Akte auf Mikrofilm 

übernommen, so wird das als Aktiv-Verfiimung bezeichnet. 

Als Aufnahmemedium dient bei der Schriftgutverfilmung ın 
erster Linie der Rollfilm, der je nach der Art des Wiederge- 
winnungsverfahrens auch in ein „Fiche-Skelett“ eingetascht 

werden kann. Das Duplikat, das für Sicherheitszwecke an- 

gefertigt wird, bleibt jedoch im Rollfiimform erhalten. 

Befindet sich das Schriftgut auf Mikrofilm, ist zur Wieder- 
auffindung der einzelnen Vorgänge eine Suchkartei notwen- 
dıg. Zu diesem Zweck wird je Vorgang eine Karteikarte an- 
gelegt, auf der die Nummer der Filmrolle und die Position 
des Beginns des Vorgangs notiert sind. Viele Stellen verfil- 

men auch diese Suchkartei. Die Position des Vorgangs auf 
dem Film wird über das mechanische Zählwerk des Roll- 
film-Lesegerätes bestimmt. Bei der Aktiv-Verfiimung wer- 
den meist alle Mikrofilmstücke eines Vorgangs in einem 
Jacket aneinandergereiht. Die Jackets haben DIN A 6-For- 
mat und können auf der Stirnseite beschriftet werden, so 
daß eine alphabetische oder sonstige Sortierung möglich 
ist. Darüber hinaus enthalten die Jackets Hinweise auf die 
Fundstellen ın den Duplikaten des Sicherheitsfilmes. Wird 
bei der Aktıv-Verfiimung die Rollfilmorganisation beibehal- 

ten, so ist das nur sinnvoll, wenn ein automatisiertes Sy- 

stem den Bestand verwaltet, da eın Vorgang auf mehrere 

Filmrolien verteilt sein kann und das manuelle Auffinden der 

Vorgangsteile den Rationalisierungseffekt zunichte machen 
würde (z.B. Verfahren „Oracle“ - binärcodierte Mikrofilme 
ermöglichen die Verwaltung und Wiederauffindung von un- 
sortiertem Schriftgut). 

Wegen der hohen Anschaffungskosten für die erforderli- 
chen Geräte wird die off-line COM-Verfiimung meistens 
Serviceunternehmen übertragen. Der Anschaffungspreis 
für Kameras zur Schriftgutverfilmung liegt jedoch wesent- 
lich darunter, so daß im Einzeifali die Eigenverfiimung 
durchaus wirtschaftlich sein kann. So betreiben manche 

Behörden eigene Mikrofilmstellen, was aus der Sicht des 
Datenschutzes sowohl rechtlich als auch unter dem Ge- 

sıchtspunkt der Datensicherung weniger problematisch ist 
als eine Mikroverfiimung außer Haus. Die Mikroverfilmung 
außer Haus wird in vielen Fällen zwar die wirtschaftlichere 
Art darstellen. Der Auftraggeber muß sich allerdings der Ri-   

siken, dıe mit der Auftragsvergabe an Privatunternehmen 

verbunden sein können, bewußt sein und gegebenenfalls 
Maßnahmen zur Risikominderung beim Auftragnehmer for- 
dern. 

Die Verfilmung von Schriftgut laßt sich ın folgende Arbeits- 
schritte einteilen: 

Aufbereitung und ggf. Durchnumerierung des Schriftgutes, 
Verfilmung in der Durchlaufkamera, Filmentwicklung mit an- 
schließender Lesbarkeitskontrolle, Aufbereitung und Ver- 
waltung des Fılmgutes sowie die Vernichtung des verfiimten 

Schriftgutes 

Bei jedem Arbeitsschritt treten Rısiken auf, insbesondere 

bei der Verfilmung außer Haus, wie unzulässige Offenba- 
rung und unberechtigte Nutzung des Schriftgutes oder der 

Mikrofilme, unvollständige Verfilmung, unberechtigte Anfer- 

tigung von Kopien der Mikrofilme, Transportrisiken, unvoll- 
ständige und schlechte Entsorgung des verfilmten Schrift- 
gutes. Als Maßnahmen zur Risikoverminderung gelten die 

Aufbereitung des zu verfilmenden Schriftgutes durch eige- 
nes Personal, die sorgfältige Auswahl der Firmen nach dem 
gebotenen Sıcherheitsstandard, die Wahl eines örtlich ent- 

fernten Auftragnehmers, die Kontrolle des Dupliziervorgan- 

ges bzw. die Führung von Protokolien über den Duplizier- 

vorgang und der Transport des Schriftgutes durch eigenes 

Personal. Bei der Verfilmung von sensiblem Material ist 
grundsätzlich zu überlegen, ob einzelne Arbeitsschritte 
nicht von der Behörde selbst erledigt werden können, oder 
die Verfilmung vor Ort beim Auftraggeber mit mobilen Ka- 

meras erfolgen kann. Dies gilt insbesondere, wenn sonst 
unter Umständen eine unzulässige Offenbarung personen- 
bezogener Daten anzunehmen wäre (z.B. bei Daten die der 
ärztlichen Schweigepflicht unterliegen). 

Ein Risiko ganz besonderer Größe stellt die Duplizierung 

von verfilmten Unterlagen dar Während die Duplizierung 

eines Rollfilms in der Praxis nur eine geringe Bedeutung 

hat, da beı der Aufnahme bereits eın Duplikatfiim erzeugt 
werden kann, ist die Duplizierung eines Mikrofiches sehr 
gebräuchlich, zumal die Duplizierung eines Fiches im Kon- 
taktverfahren lediglich einige Sekunden dauert. Da die gän- 
gigsten im Handel angebotenen Geräte keine Zählkontroll- 
einrichtung besitzen, die anzeigt, wieviele Kopien angefer- 
tigt wurden, ist ein unbefugtes Kopieren nur durch organi- 
satorische Maßnahmen festzustellen, etwa durch abgezähl- 
te Vorgabe des Filmmaterials, Rückgabe fehlerhafter Ko- 
pien. Es gibt Verfahren, die Kopien erzeugen, von denen 

keine weiteren lesbaren Kopien mehr angefertigt werden 

können. Im übrigen verschlechtert sich die Lesbarkeit, 
wenn Kopien von Kopien gezogen werden. 

5.1.3. Neubaumaßnahmen 

Auch in einer Zeit der knappen Haushaltsmittel ist die Zahl 
der Neubaumaßnahmen beachtlich. Aus der Sicht des Da- 
tenschutzes ist das erfreulich, denn in Neubauten lassen 
sich Datensicherungsmaßnahmen kostengünstiger realisie- 
ren, als durch den oft finanziell aufwendigen Umbau beste- 
hender Gebäude. 

So nahm im Berichtszeitraum die Zahi der Beratungen bei 
Neubaumaßnahmen weiter zu. In vielen Fällen konnten Ver- 
besserungsvorschläge für Datensicherungsmaßnahmen ge- 
geben werden. Einige der vorgelegten Baupläne enthielten 
bereits ausgereifte Lösungen bezüglich der räumlichen Si- 
cherung solcher Bereiche, in denen personenbezogene Da- 

ten automatisiert gespeichert und verarbeitet werden.
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im Vergleich zu früheren Zeiten sind die heutigen Datenver- 

arbeitungsanlagen meist so beschaffen, daß eine Bedie- 

nung von Zentraleinheit und Datenspeicher — soweit es 

sich um Festplatten handelt - nur noch in Ausnahmefällen 

notwendig ist. Dieser Teil der Hardware, das Herzstück der 

Datenverarbeitung, dessen Ausfall schlimme Folgen hätte, 

kann deshalb in solche Räume verlegt werden, die von au- 

Ben nicht zugänglich sind und deren Zugang innerhalb des 

Gebäudes zusätzlich gesichert werden kann. Hingegen 

können der Bedienungsplatz (Konsole) und die peripheren 

Geräte, die u.a. der Datensicherung dienen (Magnetband- 

geräte, Diskettenlaufwerke u.a.), in weniger geschützte 

Räumlichkeiten verlegt werden. 

Als Orientierungshilfe bei der Planung von Neubauten kön- 

nen folgende Anregungen gelten: Bei der Standortplanung 

eines Rechenzentrums ist darauf zu achten, daß dieses in 

einem geschlossenen Brandabschnitt wenn möglich nıcht 

im Erdgeschoß liegt, Türen und Fenster im bedienerlosen 

Betrieb über Alarmgeber gesichert sind, das Datenträgerar- 

chiv in einem feuerfesten Bereich liegt und die Zahl der Tü- 

ren zum Rechnerraum auf ein Mindestmaß beschränkt 

bleibt. Bei der Planung von Registraturen und Archiven, ins- 

besondere von Zentralarchiven, sollte von dem Grundsatz 

ausgegangen werden, daß diese in nach außen geschützte 

Räume gelegt werden, soweit möglich fensterlos und vom 

Publikumsverkehr abgeschottet sind. Bei der Planung der 

Sachbearbeiterplätze ın eınem Großraumbüro ist darauf zu 

achten, daß Publikums- und Bearbeitungszone getrennt 

sind und Bildschirme nicht in Sichtnähe der Besucher ste- 

hen. Dem Problem des Mithörens durch Wartende ist be- 

sondere Bedeutung dort beizumessen, wo Gespräche sen- 

sibler Art mit dem Besucher geführt werden müssen. Bei 

Planung eines Großraumbüros empfiehlt es sich, einen 

Akustik-Experten zu Rate zu ziehen. Für Gespräche sensi- 

bler Art sollte auch hier ein abgeschlossener Bespre- 

chungsraum eingeplant werden. Großer Wert ist auch auf 

die Kontrollierbarkeit des Gebäudezugangs, den Schutz der 

Klimaanlage und eine klare Besucherführung zu legen. 

Auch Aufzüge müssen in die Sicherungskonzepte mit ein- 

bezogen werden. 

Im kommunalen Bereich werden häufig nach Dienstschluß 

bestimmte Bereiche des Rathauses für besondere Veran- 

staltungen, wie Bürgerversammlungen oder Fraktionssit- 

zungen, verwendet. Hier ist Sorge zu tragen, daß die ande- 

ren Amtsbereiche gegen unberechtigten Zutritt abgesichert 

werden können. 

5.2. Kontrolle dertechnischen und organisatorischen Maß- 

nahmen zum Datenschutz 

Bei den Kontrollen der technischen und organisatorischen 

Maßnahmen zum Datenschutz zeigte sich, daß der Daten- 

schutz von den geprüften Stellen durchwegs ernst genom- 

men wird. Besonders beeindruckend war bei einer Stelle 

die Einrichtung einer Test-Fachabteilung, die ausschließlich 

für den Aufbau und die Pflege von Testfällen einer Testdatei 

zuständig ist. Diese Testfälle dienen der Programmierung 

als Testdatenbestand. Durch die Vielfältigkeit der Testdaten 

wird eine außergewöhnlich hohe Qualität und Stabilität der 

Programme erreicht, obwohl die Programme infolge häufi- 

ger Gesetzesänderungen ständigen Modifikationen unter- 

worfen sind. 
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Eine andere Behörde, die Mitte der 7Oiger Jahre einen Neu- 

bau bezogen hatte, nahm im Bereich des Rechenzentrums 

Umbauten vor und verlegte den inneren Sicherheitsbereich 

in das Innere des Gebäudes, so daß das Problem der Au- 

Bensicherung des Rechenzentrums dadurch gelöst wurde. 

Nahezu alle geprüften größeren Rechenzentren haben Zu- 

gangskontrollen eingerichtet und zwischen innerem und äu- 

Berem Sicherheitsbereich unterschieden. 

Die Dokumentation der Datensicherungsmaßnahmen hat 

bei manchen Behörden ebenfalls einen hohen Stellenwert, 

wodurch bei den Kontrollbesuchen eine höhere Effektivität 

erzieit wird. 

Schließlich wendeten viele Behörden einige Mühe dafür auf, 

Übersichten über manuell geführte Dateien zu erstellen. Bei 

der Durchsicht dieser Karteibeschreibungen stellte sich 

manchmal heraus, daß die Führung oder Aufbewahrung eı- 

niger Karteien überflüssig und manche aufwendige Daten- 

übermittlungen daraus unzulässig waren. Die Einsparungen 

bei der Führung überflüssiger Karteien übertrafen den Auf- 

wand für die Karteierfassung z.T. erheblich, so daß der Da- 

tenschutz letztlich zur Verwaltungsvereinfachung beitragen 

könnte 

Als Negativposten mußte bei fast allen Stellen, die einen 

Großrechner für die Unterstützung ihrer Verwaltungsaufga- 

ben betreiben, die fehlende Transparenz des Maschinenab- 

laufprotokolls, das keine Hilfe für eine nachträgliche Über- 

prüfung bietet, bemängelt werden. Es hat sich gezeigt, daß 

das Maschinenablaufprotokoll in erster Linie als Nachweis 

einer ordnungsgemäßen Maschinenbedienung und für eine 

wirtschaftliche Systemauslastung gesehen wird. Diese 

Schwachstelle in der Betriebssystemsoftware ist jedoch 

nicht so sehr den Anwendern, als den Herstellern von DV- 

Systemen anzulasten. Bei Betrieb von Online-Verfahren 

konnten zwar anwendungsbezogene Ansätze festgestellt 

werden, für deren Realisierung jedoch der Anwender selbst 

verantwortlich zeichnete. 

Die folgenden Ausführungen enthalten einen Überblick 

über die wesentlichsten festgesteliten Mängel: 

Bei Dienststellen mit Parteiverkehr erfordert der Schutz be- 

stimmter Amtsbereiche größere Beachtung, da die Besu- 

cher nahezu ungehinderten Zugang zum Dienstgebäude 

haben und sich dort frei und unbeaufsichtigt bewegen kön- 

nen. Auch ein Pförtner bietet in diesen Fällen wenig Schutz, 

da er mehr für Auskünfte zuständig ist, als für die Bewa- 

chung des Gebäudes und die Verhinderung von unberech- 

tigten Zutrittsversuchen. Amtsbereiche, die keinen oder nur 

sporadischen Parteiverkehr haben, dazu gehören insbeson- 

dere Rechenzentren, Rechnerräume (wenn es sich um 

Kleinrechner handelt), Archive, Postverteilungsstelien, sind 

gegenüber den übrigen Amtsbereichen durch geeignete 

Maßnahmen zu sichern. Gerade dort, wo die Datenverarbei- 

tung für die Aufgabenerfüllung eine zentrale Bedeutung er- 

langt hat, sind besondere Sicherungsmaßnahmen erforder- 

lich, da ein Ausfall der DV-Anlage eine ordnungsgemäße 

und termingerechte Aufgabenerfüllung in Frage stellen 

könnte. 

Was den Betrieb im Rechenzentrum anbelangt, so war be- 

züglich des Zutritts im manchen Fällen trotz Installation 

eines Ausweislesesystems festzustellen, daß die Zahl der 

Zugangsberechtigten zum Maschinensaal zu groß war. Bei 

einer Gliederung des Rechenzentrums in einen inneren und
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äußeren Sicherheitsbereich lassen sich Arbeiten, die mit 

der Maschinenbedienung und der Verwaltung des Datenträ- 
gerarchivs nıchts zu tun haben, in den äußeren Sicherheits- 

bereich verlagern. In einem Mehrzweckrechenzentrum ist 

es unerläßlich, daß das Rechenzentrum alle Benutzer, de- 

ren Benutzeridentifikation und Aufgabengebiete kennt. Ge- 
gebenenfalls hat das Rechenzentrum Benutzer über not- 

wendige und im Rechenzentrum mögliche Datensiche- 
rungsmaßnahmen zu beraten. Maschinell lesbare Datenträ- 
ger haben den inneren Sicherheitsbereich nur im Rahmen 

des Datenträgeraustausches zu verlassen. 

Überraschend häufig wurden Mängel bei der Dokumenta- 

tion der DV-Verfahren festgestellt. Vor allem wurde kein 

schriftlicher Nachweis über Art, Umfang und Durchführung 

von Programmänderungen geführt. Nicht überall gehören 

Programmier- und Dokumentationsrichtlinien zum Stan- 

dard, was eine Kontrolle durch sachverständige Dritte ın 
einer angemessenen Zeit nicht zuläßt. Schließlich war wie- 
derholt festzustellen, daß die Programmierer fast aus- 

schließlich mit Echtdaten testen. In eınem Fali arbeiten die 
Programmierer sogar mit einem täglich sich ändernden Da- 
tenbestand, was auch aus der Sicht der Programmierung 

ein Novum darstellen dürfte. Da sich dadurch auch die Te- 

stergebnisse täglich verändern können, ıst das systemati- 

sche Austesten eines Programmes erheblich erschwert. 

Den Programmierern kann zwar der Zugriff auf Echtdaten 
nicht ganz verwehrt werden. Der Zugriff auf Echtdaten soll- 

te jedoch die Ausnahme darstellen und lediglich im Rahmen 

des Piloteinsatzes nach Absprache mit der Fachabteilung 

erfolgen sowie protokolliert werden, so daß die Notwendig- 
keit, so verfahren zu haben, im nachhinein überprüft wer- 

den kann. 

Bei der Datenverarbeitung in herkommlicher, nicht automa- 
tisierter Weise war immer wieder dıe ungenügende Entsor- 

gung der Papierunterlagen und die Aufbewahrung sensibler 

Unterlagen zu bemängeln. Die zuständigen Stellen hatten 

zwar häufig Richtlinien für die Bearbeitung, Aufbewahrung 

und Vernichtung personenbezogener Unterlagen erlassen, 

die Einhaltung dieser Richtlinien wurde jedoch nicht über- 

prüft. Ein allzu sorgloser Umgang mit sensiblem Datenma- 

terıal kann im Konfliktfail, wie sich ın der Praxis zeigte, zu 
unangenehmen Überraschungen führen. 

5.3. Technische Einzellragen 

5.3.1. Programmentwicklung 

Die Qualität und Stabilität von neuentwickelten Anwen- 

dungsprogrammen hängt sehr davon ab, mit welcher Sorg- 
falt diese ausgetestet wurden. Da es kein mathematisches 

Verfahren gibt, die Fehlerfreiheit von Programmen nachzu- 
weisen, muß man in der Praxis pragmatisch vorgehen und 

anhand aller denkbarer Fälle die Richtigkeit der Ergebnisse 
eines Programmlaufes prüfen. Je komplexer ein Aufgaben- 
gebiet ist, umso schwieriger ist es, eine Testdatenbasis zu 
konstruieren, die alle möglichen Fälle abdeckt. Der Aufbau 
einer Testdatenbasis erfordert stets ein Zusammenwirken 
von Programmierung und Fachabteilung. Bei den meisten 
Institutionen lastet der Aufbau und vor allem die Pflege 

eines komplexen Testdatenbestandes in etwa einen Mann 

aus. Aus Kostengründen wird deshalb häufig darauf ver- 

zichtet, für eine derartige, oft als unproduktiv angesehene 
Aufgabe die Arbeitskraft eines Mannes zu opfern. Es wird 
deshalb lediglich mit trivialen, ad-hoc-erstellten Testdaten 

gearbeitet und sobald das Programm ablauffähig erscheint,   

mit echten Daten getestet. Die Tests nehmen dann oft Wo- 

chen in Anspruch. Wie bereits erwähnt, ist auf solche Ab- 
schlußtests, häufig spricht man dabei auch von einem Pilot- 

einsatz, nicht zu verzichten. Der Unterschied von Piloteın- 

satz und Funktionstest, der von der zuständigen Program- 
miergruppe veranlaßt wırd, llegt aber darin, daß der Pilotein- 
satz unter der Federführung oder Begleitung der Fachabtei- 

lung ablaufen soll. 

Die Gefahren und dıe Mißbrauchsmöglichkeiten, die bei 

einem unkontrollierten Zugriff der Programmierung auf die 

echten Daten entstehen können, sınd jedoch beachtlich. 
Die Unmengen von Papierausdrucken, die fur eine effektive 

Fehleranalyse die Voraussetzung sind, stellen ein nıcht zu 

unterschätzendes Gefahrenpotential dar. Nicht selten ver- 
lassen Ausdrucke den Einflußbereich einer Institution, wenn 
Programmierer diese zur Fehlersuche und -analyse mit 

nach Hause nehmen. In den Räumen, in denen die Pro- 
grammierer tätig sind, steht häufig kein ausreichender, ab- 

sperrbarer Schrankraum zur Verfügung, so daß sich die Li- 

sten aus Testläufen auf den Schreibtischen und sonstigen 
Büromöbeln stapeln. Der Verlust einer Liste würde nieman- 

dem auffallen. Groß ıst allerdıngs der Schaden, wenn eine 

solche Liste mit echten Daten an unrechter Stelle auftaucht. 

Für Sicherheitszwecke und zur schnelleren Auskunftsbe- 

reitschaft im Online-Verfahren wird bei einigen speichern- 
den Stellen der Datenbestand doppelt vorgehalten. Nach 
Dienstschluß, wenn die Online-Auskunftsverfahren nicht 
mehr aktiv sind, dient der zweite Bestand als Testdatenbe- 

stand für die Programmierung. Nicht selten ist der soge- 
nannte „Testdatenbestand“ noch aufzubereiten, so daß 
abends für die notwendigen Testläufe nur noch wenig Zeit 
übrıg bleibt. Die Programmierung könnte aber effektiver ar- 
beiten und hätte bessere Arbeitsbedingungen, wenn sie 

über längere Zeit - auch tagsüber - einen stationären Be- 

stand zur Verfügung hätte, mit dem sie alle Funktionen aus- 

testen könnte. Abweichungen in den Testergebnissen kön- 
nen nämlich entweder durch neue Programmfehler oder 
durch die Aktualisierung der Datenbasis im täglichen Ände- 
rungsdienst entstanden sein. Der Aufbau einer signifikaten 
Testdatenbasıs, dıe keinen Rückschluß auf irgendwelche 
Personen zuläßt, hätte also nicht nur aus der Sicht des Da- 
tenschutzes Vorteile, sondern könnte in vielen Fällen auch 
die Entwicklungszeit bestimmter Programme reduzieren. 

5.3.2. Zugriffskontrolie bei Online-Verfahren 

Bereits im 5. Tätigkeitsbericht wurden unter der Textziffer 

5.3.5 Hinweise zur Verbesserung des Zugriffsschutzes ge- 
geben. Leider war in einigen Fällen festzustellen, daß der 

Stand der Technik gerade bei Online-Verfahren nicht immer 

ausreichend berücksichtigt wurde. Moderne Systeme bie- 
ten heute eine Reihe von Eigenschaften, die sowohl dem 
Benutzer eine einfache Bedienung als auch dem Revisor 

die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Anwendung er- 
möglichen. Folgende Bedingungen sollten gegeben sein: 

- Der Benutzer muß sich am Bildschirmgerät dem System 
gegenüber mit einer Benutzeridentifikation und einem in- 

dividuellen Passwort ausweisen. Die Benutzeridentifika- 

tion wird ihm vom Systernverwalter o.ä. zugewiesen. Das 
Passwort vergibt der Benutzer selbst, so daß dieses in 
der Regel außer ihm seibst kein anderer mehr kennt. Für 
die regelmäßige Änderung des Passworts ist der Benut- 

zer selbst verantwortlich. Vergißt er sein Passwort, muß 
systemseitig mıt einer priviligierten Prozedur die Neuein-
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richtung des Passwortes möglich sein, ohne daß dem 

Benutzer dabei Daten verloren gehen. 

- Das System muß erfolglose Zugriffsversuche unter 
einem falschen Passwort protokollieren, bei wiederhol- 

ten Fehlversuchen ist die Benutzeridentifikatıon zu sper- 
ren. Auf diese Weise kann man sich gegen ein systemati- 
sches Ausspionieren des Passwortes schützen. Diese 

Vorgehensweise ist vor allem in offenen Systemen {Auf- 
bau der Verbindung über Wählleitung im Fernsprech- 
netz) von Bedeutung und findet beim Bildschirmtext Ver- 

wendung. 

- Hat sich der Benutzer erfolgreich angemeldet, so sind 

ıhm innerhalb des Menues nur solche Funktionen bzw. 

Transaktionscodes anzuzeigen, zu deren Ausführung er 
auch berechtigt ist. 

- Befindet sich der Benutzer ın einem Anwendungssy- 

stem, dürfen die Bildschirmmasken nur solche Felder 
enthalten, deren Inhalt der Benutzer zu bearbeiten be- 

fugt ist. Bereiche, die für die Aufgabenstellung irrelevant 
sind, sind aus den Bildschirmmasken zu entfernen. Bei 
einer nachträglichen Kontrolle würde sonst nicht eındeu- 

tig erkennbar sein, ob die Felder zufällig leer waren oder 
das Anwendungssystem diese Felder aufgrund beson- 

derer Zugriffsvorschriften nicht versorgt hat. 

— Vielfach gibt es verfahrensseitig maschinelle Protokollie- 
rungen, die beispielsweise die Revision wesentlich er- 

leichtern können. In solchen Fällen ist jedoch darauf zu 
achten, daß durch die Protokollierung des Zugriffes auf 

einen bestimmten Datensatz keine Datei mit personen- 
bezogenen Daten angelegt wird, die informationell eine 

neue Qualität entstehen läßt Die Protokollierung sol! viel- 
mehr Recherchen darüber ermöglichen, wer wann auf 

welche Datei mit welchem Programm zugegriffen hat. 
Eine Aufzeichnung der Satzinhalte ist dazu im allgemei- 

nen nicht erforderlich. 

5.3.3. Schutz des Systempassworts im Betriebssystem 
BS2000 

Anläßlich eınes Kontrollbesuches in einem Rechenzentrum, 

das im Betriebssystem BS 2000 der Firma Siemens fährt, 
wurde festgestellt, daß für die Ausnützung des vollen Funk- 
tionsumfanges bestimmter Dienstprogramme (Start von der 

Konsole) dem Maschinenbediener das systemschützende 

Kennwort, das sog. TSOS-Passwort, bekanntgegeben wer- 
den muß. Da das TSOS-Passwort gewissermaßen den 
Schlüssel zur Umgehung der Schutzfunktionen im Betriebs- 
system BS 2000 darstellt, sollte es eigentlich nur den Sy- 
stembetreuern bekannt sein. Beı den betreffenden Dienst- 

programmen handelte es sich um das Initialisieren von 
Magnetbändern und Disketten (INIT}, das Etikettieren und 
Formatieren von Plattenspeichern (VOLIN) und die Freispei- 
cherplatzverwaltung {SPCCNTRL). 

Bis zur Verfügbarkeit eines stufenweise wirkenden TSOS- 
Passwortes schlug mir die Firma Siemens folgende Über- 

gangslösung vor: Der Systemverwalter hat die Möglichkeit, 
dem Operator die Verwendung von Dienstprogrammen 
über vordefinierte ENTER-Prozeduren zu ermöglichen, so 

daß diesem das TSOS-Passwort nicht bekannt zu machen 
ist. Bei der Katalogisierung erhalten diese Prozeduren ein 
Lesepasswort (READ-PASS) und ein Ausführungspasswort 

(EXEC-PASS). Der Maschinenbediener braucht zum Start 

der Funktionen nur das Ausführungpasswort zu kennen. 

Das Lesepasswort schützt die ENTER-Prozeduren vor un-   

berechtigtem Lesen, so daß die systemeigenen Daten- 

schutzkomponenten des BS 2000 zuverlässig gegen unbe- 
rechtigte Inanspruchnahme geschützt werden. Diese Vor- 

gehensweise ist ab Einsatz der Version 7.1 von BS 2000 

möglich. Eine Beeinträchtigung des Arbeitsablaufes im Re- 

chenzentrum tritt nach Aussage des Rechenzentrums, das 
dieses Verfahren geprüft hat und nunmehr einsetzt, nicht 

auf. 

5.3.4. Organisatorische Maßnahmen 

Im Bereich der Universitätskliniken ist die organisatorische 
Eingliederung des interner Datenschutzbeauftragten noch 

unterschiedlich gelöst. Ein Klinikum hat bespielsweise 

einen Datenschutzbeauftragten bestellt und ihm Beauftrag- 
te bei den Kliniken nachgeordnet. Der Beauftragte des Kli- 
nikums ıst sozusagen als deren Sprecher anzusehen. Ein 

anderes Klinikum hat wiederum drei Beauftragte für den Da- 
tenschutz bestellt: für den medizinischen Bereich, für die 
Verwaltung und für das Rechenzentrum. 

Die erstgenannte Regelung ist zwar grundsätzlich zu be- 
grüßen, die Wirksamkeit einer solchen Regelung hängt je- 

doch sehr davon ab, weiche Kompetenzen dem Sprecher 

der Datenschutzbeauftragten eingeräumt werden. 

In der Geschäftsverteilung müßten die Aufgaben und Be- 
fugnisse des Sprechers definiert sein. Zu den Aufgaben 
des Sprechers der Datenschutzbeauftragten müßten insbe- 
sondere zählen 

— die Einschaltung beı der Freigabe nach Art. 26 Abs. 2 
Bayer. Datenschutzgesetz, 

- die Führung von Übersichten über automatisiert und ma- 

nuell geführte Dateien mit personenbezogenen Daten, 

— die Meldung von automatisiert geführten Dateien zum 

Datenschutzregister im Benehmen mit dem zuständigen 
Klinik-Datenschutzbeauftragten, 

- die Befugnis zu gelegentlichen Kontrollen der techni- 

schen und organisatorischen Maßnahmen zum Daten- 
schutz bei den Kliniken. 

Schließlich müßte der Sprecher der Datenschutzbeauftrag- 

ten die Möglichkeit besitzen, sich ohne Einschaltung der 

Kommission für die Speicherung von Patientendaten direkt 
an den Landesbeauftragten für den Datenschutz wenden zu 
können. 

5.3.5. Versand von personenbezogenen Unterlagen 

Soweit keine gesetzlichen Vorschriften über die Versandart 
vorliegen, ist vom Versender im Einzelfall zu prüfen, ob bei 

Kenntnisnahme des Brief- oder Paketinhalts durch unbe- 
fugte Personen schutzwürdige Belange des Betroffenen 
verletzt werden können. Solange das Postgut sich in der 
Obhut der Bundespost befindet, muß man davon ausgehen, 
daß es durch die Garantien der Bundespost (z.B. Briefge- 
heimnis, Amtsgeheimnis, Verschwiegenheitspflicht der 
Postbediensteten als Amtsträger) vor dem Zugriff und da- 

mit vor der Kenntnisnahme durch Dritte sicher ist. Soweit 
die Verteilung des Postgutes über zentrale Einrichtungen 
{z.B. Poststelle eines Betriebes, Postfach) erfolgt, müßte si- 

chergestellt sein, daß die mit der Verteilung oder Abholung 
betrauten Bediensteten sorgfältig ausgewählt worden sind. 

Bei der Zustellung an den Betroffenen selbst könnte theo- 
retisch durch menschliches Fehlverhalten eine unrichtige 
Zustellung (z.B. falscher Briefkasten) oder die Leerung des 
Briefkastens durch eine andere fremde Person (z.B. Unter-
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mieter) erfolgen. In solchen Fällen ließe sich bei Versand 

des Postgutes als Druck- oder Briefdrucksache eine unbe- 
fugte Kenntnisnahme durch Dritte nicht ausschließen oder 
eindeutig feststellen. Umfaßt der Inhalt sensiblere Informa- 

tionen, wäre eine höherwertige Versandart geboten. Bei al- 
len diesen Überlegungen ist aber auch der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit zwischen angestrebtem Schutzzweck 

und nötigem Aufwand zu berücksichtigen (Art. 15 Abs 1 
BayDSG). Briefumschläge mit Adhäsions- oder Punktver- 
schluß benötigen zwar zu ihrer Öffnung einen gewissen 

Aufwand, der jedoch geringer ist, als bei normalverschlos- 
senen Briefumschlägen. Briefumschläge mit Adhäsions- 
oder Punktverschluß bieten ein deutlich geringeres Hinder- 

nıs gegen unbefugte Kenntnisnahme ıhres Inhalts. Ein Öff- 

nen solcher Postsendungen hinterläßt oft keine äußerlichen 
Spuren, weil man diese nach dem Öffnen noch ein zweites 
Mal zukieben kann. 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ist auch die Ver- 
sendung von Formularen und Fragebogen zu sehen. Je 

nach der Sensibilität der zu erfragenden Daten, beispiels- 
weise bei Vordrucken, die auf die Schwerbeschädigtenei- 
genschaft abstellen, ist zwischen dem Versand als Brief- 

drucksache oder verschlossener Brief zu wählen. Der Ver- 
sand von Unterlagen einer Vielzahl von Betroffenen ist an- 

ders zu beurteilen. Enthalten die Unterlagen sensible Da- 

ten, wie beispielsweise medizinische Daten, ist der Versand 
als Wertsendung notwendig. 

Auch bei einer Wertangabe unter DM 3000.- ist nach Aus- 

kunft der Deutschen Bundespost eine erhöhte Sicherheit 
im internen Postbetrieb gewährleistet. Die postinternen, zu- 
sätzlichen Absicherungen können aus Sicherheitsgründen 
(Gefahr der Ausforschung) nicht dargelegt werden. Die Ab- 
lehnung eıner höherwertige Versandart aus verfahrenstech- 

nischen Gründen kann nicht hingenommen werden. 

5.3.6. Fernwartung 

Im Rahmen der Fern-Unterstützung und -Diagnose bieten 
auch Hersteller kleinerer Rechner, wie sie beispielsweise 

Landratsämter einsetzen, einen Hardware- und einen Soft- 
ware-Support an. Beim Hardware-Support werden geräte- 

spezifische Statusinformationen, dıe in eigenen Fehlerda- 
teien aufgezeichnet werden, analysiert. Im Software-Sup- 

port wird die herstellereigene Systemsoftware ferndiagno- 
stiziert. 

Aus der Sıcht des Datenschutzes bestehen gegen den Eın- 
satz der Fernwartung dann keine Bedenken, wenn folgende 
Punkte erfüllt sind: 

1. Die Fernwartung muß sich gegenüber dem Systemver- 
walter beim Kunden eindeutig identifizieren können. Der 
Aufbau der Dialogverbindung muß unter der Kontrolle 
des Systemverwalters erfolgen. 

2. Die Fernwartung darf nur auf solche Dateien zugrei- 
fen, die für die Fernwartung paßwortgeschützt einge- 
richtet sind. 

3. Personenbezogene Dateien sind grundsätzlich durch 
Paßwort zu schützen; der Fernwartung muß der Zugriff 
auf solche Dateien verwehrt sein 

4. Alle Aktivitaten der Fernwartung sind aufzuzeichnen und 
müssen vom Systemverwalter an der Konsole verfolgbar 

sein. 

5. Der Systemverwalter muß die Möglichkeit haben, den 

Dialog mit der Fernwartungszentrale trennen zu können. 
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Nach Rücksprache mit den Herstellern sind diese Forde- 

rungen grundsätzlich erfüllbar. 

Manche Hardwarehersteller bieten auch komplette Anwen- 

dungssysteme an. Der Software-Support von Anwenderver- 

fahren ist nur dann unbedenklich, wenn alle personenbezo- 
genen Datenbestände von der Anlage genommen wurden 

und das System ausschließlich mit Testdaten gefahren wird. 

6. Datenschutzregister 

6.1. Stand 

Nach wie vor erreichen meine Geschäftsstelle täglich Mel- 
dungen zum Datenschutzregister. Zum Zeitpunkt der Veröf- 
fentlichung des 2. Nachtrags zur Übersicht über das Daten- 

schutzregister (StAnz. Nr 45/1983 vom 11.11.1983) am 7. 

Oktober 1983 waren ca. 13.200 Einzeldateien von ıinsge- 
samt 3.880 speichernden Stellen gemeldet. Die hohe An- 
zahl der Einzeldateien ist überwiegend auf die große Re- 
dundanz bestimmter Dateien, wie im Kommunalbereich das 
automatisierte Einwohnerwesen oder bei vielen Behörden 
im Personalwesen, z.B. für die Lohn- und Gehaltsabre- 
chung, zurückzuführen. Der Anstieg der Zahl der Dateien 
gegenüber 1982 betrug immerhin 7%. Davon ist ein hoher 
Prozentsatz auf den vermehrten Einsatz von Computern im 
Schulverwaltungsbereich zurückzuführen. Im Kommunalbe- 
reich bedienen sich 313 der 346 Verwaltungsgemeinschaf- 
ten der ADV (90,5%). Von den 2027 Gemeinden (Einheits- 

gemeinden und Mitgliedsgemeinden von Verwaltungsge- 
meinschaften ohne kreisfreie Städte} wickeln 1625 minde- 

stens eine Verwaltungsaufgabe automatisiert ab (80,2%). 

Wie jedes Jahr erschien über die Veröffentlichung des 2. 

Nachtrages zur Übersicht über das Datenschutzregister 

eine Pressenotiz, die dieses Mal jedoch eine große Zahl von 

Zuschriften auslöste, so daß in den letzten & Wochen des 
Berichtszeitraumes doppelt so viele Bürger Auskunft aus 
dem Datenschutzregister beantragten, wie in den gesamten 

+0 1/2 Monaten vorher Ein Drittel der Zuschriften kam aus 
München, die Hälfte aus dem Regierungsbezirk Oberbay- 
ern. 

Auch bei den Behörden mehren sich die Auskunftsersu- 
chen über gespeicherte Daten. Dabei ist bemerkenswert, 
daß besonders kritische Bürger auch aus solchen Dateien 

Auskunft wünschen, zu denen sie von der Aufgabenbestim- 

mung her keinerlei Bezug für ihre Person feststellen müß- 
ten. Das zeigt allerdings, daß vielen Bürgern nicht bewußt 

ist, daß Behörden nur dann Daten über Bürger in den jewei- 
ligen Dateien speichern, wenn sie diese zur Aufgabenerfül- 

tung benötigen. 

6.2. Meldepflichtige Dateien 

Nach $2 der Verordnung über das Datenschutzregister 
(Datenschutzregisterverordnung, DSRegV) vom 23.11.1978 
enthält das Datenschutzregister Angaben über die Verar- 

beitung personenbezogener Daten in automatisierten Ver- 

fahren. Im Berichtszeitraum wurde bei meiner Dienststelle 
wiederholt angefragt, wann eine personenbezogene Daten- 
sammlung zum Datenschutzregister zu melden sei. Grund- 
sätzlich müssen dafür zwei Voraussetzungen gegeben sein. 

Die Datensammlung muß den Dateibegriff in Sachen der 
Datenschutzgesetze erfüllen und die Verarbeitung muß au-
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tomatisiert erfolgen. Wird eine Datensammlung in logisch 

gleichartig aufgebauten Datensätzen in einer ADV-Anlage 

gespeichert und verarbeitet und besteht die Möglichkeit, 

die Datensammlung nach bestimmten Merkmalen auszu- 

werten und umzuordnen, ist sie zum Datenschutzregister 

zu melden. Die Größe der eingesetzten ADV-Anlage spielt 

dabei ebensowenig eine Rolle wie die Art der physischen 

Speicherung der Daten (sequentiell, gestreut, segmentiert, 

komprimiert, datenbankverwaltet). Genauso unerheblich ist, 

ob die Datei bei der speichernden Stelle oder außer Haus 

im Auftrag verarbeitet wird. 

Die automatisıerte Datenverarbeitung ist heute in Verwal- 

tungsbereiche eingezogen, dıe vor Jahren noch als nicht 

automatısierbar galten. Dies gilt beispielsweise für folgende 

Bereiche: 

- Gleitzeiterfassung: Werden die Daten über Dienstbeginn 

und -ende von Mitarbeitern zentral in einer Anlage ge- 

speichert, ist diese Datei zum Datenschutzregister zu 

melden. Derartige Systeme gestatten es, gezieit Mitar- 

beiterkonten abzufragen und zu bearbeiten, sowie Ge- 

samtlisten zu erstellen. 

- Gesprächsdatenerfassung: Werden bei einer Fern- 

sprechnebenstellenanlage Aufzeichnungen der Ge- 

sprachsdaten (nicht Inhalte) mitgeführt, so handelt es 

sich auch hier um eine meldepflichtige Datei. 

- Textverarbeitung: Werden auf einem Textsystem Adres- 

sen gespeichert, die personenbezogene Daten enthalten 

sowie umsortierbar und selektierfähig sind, so ist diese 

Adreßdatei zum Datenschutzregister zu melden. 

— Retrieval-Systeme: Bedient man sich bei der Verwaltung 

einer Behördenregistratur eines Kleincomputers, in dem 

zur Wiederauffindung von Vorgängen auch personenbe- 

zogene Daten gespeichert werden, ist das Verfahren 

zum Datenschutzregister zu melden. 

Nicht meldepflichtig sind dagegen z.B. maschinelle Ver- 

fahren, die Magnetkontenkarten verarbeiten, dazu aber 

keinen zentralen Speicher ın der Anlage vorsehen, in 

dem eine Datei abgelegt werden kann, und Textverfah- 

ren, die lediglich zur Abwicklung der Korrespondenz und 

der Erfassung von unformatierten Texten dienen. 

7. Datenschutz beim Bayerischen Rundfunk 

Wie bereits in früheren Tätigkeitsberichten dargelegt, ist in 

Art.21 des Bayerischen Datenschutzgeseizes das Daten- 

schutzrecht für den Bayerischen Rundfunk gesondert gere- 

geit. Danach ist für die Kontrolle der Einhaltung des Bayeri- 

schen Datenschutzgesetzes und anderer Vorschriften über 

den Datenschutz bei der gesamten Tätigkeit des Bayeri- 

schen Rundfunks ausschließlich der Datenschutzbeauftrag- 

te des Bayerischen Rundfunks zuständig. Nach Art. 21 

Abs. 3 Satz 5 BayDSG hat dieser den Organen des Bayeri- 

schen Rundfunks jährlich einen Bericht über seine Tätigkeit 

zu erstatten und diesen dem Landesbeauftragten für den 

Datenschutz zu übermitteln. Dieser Verpflichtung ist er mit 

der Vorlage seines 5. Tätigkeitsberichts für den Zeitraum 

vom 1. Januar bis 31. Dezember 1983 nachgekommen. 

Folgende Schwerpunkte lassen sich diesem Tätigkeitsbe- 

richt entnehmen: 

Wie schon in vorangegangenen Tätigkeitsberichten geht 

der Datenschutzbeauftragte des Bayerischen Rundfunks 

erneut auf die datenschutzrechtlichen Aspekte bei der Ein-   

führung eines Personaldatensystems (PDS) ein. Im Be- 

richtszeitraum sei das PDS im Bayerischen Rundfunk end- 

gültig eingeführt worden. Als Mitglied einer neu gegründe- 

ten Arbeitsgruppe „Personaldatensystem“ habe der Daten- 

schutzbeauftragte des Bayerischen Rundfunks von Anfang 

an alle datenschutzrechtlichen Anforderungen einbringen 

können. So habe er beispielsweise 

- sämtliche im PDS vorhandenen Datenfelder auf ihre Er- 

forderlichkeit geprüft; 

- die automatische Information der Mitarbeiter über die 

beim Bayerischen Rundfunk über sie gespeicherten Da- 

ten angeregt, um die Richtigkeit der Daten kontrollieren 

zu können und die Akzeptanz von PDS bei den Mitarbeı- 

tern zu erhöhen; 

- auf eine klare Organisation im PDS hingewirkt, so daß 

Zuständigkeiten und Verantwortung der jeweiligen Auf- 

gabenstellung entsprechen; 

- an der Erstellung eıner Datensicherungskonzeption mit- 

gewirkt, bei der eindeutige und aufgabenorientierte Be- 

rechtigungen aufgestellt wurden, ohne daß hierbei die 

Handhabung des Systems für die daran arbeitenden Mit- 

arbeiter unnötig erschwert wurde. 

Bisher seien alle auftauchenden Datenschutzfragen im Ein- 

vernehmen mit der Personalabteilung gelöst worden. Der 

reguläre Start des Systems zum 5. Oktober 1983 sei da- 

durch möglich gewesen. Es stünden aber noch weitere Pro- 

bleme und Aufgaben an, die auch in Zukunft für den Daten- 

schutzbeauftragten des Bayerischen Rundfunks vorrangig 

sein würden. 

Im Zusammenhang mit der Prüftätigkeit der Landesrech- 

nungshöfe beı den Rundfunkanstalten, auf die der Daten- 

schutzbeauftragte bereits in seinem 3. Tätigkeitsbericht ein- 

gegangen war, teilt der Datenschutzbeauftragte mit, daß 

sich die Rundfunkdatenschutzbeauftragten nunmehr einge- 

hend mit der Frage der dabei gebotenen Beachtung daten- 

schutzrechtlicher Vorschriften befaßt hätten. Die Rundfunk- 

datenschutzbeauftragten hätten hierzu Grundsätze erarbei- 

tet und an die Intendanten die Empfehlung gegeben, vor 

Beginn der Prüftätigkeit die Einhaltung dieser Grundsätze 

mit dem jeweils zuständigen Rechnungshof zu vereinbaren. 

Diese Grundsätze sind im Anhang zum Tätigkeitsbericht 

des Datenschutzbeauftragten des Bayerischen Rundfunks 

abgedruckt. 

Bezüglich der im letztjährigen Tätigkeitsbericht aufgegriffe- 

nen Rechtsprobleme bei den von der Finanzverwaltung ge- 

forderten jährlichen Kontrollmitteilungen über Honorarzah- 

lungen an freie Mitarbeiter berichtet der Datenschutzbeauf- 

tragte, daß die für das Kalenderjahr 1983 vorgesehene Lö- 

sung, an die freien Mitarbeiter Jahresabrechnungen auszu- 

geben, die sie den Finanzbehörden auf Verlangen vorlegen 

können, erstmals praktiziert worden sei. Hierbei habe es 

bisher keinerlei Probleme gegeben. Problematisch er- 

scheint dem Datenschutzbeauftragten allerdings diesbe- 

züglich der gegenwärtig in der Ausarbeitung befindliche 

Entwurf der Bundesregierung zur Änderung der Abgabe- 

nordnung, wonach die Praxis der Kontrolimitteilungen in 

einem weit größerem Rahmen als bisher gesetzlich sanktio- 

niert würde. Der Datenschutzbeauftragte hat sich ferner be- 

faßt mit datenschutzrechtlichen Fragen bei der Übermitt- 

lung von Honorardaten fest angestellter Mitarbeiter anderer 

Rundfunkanstalten an die Heimatanstalt, mit der absoluten 

Trennung von Beihilfestelie und Personalverwaltung, die
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beim Bayerischen Rundfunk gewährleistet sei, sowie mit 

datenschutzrechtlichen Fragen bei der Feststellung der Hö- 
he des Anspruchs auf Kindergeld. 

Anknüpfend an seine Ausführungen im letztjährigen Tätig- 

keitsbericht betreffend die Überprüfung des Rechenzen- 
trums des Bayerischen Rundfunks durch den Technischen 

Überwachungsverein Bayern e.V. teilt der Datenschutzbe- 
auftragte mit, daß sämtliche in dem Bericht aufgezeigten 
Mängel und die gegebenen Empfehlungen mit allen betrof- 

fenen Fachabteilungen besprochen und die notwendigen 

Maßnahmen zur Verbesserung eingeleitet worden seien. 

Die insoweit vereinbarten Maßnahmen hätten insbesondere 

die Verbesserung der Zugangskontrolle zum Rechenzen- 

trum betroffen, wo ein neuer Ausweisleser in Kombination 

mit Codezahlen installiert worden sei. Die Sicherheitsmaß- 
nahmen im Zusammenhang mit der Reinigung des Rechen- 

zentrums seien verstärkt worden. Im übrigen werde die 
Überarbeitung der Datenschutzrichtlinien und des Entsor- 
gungskonzeptes für den Bayerischen Rundfunk in Kürze 
abgeschlossen sein. 

Unter der Überschrift „Datenschutz und Rundfunkgebüh- 

ren“ berichtet der Datenschutzbeauftragte erneut über da- 

tenschutzrechtliche Probleme, die ihm in Zusammenhang 
mit dem Beauftragtendienst der Rundfunkanstalten be- 
schäftigt hätten. Der Fragebogen des Beauftragtendienstes 
zur Erhebung nichtgemeldeter Rundfunkgeräte sei daten- 

schutzrechtlich überprüft worden und solle nun im Jahre 

1984 vom Beauftragtendienst eingesetzt werden. Gemein- 
sam mit der Gebührenstelle habe der Datenschutzbeauf- 
tragte Datenschutzrichtlinien für den Beauftragtendienst 

entwickelt; so solle u.a. von Minderjährigen unter 16 Jahren 
Auskunft nicht mehr gefordert werden. 

Als weitere Themen, mit denen er sich beschäftigt habe, 
nennt der Datenschutzbeauftragte die Übermittlung von 
Daten über Inhaber von Kabelanschlüssen an den Bayeri- 
schen Rundfunk, die Übermittlung personenbezogener Da- 
ten im Befreiungsverfahren an die GEZ, sowie die Übermitt- 
lung der den Gemeinden bekannten Sozialdaten der An- 
tragsteller an die Rundfunkanstalten im Rahmen der Bear- 
beıtung der Befreiungsanträge. Zum letztgenannten Punkt 

hätten die Rundfunkdatenschutzbeauftragten im Hinblick 
auf den besonderen Sozialdatenschutz eine den Anforde- 
rungen der Landesdatenschutzgesetze entsprechende Ein- 
willigungserklärung konzipiert, die künftig in dıe Befreiungs- 

anträge aufzunehmen sein werde. 

Der Datenschutzbeauftragte des Bayerischen Rundfunks 

stellt fest, daß er wiederum in einer Reihe von Einzelfällen 
entweder auf Anregung einzelner Mitarbeiter, einzelner Ab- 
teilungen des Bayerischen Rundfunks oder von Amts we- 
gen tätig geworden sei und hierbei ein Grund zu formellen 
Beanstandungen nicht habe festgestellt werden können. 
Seine entsprechenden Hinweise hätten bei den zuständi- 
gen Stellen Beachtung gefunden. Es habe sich auch im Be- 
richtszeitraum wieder als ausreichend erwiesen, für die Zu- 
kunft Maßnahmen zur Verbesserung des Datenschutzes zu 
empfehlen. Themen dieser Tätigkeit seien insbesondere ge- 
wesen: 

- Erfolgskontrolle im Zeitungsarchiv; 

- Auskünfte an Kreditkarten-Organisationen; 

-— Nutzung der Hauspost und interner Adressen für exter- 

ne Zwecke.   

Im Abschnitt „Datenschutz bei der GEZ“ teilt der Daten- 

schutzbeauftragte mit, daß dieser Bereich nach wie vor ein 
Schwerpunkt der Tätigkeit der Rundfunkdatenschutzbeauf- 
tragten sei. Der Arbeitskreis Datenschutzbeauftragte der 

Rundfunkanstalten habe deshalb auch im Berichtsjahr dafür 
gesorgt, daß die GEZ weiterhin an der Vervollkommnung ih- 
rer technischen und organisatorischen Vorkehrungen arbei- 

tet, um so den Datenschutz ständig zu verbessern. Die von 

den Landesrundfunkanstalten und dem ZDF getragene GEZ 
hatte zum 31.12.1983 einen Bestand von 24.598.736 Hör- 

funkteilnehmern und 22.127.118 Fernsehteilnehmern zu ver- 
walten. Dabei führte die GEZ 4.174.113 Hörfunkteilnehmer 
des Bayerischen Rundfunks, von denen 260.079 gebühren- 

befreit waren. Als Fernsehteilnehmer des Bayerischen 
Rundfunks waren 3.747.112 gemeldet, von denen 190.727 

gebührenbefreit waren. Im Bereich des Bayerischen Rund- 
funks ergingen 158.199 Gebührenbescheide. Gegen säumi- 
ge Rundfunkgebührenzahler wurden 16.029 Vollstreckun- 
gen eingeleitet und gegen Schwarzseher und -hörer wur- 

den 1.729 Anträge auf Verfolgung als Ordnungswidrigkeit 
gestellt. Die Gesamtzahl dıeser Maßnahmen sei im Ver- 
gleich zum Jahr 1982 erneut gestiegen, der Bayerische 

Rundfunk liege mit diesen Zahlen aber noch erheblich unter 
dem Durchschnitt innerhalb der ARD. 

Die GEZ bearbeitet und beantwortet einfache Anfragen und 

sonstigen Routineschriftwechsel von Rundfunkteilnehmern 
in Datenschutzangelegenheiten selbständig. Geschäftsvor- 

fälle mit grundsätzlichem Charakter und andere ındividuelle 
Anfragen schwieriger Art gibt sie an den Datenschutzbeauf- 
tragten der jeweils zuständigen Landesrundfunkanstalt ab. 

Auffallend sei, daß zunehmend Anfragen nach Daten Dritter 
die GEZ erreicht hätten, während Anfragen nach eigenen 
Daten deutlich zurückgegangen seien. Die GEZ werde im 
besonderen Maße darauf achten, daß personenbezogene 
Daten an Dritte grundsätzlich nicht weitergeben werden. 

Relativ zahlreiche Beschwerden seien nach einer vom 

Bayerischen Rundfunk zusammen mit dem SDR und SWF 
durchgeführten Direct-Mail-Aktion zur Werbung jugendli- 
cher Rundfunkteilnehmer eingegangen. Datenschutzrecht- 
lich sei diese Direct-Mail-Aktion, an deren Vorbereitung der 

Datenschutzbeauftragte von Anfang an beteiligt worden 

sei, unproblematisch gewesen, da es sich um eine reine 

Werbemaßnahme gehandelt habe. Bedenken gegen diese 
Art der Werbemaßnahme würde sich aber möglicherweise 
aus der hohen Zahl von Beschwerden ergeben. Die Planun- 

gen der GEZ für weitere Aktionen dieser Art im Jahr 1984 
seien daher darauf gerichtet, durch vorherigen Datenab- 

gleich von fremdem Adressenmaterial mit GEZ-Daten zu 
vermeiden, daß bereits gemeldete Teilnehmer die Werbe- 
schreiben erhalten, um auf diese Weise die Erfolgsquote zu 

erhöhen und die Zahi der Beschwerden zu verringern. 

In seiner Zusammenfassung weist der Datenschutzbeauf- 
tragte des Bayerischen Rundfunks darauf hin, daß die Zahl 
der Auskunftsersuchen und der sonstigen Reaktionen von 
Rundfunkteilnehmern und Dritten zu Fragen des Daten- 
schutzes im Jahr 1983 im Vergleich zum Vorjahr erneut et- 
was zurückgegangen sei. Die Gründe hierfür sind nach sei- 
ner Auffassung wesentlich durch weitere Verbesserungen 

beim Rundfunkgebühreneinzugsverfahren bedingt. Darüber 
hinaus sei ein verstärktes Datenschutzbewußtsein in der 
Bevölkerung sowie eine weiter gewachsene Aufmerksam- 
keit für dıe Belange des Datenschutzes, auch bei den Mitar- 

beitern des Bayerischen Rundfunks und der GEZ festzu- 

stellen.
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Anhang Nr. 1 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszäh- 

lungsgesetz 1983 vom 15.12.1983 

Leitsätze zum Urteil des Ersten Senats vom 15. Dezember 
1983 

- 1 BvR 209/83 u.a. — 

1 Unter den Bedingungen der modernen Datenverarbei- 
tung wird der Schutz des Einzelnen gegen unbegrenzte 
Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weitergabe 
seiner persönlichen Daten von dem allgemeinen Persön- 

lichkeitsrecht des Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 

Abs. 1 GG umfaßt. Das Grundrecht gewährleistet inso- 
weıt die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst 

über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen 

Daten zu bestimmen. 

2. Einschränkungen dieses Rechts auf „informationelle 

Selbstbestimmung“ sind nur im überwiegenden Allge- 
meininteresse zulassig. Ste bedürfen einer verfassungs- 
gemäßen gesetzlichen Grundlage, die dem rechtsstaatli- 

chen Gebot der Normenklarheit entsprechen muß. Bei 
seinen Regelungen hat der Gesetzgeber ferner den 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Auch 

hat er organisatorische und verfahrensrechtliche Vor- 
kehrungen zu treffen, welche der Gefahr einer Verlet- 
zung des Persönlichkeitsrechts entgegenwirken. 

3. Bei den verfassungsrechtlichen Anforderungen an derar- 
tıge Einschränkungen ist zu unterscheiden zwischen 

Personenbezogenen Daten, die in individualisierter, nicht 
anonymer Form erhoben und verarbeitet werden, und 

solchen, die für statistische Zwecke bestimmt sind. 

Bei der Datenerhebung für statistische Zwecke kann 
eine enge und konkrete Zweckbindung der Daten nıcht 

verlangt werden. Der Informationserhebung und -verar- 

beitung müssen aber innerhalb des Informationssystems 

zum Ausgleich entsprechende Schranken gegenuber- 

stehen. 

4. Das Erhebungsgrogramm des Volkszählungsgesetzes 
1983 (82 Nr. 1 bis 7, 88 3 bis 5) führt nicht zu einer mit 

der Würde des Menschen unvereinbaren Registrierung 
und Katalogisierung der Persönlichkeit; es entspricht 
auch den Geboten der Normenklarheit und der Verhält- 

nismäßigkeit. Indessen bedarf es zur Sicherung des 

Rechts auf informationelle Selbstbestimmung ergänzen- 
der verfahrensrechtlicher Vorkehrungen für Durchfüh- 

rung und Organisation der Datenerhebung. 

5. Die in $9 Abs. 1 bis 3 VZG 1983 vorgesehenen Übermitt- 
lungsregelungen (unter anderem Melderegisterabgleich) 
verstoßen gegen das allgemeine Persönlichkeitsrecht. 
Die Weitergabe zu wissenschaftlichen Zwecken ($9 
Abs. 4 VZG 1983) ist mit dem Grundgesetz vereinbar 

Anhang Nr. 2 

Zum Hauptsacheverfahren über die Verfassungsmäßig- 
keit des Volkszählungsgesetzes 1983 hatte das Bundes- 
verfassungsgericht folgende Fragen auch an den Bayeri- 
schen Datenschutzbeauftragten gerichtet: 

1. Welchen konkreten Zwecken dient die einzelne Date- 
nerhebung und Datenverarbeitung, die das Volkszäh- 
lungsgesetz 1983 vorschreibt?   

2. 

10. 

11. 

Sind die konkreten einzelnen Zwecke für den aus- 
kunftspflichtigen Bürger aus dem Volkszählungsgesetz 
1983 hinreichend deutlich erkennbar? 

. Dient dıe einzelne Datenerhebung und Datenverarbei- 
tung Zwecken, die vom Grundgesetz gebilligt sind? 

. Ist die Datenerhebung in der Form der Volkszählung als 
Totalerhebung noch ein geeignetes Mittel zur Errei- 
chung der vom Volkszahlungsgesetz 1983 konkret ver- 

folgten Zwecke? 

. Ist eıne Totalerhebung, wie es das Volkszählungsge- 

setz 1983 vorschreibt, erforderlich zur Erreichung der 
einzelnen vom Gesetz verfolgten Zwecke? Gibt es ins- 

besondere keine für die Betroffenen milderen Mittel, 

welche die angestrebten konkreten Zwecke ebenso 
oder gar besser erreichen lassen (etwa auf der Grund- 

lage moderener Sozial- und Statistikforschung auf- 

bauende Stichprobenerhebungen für bestimmte einzel- 

ne Zwecke, Gruppen und Gebiete)? 

. Stehen die mit der einzelnen Datenerhebung und Da- 

tenverarbeitung verbundenen Nachteile für den betrof- 
fenen Bürger in einem offensichtlichen Mißverhältnis zu 

ihrem Nutzen? 

7. Welche verfassungsrechtliche Bedeutung hat der 
Grundsatz der Zweckbindung der Daten? Kann der 

Staat ohne vorhergehende konkrete Bestimmung eines 

Verwendungszieles, also Angabe der einzelnen Zwek- 

ke, Daten erheben und/oder speichern? Kann er Daten, 

die für ein bestimmtes Verwendungsziel erhoben wor- 
den sınd, als Informationsquelle für andere Zwecke 

nutzbar machen, vor allern Daten, die im Zusammen- 

hang mit Zwecken für die Statistik des Bundes unter 
bußgeidbewehrter Auskunftsverpflichtung erhoben 

werden, aus diesem Zusammenhang lösen und sıe für 

andere Verwendungszwecke, insbesondere für den 

Verwaltungsvollzug zur Verfügung stellen? 

8. Auf welche verfassungsrechtliche Kompetenzvor- 

schrift stützt der Bund seine Regelungsbefugnis für 

den Registerabgleich (8 9 Abs. 1 VZG 1983) und die 
Datenübermittlungen nach $ 9 Abs. 2 S 4 VZG 1983? 

. Ist im Interesse der für den verfassungsrechtlichen Per- 

sonlichkeitschutz notwendigen Geheimhaltung und des 
Grundsatzes der Anonymität die Weitergabe von Ein- 

zelangaben an Gemeinden und Gemeindeverbände 

nach $ 9 Abs. 3 VZG 1983 dadurch zu vermeiden, daß 

dıe für die dort genannten Zwecke notwendigen Stati- 

stiken nach den Angaben der Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände durch das Statistische Landesamt er- 
stellt werden, insbesondere bei kleinen Kommunen? 

Muß der Vollzug des Volkszählungsgesetzes (Zählorga- 
nistion, Fragebogen), gegebenenfalls in weichem Um- 
fang, durch den Gesetzgeber (Gesetz oder Rechtsver- 
ordnung aufgrund eines Gesetzes) im Hinblick auf den 
Vorbehalt des Gesetzes („Wesentlichkeitstheorie“) ge- 
regelt werden? 

Gibt es auch bei einer Totalerhebung für die Betroffe- 
nen mildere Vollzugsmittel, die insbesondere dıe Ano- 
nymität besser wahren (etwa durch Rücksendung der 

Fragebogen in verschlossenen Umschlägen, nach 

einem Verfahren, das dem der Briefwaht nachgebildet
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ist, die Kontrolle der Abgabe ermöglicht, aber nach Öff- 
nung der anonymen Umschläge und Herausnahme der 
Fragebogen ohne Namen, Kennnummer und Anschrift 

einen Rückschluß auf den Betroffenen nicht mehr zu- 

läßt? 

12. Welche Fehlerquote an nicht, unvollständig oder falsch 

ausgefüllten Bogen könnte in Kauf genommen werden, 
ohne daß die für die Bundesstatistik gesetzten Ziele ge- 
fährdet würden? 

13. Ist es richtig, daß der Bund nach Durchführung der 
Volkszählung 1983 keine weiteren Totalerhebungen 

mehr für dıe Zukunft beabsichtigt, wie das in der 

Schweiz der Fall sein soli? 

a) Welche Formen der Erhebung plant der Bund als- 

dann für die Zukunft? b) Weshalb wird in diesem Fall 

noch auf der Durchführung der Volkszählung 1983 
bestanden? 

14. Hat die Durchführung der Volkszählung 1983 für die Öf- 
fentliche Hand alsdann noch einen Wert, wenn Daten- 

übermittlungen im Sinne des $9 Abs. 1-4 VZG 1983 
aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht erlaubt sein 

sollten? 

Anhang Nr. 3 

Entschließung 

der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes 

und 

der Länder sowie der Datenschutzkommission 

Rheinland-Pfalz 

vom 27 /28.3.1984 

über die Auswirkungen des Volkszählungsurteils 

Auswirkungen des Volkszählungsurteils 

- Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftrag- 

ten des Bundes und der Länder und der Datenschutzkom- 
mission Rheinland-Pfalz - u 

1. Allgemeine und grundsätzliche Konsequenzen 

1.1 Datenschutz hat Verfassungsrang 

Das vom Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil 
vom 15.12.1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 festge- 
stellte Recht auf informationelle Selbstbestimmung ge- 
währleistet dem einzelnen die Befugnis, grundsätzlich 

selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner Da- 
ten zu bestimmen. Es schützt ihn gegen unbegrenzte 
Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weitergabe 
seiner persönlichen Daten. Einschränkungen dieses 

Rechts bedürfen einer verfassungsgemäßen gesetzli- 
chen Grundlage. 

Da das Bundesverfassungsgericht das Recht auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung unmittelbar aus Art.2 
Abs. 1 .V.m. Art. 1 Abs. 1 GG ableitet und als Konkreti- 
sierung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts ver- 
steht, ist nunmehr klargestellt, daß der Datenschutz 

Verfassungsrang hat. 
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1.2 Datenschutz ist mehr als Schutz vor Mißbrauch 

Durch die verfassungsrechtliche Verpflichtung des Ge- 
setzgebers, für jede Einschränkung des Selbstbe- 

stimmungsrechts eine gesetzliche Grundlage zu schaf- 

fen, ist klargestellt, daß das Datenschutzrecht sich 
nicht allein auf den Schutz vor Mißbrauch der Daten be- 

schränkt, sondern die Erhebung, Speicherung, Verwen- 

dung und Weitergabe personenbezogener Daten ohne 
Rücksicht darauf zu regeln hat, ob ein Mißbrauch zu 

befürchten ist. Damit bestätigt das Bundesverfassungs- 

gericht das — bislang nicht unbestrittene - Daten- 
schutzverständnis, daß Gegenstand des Datenschut- 

zes der rechtmäßige Umgang mit personenbezogenen 

Daten ist und nıcht nur die Verhinderung vorwerfbaren 
Fehlverhaitens. 

1.3 Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist 
umfassend 

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist bei 
jeder Erhebung und jeder weiteren Verwendung perso- 
nenbezogner Daten zu beachten. Es ist nicht auf be- 
stimmte Datenarten begrenzt. Durch den Verwen- 

dungszusammenhang kann ein für sich gesehen be- 
langloses Datum einen neuen Stellenwert erhalten, so 

daß die Sensitivität einer Angabe nicht Voraussetzung 
dafür ist, daß sie vom Recht auf informationelle Selbst- 
bestimmung umfaßt wird. Entscheidend sind jeweils dıe 
Nutzbarkeit und die Verwendungsmöglichkeit der Da- 

ten. Das Bundesverfassungsgericht differenziert auch 
nicht nach den Verarbeitungsformen und bestimmten 
Verarbeitungsphasen. 

Datenschutz besteht deshalb grundsätzlich unabhängig 

davon, 

— welche personenbezogenen Daten berührt sind, 

— ob die Verarbeitung manuell oder automatisiert er- 

folgt, 

— ob die Daten ın Dateiform oder auf andere Weise 

verarbeitet werden, 

— ob eine der ım geltenden BDSG definierten Phasen 

der Datenverarbeitung gegeben ist. 

Gleichwohl sind die genannten Gesichtspunkte bei der 
Ausgestaltung des Datenschutzes zu berücksichtigen. 
So stellt das Gericht fest, daß es von Art, Umfang und 
denkbaren Verwendungen der personenbezogenen Da- 
ten sowie von der Gefahr ihres Mißbrauchs abhängt, in- 

wieweit das Recht auf informationelle Selbstbestim- 

mung und im Zusammenhang damit der Grundsatz der 
Verhältnısmäßigkeit zu gesetzlichen Regelungen der 
Datenverarbeitung zwingen. Insbesondere die Rege- 

lungstiefe der gesetzgeberischen Maßnahmen muß 
sich also an den jeweiligen Umständen orientieren. 

1.4 Daten dürfen nur für den festgelegten Zweck verwen- 
det werden 

Die Verwendung der Daten ist auf den gesetzlich be- 
stimmten Zweck begrenzt. Schon angesichts der Ge- 
fahren der automatisierten Datenverarbeitung ist ein — 
amtshilfefester — Schutz gegen Zweckentfremdung 

durch Weitergabe- und Verwertungsverbote erforder- 
lich. Die Zweckbindung ist nicht nur in den Fällen zu be- 
achten, in denen eine Auskunftspflicht besteht. Sie gilt 
genauso für die Verarbeitung personenbezogener Da- 
ten, die der Betroffene freiwillig (für bestimmte, bei der 

Erhebung angegebene Zwecke) angibt.
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Mit dem Gebot einer konkreten Zweckumschreibung 

korrespondiert das strikte Verbot, personenbezogene 

Daten auf Vorrat, d.h. zu unbestimmten oder noch nicht 

bestimmbaren Zwecken zu sammeln. Eine Ausnahme 

gilt für die Statistik. 

Die Grundsätze der Normenklarheit und Verhältnismä- 

Bigkeit müssen beachtet werden 

Einschränkungen des Rechts auf informationelle 

Selbstbestimmung sind nur im überwiegenden Allge- 

meininteresse zulässig. Sıe bedürfen einer gesetzlichen 

Grundlage, die den Grundsätzen der Normenklarheit 

und der Verhältnismäßigkeit genügen muß. 

Die Voraussetzung und der Umfang der Beschrankun- 

gen müssen für den Bürger erkennbar geregelt sein. 

Aufklärungs- und Auskunftspflichten müssen ergän- 

zend für eine ausreichende Transparenz sorgen. 

Die Angaben, deren Erhebung und Verwendung gere- 

get wird, müssen für den festgelegten Verwendungs-
 

zweck geeignet und erforderlich sein. Zumindest ım 

Falle der Datenerhebung unter Zwang und in vergleich- 

baren Fällen ist folgendes sicherzustellen: 

- Beschränkung auf das zur Erreichung des festgeleg- 

ten Zwecks notwendige Minimum, 

_ ein möglichst wenig belastendes Erhebungsverf
ah- 

ren, 

eine präzise Bestimmung des Verwendungszwecks, 

_ ein amtshilfefester Schutz gegen eine Zweckent- 

fremdung der Daten, 

- keine Erhebung von unzumutbaren Intimangaben 

und von Selbstbezichtigungen. 

Es müssen bereichsspezifische Regelungen erlassen 

werden 

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung darf 

grundsätzlich nur aufgrund bereichsspezifischer Rege- 

lungen eingeschränkt werden. Nur ausnahmsweise rei- 

chen Generaiklausein in den allgemeinen Datenschutz- 

gesetzen als Auffangnormen aus. 

Bereichsspezifische Regelungen sind nicht nur in allen 

Fällen des gesetzlichen Auskunftszwangs erforderlich, 

sondern auch dann, wenn es zu den Obliegenheiten 

des Betroffenen gehört, Auskünfte im Zusammenhang 

mit Leistungen zu erteilen, von denen er abhängig ist. 

Gleichzusetzen sind Fälle, bei denen die Datenerhe- 

bung bewußt ohne Wissen und Wollen des Betroffenen 

erfolgt, weil der Wille des Betroffenen in diesen Fällen 

ebenso wie in den Fällen des Auskunftszwangs von 

vornherein bewußt nicht berücksichtigt wird. Beispiele 

hierfür sind Datenerhebungen durch (geheime) Beob- 

achtung des Betroffenen und durch Befragung Dritter, 

wenn die Zustimmung des Betroffenen nicht vorliegt. 

Bereichsspezifischer Regelungen bedarf es auch dann, 

_ wenn sensitive personenbezogene Daten, z.B. Anga- 

ben über Gesundheit, politische oder religiöse An- 

schauungen, oder 

- wenn unter Zwang erhobene personenbezogene Da- 

ten für andere als die bei der Erhebung angegebe- 

nen Zwecke verwendet und 
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- wenn personenbezogene Daten im Wege der Daten- 

fernverarbeitung {on-line-Anschlüsse) übermittelt 

werden sollen. 

Beim Erlaß bereichsspezifischer Regelungen ist fol- 

gendes zu beachten: 

- Die Auskunftspflicht, die von ihr erfaßten Daten und 

deren Verwendung sind präzise zu bestimmen. Auf- 

gabenzuweisungsnormen 
für die datenverarbeiten- 

den Stellen und die allgemeinen Vorschriften des Da- 

tenschutzgesetzes, die auf die Erforderlichkeit für 

die Aufgabenerfüllung abstellen, begründen keinen 

Auskunftszwang 

- Die Bürger müssen aus den maßgeblichen Rechts- 

vorschriften — ggf. nach Aufklärung durch die Ex- 

ekutive - erkennen können, „wer was wann und beı 

welcher Gelegenheit über sie weiß“. 

- Der Gesetzgeber ist verpflichtet, zur Wahrung des 

Rechts auf informationelle "Selbstbest
immung mehr 

als bisher organisatorische und verfahrensrechtliche 

Vorkehrungen zu treffen. 

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung gilt 

auch im privaten Bereich 

Das Recht auf informationelle Selbsbestimmung knüpft 

an Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG an. Es gilt nicht 

nur für die Datenverarbeitung der öffentlichen Verwal- 

tung, sondern auch für die Datenverarbeitung von Pri- 

vaten (Wirtschaft, Medien, Verbände). Deshalb ist der 

Gesetzgeber verpflichtet, durch geeignete bereichs- 

spezifische Regelungen und Kontrollvorkehrungen den 

einzelnen auch vor den Gefahren der Datenverarbei- 

tung durch private Instanzen zu schützen. 

Die gilt beispielsweise für folgende Bereiche, in denen 

das Recht auf informationelle Selbstbestimmung bis- 

lang durch pauschale Einwilligungse
rklärungen faktisch 

unterlaufen wird. 

_ Bei Banken ist die Verwendung aller bei Dienstlei- 

stungen anfallenden personenbezogenen Daten so 

zu regeln, daß die Entscheidungsfreiheit des Betrof- 

fenen gewahrt bleibt. Dies gilt insbesondere für 

Übermittlungen; bei der Weitergabe von personen- 

bezogenen Daten an Auskunfteien muß sicherge- 

stellt werden, daß die Daten ausschließlich für die 

Beurteilung kreditorischer Risiken verwendet wer- 

den. 

_ Für die Datenverarbeitung in der Versicherungswirt- 

schaft hat der Grundsatz der Zweckbindung beson- 

dere Bedeutung. Die Übermittlung personenbezoge- 

ner Daten an andere Versicherer auch innerhalb 

einer Versicherungsgruppe® 
darf nur unter engen 

Voraussetzungen und unter Wahrung strenger or- 

ganisatorischer und verfahrensrechtlicher Vorkeh- 

rungen für die Datensicherung zugelassen werden. 

- Die Erhebung und Verwendung von Patientendaten 

muß auf den Behandlungszusammenhan
g be- 

schränkt sein; die Verwendung für andere Zwecke 

(z.B. Forschung) bedarf der Einwilligung des Betrof- 

fenen. 

Wirksame Datenschutzkontrolle ist erforderlich 

Nicht nur wegen der für den Bürger bestehenden Un- 

durchsichtigkeit der Datenverarbeitung, 
sondern auch
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im Interesse eines vorgezogenen Rechtsschutzes 
durch rechtzeitige Vorkehrungen mißt das Bundesver- 
fassungsgericht der Beteiligung unabhängiger Daten- 

schutzbeauftragter erhebliche Bedeutung fur einen ef- 

fektıven Schutz des Rechts auf informationelle Seibst- 
bestimmung zu. Hieraus ergeben sich folgende prakti- 

sche Konsequenzen: 

- Die unabhängige Datenschutzkontrolle ıst ein kraft 
der Verfassung notwendiges Element eines effekti- 

ven Grundrechts- schutzes. Dies hat der Gesetzge- 
ber bei der Bestimmung der Aufgaben und Befugnis- 

se der Datenschutzbeauftragten zu berücksichtigen. 

— Die Aufgaben und Befugnisse der Datenschutzbe- 
auftragten haben sich am Inhalt und Anwendungsbe- 
reich des Persönlichkeitsrechts auszurichten. Kon- 

trolifreie Bereiche sind damit nicht zu vereinbaren. 

— Bet der automatıschen Datenverarbeitung kommt es 

in besonderem Maße darauf an, daß grundrechts- 
sichernde Vorkehrungen rechtzeitig eingeplant wer- 

den. Eıne Beterligung von Datenschutzbeauftragten 
erst ım Zeitpunkt der tatsächlichen Verarbeitung per- 

sonenbezogener Angaben ist unzureichend. Die In- 

formationspflichten der Verwaltung und die Befug- 

nısse der Datenschutzbeauftragten müssen schon 

bei der Vorbereitung von Rechts- und Verwaltungs- 

vorschriften und bei der Planung von (technischen) 

Vorhaben auf dem Gebiet der Informationsverarbei- 

tung einsetzen. 

- Niemand darf gemaßregelt oder benachteiligt wer- 

den, wenn er sich an den Datenschutzbeauftragten 

wendet. 

Die Wirksamkeit der Datenschutzkontrolle im privaten 

Bereich darf dahinter nicht zurückbleiben. 

Vordringliche Regelungen 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat weit- 

reichende Auswirkungen auf die Erhebung und Ver- 
wendung personenbezogener Daten durch alle offentli- 

chen und nicht-öffentlichen Stellen. Die Datenschutz- 

beauftragten greifen im folgenden einige vordringlich 

zu regelnde Bereiche heraus: 

Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes 

Das Urteil unterstreicht die Notwendigkeit, das BDSG 

zu novellieren. Die Datenschutzbeauftragten sehen sıch 

in ihren Forderungen bestätigt, die sie zuletzt in ihrer 

Entschließung vom 4 11.1983 zur Novelle des BDSG er- 
hoben haben. Die Datenschutzbeauftragten erwarten, 
daß die Bundesregierung alsbald einen neuen Entwurf 

zur Novellierung des BDSG vorlegt, der den Anforde- 
rungen des Bundesverfassungsgerichts (vgl. Nr. 1) ge- 
recht wird. 

Informationsverarbeitung der Sicherheitsbehörden 

Durch die Informationsverarbeitung der Behörden der 

Polızeı, der Staatsanwaltschaft, des Verfassungsschut- 
zes, des Bundesnachrichtendienstes und des Militäri- 

schen Abschirmdienstes wırd der Bürger in der Regel 
empfindlich betroffen. Hinzu kommt, daß die Bürger die 

Speicherung und Verwendung von Daten in diesem Be- 
reich meist nicht durchschauen können. Aus dem Urteil   

2.3 

des Bundesverfassungsgerichts läßt sich ableiten, daß 

die gesamte Informationsverarbeitung ım Bereich der 
Gefahrenabwehr und der Strafverfolgung sowie dıe Ta- 
tigkeit der Nachrichtendienste präzise geregelt werden 
müssen. Deshalb sind die Strafprozeßordnung sowie 
die Polzeigesetzes und die Verfassungsschutzgesetze 

des Bundes und der Länder zu novellieren. Für den Mı- 

litärıschen Abschirmdienst und den Bundesnachrich- 
tendıenst sınd gesetzliche Grundlagen zu schaffen 
Sämtliche Verknüpfungs- und Verwertungsmöglichkei- 

ten und auch die Dauer der Aufbewahrung müssen 
konkret geregelt werden. Im einzelnen festzulegen sind 

beispielsweise die Voraussetzungen und Grenzen der 

polizeilichen Beobachtung, des Abgleichs mıt anderen 

Datenbeständen und der Identitätsfeststellungen sowie 

die Kriterien und das Verfahren der erkennungsdienstli- 

chen Behandlung. Über Personen, die nıcht Verdächti- 
ge und nicht Störer sind, durfen Daten nur unter sehr 

engen Voraussetzungen verarbeitet werden. Auch dıe 

Nutzung moderner Aufzeichnungstechniken ıst gesetz- 

lich festzulegen und einzugrenzen. Zu regeln ıst auch 

die Amtshilfe: Die Tätigkeitsbereiche von Polizei und 

Nachrichtendiensten, die sich in der Praxis vielfach 

überlappen, müssen klar voneinander getrennt werden; 

es muß sichergestellt werden, daß Übermittlungen auf 

das fur die Aufgabenerfüllung unerläßliche Maß be- 

schränkt werden. Auf keinen Fall darf ım Erlaßwege die 

Verpflichtung des Bundesgrenzschutzes zur Amtshilfe 

gegenüber Vefassungsschutz und Bundesnachrichten- 

dienst erweitert werden, wie es z.Z. beabsichtigt ist. 

Die Pflicht zur Erteilung von Auskünften an die Bürger 

ist auf die Sicherheitsbehörden auszudehnen Soweit 
die Aufgabenerfüllung Ausnahmen von der Auskunfts- 
pflicht gebietet, sind diese gesetzlich festzulegen. Da 

die Verweigerung der Auskunft durch Gerichte und Da- 

tenschutzkontrollinstanzen nachprüfbar sein muß, duür- 

fen Sicherheitsbehörden nıcht von der Begründungs- 
pflicht freigestellt werden. 

Personalausweisgesetz 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Län- 
der begrüßen die Absicht, den Termin für das inkrafttre- 

ten des Bundespersonalausweisgesetzes aufzuheben 

und die Einführung der neuen Personalausweise einst- 
weilen zurückzustellen. 

Verpflichtungen des Bürgers, für die Ausstellung eines 

Personalausweises und bei dessen Kontrolle personen- 

bezogene Daten preiszugeben und anschließende Ver- 

wendungen zu dulden, sind als Einschränkungen sei- 
nes Rechts auf informationelle Selbst bestimmung nur 
im überwiegenden Allgemeininteresse zulässig und be- 

dürfen bereichsspezifischer gesetzlicher Grundlagen, 

die dem Gebot der Normenklarheit und Verhältnisma- 
Bigkeit entsprechen müssen. 

Ob es im überwiegenden Altgemeininteresse geboten 
ist, den Personalausweis maschinenlesbar zu gestal- 

ten, wird inzwischen von vielen Experten bezweifelt. 

Insbesondere ıst es fraglich, ob ein mit der Maschinen- 
lesbarkeıt möglicherweise erreichbarer Sicherheitsge- 
winn neue Risiken für das Persönlichkeitsrecht recht- 
fertigt. Die Datenschutzbeauftragten empfehlen daher 

nochmals zu prüfen, ob auf einen solchen Personalaus- 

weis nicht doch verzichtet werden kann.



DRUCKSACHE 10/4383 Bayerischer Landtag - 10. Wahlperiode Seite 89 

  

2.4 

Sollte der Gesetzgeber nach erneuter Prüfung die Ein- 

führung des neuen Personalausweises gleichwohl für 

unerläßlich halten, so ist nach dem Urteil nachdrücklich 

an die gebotenen flankierenden Maßnahmen zu erin- 

nern: Wie der Deutsche Bundestag schon in seiner 

Entschließung vom 17.1.1980 und die Datenschutzbe- 

auftragten des Bundes un der Länder nochmals in ih- 

rern Konferenzbeschluß vom 13.9.1983 klargestellt ha- 

ben, sind gesetzliche Regelungen für die Informations- 

verarbeitung der Polizeı im Polizeirecht des Bundes 

und der Länder sowie im Strafverfahrensrecht von Ver- 

fassungs wegen unerläßlich. Insbesondere die Voraus- 

setzungen für polizeiliche Beobachtungen und für Iden- 

titätsfeststellungen sowie dıe Verwendungszwecke er- 

hobener Daten müssen präzise bestimmt werden. Das 

Gesetz über Personalausweise selbst genügt in einer 

Reihe von Vorschriften nicht den Geboten der Normen- 

klarheit und Verhältnismäßigkeit. So sınd die mit der 

Maschinenlesbarkeit verbundenen Fragen (Lesezone, 

Nutzungsmöglichkeiten) nicht klar genug geregelt. 

Auch fehlt es an Vorkehrungen, die die Erstellung von 

Bewegungsbildern verhindern, an einer Definition des 

Fahndungsbegriffs und an einer Vorschrift, die den In- 

halt und dıe Verwendung der örtlichen Personalaus- 

weisregister regelt. 

Die Datenschutzbeauftragten unterstreichen, daß eıne 

Einführung neuer maschinenlesbarer Personalausweise 

jedenfalls so lange unterbleiben muß, bis die geforder- 

ten gesetzlichen Regelungen für den Sicherheitsbe- 

reich in Bund und Landern in Kraft getreten sind. 

Meldewesen 

Das Meldewesen darf nicht die Funktion einer potentiell 

unbegrenzten Informationssammlung oder -bereitstel- 

lung für Aufgaben anderer Behörden übernehmen. In 

der Formulierung des $ 1 Abs. 1 MARG muß dies da- 

durch zum Ausdruck gebracht werden, daß die Regi- 

strierung der für Zwecke der Identitätsfeststellung und 

des Wohnungsnachweises nicht erforderlichen Daten 

nur zugelassen wırd, soweit es sich um bestimmte tra- 

ditionelle Mitwirkungstätigkeiten der Meldebehörde 

(Wahlen, Lohnsteuerkartenausstellung, Personalaus- 

weıse, Wehrdienst, Familienbuch) handelt oder soweit 

eine eigene Datenerhebung und -speicherung durch 

dıe Behörde, die die Daten zur Erfüllung ıhrer gesetz- 

lich festgelegten Aufgaben benötigt, nur mit unverhält- 

nismäßig honem Aufwand möglich ist. Nach $ 2 Abs. 3 

MARG kann durch Landesgesetz bestimmt werden, 

daß für die Erfüllung von Aufgaben der Länder weitere 

Daten gespeichert werden dürfen. Mit Rücksicht auf 

die verfassungsrechtlichen Schranken einer Erweite- 

rung der Zwecke des Meldewesens sollte auch diese 

Ermächtigung enger gefaßt werden. 

Die Übermittlungsvorschrift des $ 18 Abs. 1 Satz i 

MRARG übernimmt derzeit fast wörtlich die Fassung der 

Generalklausel des $ 10 Abs. 1 Satz 1 BDSG und ent- 

behrt deshalb der bereichsspezifischen Präzisierung, 

dıe das BVerfG für die Verwendung zwangsweise erho- 

bener Daten fordert. Da der ım Einzelfall möglicherwei- 

se entstehende Übermittlungsbedarf nıcht von vornher- 

ein ermittelt werden kann, erscheint eine Konkretisie- 

rung in der Weise, daß alle denkbaren Übermittlungs- 

empfänger und deren Aufgaben enumerativ aufgeführt   2.5 

werden, nıcht möglich. Um gleichwohl hinreichenden 

Schutz herzusteilen, muß dıe Zulässigkeit der Daten- 

übermittlung davon abhängig gemacht werden, daß we- 

nigstens die Verwendung der Daten durch den Daten- 

empfäanger bereichsspezifisch präzisiert ist. Im MRRG 

ist dies dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß Über- 

mittlungen nach $ 18 Abs. 1 Satz 1 nur zur Erfüllung ge- 

setzlich festgelegter Aufgaben zulässig sind 

Der formale Gesetzes- bzw. Verordnungsvorbehalt in 

& 20 Abs. 1 in Verbindung mıt $ 18 Abs. 4 MRRG eroff- 

net die Einrichtung regelmäßiger Datenübermittlungen 

ohne inhaltliche Einschränkungen und grenzt weder 

den Kreis der Datenempfänger noch die zur Übermitt- 

lung vorgesehenen Datenarten, die Übermittlungszwek- 

ke und den Verwendungszusammenhang ein. $ 20 

Abs. 1 MRRG als Ermächtigungsgrundlage für Verord- 

nungen genügt damit nicht dem verfassungsrechtlichen 

Gebot der Normenklarheit. 

Der Grundsatz der Normenklarheit für gesetzliche Eın- 

schränkungen des Rechts auf informationelle Selbstbe- 

stimmung gebietet es, widersprüchliche Regelungen in 

verschiedenen Gesetzen zu beseitigen. Nach $3 

Abs. 4 des Personalausweisgesetzes darf die Serien- 

nummer des Personalausweises nıcht zur Errichtung 

und Erschließung von Dateien verwendet werden. Da- 

her ist es nicht angängig, daß Landesmeldegesetze auf- 

grund landesrechtlicher Bedürfnisse ($2 Abs. 3 

MRRG) die Speicherung dieses Merkmals im Meldere- 

gister vorschreiben. Denn dıe Speicherung der Serien- 

nummer würde es unter geeigneten technisch-organisa 

torıschen Bedingungen ermöglichen, das Melderegister 

mit ihrer Hilfe zu erschließen. Die Speicherung der Se- 

riennummer im Melderegister muß auch deshalb unter- 

bleiben, weil der Bundesgesetzgeber sie für die von 

ihm bestimmten Aufgaben des Meldewesens nıcht fur 

erforderlich erachtet hat und weil die Gefahr besteht, 

daß aufgrund der Übermittlungsregelungen des Lan- 

desmelderechts die Seriennummer an Stellen weıterge- 

geben werden konnte, bei denen eine dem $ 3 Abs. 4 

Personalausweisgesetz zuwiderlaufende Verwendung 

nicht auszuschließen ist. 

Auch die landesgesetzlichen Vorschriften bedurfen 

einer Überprüfung. Insbesondere muß sichergestellt 

werden, daß die Meldedaten auch innerhalb der Ge- 

meindeverwaltung grundsätzlich nur zweckgebunden 

verwertet werden. Die Voraussetzungen für die Nut- 

zung der besonderen Meldescheine für Beherber- 

gungsstätten (vg! z.B. $ 24 MG BW) sowie der Beher- 

bergungsverzeichnisse von Krankenhäusern und Hei- 

men (vgl. z.B. $8 25, 26 Abs. 2 MG BW) müssen einge- 

schränkt werden. 

Gegen dıe ausschließliche Verantwortung des Daten- 

empfängers für die Datenübermittlung (nur ın 829 

Abs. 1 Satz3 MG BW) bestehen Bedenken. Hinsicht- 

lich der Gruppenauskunft an Parteien und Wählergrup- 

pen (vgl. z.B. $34 Abs. 1 MG BW) sollte eine Wider- 

spruchsmöglichkeiten für den Bürger festgelegt wer- 

den. 

Statistik 

Eine Volkszählung darf künftig nur noch als reine Stati- 

stik durchgeführt werden. Übermittlungen von Einzel-
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angaben aus der Volkszählung zu anderen als statisti- 
schen Zwecken sind in Zukunft ausgeschlossen. Auch 
zu statistischen Zwecken dürfen sie nur dann übermit- 

telt werden, wenn durch Rechtsvorschrift, Organisation 

und geeignete Verfahren sichergestellt ist, daß die sta- 
tistische Zweckbindung der Daten strikt eingehalten 
wird und keine Vermischung administrativer und stati- 

stischer Aufgaben eintritt. 

Besondere Bedeutung hat das Gericht dem Grund- 

rechtsschutz durch Verfahren beigemessen, der von 
nun an bei der Ausgestaltung jeder amtlichen Statistik 
beachtet werden muß. Hierzu zählen u.a. Form und Ver- 

fahren der statistischen Erhebung, Auswahl der Zahler 

und Maßnahmen der Datensicherung, Belehrung und 
damit korrespondierende Auskunftsverpflichtung, ver- 

bunden mit einer deutlichen Empfehlung an den Ge- 
setzgeber, diese „grundrechtssichernden Maßnahmen“ 
durch Rechtsvorschrift zu garantieren. 

Der Gesetzgeber muß darüber hinaus vor jeder Totaler- 
hebung prüfen, ob diese nach dem jeweils aktuellen 
Stand der sozialwissenschaftlichen und statistischen 
Methoden noch verhältnismäßig ist. Seine „Methoden- 
wahl“ ist also jeweils wissenschaftlich zu legitimieren 

mit der Pflicht, bei geänderten Umständen ggf. von 
eıner Befragung aller Bürger abzusehen. 

Das Statistikgeheimnis selbst ($ 11 Bundesstatistikge- 

setz) muß neu formuliert werden; hierbei müssen Ge- 

heimhaltungs- und Übermittiungsnormen getrennt und 
eindeutige Kriterien für Anonymität, faktısche Anonymi- 
sierung und Aggregation von Einzelangaben geschaf- 

fen werden. 

Eng damit zusammen hängt auch das Verbot der Ver- 
mischung statistischer und admınistrativer Funktionen. 

Damit wird für alle Statistiken, die diese Funktionsver- 
mischung kennen, eine Revision erforderlich, weil sonst 
eine verfassungskonforme Durchführung dieser Stati- 
stiken nicht mehr gewährleistet wäre. Hierzu gehören 
beispielsweise die Statistik der Bevölkerungsbewe- 

gung, die Hochschulstatistik, die Berufsbildungsstati- 
stık und die Viehzählungsstatistik. 

Grundrechtssichernde Verfahren sind bei der EG-Ar- 
beitskräftestichprobe erforderlich. Die EG-Verordnung 

entspricht nicht den verfassungsrechtlichen Kriterien 
des Volkszählungsurteils, insbesondere das Erhe- 
bungsprogramm und das Verfahren der Statistik wider- 

sprechen dem verfassungsrechtlichen Bestimmtheits- 

gebot. Auch das Verfahren des Mikrozensus ist zu 
überprüfen. Die Datenschutzbeauftragten verweisen in- 

soweit auf ihren Beschluß vom 27./28.3.1984. 

Die Landesgesetzgeber werden nicht mehr umhin kön- 
nen, Landesstatistiken gesetzlich zu regeln. Die Kom- 

munalstatistik bedarf gleichfalls einer gesetzlichen 
Grundlage und ebenso einer durch Rechtsvorschrift 
garantierten Abschottung zu der übrigen Gemeindeor- 
ganisation in den jeweiligen Gemeindeordnungen der 

Länder Eine spezialgesetzliche Norm für Planungs- 
und Statistikdaten könnte die gleiche Funktion haben. 

Die rechtliche Notwendigkeit ergibt sich aus dem Ge- 
bot der „informationellen Gewaltenteilung“ innerhalb 

der Gemeindeorganisation, das das Bundesverfas- 
sungsgericht formuliert hat.   
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Sozial- und Gesundheitsverwaltung 

Das Zehnte Buch des Soziaigesetzbuches enthält zwar 
bereichsspezifische Datenschutzregelungen; doch sınd 

auch hier weitere Verbesserungen geboten. Ergän- 
zungsbedürftig sind insbesondere die Regelungen über 
den Umfang der Datenerhebungen durch dıe Soziallei- 

stungstrager sowie über den Austausch personenbe- 
zogener Daten der Sozialleistungsträger untereinander. 

Im Rahmen der Mitwirkungspflicht ($ 60 SGB I) dürfen 

vom Antragsteller pauschale Einwilligungserklärungen 
nicht verlangt werden, ohne daß die Erforderlichkeit der 

Erhebung und Weitergabe von Daten streng überprüft 

worden ist. Dem Gebot, sich auf das für die Erreichung 

des angestrebten Zwecks erforderliche Minimum zu 

beschränken, wird künftig mehr Beachtung geschenkt 

werden müssen. 

8 69 SGB X läßt unter der Voraussetzung der Erforder- 
lichkeit für die Aufgabenerfüllung einen großzügigen 
Datenaustausch der Sozialleistungsträger untereinan- 
der, aber auch mit dritten Stellen zu, die in die Gewäh- 

rung von Sozialleistungen eingebunden sınd. In zu- 
nehmendem Maße erhalten die Sozialversicherungs- 

nummer, aber auch andere Kennzeichnungen (wie z.B. 

Betriebs-Nr. und Institutions-Nr.) die Funktion von Sur- 
rogaten eines Personenkennzeichens. Deshalb müssen 
dem Datenaustausch auch innerhalb der Sozialverwal- 

tung künftig klarere Grenzen gezogen werden. 

Ein hoher Regelungsbedarf besteht auch für die Ge- 
sundheitsverwaltung. Zwar gewährleistet die ärztliche 

Schweigepflicht Schutz vor der Offenbarung medizini- 
scher Daten an Dritte. In welchem Umfang aber etwa im 

Rahmen der öffentlichen Gesundheitsfürsorge oder der 

kassenärztlichen Abrechnung Daten offenbart werden 
dürfen, ist weitgehend unklar. 

Die Erhebung und Verarbeitung medizinischer Daten, 
insbesondere in der öffentlichen Gesundheitsverwal- 
tung, sind eindeutig gesetzlich zu regeln. Die Aufgaben 
und Befugnisse des Amtsarztes gegenüber den Bür- 

gern und seine Zusammenarbeit mit anderen Stellen 
(Sozialämter, Jugendämter, öffentliches Personalwe- 

sen, niedergelassene Ärzte und Krankenhäuser) müs- 

sen festgelegt werden. Der Betroffene muß stets wis- 
sen, ob das Gesundheitsamt ihn lediglich berät, auf frei- 

williger Basis ein Gutachten erstellt oder im überwie- 
genden Allgemeininteresse Maßnahmen auch zwangs- 

weise gegen ihn durchsetzen kann. 

Auch innerhalb der Gesundheitsverwaltung muß die 
Verschiedenartigkeit der Funktionen (z.B. Bekämpfung 

ansteckender Krankheiten oder Beratung von Sucht- 
und Abhängigkeitskranken) bei der Festiegung von Zu- 
griffsberechtigungen und bei der Datensicherung be- 
rücksichtigt werden. 

Arbeitnehmerdatenschutz 

Angesichts der Gefährdung des Rechts auf informatio- 
nelle Selbstbestimmung durch die umfassenden Kon- 
trollmöglichkeiten moderner Personalinformationssy- 
sterne bedarf auch die Verarbeitung von Arbeitnehmer- 
daten einer speziellen gesetzlichen Schutzregelung; 
eine korrigterende Auslegung bestehender Vorschriften 

im Sinne der „Drittwirkung“* reicht zur Gewährleistung 
des Grundrechts nicht aus.
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Die Anforderungen des BVerfG gelten in jedem Fall 

dort, wo ein Zwang zur Angabe personenbezogener 

Daten besteht, wo etwa der Arbeitgeber entweder in 

die Datenerhebung zugunsten von Steuerbehörden 

und Sozialleitstungsträgern eingeschaltet ist oder aber 

selbst anstelle der Sozialverwaltung Leistungen ge- 

währt. Datenbestände, die der Arbeitgeber zu Zwecken 

der Kindergeldgewährung, der Unterstützung im Krank- 

heitsfall (Beihilfe) usw. erhebt und vorhält, müssen 

dementsprechend aufgrund spezieller Rechtsvorschrift 

strikt zweckgebunden genutzt und von den für die Per- 

sonalverwaltung bestimmten informationen abgeschot- 

tet werden. 

Wegen der Abhängigkeit des Arbeitsnehmers von Ar- 

beitsplatz und Einkommen zur Sicherung seiner Exi- 

stenz stellt sich für ihn darüber hinaus generell die 

Pflicht zur Angabe seine Daten als zwangsweise Erhe- 

bung im Sinne der Urteilsgründe dar. Hieraus ergibt 

sich für das Beschäftigungsverhältnis die Notwendig- 

keit einer bereichsspezifischen und präzisen Bestim- 

mung der Verwendungszwecke der erhobenen Daten, 

des Schutzes vor Zweckentfremdung durch Weiterga- 

be- und Verwertungsverbot sowie der Beschränkung 

auf das zur Zweckerreichung erforderliche Datenmini- 

mum. Die Bestimmungen der 88 23 ff. BDSG genügen 

_ auch im Zusammenwirken mit Regelungen des son- 

stigen arbeitsrechtlichen Informationsschutzes — den 

Anforderungen an Zweckbindung und Normenklarheit 

nicht. 

Vielmehr muß gesetzlich festgelegt werden, 

- daß Speicherung, Auswertung, Veränderung und 

Übermittlung von Arbeitnehmerdaten auf dıe Falle 

gesetzlicher Verarbeitungspflichten und der Duch- 

führung der Arbeits- bzw. Dienstverhältnisse be- 

schränkt wird, mithin die Verarbeitungsbefugnis auf- 

grund „berechtigter Interessen“ des Arbeitgebers 

entfällt, 

_ daß Auswertungen und Verknüpfung, die zur Her- 

stellung eines „Persönlichkeitsbildes“ der Arbeitneh- 

mer führen, sowie die Speicherung solcher „Profile“ 

grundsätzlich unzulässig sind. 

Als verfahrensrechtliche Schutzvorkehrungen fordert 

das Gericht die Statuierung von Aufklärungs-, AuS- 

kunfts- und Löschungspflichten, um Datentransparenz 

herzustellen bzw. die Zweckbindung zu verstärken. 

_ Der Auskunftsanspruch des Arbeitsnehmers ist da- 

her über $ 26 Abs. 2 BDSG hinaus auszudehnen auf 

alle, nicht nur die regelmäßigen Datenempfänger, so- 

wie die Auswertungsprogramme bzw. Einzelauswer- 

tungen, in die seine Daten einbezogen werden. 

- Die Auskunftseinschränkungen nach Nr. 4 und 5 von 

& 26 Abs. 4 BDSG (bei Daten aus allgemein zugäng- 

lichen Quellen und bei gesperrten Daten) müssen 

entfallen. 

- Daten müssen - vergleichbar der Regelung in $ 84 

SGB X -- dann gelöscht und nicht nur gesperrt wer- 

den, wenn sie zur Durchführung des Arbeitsverhält- 

nisses nicht mehr erforderlich sind und durch die Lö- 

schung schutzwürdige Belange des Beschäftigten 

nicht beeinträchtigt werden.   

Anhang Nr 4 04.11.1983 

Erklärung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten 

des Bundes und der Länder und der Datenschutzkommis- 

sion Rheinland-Pfalz zur Novellierung des Bundesdaten- 

schutzgeseizes 

Die öffentliche Diskussion zu den Themen Volkszählung, 

maschinenlesbarer Personalausweis, Personalinforma- 

tionssysteme wie auch Bildschirmtext und andere Neue 

Medien zeigt eine zunehmende Sensibilisierung zu Fra- 

gen des Datenschutzes. Vor diesem Hintergrund ist in 

der Öffentlichkeit die Erwartung entstanden, daß eine 

Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes 

- die bisher gewonnenen Erfahrungen sowie die neu 

aufgetretenen Probleme aufgreift und regelt und 

- den Datenschutzinstanzen wirksamere Kontrollinstru- 

mente an die Hand gibt. 

Die Datenschutzbeauftragten haben sich mehrfach für 

eine Novellierung ausgesprochen und sind nach wie vor 

der Meinung, daß das Bundesdatenschutzgesetz novel- 

lierungsbedürftig ist. Sie sehen jedoch im vorliegenden 

Referentenentwurf keinen geeigneten Beitrag zur Fort- 

entwicklung des Datenschutzes, weil er 

t. 

4. 

das geltende Datenschutzrecht teilweise verschlech- 

tert, 

hinter den bisherigen Entwürfen (CDU-Entwurf von 

1980, SPD/FDP-Entwurf von 1980, Referentenentwurf 

von 1982) zurückbleibt, 

wesentliche Forderungen der Datenschutzbeauftrag- 

ten (Beschluß der Konferenz vom 21.6.1982) unbe- 

rücksichtigt läßt und 

den Anforderungen nıcht gerecht wird, die sich aus 

der technischen Entwicklung ergeben. 

. Die Datenschutzbeauftragten fordern zu folgenden 

Punkten: 

1. Aufgabe des Datenschutzes 

Die Umschreibung der Aufgabe des Datenschutzes 

im Bundesdatenschutzgesetz als Schutz vor Miß- 

brauch ıst irreführend, widerspricht dem Regelungs- 

gehalt des Gesetzes und verkürzt den Schutz des 

Betroffenen. Im Gesetz ist deshalb klarzustellen: Auf- 

gabe des Datenschutzes ist die Regelung des recht- 

mäßıgen Umgangs mit personenbezogenen Daten 

und nicht nur die Verhinderung vorwerfbaren Fehlver- 

haltens. Neben der Speicherung, Veränderung, Lö- 

schung und Übermittlung sind deshalb auch die Erhe- 

bung und sonstige Nutzung Gegenstand des Daten- 

schutzes. 

. Dateibegriff 

Die Entscheidung des Gesetzgebers, bei der Anwen- 

dung des Bundesdatenschutzgesetzes von der Ver- 

arbeitung personenbezogener Daten in Dateien aus- 

zugehen, ist für den Bürger kaum verständlich, führt 

in der Praxis zu Unzuträglichkeiten und mindert die 

Wirksamkeit des Datenschutzes. Solange diese An- 

knüpfung besteht, muß der Dateibegriff wenigstens 

so definiert werden, daß ein Höchstmaß an Schutz für 

den Betroffenen erreicht wird. Dazu gehört, daß alle 

automatisierten Verfahren und alle Akten und Akten-
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sammlungen einbezogen werden, die mıt Hilfe auto- 

matısıerter Verfahren erschlossen werden können. 

3. Interne Dateien 

Ausnahmeregelungen fur interne Dateien sind mit 

einem konsequenten Schutz der Betroffenen unver- 

einbar. Deshalb muß das Bundesdatenschutzgesetz 

grundsätzlich auch auf interne Dateien anwendbar 

sein. 

4 Einwilligung 

Da das Gesetz jede Datenverarbeitung zuläßt, wenn 

die Einwilligung des Betroffenen vorliegt, muß der 

Gesetzgeber durch besondere Regelungen den Be- 

troffenen davor schützen, daß er durch soziale, wirt- 

schaftliche und psychische Zwänge (etwa als Mieter, 

Patient oder Arbeitssuchender) in seiner Entschei- 

dungsfreiheit unangemessen eingeschränkt wird 

5 Unterrichtung des Betroffenen 

Transparenz der Datenverarbeitung ist eine notwendi- 

ge Voraussetzung des Datenschutzes. Der Betroffe- 

ne ist deshalb ın jedem Fall über die Tragweite seiner 

Einwilligung in die Datenverarbeitung sowie über die 

Rechtsgrundlage der Datenerhebung zu unterrichten, 

und zwar auch dann, wenn er dies nicht ausdrücklich 

verlangt. Die Unterrichtung bei der Datenerhebung 

muß ohne Rücksicht darauf erfolgen, ob die Daten in 

einer Datei, in Akten oder sonstigen Unterlagen fest- 

gehalten werden. 

6. Verschuldensunabhangiger Schadensersatzanspruch 

und Folgenbeseitigungsanspruch 

Beı unzulässiger oder unrichtiger Datenverarbeitung 

muß der Betroffene einen verschuldensunabhängigen 

Schadensersatzanspruch (auch für Nichtvermögens- 

schäden) sowie einen Folgenbeseitigungsanspruch 

haben. 

7. On-line-Anschlüsse 

Der direkte Zugriff auf automatisierte Dateien über 

on-lineAnschlüsse ıst für den Bürger mit besonderen 

Risıken verbunden. Dies gilt vor allem dort, wo Daten 

aus dem Medizin-, Sozial- und Sicherheitsbereich 

oder über strafbare Handlungen, Ordnungswidrigkei- 

ten, religiöse und politische Anschauungen zum Ab- 

ruf bereitgehalten werden. Diesen Risiken trägt der 

Entwurf nicht hinreichend Rechnung. Die Anforderun- 

gen an die Zulässigkeit von on-line-Anschlüssen sınd 

zu erhöhen und präziser zu fassen. 

8. Zweckbindung 

Die Zweckbindung der Daten ist eine der wichtigsten 

Voraussetzungen für den Schutz des Bürgers. Sie 

muß insbesondere in folgenden Bereichen verstärkt 

werden: 

- Die Datenweitergabe innerhalb derselben Behörde 

muß grundsätzlich den gleichen Einschränkungen 

unterworfen werden wie die Datenübermittlung an 

andere öffentliche Stellen. 

- Beı der Datenübermittlung an andere öffentliche 

Stellen muß die Verantwortung der übermittelnden 

Stelle ungeschmälert bleiben. 

- Werden Daten an Stellen außerhalb des öffentli- 

chen Bereichs übermittelt, so darf der Empfänger 
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die Daten nur für den Zweck verwenden, zu des- 

sen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden. 

9. Auskunftsanspruch 

Das Recht des Bürgers auf Auskunft über seine Da- 

ten ist ein grundlegendes Datenschutzrecht. Es darf 

nicht eingeschränkt, sondern muß verstärkt werden. 

Dieses Auskunftsrecht muß gegenüber allen Behör- 

den bestehen, grundsätzlich auch gegenüber den Si- 

cherheits- und Finanzbehörden. Eine generelle Be- 

freiung von der Begrundungspflicht ist abzulehnen. 

Sie stande weder mıt der Verfassung noch mit der 

Rechtssprechung ın Einklang. Die Verweigerung 

einer Auskunft in Ausnahmefällen muß nachprüfbar 

sein. Die Erteilung der Auskunft muß stets kostenfrei 

sein. 

10 Kontrolle 

Im Interesse des Bürgers ist eine unabhängige und 

umfassende Datenschutzkontrolle unertäßlich. Die 

Datenschutzbeauftragten stellen dazu fest: 

- Ihre Kontrollbefugnis umfaßt die Einhaltung der 

Datenschutzgesetze und aller anderen Daten- 

schutzvorschriften, unabhängig davon, ob Daten in 

Dateien, in Akten oder in sonstiger Form festge- 

halten werden. 

- Sıe haben das Recht, uneingeschränkt alle Akten 

einzusehen, die mit der Verarbeitung personenbe- 

zogener Daten in Zusammenhang stehen. 

- Besondere Geheimhaltungsvorschriften können 

ihnen beı ihrer Tätigkeit nicht entgegengehalten 

werden. 

Il. Eine Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes 

kann notwendige bereichsspezifische Regelungen nicht 

ersetzen. Die Datenschutzbeauftragten erinnern an ihre 

frühere Forderung nach Sonderregelungen insbesonde- 

re für den Sicherheitsbereich und für den Arbeitnehmer- 

datenschutz. 

IV. Unabhängig von den verschiedenen Vorstellungen zur 

Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes können 

und dürfen die sich aus der technologischen Entwick- 

lung ergebenden Konsequenzen nicht übersehen wer- 

den. Das Vordringen mittlerer und kleinerer Datenverar- 

beitungssysteme, die automatisierte Textverarbeitung 

sowie die Einführung bundesweiter Kommunikationssy- 

steme stellen die Eignung des jetzigen Datenschutzkon- 

zeptes in Frage. Der Gesetzgeber wird daher nicht um- 

hin können, in naher Zukunft erneut und umfassend zum 

Datenschutz Stellung zu beziehen. 

Anhang Nr. 5 27.128.3.84 

Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und 

der Länder 

Erklärung zur Kabelkommunikation 

In mehreren Bundesländern werden in nächster Zeit Projek- 

te zur Einführung von Kabelrundfunk und Kabelkommunika- 

tion auf Breitbandkabel geplant oder teilweise beginnen. 

Angesichts der Gefahren, die für den Persönlichkeitsschutz 

der Teilnehmer aus dem Betrieb dieser Systeme entstehen 

können, haben die Datenschutzbeauftragten des Bundes 

und der Länder Vorstellungen über eine gesetzliche Rege- 

lung des Datenschutzes bei der Kabelkommmunikation ent-
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wickelt. Sıe sind dabei von den Grundsätzen für den Daten- 
schutz bei den Neuen Medien (insbesondere bei Bild- 

schirmtext und Kabelfernsehen) ausgegangen, die auf der 

7. Konferenz am 11. Dezember 1980 in Berlin beschlossen 
wurden. 

Zur Sicherung des Datenschutzes halten sie eine gesetzli- 
che Regelung für erforderlich, die vorbehaltlich der bei den 
einzelnen Projekten in den Ländern entstenenden Gestal- 

tungsunterschiede nach dem gegenwärtigen Erkenntnis- 

stand zumindest folgende Regelungen enthalten muß: 

Ä 

Datenschutz 

Abs. 1: 

Für die Erhebung, Verarbeitung und sonstige Nutzung per- 

sonenbezogener Daten sind, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, die jeweils geltenden Vorschriften über den 

Schutz personenbezogener Daten anzuwenden, unabhän- 
gig davon, ob die Daten in einer Date: verarbeitet werden. 

Abs. 2: 

Personenbezogene Daten über die Inanspruchnahme ein- 

zeiner Angebote dürfen nur erhoben und gespeichert wer- 

den, soweit und solange diese erforderlich sind, um 

1. den Abruf von Angeboten zu vermitteln (Verbindungsda- 
ten), 

2. die Abrechnung der für die Inanspruchnahme der techni- 
schen Einrichtungen und der Angebote seitens des Teil- 

nehmers zu erbringenden Leistungen zu ermöglichen 

(Abrechnungsdaten). 

Abs. 3: 

Die Speicherung der Abrechnungsdaten {Abs. 2 Nr. 2} darf 
Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt und Häufigkeit bestimmter vom 

einzelnen Teilnehmer in Anspruch genommener Angebote 

nicht erkennen lassen, es sei denn, der Teilnehmer bean- 

tragt eine andere Art und Weise der Speicherung. Die Über- 
mittlung (Bekanntgabe) von Abrechnungs- und Verbin- 
dungsdaten an Anbieter und Dritte ist unzulässig. Abrech- 
nungsdaten sind zu löschen, sobald sie für Zwecke der Ab- 
rechnung nicht mehr erforderlich sind. Verbindungsdaten 
nach Abs. 2 Nr. 1 im übrigen sind nach Ende der jeweiligen 
Verbindung zu löschen. 

Abs. 4: 

Die Abs. 2 und 3 gelten entsprechend für Einzelmitteilun- 

gen. 

Abs. 5: 

Für das Bereithalten personenbezogener Daten als Inhalt 

von Angeboten sind auf den Anbieter die für die Übermitt- 
lung geltenden Vorschriften über den Datenschutz anzu- 
wenden und vom Anbieter zu beachten. 

Abs. 6: 

Der Anbieter darf vom Teilnehmer personenbezogene Da- 

ten nur erheben, wenn die Inanspruchnahme von Angebo- 
ten anderenfalls unmöglich wäre. Werden Daten des Teil- 
nehmers vom Anbieter gespeichert oder übermittelt, ist der 
Teilnehmer hierauf vor der Erhebung besonders hinzuwei- 
sen. Diese Daten dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen 
nur im Rahmen der Zweckbestimmung des Angebots verar- 
beitet werden. Der Teilnehmer ist in geeigneter Weise über 

die Bedeutung der Einwilligung aufzuklären. Die Leistung   

darf nicht davon abharıgig gemacht werden, daß der Betrof- 

fene in die Verarbeitung seiner Daten außerhalb der Zweck- 
bestimmung des Angebots einwilligt. Wird die Einwilligung 

über den Ruckkanal gegeben, so wird sie nach Bestätigung 

durch den Betroffenen wirksam. 

Abs. 7. 

Zu Zwecken der wissenschaftlichen Begleitforschung so- 
wie zur Feststellung der Akzeptanz der Kabelkommunika- 
tion und von anderen Diensten dürfen personenbezogene 

Daten nur erhoben und gespeichert werden, wenn der Be- 

troffene eingewilligt hat; über die Bedeutung der Einwilli- 

gung ıst er vorher in geeigneter Weise aufzuklären. Eine 
weitere Datenverarbeitung ist nur zulässig, wenn die Einzel- 

angaben so anonymisiert werden, daß sie dem Betroffenen 

nicht mehr zuzuordnen sınd. 

Abs. 8. 

Personenbezogene Daten, die über Abs. 2 bis 7 hinaus im 

Zusammenhang mit der Kabelkommunikation erhoben und 
gespeichert werden, dürfen an Dritte nur übermittelt wer- 
den, wenn der Betroffene eingewilligt hat. Abs. 7 Satz 1, 2. 

Halbsatz findet Anwendung. 

Abs. 9° 

Die Auskunfts-, Berichtigungs-, Löschungs- und Sper- 
rungsansprüche der Teilnehmer nach Datenschutzrecht 

bleiben unberührt. Die Auskunftsansprüche gelten entspre- 
chend für die gem. Abs. 5 gespeicherten Daten. Die An- 
sprüche nach Sätzen 1 und 2 richten sich gegen den Anbie- 
ter, soweit personenbezogene Daten den Inhalt von Ange- 

boten betreffen oder vom Anbieter gespeichert werden, im 
übrigen gegen den Betreiber. Der Teilnehmer hat ferner 
einen Anspruch auf Löschung der Abrechnungs- oder Ver- 

bindungsdaten, soweit der Betreiber zur Löschung gem. 
Abs. 3 Satz 3 und 4 verpflichtet ist. 

Abs. 10: 

Die bei dem Betreiber tätigen Personen sind zur Geheim- 

haltung der bei ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsa- 
chen verpflichtet, soweit sie nicht offenkundig sind oder ih- 

rer Natur nach der Geheimhaltung nicht bedürfen. 

B 
Fernwirkdienste 

Abs. 1: 

Angebote, die ferngesteuert in der Wohnung von Teilneh- 

mern Messungen vornehmen oder andere Wirkungen aus- 
lösen (Fernwirkdienste), dürfen nur mit schriftlicher Einwilli- 

gung des Betroffenen eingesetzt werden. Dieser ist zuvor 
über den Verwendungszweck sowie über Art, Umfang und 

den Zeitpunkt des Einsatzes der Dienste zu unterrichten. 

Verweigert ein Betroffener seine Einwilligung, dürfen ihm 
keine Nachteile entstehen, die über die unmittelbaren Ko- 
sten der Verweigerung hinausgehen. Der Betroffene kann 
seine Einwilligung jederzeit widerrufen. 

Abs. 2° 

Soweit im Rahmen von Fernwirkdiensten personenbezoge- 

ne Daten erhoben werden, dürfen diese nur zu den verein- 
barten Zwecken verarbeitet werden. Sie sind zu löschen, 
wenn sie zur Erfüllung dieser Zwecke nicht mehr erforder- 

lich sind. Im übrigen gelten die Vorschriften über den Da- 
tenschutz und über technisch-organisatorısche Maßnah- 

men entsprechend.
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Abs. 3: 

Dıe Einrichtung von Fernwirkdiensten ist nur zulässig, wenn 

beim Betroffenen eın Anzeigengerät installiert ist, das je- 

derzeit erkennen läßt, wann ein Dienst in Anspruch genom- 

men wird und welcher Art der Dienst ist und wenn der Be- 

troffene jederzeit den Dienst abschalten kann. im Zweifel 

gilt das Abschalten eines Dienstes durch den Betroffenen 

als Widerruf der Einwilligung. 

c 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

Abs. 1: 

Betreiber und Anbieter haben die technischen und organi- 

satorischen Maßnahmen zu treffen, die über die Vorschrif- 

ten der Datenschutzgesetze hinaus erforderlich sind, um 

die Ausführung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen 

zu gewährleisten. Das Kabelnetz und seine Zusatzeinrich- 

tungen sind nach dem Stand der Technik und Organisation 

. so auszugestalten und zu betreiben, daß personenbezoge- 

ne Daten nicht verfälscht, gestört und nicht über den ın A 

und B genannten Umfang hinaus oder durch eine andere 

als die dort genannte Stelle erhoben, gespeichert oder auf 

sonstige Weise verarbeitet werden können. 

Abs. 2: 

Betreiber haben sicherzustellen, daß 

1. die Verbindungsdaten unmittelbar nach Ende der Verbin- 

dung gelöscht werden, 

2. der Teilnehmer personenbezogene Daten nur durch eine 
eindeutige und bewußte Handlung übermitteln kann, 

3. die zu Zwecken der Datensicherung vergebenen Codes 

einen dem Stand der Technik entsprechenden Schutz 

vor unbefugter Verwendung bieten, 

4. der Teilnehmer seine Verbindung mit dem Veranstalter 

jederzeit abbrechen kann. In diesem Fall sind alle bereits 

übermittelten Daten beim Veranstalter sofort zu löschen. 

D 
Meinungsumfragen 

Abs. 1: 

Meinungsumfragen mittels Kabeikommunikation über An- 

gelegenheiten, die in den gesetzgebenden Organen des 

Bundes, der Länder, in den entsprechenden Organen der 

Gemeinden, der sonstigen kommunalen Gebietskörper- 

schaften, in den Bezirksverordnetenversammlungen oder 

Bezirksversammlungen behandelt werden, sind unzulässig. 

Die Ergebnisse von Meinungsumfragen mittels Rückkanal 

bei den einzelnen Teilnehmern über deren Wahl- oder 

Stimmverhalten, die sechs Wochen vor der Wahl oder Ab- 

stimmung nicht veröffentlicht sind, dürfen vor der Wahl 

oder Abstimmung nicht bekannt gemacht werden. 

Abs. 2: 

Beı Meinungsfragen mittels Rückkanal dürfen personenbe- 

zogene Daten nur in anonymisierter Form verarbeitet wer- 

den. 

. E 
Kontrolle 

Abs. 1: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz kontrolliert die 

Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz.   

Abs. 2: 

Betreiber und Anbieter sind verpflichtet, dem Datenschutz- 

beauftragten zur Erfüllung seiner Aufgaben 

1. die erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. 

Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche 

Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder 

einen der in 8 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der ZPO bezeichne- 

ten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung 

oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs- 

widrigkeiten aussetzen würde; 

2. jederzeit den kostenlosen Abruf von Angeboten zuzulas- 

sen, Zutritt zu Grundstücken und Geschäftsräumen zu 

gewähren, dort Prüfungen und Besichtigungen zu ge- 

statten und Einsicht in die geschäftlichen Unterlagen, ın 

die gespeicherten personenbezogenen Daten und die 

Datenverarbeitungsprogramme nehmen zu lassen. Der 

Auskunftspflichtige hat die Maßnahme zu dulden. Das 

Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art 13 

GG, Art. 19 Abs. 2 der Verfassung von Berlin) wird inso- 

weit eingeschränkt. 

Anhang Nr. 5a 

Entschileßung der Konferenz der Datenschutzbeauftrag- 

ten zur Einführung des Telefon-Fernwirksystems „Temex“ 

vom 6./7. Juni 1984 

Bei der Deutschen Bundespost wird zur Zeit ein sog „Tele- 

fon-Fernwirksystem* mit der Bezeichnung „Temex“ vorbe- 

reitet. 

Weil Fernwirksysteme erlauben, von außen in einer Woh- 

nung Wirkungen auszulösen, Messungen vorzunehmen und 

Beobachtungen anzustellen, berühren sie maßgeblich die 

durch Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG geschützte Pri- 

vatsphäre und das Grundrecht der Unverletztlichkeit der 

Wohnung (Art. 13 GG). In diese Grundrechte darf nur in en- 
gen gesetzlichen Grenzen unter strikter Wahrung des 

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit bzw. mit ausdrückli- 
cher Einwilligung des Beiroffenen eingegriffen werden. 

Um eine Verletzung dieser Grundrechte auszuschließen 

und'ausreichenden Datenschutz zu gewährleisten, müssen 

vor Einführung von Fernwirkdiensten daher eindeutige ge- 

setzliche Regelungen geschaffen werden, die auch die von 
der Verfassung vorgesehene Kompetenzverteilung zwi- 

schen Ländern und Bund berücksichtigt. Solange derartige 

bereichsspezifische Regelungen fehlen, dürfen Telefon- 
Fernwirkdienste nicht eingeführt werden. 

Anhang Nr. 6 

Beschluß der Internationalen Konferenz der Datenschutz- 

beauftragten vom 18. Oktober 1983 zur Gewährleistung 

des Datenschutzes bei Neuen Medien 

4. Die Internationale Konferenz der Datenschutzbeauftrag- 

ten geht übereinstimmend davon aus, daß der Einsatz 

Neuer Medien, die über Kabelnetze verbreitet werden, 

eine erhebliche Gefährdung für die Persönlichkeitsrech- 

te mit sich bringen kann. 

Soweit bei den Neuen Medien die Kommunikation zwi- 

schen Informationsanbietern und Teilnehmern durch 

elektronische Datenverarbeitungsanlagen gesteuert 

wird, ist - im Gegensatz zu herkömmlichen Medien -
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die Speicherung personenbezogener Daten ın einem ge- 

wissen Umfang erforderlich 

So werden beim Medium „Bildschirmtext“ (Videotext) 

Verbindungs- und Abrechnungsdaten gespeichert. Bei 

manchen Diensten werden die vom Teilnehmer abgeru- 

fenen Sendungen registriert. Das Recht der Unverletz- 

lichkeit der Wohnung wird berührt, wenn mit neuen Dien- 

sten von außen in den Wohnungen Wirkungen ausgelöst 

und Messungen vorgenommen werden. 

Über die auf diese Weise an zentralen Stellen automati- 

siert entstehenden Sammlungen personenbezogener 

Daten könnten Persönlichkeitsprofile aller Benutzer er- 

stellt werden. Deren soziale Beziehungen und Verhal- 

tensweisen können damit zum Gegenstand von Maßnah- 

men gemacht werden. 

Darüber hinaus können mit Hilfe der Neuen Medien per- 

sonenbezogene Daten jeglicher Art mit geringem Auf- 

wand und in großem Umfang verbreitet werden. Erfah- 

rungen mit Bildschirmtext haben gezeigt, daß Anbieter 

und Benutzer mißbräuchlich sensible Daten über die 

Neuen Medien veröffentlichen. 

2. Um die Rechte der Bürger beim Einsatz Neuer Medien 

zu wahren, erachtet die Konferenz folgendes für erfor- 

derlich: 

Durch geeignete Maßnahmen, insbesondere der Gesetz- 

gebung, sollten in jedem Land die Betriebsbedingungen 

so gestaltet werden, daß durch den Einsatz der Neuen 

Medien Persönlichkeitsrechte nicht beeinträchtigt wer- 

den. 

Hierzu müssen Erhebung, Speicherung und Übermitt- 

lung personenbezogener Daten bei der Nutzung auf das 

unumgängliche Maß eingeschränkt werden. Die Erstel- 

lung von Nutzungsprofilen muß untersagt werden. 

Der Inhalt der Informationsangebote darf Persönlich- 

keitsrechte nicht verletzen. Technische und organisatori- 

sche Maßnahmen, die dem jeweiligen Stand der Technik 

entsprechen, müssen die Durchsetzung dieser rechtli- 

chen Forderungen unterstützen. 

Die Staaten sollten dabei die Auswirkungen bei der 

grenzüberschreitenden Nutzung beachten; insbesonde- 

re sollte verhindert werden, daß durch die Verarbeitung 

personenbezogener Daten in einem Land bestehende 

gesetzliche Bestimmungen in einem zweiten Land um- 

gangen werden können. Der Mindeststandard der Richt- 

linien über den Datenschutz und den grenzüberschrei- 

tenden Verkehr mit personenbezogenen Daten der 

OECD vom 23. September 1980 sowie der Datenschutz- 

konvention des Europarates vom 28. Januar 1981 sollte 

auch bei der Nutzung Neuer Medien gewährleistet sein, 

und zwar auch dann, wenn das nationale Recht Aus- 

nahmebestimmungen vom Datenschutz für Presse und 

Rundfunk vorsieht. 

3. Die Konferenz hält eine internationale Zusammenarbeit 

der Kontrollinstitutionen für den Datenschutz beı der 

Überwachung Neuer Medien für geboten.   

Anhang Nr. 7 

Beschluß der Konferenz der Datenschutzbeauftragten 

des Bundes und der Länder und der Datenschutzkommis- 

sion Rheinland-Pfalz zum Aufbau und zur Einrichtung kli- 

nischer Krebsdokumentationen 

Der Aufbau und die Einrichtung klinischer Krebsdokumen- 

tationen in den Ländern muß nach Ansicht der Daten- 

schutzbeauftragten der Länder und des Bundes sowie der 

Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz durch Daten- 

schutzkonzeptionen ergänzt werden, die der besonderen 

Sensitivität dieser Datensammlungen gerecht werden. Die 

Datenschutzbeauftragten erwarten von den Trägern, die 

den Aufbau dieser Krankheitsdokumentation fördern und 

betreiben, neben fachlichen Vorgaben für die Förderung 

dieser Projekte, im Interesse des betroffenen Patienten 

auch die Festlegung datenschutzrechtlicher Rahmenbedin- 

gungen, die unbedingt eingehalten werden müssen. 

Dazu gehört vor allem, daß die Verantwortung für die Ein- 

haltung aller Vorschriften des Datenschutzes eindeutig fest- 

steht. Die unterschiedlichen Bezeichnungen wie „Tumor- 

zentrum e.V.“, „Onkologischer Schwerpunkt“, haben die 

Konturen der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit 

mehr verwischt als klar umrissen. 

Für die Datenschutzbeauftragten kommt als speichernde 

Stelle in diesem Sinne nur die behandelnde Einrichtung 

oder Person in Betracht. Gegen diese richten sich auch die 

subjektiven Rechte der Patienten nach dem Datenschutz- 

gesetz und anderen Vorschriften zur Sicherung ihrer per- 

sönlichen Integrität. Aufgaben und Befugnisse in Bezug auf 

die Verwendung der klinischen Krebsdokumentationen der 

behandelnden Einrichtungen werden durch den Behand- 

lungsvertrag bestimmt und begrenzt. Dort, wo eine klini- 

sche Krebsdokumentation gesondert von der individuellen 

Patientendokumentation zur Optimierung der Krebsbe- 

handlung und Nachsorge besteht, wird auch ihr Inhalt, Um- 

fang sowie Übermittlung und Speicherungsdauer durch den 

Behandiungszusammenhang definiert. Über eine klinische 

Krebsdokumentation ist der Patient bei der Aufnahme einer 

Behandlung aufzuklären, die erste Speicherung seiner Da- 

ten ist ihm mitzuteilen. Werden die Daten für ein bestimm- 

tes Forschungsprojekt über den Behandlungszusammen- 

hang hinaus personenbezogen genutzt, ist in jedem Fall 

eine Einwilligung nach Aufklärung {informet consent) des 

betroffenen Patienten erforderlich, es sei denn, die Patien- 

tendaten sind anonymisiert bzw. aggregiert. 

Die Datenschutzbeauftragten werden auf stenge Maßnah- 

men der technischen und organisatorischen Datensiche- 

rung achten und deren Einhaltung kontrollieren. 

Sollte sich im Laufe der Entwickiung zeigen, daß der Be- 

handlungsvertrag bzw. der Behandiungszusammenhang 

keine geeigneten Kriterien für ausdifferenzierte Dokumenta- 

tion bietet, ist auch die Notwendigkeit gesetzlicher Rege- 

lung bei der Eingriffsintensität einer derartigen personenbe- 

zogenen Informationsverarbeitung nicht auszuschließen. Je 

mehr sich die klinische Dokumentation aus dem Behand- 

lungszusammenhang löst, umso mehr müssen die Grund- 

sätze und Kriterien auch für diese Krebsdokumentation 

Geltung erlangen, die die Datenschutzbeauftragten zum 

Modellentwurf für eın Krebsregistergesetz verabschiedet 

haben.
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Anhang Nr. 8 

Bayerischer Landtag 
10. Wahlperiode 

Beschluß 

des Bayerischen Landtags 

Drucksache 10/3996 
07.06.84 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung be- 

raten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Regensburger u.a. CSU Drs. 
10/2973, 3553, 3812 

Beihilfeuntertagen 

Die Staatsregierung wird ersucht, durch geeignete Maßnah- 

men und Kontrollen sıcherzustellen, daß Beihilfeunterlagen 
der Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes grundsätzlich nur 
den unmittelbar mit der Bearbeitung der Anträge befaßten 

Mitarbeitern zur Kenntnis gelangen und nicht zum Nachteil 
der Betroffenen bei Personalentscheidungen verwertet 
werden. 

Außerdem ist darauf hinzuwirken, daß auch bei den Kom- 
munen entsprechend verfahren wird. 

Der Präsident. 
Dr. Heubl 

Anhang Nr. 9 

Bayerischer Senat Sen-Drucksache 33/84 
1984 (zu Sen-Drs 5/84, 20/84) 

23.02.84 

Beschluß 
des Bayerischen Senats 

Zum Antrag der Senatoren Gebhard, Burnhauser, Katten- 
beck, Dr. Sewering, Spokojny, Dr. Stehle, Dr. Wrede, Dr. 
Zedelmaier Sen-Drs 5/84 

Persönlichkeitsschutz für Beihllfeberechtigte und Ge- 
heimhaltung von Beihilfeanträgen 

Der Senat hat den Antrag in seiner heutigen öffentlichen 
Sitzung beraten und beschlossen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, durch organisatorische 

oder personelle Maßnahmen - soweit bisher noch nicht ge- 
schehen - dafür Sorge zu tragen, daß die Krankheitsdaten 
Beihilfeberechtigter ausschließlich den Beihilfesteilen zu- 
gänglich bleiben und, wenn dies wegen unvermeidbarer 

Personalunion der Beihilfesachbearbeitung und anderer 
dienstlicher Aufgaben nicht möglich ist, die anderweitige 
Verwertung der Beihilfedaten zu untersagen. 

Die Staatsregierung wird außerdem ersucht, dafür Sorge zu 
tragen, daß in den Gemeinden, Landkreisen, Bezirken und 
sonstigen der Aufsicht des Staates unterliegenden Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
entsprechend verfahren wird. 

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht und die Vorschriften 
über die Geheimhaltung von Beihilfeanträgen sind zu be- 
achten. 

Begründung: 

In einer Magazin-Sendung des Fernsehens wurde jüngst 
darauf hingewiesen, daß die Krankheitsdaten Beihilfebe- 
rechtigter, die zwangsläufig über die ärztlichen Liquidatio- 

nen nach der neuen GOÄ erkennbar werden, nicht nur den 

Beihilfestellen zugänglich sind. In der Folge ist es nicht aus-   

zuschließen, daß’ diese Krankheitsdaten für anderweitige 

dienstrechtiiche Entscheidungen verwendet werden oder 
diese beeinflussen. Dies hat in der Praxis schon dazu ge- 
führt, daß Beihilfeberechtigte davon Abstand nehmen, den 
ıhnen zustehenden Beihilfeanspruch geltend zu machen, 

weil sie befürchten müssen, daß die damit offengelegten 
gesundheitlichen Erkenntnisse zu dienstrechtlichen Maß- 

nahmen führen können. In kleineren Verwaltungen ist we- 

gen der Personalunion von Beihilfesachbearbeitung und 
Personalbewirtschaftung eine Zurückhaltung dieser Daten 
manchmal nicht möglich. Für diesen Fall muß sichergestellt 

sein, daß die auf diesem Weg gewonnenen Erkenntnisse 
nicht in dienstrechtliche Entscheidungen einfließen können. 

Der vorstehende Antrag ist auch aus dem Gesichtspunkt 
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts geboten. 

Der Präsident: 

Dr. weiß 

Anhang Nr. 10 4. November 1983 

Entwurf eines bundeseinheitlichen Gesetzes über die Si- 
cherung und Nutzung von Archivgut 

$1 
Aufgaben der staatlichen (öffentlichen) Archive 

(1) Die staatlichen (öffentlichen) Archive haben die Aufga- 

be, das Archivgut der öffentlichen Stellen des Landes (der 

Gemeinden und Gemeindeverbände) und der sonstigen der 

Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen sowie de- 

ren Rechtsvorgänger zu erfassen, zu übernehmen, auf Dau- 
er zu verwahren, zu erhalten und insbesondere für wissen- 
schaftliche Zwecke nutzbar zu machen und zu verwerten. 

Anm.: 

Die Klammerzusätze beachten 
länderspezifische Unterschiede. 

(2) Die staatlichen (öffentlichen) Archive können auch Ar- 

chivgut anderer, als der in Abs. 1 genannten öffentlichen 
Stellen archivieren 

Anm.: 
Nur aufzunehmen, wenn in $ 1 Abs. 1 „staatliche“ Archive 
steht. Wenn dort „öffentliche“ Archive steht, ist dieser 
Absatz entbehrlich. Folgender Zusatz wäre denkbar: $4 
Abs. 6 bleibt unberührt. 

(3) Die staatlichen (öffentlichen) Archive sammeln sonsti- 

ges Dokumentationsmaterial, soweit es der Ergänzung des 

staatlichen Archivguts dient und für seine Verwahrung kei- 
ne andere Stelle zuständig ist. 

(4) Die staatlichen Archive beraten die in Abs. 1 genannten 
Stellen des Landes ..... bei der Verwaltung und Sıcherung 
ihrer Registraturen. 

Anm.: 
Abs. 4 erstreckt sich auf automatisierte Registraturen. 

(5) Die staatlichen (öffentlichen) Archive nehmen Aufgaben 
im Rahmen der archivarischen Fachausbildung wahr und 
wirken bei der Aus- und Fortbildung des Registraturperso- 
nals mit. 

Anm.: 
Hier sind länderspezfische Unterschiede vorhanden.



DRUCKSACHE 10/4383 

82 
Archivgut 

{1) Archivgut sind alle archivwürdigen Unterlagen wie 

Akten, Einzeischriftstücke, Bild- und Tonmaterial, Karten, 

Pläne, Dateien oder Teile davon, maschinenlesbare Daten- 

träger, auf diesen gespeicherte Informationen und Pro- 

gramme zu ihrer Auswertung sowie sonstiges Informations- 

material und Hilfsmittel zu ihrer Nutzung, die bei den in $ ... 

(Verweis aus Geltungsbereich) genannten Stellen oder de- 

ren Rechts- oder Funktionsvorgängern oder bei natürlichen 

oder juristischen Personen erwachsen sind oder sich in de- 

ren Besitz befinden. 

Anm.: 
Dieser Teılsatz soll sicherstellen, daß auch die Unterlagen 

der Rechtsvorgänger (z.B. alliierte Spruchkammern) Ar- 

chivgut darstellen. 

(2) Archıvwürdig sind Unterlagen, die für die Erforschung 

und das Verständnis der Geschichte von bleibendem Wert 

sind und Unterlagen, die aufgrund von Rechtsvorschriften 

dauernd aufzubewahren sind. 

Anm.: 
Es ist darauf verzichtet worden, Unterlagen auch für Zwek- 

ke der Verwaltung als archivwürdig zu bezeichnen, weil eine 

Vermischung von Aufgaben und Nutzungsrechten vermie- 

den werden soll. 

83 

Aussonderung und Anbietung von Archivgut 

{1) Die in $ 1 Abs. 1 bezeichneten Stellen sind verpflichtet, 

dem zuständigen Archiv die Unterlagen, die sie zur Erfül- 

lung der Aufgaben nicht mehr dauernd benötigen (die zu 

der durch Rechtsnorm zugewiesenen Aufgabenerfüllung 

nicht mehr erforderlich sind), unverzüglich zur Übernahme 

anzubieten, es sei denn, die Unterlagen sind offensichtlich 

von geringer Bedeutung. Unterlagen sind spätestens 

30 Jahre nach ihrer Entstehung auszusondern und anzubie- 

ten, soweit nicht Rechtsvorschriften andere Fristen vorse- 

hen. 

Anm.: 
Hier soll die Mitwirkung der Archive bei der Löschung von 

Daten entfallen. Die Archivklausel (z.B. $ 16 Abs.3 5.1 

BrDSG) ist zu streichen. 

Anm.: 

Diese Verpflichtung umfaßt auch personenbezogene Daten, 

die vom Landesdatenschutz geschützt sind, selbst wenn 

sie gesperrt sind (dieser deklatorische Satz kann auch in 

den Gesetzestext übernommen werden). 

(2) Soweit gleichförmige Unterlagen, die in großer Zahl an- 

fallen, archivwürdig sind, sind Art und Umfang der vom zu- 

ständigen Archiv zu übernehmenden Unterlagen durch Ver- 

einbarung der jeweils zuständigen obersten Landesbehör- 

de mit dem zuständigen Archiv im Grundsatz festzulegen. 

Diese Unterlagen dürfen nicht vollständig, sondern nur in 

einer Auswahl übernommen werden. 

Anm.: 

Diese Regelung schützt davor, daß das Datenschutzgeselz 

leerläuft. 

(8) Anzubietende Unterlagen können auch Abbildungen 

von automatisierten Dateien zu einem bestimmten Stichtag 

sein. Stichtag, Umfang und Auswahl sind durch Vereinba- 
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rung zwischen der jeweils zuständigen obersten Landesbe- 

hörde und dem zuständigen Archiv im Benehmen mit dem 

Landesbeauftragten für den Datenschutz festzulegen. Die- 

se Unterlagen sind dem zuständigen Archiv unmittelbar 

nach Erstellung anzubieten. Einsichtnahme und Nutzung 

(Benützung) durch das Archiv sind nicht vor Ablauf der in 

& 6 Abs. 3 genannten Fristen zulässig 

{4) Die gesetzgebenden Körperschaften sowie die der Auf- 

sicht des Landes unterstehenden juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen bieten, 

vorbehaltlich anderer gesetzlicher Regelungen oder soweit 

sie kein eigenes Archiv unterhalten, Unterlagen entspre- 

chend Abs. 1 dem zuständigen Archiv zur Übernahme an. 

Anm: 

Hier sollen auch die Verfassungsorgane eingezogen wer- 

den. 

(5) In Ausnahmefällen ist im Benehmen mit dem zuständi- 

gen Archiv dıe Abgabe an ein anderes Archiv zulässig, 

wenn die Einhaltung der in diesem Gesetz für die Aufbe- 

wahrung und Benutzung von Archivgut getroffenen Bestim- 

mungen gewährleistet ist. 

84 

Übernahme des Archivgutes 

(1) Das zuständige Archiv übernimmt die von ihm im Be- 

nehmen mit der anbietenden Stelle als archivwürdig be- 

stimmten Unterlagen Übernimmt das Archiv nıcht binnen 

6 Monaten die angebotenen Unterlagen, sind diese zu ver- 

nichten. 

(2) Archivwürdige Unterlagen können bereits vor dem Ent- 

stehen der in $3 Abs. 1 genannten Anbietungspflicht end- 

gültig in das zuständige Archiv übernommen werden. 

(3) Das zuständige Archiv kann im Auftrage staatlicher (öf- 

fentlicher) Stellen Unterlagen aufbewahren. Speichernde 

(verantwortliche) Stelle für diese Unterlagen bleibt die ab- 

gebende Stelle. Die Regelungen zur Anbietungspflicht, zur 

Entscheidung über die Archivwürdigkeit und Übernahme 

der Unterlagen finden Anwendung. 

{4) Den Vertretern der staatlichen (öffentlichen) Archive ıst 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben Zutritt zu den Registraturen 

der Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen und Ein- 

sicht in die angebotenen Unterlagen und die Findmittel der 

Registraturen zu gewähren. 

Anm.: 
Kann auch in $ 3 geregelt werden. 

(5) Die oberste Archivbehörde wirkt bei der Archivgutaus- 

sonderung mit. Sie erläßt insbesondere Richtlinien zur Be- 

stimmung der Archivwürdigkeit. 

Anm.: 
Diese Regelung gilt nur für Flächenstaaten mit Mittelbehör- 

den. 

(6) Die staatlichen (öffentlichen) Archive können von Be- 

hörden und sonstigen öffentlichen Stellen des Bundes, 

bundesunmittelbarer Körperschaften, Anstalten und Stif- 

tungen des öffentlichen Rechts sowie von Vereinigungen
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solcher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, soweit 

sie nicht der Aufsicht des Landes unterliegen, archivwürdi- 
ge Unterlagen übernehmen, soweit dies im öffentlichen In- 

teresse liegt. Dies gilt entsprechend für die Übernahme pri- 

vaten Archivgutes. 

85 
Sıcherung des Archivgutes 

(1) Die staatlichen (öffentlichen) Archive sind befugt, das 

Archivgut nach archivwissenschaftlichen Gesichtspunkten 
zu ordnen, durch Findmittel zu erschließen, zu nutzen so- 
wıe Unterlagen, deren Archivwürdigkeit nicht mehr gege- 
ben ist, auszusondern und zu vernichten. Das Zusammen- 

führen personenbezogener Informationen durch das Archiv 

ist nur zu lässig, wenn schutzwürdige Belange Betroffener 
oder Dritter nicht beeinträchtigt werden. Für Abbildungen 

nach $3 Abs 3 gilt Satz 1 erst nach Ablauf der Fristen des 

86 Abs. 3. 

(2) Sıe haben die technischen und organisatorischen Maß- 

nahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die ordnungs- 

und sachgemäße- dauernde Aufbewahrung und Benutzbar- 

keit des Archivguts sowie seinen Schutz vor unbefugter Be- 
nutzung oder vor Vernichtung sicherzustellen. Gleiches gilt 

für die im Auftrag verwahrten Unterlagen. 

Anm. 

In der Begründung kann auf die Regelungen in den Daten- 

schutzgesetzen hıngewiesen werden. 

{3) Von eınem staatlichen (öffentlichen) Archiv verwahrtes 

Archivgut des Landes kann mit Zustimmung der obersten 

Archivbehörde (gegen einen angemessenen Wertaus- 

gleich) an ein anderes Archiv abgegeben werden, wenn die 

Abgabe im öffentlichen Interesse liegt, archivwissenschaftli- 
chen Grundsätzen entspricht und wenn schutzwürdige Be- 

lange Betroffener und Dritter dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. 

86 
Nutzung von Archivgut 

(1) Jedermann hat das Recht, auf Antrag das in den öffent- 

lichen Archiven verwahrte Archivgut nach Ablauf der fest- 

gelegten Sperrfristen zu wissenschaftlichen oder journali- 
stisch-redaktionellen Zwecken sowie zur Wahrung berech- 

tigter persönlicher Belange zu benutzen, soweit durch die- 

ses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes 

bestimmt ist. Bestehende Informationsrechte oder beson- 

dere Vereinbarungen mit Eigentümern privaten Archivguts 
bleiben unberührt. Die Nutzung von Archivgut ist einzu- 

schränken oder zu versagen, wenn schutzwürdige Belange 
Betroffener, Dritter oder überwiegende Gründe des Ge- 
meinwohls entgegenstehen oder der Erhaltungszustand 

des Archtvguts gefährdet ist. Das Archiv kann die Nutzung 
von der Beachtung der Nebenbestimmungen abhängig ma- 
chen. 

Anm.: 

Hier könnte ein Hinweis auf Bußgeldbewehrung angebracht 
sein. 

{2) Belange von Amitsträgern sind in der Regel nicht vor- 
rangig schutzwürdig, wenn die Amtsträger in Ausübung ih- 

rer dienstlichen Obliegenheiten gehandelt haben. 

(3) Soweit durch Rechtsvorschriften keine anderen Sperr- 

fristen bestimmt sind, bleibt Archivgut mit Ausnahme be-   

reits bei ıhrer Entstehung zur Veröffentlichung bestimmter 

Unterlagen für 30 Jahre nach der Übernahme durch das Ar- 
chiv von der Benutzung ausgeschlossen. Archivgut, das 

besonderen Geheimhaltungsbestimmungen unterliegt, 

bleibt darüber hinaus 60 Jahre nach der Übernahme durch 
das Archiv von der Benutzung ausgeschlossen. Archivgut, 
das sich nach seiner Zweckbestimmung auf natürliche Per- 

sonen bezieht (personenbezogenes Archivgut), darf jedoch 

frühestens 30 Jahre nach dem Tode des Betroffenen durch 
Dritte benutzt werden. Ist der Todestag nicht festzustellen, 

endet die Sperrfrist 120 Jahre nach der Geburt des Betrof- 
fenen. Werden Unterlagen vor Ablauf der Aufbewahrungs- 
fristen vom Archiv übernommen, verlängert sich die Sperr- 
frist um den noch nicht abgelaufenen Aufbewahrungszeit- 

raum. 

Anm.. 

zum Zeitpunkt der „Übernahme“: Aus datenschutzrechtli- 

cher Sicht ist diese klare Regelung erforderlich (abwei- 
chend von anderen Formulierungsvorschlägen), da dadurch 
eine eindeutige Fristberechnung möglich ist. 

(4) Mit Zustimmung der abgebenden Stelle können die 

Sperrfristen im Einzelfall oder für bestimmte Archivgutgrup- 
pen verkürzt oder um höchstens 20 Jahre verlängert wer- 

den, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt und kein 
Grund zur Annahme besteht, daß schutzwürdige Belange 

der Betroffenen oder Dritter entgegenstehen. Bei perso- 

nenbezogenem Archivgut ist eine Verkürzung nur zulässig, 

wenn dies zur Erreichung des wissenschaftlichen Zwecks, 
zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus son- 

stigen, im überwiegenden Interesse der abgebenden Stelle 
liegenden Gründen oder bei rechtlichem Interesse eines 

Dritten erfolgt und durch Anonymisierung oder auf andere 

Weise sichergestellt ist, daß schutzwürdige Belange des 
Betroffenen oder Dritter nicht beeinträchtigt werden oder 

wenn die Betroffenen in die Benutzung eingewilligt haben. 

{5) Behörden ist die Benutzung solcher personenbezoge- 

ner Daten zu versagen, die bei der abgegebenen Stelle auf- 
grund besonderer Vorschriften zum Schutz des Betroffe- 

nen hätten gelöscht oder gesperrt werden mussen; glei- 

ches gilt für sonstige Unterlagen, die aufgrund von Rechts- 
vorschriften hätten vernichtet werden müssen. Dies gilt 

nicht, wenn die Daten aufgrund von Rechtsvorschriften für 

Zwecke der Sicherung von Rechten oder Beweisen aufzu- 

bewahren sınd oder wenn ıhre Benutzung durch dıe Behör- 
de dem Vorteil des Betroffenen zu dienen bestimmt ist oder 

wenn der Betroffene eingewilligt hat. 

(6) Das Nähere wird durch eine Benutzungsordnung gere- 

gelt. 

87 
Recht auf Auskunft und Gegendarstellung 

{1} Dem Betroffenen ist auf Antrag nach Maßgabe des $ ... 
des Landesdatenschutzgesetzes Auskunft über die im Ar- 
chivgut zu seiner Person enthaltenen Daten zu erteilen. 
Statt einer Auskunft kann das Archiv Akteneinsicht gewäh- 
ren. 

(2) Das Archiv ist verpflichtet, eine Gegendarstellung des 
Beiroffenen und bei rechtlichem Interesse seiner Hinterblie- 

benen dem Archivgut hinzuzufügen, die sich auf die Person 

des Betroffenen bezieht, wenn der Betroffene durch fal-
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sche Tatsachenbehauptungen beeinträchtigt ist und ein be- 

rechtigtes Interesse an der Gegendarstellung glaubhaft ge- 

macht wird. 

(3) Aufgrund besonderer Rechtsvorschriften zu berichti- 

gende Unterlagen sind um eine Richtigstellung zu ergän- 

zen. Ist dies nicht möglich, besteht eine Verpflichtung zu 

deren besonderen Kennzeichnung. 

(4) Diese Bestimmungen gelten nicht für amtliche Nieder- 

schriften über Sitzungen der gesetzgebenden oder be- 

schließenden Körperschaften des Bundes, der Länder, der 

Gemeinden (Gemeindeverbände) und der Gerichte. 

88 
Offenbarung von Geheimnissen 

(1) Landesrechtliche Regelungen über Berufs- oder be- 

sondere Amtsgeheimnisse stehen einer Anbietung und 

Übernahme von Unterlagen nicht entgegen. 

Anm.: 

Baden-Württemberg wird einen Formulierungsvorschlag er- 

arbeiten, der insbesondere die Probleme der besonderen 

Berufs- und Amtsgeheimnisse berücksichtigt (z.B. $ 203 

StGB). 

(2) Archivgut, das einem Berufs- oder besonderen Amts- 

geheimnis unterliegt, darf erst 60 Jahre nach seiner Über- 

nahme, jedoch frühestens 150 Jahre nach der Geburt des 

Betroffenen benutzt werden. 

89 
Sonstige öffentliche Archive 

Soweit die in $3 Abs. 4 genannten Stellen eigene Archive 

unterhalten und für diese Stellen keine besonderen Rechts- 

vorschriften gelten, sind die Bestimmungen dieses Geset- 

zes sinngemäß anzuwenden. 

810 

Die oberste Archivbehörde wird ermächtigt, durch Rechts- 

verordnung 

1. die örtliche und sachliche Zuständigkeit der staatlichen 

(öffentlichen) Archive, 

2. das Verfahren zur Zulassung und die Benutzung der 

staatlichen Archive, 

3... 

4... 

zu regeln. 

811 
Ordnungswidrigkeiten 

Schlußbemerkung 

Eine eigene Regelung für Kommunen ist insbesondere für 

Flächenstaaten angezeigt. 

Anhang Nr. 11 4. November 1983 

Beschluß der Datenschutzbeauftragten der Länder zur 

MiStra 

I. Allgemeines 

Die Landesbeauftragten und der Bundesbeauftragte sowie 

die Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz haben bereits 
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mit Beschluß vom 30. September 1980 zu der Anordnung 

über Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) Stellung genom- 

men. Schwerpunkte dieses Beschlusses waren die Forde- 

rungen, die MiStra so zu überarbeiten, daß nur noch die 

Vorschriften bestehen bleiben, für die eıne gesetzliche 

Rechtsgrundlage besteht, oder andernfalls eine eindeutige 

gesetzliche Grundlage zu schaffen. Dabei sollte auch der 

Umfang der bisherigen Mitteilungspflichten reduziert wer- 

den. 

Die Datenschutzbeauftragten begrüßen es, daß ein von den 

Justizverwaltungen eingerichteter Arbeitskreis die Anord- 

nung über Mitteilungen in Strafsachen einer Überprüfung 

unterzogen hat. 

Auf der Grundlage des vorgenannten Beschlusses ist zu 

dem vorliegenden Entwurf der Anordnung für Mitteilungen 

in Strafsachen (MiStra) folgendes zu bemerken’ 

1. Mit Bedauern wird festgestellt, daß die im Beschluß ge- 

nannten Forderungen und Anregungen nur zu einem 

geringen Teil aufgegriffen werden. 

2. Eine Klärung der Frage steht noch aus, inwieweit für die 

Mitteilungen in Strafsachen bereits eine Rechtsgrundla- 

ge besteht oder ob eine weitergehende gesetzliche 

Grundlage geschaffen werden muß. Der Entwurf hält of- 

fensichtlich an der bisherigen Rechtsqualität als Ver- 

waltungsvorschrift fest, ohne eine Begründung zu nen- 

nen, obwohl der Unterausschuß der Justizministerkon- 

ferenz selbst sich auf der Sitzung am 18. und 19. Mai 

1981 für die Schaffung einer Rechtsgrundlage ausge- 

sprochen hat. Weil derartige Mitteilungen für die Betrof- 

fenen einen Eingriff darstellen, bedürfen sie einer 

Rechtsgrundlage. 

3. Der Grundsatz der Zweckbindung der Verwendung von 

Daten im Datenschutzrecht soll sicherstellen, daß Da- 

ten nur von denjenigen Stellen verwendet werden, die 

sie zur gesetzlichen Aufgabenerfüllung benötigen. Eine 

strenge Zweckbindung soll damit verhindern, daß Da- 

ten an andere Stellen gelangen und dort für andere als 

die ursprünglich vorgesehenen Zwecke Verwendung 

finden. Wegen der Sensibilität der auf Grund der MıStra 

mitgeteilten Daten hat der Grundsatz der Zweckbin- 

dung besonderes Gewicht. Neben einer Regelung in 

Nr. 3 (vgl. die dortigen Anmerkungen) ist eine eindeuti- 

ge Vorschrift in der MiStra notwendig, die die Beach- 

tung der Zweckbindung in allen Mitteilungsfällen sicher- 

stellt. 

4. Der vorliegende Entwurf sieht ohnehin eine Vielzahl von 

einzelnen Mitteilungsvorgängen vor. Eine Erweiterung 

dieses Katalogs durch relativ weitgehende Bestimmun- 

gen (vgl. Nr. 2 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 29) birgt die Gefahr 

in sich, daß die auf den Einzelfall bezogenen Regelun- 

gen und deren bewußte Beschränkungen umgangen 

werden. Damit wäre aber der Sinn der Einzeiregelungen 

gefährdet, nämlich die mögliche Beeinträchtigtung der 

durch Art. 1 Abs. 1 und Art.2 Abs. 1 GG geschützten 

Persönlichkeitssphäre des Betroffenen zu begrenzen 

Daher sollte die Neufassung eine abschließende Rege- 

lung der Mitteilungsvorgänge enthalten. 

5. Im Hinblick auf die Auswirkungen, die die Mitteilungen 

für den Betroffenen haben können, sollten diese im Re- 

gelfall vom Richter oder Staatsanwalt verantaßt werden. 

Nur in Fällen, in denen nach den Einzelregelungen kein
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Entscheidungsspielraum besteht, sollte die Geschäfts- 

stelle zur Anordnung der Mitteilung befugt sein. Diese 
Umkehrung des im Entwurf und der geltenden Fassung 

der MiStra enthaltenen Regel- und Ausnahmeverhält- 

nisses drängt sich auch nach den Begründungen des 
Arbeitskreises der Justizverwaltungen auf. Dieser Ar- 
beitskreis lehnt bei einer Reihe von Bestimmungen eine 

Neuregelung deshalb ab, weil die Geschäftsstellen bei 
einem geänderten, dem Datenschutz aber eher Rech- 
nung tragenden Vollzug überfordert wären. 

. Die Mitteilungen in Strafsachen sollen dıe zu benach- 
richtigenden Behörden in Kenntnis von den Vorgängen 

setzen, auf dıe sıe im Rahmen des ihnen zugewiesenen 

Aufgabenbereichs zu reagieren haben. Eın strafrecht- 
lich relevanter Sachverhalt läßt sich jedoch abschlie- 
Bend erst nach Abschluß des Strafverfahrens beurtei- 
len. Damit den von den Mitteilungen Betroffenen nicht 
unnötige Nachteile entstehen, sollte der Grundsatz in 
der MiStra ausdrücklich festgelegt werden, daß Mittei- 
lungen erst nach rechtskräftigem Abschluß des Straf- 
verfahrens erfolgen dürfen. Auch der Inhalt der Mitteı- 

lungen ist auf das im Einzelfall wirklich notwendige Min- 

destmaß zu beschränken. Das bedeutet, daß im Regel- 
fall die Mitteilung der Tatsache einer Verurteilung unter 
Angabe der Straftat genügen wird. Ausnahmen hin- 
sichtlich einer vorzeitigen Mitteilung oder eines um- 
fangreicheren Inhalts der Mitteilungen müssen auf die 
Fälle beschränkt werden, in denen wegen der Bedeu- 

tung des möglicherweise verletzten Rechtsguts die be- 
gründete Ausnahme besteht, daß vorzeitige Maßnah- 
men veranlaßt sind oder die zu benachrichtigende Be- 
hörde nur auf Grund umfassender Kenntnis des dem 
Strafverfahren zugrundeliegenden Sachverhalts geeig- 
nete Maßnahmen treffen kann. 

Im einzelnen ist hier folgendes zu beachten: 

Soweit unter Berücksichtigung des Verhältnismäßig- 
keitsgrundsat- zes Mitteilungen überhaupt erforderlich 
sind, sollten diese erst nach rechtskräftigem Urteil, das 
eine Verurteilung ausspricht, erfolgen. Diese Mitteilun- 
gen sollten sich entweder auf die Tatsache der Verur- 
teilung oder auf den Abdruck des Urteilstenors be- 
schränken. 

Sollten Mitteilungen vorher erforderlich sein, dann dür- 

fen diese grundsätzlich erst zum Zeitpunkt der Erhe- 

bung der öffentlichen Klage gemacht werden. Erst zu 

diesem Zeitpunkt ist bereits eine gewisse Erfolgsaus- 
sicht der Klage nach der Beurteilung des Staatsanwal- 
tes anzunehmen. Diese vorzeitige Mitteilung kann nur 
dann veranlaßt sein, wenn begründete Anhaltspunkte 
vorliegen, daß die zu benachrichtigende Behörde Maß- 
nahmen treffen muß, bevor das Verfahren abgeschlos- 
sen ist. Hierzu ist nur der Anklagesatz zu übermitteln   10. 

Keinesfalls darf das wesentliche Ergebnis der Ermitt- 

lungen übersandt werden. 

Mitteilungen über die Einleitung des Verfahrens sollten 

auf die wenigen Ausnahmefälle beschränkt bleiben, in 

denen begründete Anhaltspunkte vorliegen, daß die zu 
benachrichtigende Behörde sofortige Maßnahmen ein- 
leiten muß. Der Inhalt der Mitteilung ist auf die Formel 

des Strafvorwurfs zu beschränken. Gleiches gilt für Mit- 
teilungen über den Erlaß eines Haftbefehls. 

. Der Betroffene ist grundsätzlich davon zu benachrichti- 
gen, welchen Stellen Mitteilungen nach der MiStra ge- 
macht wurden. Von einer Benachrichtigung des Betrof- 

fenen kann ausnahmsweise nur dann abgesehen wer- 

den, wenn schwerwiegende Bedenken in der Person 
des Betroffenen entgegenstehen. 

Die Benachrichtigung könnte organisationstechnisch 
ohne großen Aufwand beispielweise mit einem zusätzli- 
chen Formblatt im Durchschreibeverfahren erfolgen. 

Wesentliche Kostenfolgen dürften damit wohl kaum 
verbunden sein. 

Die in der Mitteilung von Strafsachen liegenden Eingrif- 
fe sind auf das unbedingt erforderliche Maß zu begren- 
zen. Deshalb ist durch eindeutige Adressierung sicher- 

zustellen, daß von diesen Mitteilungen nur die Perso- 

nen in den zu benachrichtigenden Behörden Kenntnis 
erlangen, welche diese Kenntnis zu ihrer Aufgabener- 

füllung benötigen. (Beispielsweise sind Mitteilungen an 

den Leiter der Behörde oder die personalsachbearbei- 
tende Stelle zu richten, wenn Mitteilungen öffentlich 
Bedienstete betreffen.) Außerdem sind derartige Mittei- 
lungen in jedem Fall verschlossen zu versenden. 

. Die fahrlässige Begehung einer Straftat weist grund- 
sätzlich auf ein geringeres Maß an strafrechtlicher Vor- 
werfbarkeit hin. Mitteilungen, die Fahrlässigkeitstaten 
betreffen, sollten daher grundsätzlich nicht im Rahmen 
der MiStra mitgeteilt werden. Dies gilt insbesondere bei 
fahrlässıgen Verkehrsstraftaten. Nur bei engem Bezug 
zur beruflichen Tätigkeit des von der Mitteilung Betrof- 

fenen und besonderem Gewicht des verletzten Rechts- 
guts sollten Ausnahmen gemacht werden. Die Prüfung, 

ob auch in diesen Fällen eine Mitteilung nicht erst nach 
rechtskräftigem Abschluß des Verfahrens erfolgen 
muß, sollte bei Fahrlässigkeitstaten besonders gründ- 

lich erfolgen. 

Der Vollzug der Mitteilung scheint nicht gleichmäßig zu 

erfolgen. Wegen der belastenden Wirkung, die die ein- 

zelnen Mitteilungen für die davon Betroffenen haben, 
entsteht hier eine nicht hinzunehmende Ungleichbe- 
handlung. Möglicherweise ist diese Ungieichbehand- 
lung ein Indiz dafür, daß manche Mitteilungspflichten 

als nicht mehr zeitgerecht empfunden werden; dies wä- 
re ein Anlaß zu noch strengerer Prüfung der Erforder- 
lichkeit.
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Stichwortverzeichnis 

zum 6. Tätigkeitsbericht des Bayerischen 

Landesbeauftragten für den Datenschutz 

A 

Abrechnungsdaten 
93 

Abschottung 14, 45, 56, 90 

Abstammungsurkunden 
49 

Adreßaufkleber 53,70 

Adressierung 
27,100 

Ärztliche Gutachten 64 

Akten 
5,91 

Akteneinsicht 
26, 29 

Alters- und Pflegeheime 64 

Amtshilfe 
41 

An- und Abmeldungen 51 

Anonymisierung 
62,68 

Anschriften 
48 

Anstalt f. Kommunale Datenverarbeitung 50 

Arbeitnehmerdatenschutz 
o 

Archivgut, Gesetzentwurf 96 

Archivwesen 
71 

Arzt 
67 

Arztadressen 
66 

Aufbewahrungsfristen 
77 

Auftragsdatenverarbeitung 
47 

Auskunftsanspruch 
91,92 

Auskunftseinschränkungen 
91 

Auskunftspflicht 
54,87 

Aussonderung 
36 

Aussonderungsfristen 
35 

B 

Bayerischer Rundfunk 55, 83 

Bayerischer Städtetag 71 

Beihilfe 
55 

Beihilfe, Beschluß des Bayer. Landtags 96 

Beihilfe, Beschluß des Bayer. Senats 3% 

Beihilfeanträge 
57 

Beirat 6,28 

Bekanntgabe 93 

Belangloses Datum 32 

Benachrichtigung 
27 

Benachrichtigung des Betroffenen 100 

Bereichsspezifische Datenschutzregelungen 12 

Bereichsspezifische Regelungen 87,92 

Beschlagnahme von Akten 29   

Bibliotheksausweise 
51 

Bildschirmtext 
9, 16, 17 

Bildschirmtextangebot 
20 

Bodennutzungs- und Ernteerhebung 45 

Briefüberwachung 
31 

Bürgermeister 
52 

Bußgeldverfahren 
74 

Bundesdatenschutzgesetz 
15,88 

Bundesdatenschutzgesetz, Erklärung der 

Datenschutzbeauftragten 
91 

Bundesnachrichtendienst 
40, 88 

Bundeszentralregister 27,72,73 

D 

Dateibegriff 
91 

Daten in Akten 
33 

Datenerhebung an Schulen 67 

Datennutzung 
10 

Datenschutzkontrolle 
76,87 

Datenschutzregister 
82 

Datensicherung 
35 

Datensicherungsmaßnahmen bei Neubauten 78 

Datenverknüpfungen 
37 

Datenweitergabe im Ausbildungsverhältnis 65 

Dauer der Speicherung 38 

Dokumentation, DV-Verfahren 76, 80 

Drittwirkung des informationellen 

Selbstbestimmungsrechts 
87 

E 

EG-Arbeitskräftestichprobe 
0 

Eingriff 34,41,99 

Einwilligung 32,56, 60, 62, 65, 66, 69, 92, 93, 94 

Einwilligungserklärung 
9 

Einwohnerdaten 
53 

Einzelmitteilungen 
93 

Erben 
49 

Erkennungsdienstliche Daten 36 

Ermittiungsbehörden 
37 

Ermittlungsverfahren 
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